STADT LAMPERTHEIM

NIEDERSCHRIFT
uber die 4. Sitzung des Stadtentwicklungs-, und Bauausschusses
am Dienstag, dem 30.11.2021,
in der ,Hans-Pfeiffer-Halle*, Weidweg, in 68623 Lampertheim
Sitzungsbeginn: 19:00 Uhr Sitzungsende: 20:36 Uhr

Auler den personlichen Einladungen an die Mitglieder des Stadtentwicklungs, Energie- und
Bauausschusses, der Stadtverordnetenversammlung sowie an die Mitglieder des Magistrats
wurde die Einladung gem. der Hauptsatzung der Stadt Lampertheim veroffentlicht.

Stadtentwicklungs- und Bauausschuss:

Galvagno, Nunzio (CDU) - stellv . Vorsitzender
Aberle, Michael (Griine)

Brandt, Petra (SPD)

Dr. Griesheimer, Stefan (CDU)

Hummel, Helmut (FDP) — Stellv. fir F. R6hrenbeck
Klingler, Jens (SPD)

Ofenloch, Dominik (SPD)

Rinkel, Helmut (Griine)

Stéwesand, Edwin (CDU)

Stadtverordnetenversammlung:
Horstfeld, Karl-Heinz (CDU) — stellv. Stadtv.vorsteher

Magistrat:
Blrgermeister Gottfried Stormer

Erster Stadtrat Marius Schmidt
Stadtrat Daniel Schaefer

Verwaltung:
Gross, Beate — Schriftfhrung

Lidke, Dietmar — FB 65
Wicke, Anne — FB 60

Entschuldigt fehlt:
Roéhrenbeck, Fritz (FDP)

Der Ausschussvorsitzende Stadtv. Rohrenbeck erdffnet die heutige Sitzung und stellt vor
Beginn der Beratungen die OrdnungsmafRigkeit der Einladung sowie die Beschlussfahigkeit
des Ausschusses fest. Hiergegen werden keine Einwande erhoben.

Tagesordnung:
1. Bebauungsplan 071 B - 00 "Wormser Landstralle - 2. BA" (2021/385)

hier: Satzungsbeschluss
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Mitteilungen und Anfragen

Schillercafé - Abbruchkosten und Buchwert (2021/346)
Schillercafé - Abbruchkosten und Buchwert, Beantwortung weiterer (2021/346
Fragen 1. Erganzung)
Vorstellung Portfoliobericht Fachbereich Immobilienmanagement (2021/388)

Tabakscheune Huittenfeld - aktuelles Vorhaben und rechtliche Wirdigung (2021/396)

Gewerbegebiet Wormser LandstralRe - Anfrage des stellv.
Stadtv.vorstehers Hummel

Katastrophenschutz/Warnsystem - Anfrage des stellv. Stadtv.vorstehers
Hummel

Fachwerkhauser Romerstralle - Anfrage des Stadtv. Dr. Griesheimer

Nutzung der ehem. Gaststatte Wacker - Anfrage des Stadtv. Dr.
Griesheimer

Bebauungsplan 071 B - 00 "Wormser Landstrafle - 2. BA" (2021/385)
hier: Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung beschlieft:

1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Rahmen der Beteiligung der
Offentlichkeit gemiR § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) keine Stellungnahmen
zur Aufstellung des Bebauungsplanes eingegangen sind.

2. Der Vorschlag zur Abwagung der im Rahmen der erneuten Beteiligung der
Behorden und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaR § 4a Abs. 3 BauGB
in Verbindung mit § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen, der
Bestandteil dieser Beschlussvorlage ist, wird hiermit beschlossen.

3. Der Bebauungsplan wird in der vorliegenden Fassung inklusive

bauordnungsrechtlicher Festsetzungen gemaR § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung
beschlossen.

Beratungsergebnis: Einstimmig

Die Beschlussvorlage des FB 60 war den Ausschussmitgliedern mit der Einladung
zugegangen.

Nach den einleitenden Worten des Vorsitzenden teilt Blirgermeister Stormer auf
entsprechende Anfragen des Stadtv. Hummel mit, dass die Verlegung von Glasfaser
gesichert ist. Des Weiteren fUhrt er aus, dass als Zielvorgabe zunachst der 2. Bauabschnitt
realisiert wird. Auf den Einwand des Stadtv. Hummel, dass es das 4-5-fache an
Interessenten gabe teilt der Blirgermeister mit, dass man diesbeziglich im Austausch mit
der Wirtschaftsforderung der Stadt Lampertheim ist und erst nach einer qualitativen
Prifung der Unternehmen, erkennbar sei, welche Firmen ihre Bewerbung
aufrechterhalten.

Stadtv. Ofenloch nimmt Bezug auf den Koalitionsvertrag, der vorsieht, dass alle
geeigneten Dachflachen fur Solartechnik genutzt werden und stellt einen Anderungsantrag
dahingehend, dass im Bebauungsplan eine Festsetzung zur Gestaltung von Dachflachen
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mit Photovoltaik und Begrinung aufgenommen wird. Blirgermeister Stormer verweist auf
die zeitliche Verschiebung, sollte diesbeziiglich eine Uberarbeitung des Bebauungsplanes
erfolgen mussen und schlagt vor, durch den Aufsichtsrat der SEL zu verfiligen, dass eine
entsprechende Verpflichtung in die Vertrage aufgenommen wird. Stadtv. Klingler meint,
dass die Aufnahme solch einer Verpflichtung evtl. nicht verpflichtend zu einer neuen
Offenlage fuhrt und Frau Wicke mochte den Sachverhalt nochmals prifen.

Die Stadtv. Stowesand und Rinkel erklaren sich mit einer Regelung Uber die SEL
einverstanden.

Danach verweist Stadtv. Brandt auf die Angaben zu dem geschatzten
Verkehrsaufkommen von 12.835 Fahrzeugen und halt diese Menge flir problematisch.
Hierzu fihrt Frau Wicke aus, dass es sich hierbei lediglich um eine Prognose handelt.
Malgeblich sei letztendlich, welche Betriebe sich ansiedeln. Auf weitere Anfrage teilt
Biirgermeister Stérmer mit, dass man mit der VTL Uber eine OPNV-Anbindung des 2.
Bauabschnittes in der Abstimmung sei.

Bevor es in die Abstimmung geht, verweist Stadtv. Klingler auf den vorgetragenen
Anderungsantrag, Photovoltaikanlagen verbindlich im Bebauungsplan aufzunehmen. Er
schlagt vor, vorbehaltlich der fachlichen Prifung, ob der B-Plan dann nochmals in die
Offenlage muss, Uber diesen Anderungsantrag abzustimmen. Eine vertragliche Regelung
erscheint ihm nicht weitgehend genug. Daher bittet er, zunachst (ber diesen
Anderungsantrag abzustimmen.

Der Vorsitzende stellt daraufhin den Anderungsantrag zur Abstimmung. Dieser wird
einstimmig angenommen.

Burgermeister Stormer verdeutlicht daraufhin, dass die Beschlussfassung unter dem
Vorbehalt erfolgen sollte, dass durch die Aufnahme von Photovoltaik und Begriinung auf
den Dachflachen nicht nochmals eine Offenlage erforderlich wird. Sollte dies der Fall sein,
seien diese MalRnahmen verpflichtend in den durch die SEL abzuschlieRenden Vertragen
sicherzustellen.

Danach Iasst der Vorsitzende uber den Beschlussvorschlag abstimmen.

Mitteilungen und Anfragen

Zu Beginn des Tagesordnungspunktes teilt Biirgermeister Stormer mit, dass er im
Anschluss an die Sitzung noch einige Mitteilungen unter Nichtoffentlichkeit machen
mdchte.

Schillercafé - Abbruchkosten und Buchwert (2021/346)

Die Beschlussvorlage des FB 65 war den Ausschussmitgliedern mit der Einladung
zugegangen.
Die Beratung fand im Zusammenhang mit TOP 2.2. statt und ist unter diesen Punkt
dokumentiert.

Schillercafé - Abbruchkosten und Buchwert, Beantwortung weiterer (2021/346
Fragen 1. Erganzung)



Niederschrift: Stadtentwicklungs-, Energie- und Bauausschuss vom 30.11.2021 Seite - 4 -

23

Die Mitteilungsvorlage des FB 65 war den Ausschussmitgliedern mit der Einladung
zugegangen.

Stadtv. Rinkel mdchte wissen, wie hoch die Entstehungskosten der Immobilie waren und
uber wieviel Jahre diese abzuschreiben ist.

Protokollnotiz:
Nach Mitteilung des FB 65 wurde das Schillercafé 1986 errichtet. Die Baukosten beliefen
sich auf 696.890,00 €. Die Abschreibungsdauer betragt 80 Jahre.

Vorstellung Portfoliobericht Fachbereich Immobilienmanagement (2021/388)

Die Mitteilungsvorlage des FB 65 war den Ausschussmitgliedern mit der Einladung
zugegangen.

Hierzu nimmt Stadtv. Rinkel Bezug auf die Aussage, dass nicht zu jedem Gebaude
energetische Daten vorliegen und erinnert an den Beschluss der STVV zur Erstellung
eines integrierten Klimaschutzkonzeptes in dessen Rahmen die stadt. Gebaude
hinsichtlich der CO-2 Einsparung zu Uberprifen sind. Dabei fragt er nach, ob diese
Informationen bis zum nachsten Jahr vorliegen. Hierzu teilt Herr Lidke mit, dass die
Stromkosten fur die Wohngebaude von den Mietern abzufragen sind.

Darlber hinaus nimmt Stadtv. Rinkel Bezug auf einen Beschluss der STVV im Hinblick
auf eine Prifung, welche der stadt. Gebaude fir eine PV-Anlage nutzbar sind. In diesem
Rahmen spricht er verschiedene Umsetzungsmdglichkeiten an und hatte gerne eine Liste
dieser stadt. Gebaude. Herr Lidke berichtet, dass bei der Prifung auch die Statik der
Dacher mit einzubeziehen ist. Eine entsprechende Zusammenstellung sei in der
Aufbereitung und kénne demnachst zur Verfugung gestellt werden.

Anschlieend stellt Herr Lidke den Ausschussmitgliedern mittels einer Prasentation den
Portfoliobericht vor. Diese der Niederschrift als Anlage beigeflgt.

A
In der Aussprache fragt Stadtv. Rinkel an, ob es — im Hinblick auf die finanzielle Situation
der Stadt Lampertheim - eine Option sein kénne, die Wohnungen mit einem hohen
Sanierungsbedarf an die Baugenossenschaft zu Gbertragen. Hierzu fuhrt Herr Lidke aus,
dass die Konzeptvergabe lediglich eine der Moglichkeiten darstellt. Evil. kdnnte es sein,
dass aulRer der Baugenossenschaft auch noch ein Investor bendtigt werde und hier kénnte
dann eine Konzeptvergabe durchgeflihrt werden. In diesem Zusammenhang fihrt
Biirgermeister Stérmer aus, dass bei einer Ubertragung von Geb&auden auch
vergaberechtliche Aspekte zu bertcksichtigen seien.
Stadtv. Klingler verweist auf die der Vorlage beigefugten Informationen zu den stadt.
Gebauden und fuhrt aus, dass im Jahr 2011 die Kita SaarstralRe eine Warmedammung
und neue Fenster erhalten hat. Seines Wissens wurden diese Mallnahmen auch in den
baugleichen Kitas Europaring und Schubertstrale durchgefihrt. Als Aufsichtsratsmitglied
der Baugenossenschaft zeigt er sich erfreut iber den Gedanken, die Baugenossenschaft
evtl. mit in die weiteren Uberlegungen einzubeziehen.

Stadtv. Brandt sieht auch bei anderweitig genutzten Gebauden der Stadt Lampertheim
Sanierungsbedarf. Aullerdem weist sie darauf hin, dass das Café im Stadtpark vor 2019
errichtet wurde, und merkt an, dass bei vielen Projekten die Angaben nicht vollstandig
seien. Einer Einbeziehung der Baugenossenschaft steht sie positiv gegeniber - die
Einbindung von priv. Investoren sieht sie eher kritisch. Biirgermeister Stérmer richtet
sodann die Bitte an die Stadtv. Brandt, die ihr aufgefallenen Fehler der Verwaltung
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mitzuteilen.

Letztendlich schlagt Stadtv. Dr. Griesheimer vor, noch folgende Punkte mit in die
Ubersicht der Objekte aufzunehmen:

Strukturen

Wert des Gebaudes

Grolie des Sanierungsstaus im Gebaude

Form der Energie sowie Energiekosten

Strukturierung nach der Nutzung (z.B. Kita, Vermietung etc.).
Daruber hinaus berichtet er Giber das Konzept des Bauvereins Darmstadt, der sich aus der
Stadt und weiteren Investoren zusammensetzt und schlagt vor, zu priifen, ob dieses Modell
auch fur die Stadt Lampertheim eine Option sein kdnnte.

Letztendlich nimmt er Bezug auf das Gebaude Romerstralte 120, dass der Klassifizierung
5 zugeordnet ist und gibt zu bedenken, ob angesichts des enormen Sanierungsbedarfs ein
Abriss nicht sinnvoller sein kénnte. Damit bestinde die Mdglichkeit, die Zuwegung ins
Unterdorf zu verbreitern, ohne die unter Denkmalschutz stehende Mauer versetzen zu
mussen.

Tabakscheune Hiittenfeld - aktuelles Vorhaben und rechtliche (2021/396)
Wiirdigung

Die Mitteilungsvorlage des FB 60 ist den Ausschussmitgliedern mit der Einladung
zugegangen.

Hierzu verweist Stadtv. Dr. Griesheimer auf eine Anfrage der IG und des Ortsbeirates im
Hinblick auf die Moglichkeiten eines Klageweges. Biirgermeister Stormer berichtet
daraufhin, dass die Tabakscheune nicht zum Denkmal erklart wurde, sondern per se ein
Denkmal ist und die Denkmalschutzbehdrde die Pflicht habe, dieses zu erhalten. Daher
sei gegen die Denkmalfestlegung der Rechtsweg nicht mdglich. Lediglich Personen, die
durch eine Umnutzung in ihren persénlichen Rechten betroffen sind, kénnten den
Klageweg beschreiten.

Daruber hinaus berichtet Burgermeister Stormer, dass ihn der Eigentimer der Immobilie
per E-Mail dariber informiert hat, dass er sein Vorhaben in reduzierter Form neu planen
mdchte. Dabei gibt er zu verstehen, dass auch eine erneute Planung nach § 34 BauGB zu
beurteilen sein wird und verweist auf die Mitteilungsvorlage hierzu, in der die rechtliche
Situation dargelegt ist.

In der weiteren Aussprache betrachtet Stadtv. Hummel sehr kritisch die Rechtssituation
und vertritt die Auffassung, dass der SEBA die Moglichkeit einer Einflussnahme auf
markante Bauvorhaben haben sollte. Stadtv. Klingler legt dar, dass § 34 BauGB durchaus
Ermessensspielraume erdffnet, die von der Verwaltung jedoch nicht ausgenutzt worden
seien. Durch die Erteilung des Einvernehmens sei signalisiert worden, dass sich das
geplante Bauvorhaben in die ndhere Umgebung einflugt. Er fihrt an, dass man durch
andere Instrumentarien hatte Einfluss nehmen kdnnen und verweist beispielhaft auf die
Problematik der Ausbreitung von Spielhallen, wo man mit dem Erlass einer
Veranderungssperre lenkend die Situation beeinflussen konnte. Stadtv. Dr. Griesheimer
schliefl’t sich diesen Ausfiihrungen an und beanstandet, dass man die Anwohner in dem
Prozess nicht von vornherein eingebunden hat. Dabei versichert er, dass seine Fraktion
auch die neuen Planungen im Auge behalten wird.

Letztendlich erkennt auch Stadtv. Rinkel im Rahmen des § 34 BauGB
Verhandlungsspielrdume und spricht sich fir Umsichtigkeit in der Abwagung aus. Dabei
wulnscht er sich fur die Zukunft einen offeneren Umgang und eine friihere Einbindung der
stadt. Gremien.
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2.8

Gewerbegebiet Wormser LandstraBRe - Anfrage des stellv. Stadtv.vorstehers Hummel

Der stellv. Stadtv.vorsteher Hummel erinnert, dass die Firma Tyczka Industriegas GmbH
im Zusammenhang mit der Ansiedlung im 1. Bauabschnitt des Gewerbegebietes Wormser
Landstral3e seiner Zeit die Absicht hatte, ihren Hauptsitz nach Lampertheim zu verlegen
und fragt nach dem Sachstand.

Biirgermeister Stormer teilt daraufhin mit, dass der Hauptsitz sowie die Verwaltung der
Fa. Zyczka in Mannheim ist und seitens der Firma auch keine Veranderung geplant sei.
Daruber hinaus teilt er mit, dass eine vertragliche Einforderung diesbezuglich nicht moglich
ist.

Katastrophenschutz/Warnsystem - Anfrage des stellv. Stadtv.vorstehers Hummel

Stadtv. Hummel nimmt Bezug auf die Flutopfer im Ahrtal und fragt an, wie in Lampertheim
das Alarmsystem aufgestellt ist. Hierzu fiihrt Burgermeister Stormer aus, dass eine
einheitliche Alarmierung der Bevdlkerung von Lampertheim derzeit nicht moglich ist. Daher
sei schon dariber nachgedacht worden, die Madglichkeit einer Alarmierung
wiedereinzufuhren. Derzeit sei man dabei, eine Anschaffung und Foérderfahigkeit fur eine
flachendeckende Versorgung zu prifen und vorzunehmen. Aus diesem Grund seien im
HHPL 2022 und 2023 je 85 T€ flr die Beschaffung von Sirenen vorgesehen.

Fachwerkhduser Romerstrale - Anfrage des Stadtv. Dr. Griesheimer

Stadtv. Dr. Griesheimer fiihrt aus, dass ca. 80 % der Hauser in der Romerstralie
Fachwerkhauser seien und fragt an, ob es eine Initiative oder Plattform fiir die Eigentiimer
gibt, die das Fachwerk an ihren Hausern freilegen méchten.

Burgermeister Stormer teilt mit, dass es derzeit solch eine Plattform nicht gibt.

Nutzung der ehem. Gaststatte Wacker - Anfrage des Stadtv. Dr. Griesheimer

Auf entsprechende Anfrage des Stadtv. Dr. Griesheimer berichtet Biirgermeister
Stormer, dass es derzeit keine Erkenntnisse Uber die weitere Nutzung der ehemaligen
Gaststatte ,Wacker” gibt.

Lampertheim, den 10.12.2021-Gr.

Der Vorsitzende: Die Schriftfiihrerin
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Nunzio Galvagno Beate Gross
Stadtverordneter



STADT LAMPERTHEIM Beschlussvorlage

- offentlich -

Drucksache 2021/385

Produkt: 09.01.01.

Federflhrung: FB 60 Bauen und Umwelt

Bearbeiter/in: Herr Brewi

Datum: 05.11.2021

Beratungsfolge Termin Bemerkungen / Mitbeteiligung gem. GeschO

Magistrat der Stadt Lampertheim 16.11.2021

Stadtentwicklungs-, und Bauaus- 30.11.2021
schuss

Stadtverordnetenversammlung 10.12.2021

Bebauungsplan 071 B - 00 "Wormser Landstrae - 2. BA"
hier: Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag:
Die Stadtverordnetenversammlung beschlieft:
1. Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Rahmen der Beteiligung der Offentlich-
keit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB (Baugesetzbuch) keine Stellungnahmen zur Aufstel-
lung des Bebauungsplanes eingegangen sind.

2. Der Vorschlag zur Abwagung der im Rahmen der erneuten Beteiligung der Behor-
den und sonstigen Trager offentlicher Belange gemaR § 4a Abs. 3 BauGB in Ver-
bindung mit § 4 Abs. 2 BauGB eingegangenen Stellungnahmen, der Bestandteil
dieser Beschlussvorlage ist, wird hiermit beschlossen.

3. Der Bebauungsplan wird in der vorliegenden Fassung inklusive bauordnungs-
rechtlicher Festsetzungen gemaR § 10 Abs. 1 BauGB als Satzung beschlossen.

Sachdarstellung:

Bisheriges Verfahren:

Die Stadt Lampertheim beabsichtigt, das zwischen Lampertheim und dem Stadtteil Rosengarten
gelegene Industrie- und Gewerbegebiet "Wormser Landstrale" zu erweitern. Die gewerblichen
Grundstlicke im ersten Bauabschnitt der Wormser Landstrae sind vollstandig verkauft (mit
Bauverpflichtung) und die Bebauung ist im Wesentlichen abgeschlossen. Es ist daher stadte-
baulich und wirtschaftlich sinnvoll, neue Flachen planerisch vorzubereiten. Die Stadtverordne-
tenversammlung hat dafir in ihrer Sitzung vom 12.12.2014 die Aufstellung des Bebauungspla-
nes beschlossen.

Die Beteiligung der betroffenen Behérden und sonstigen Trager offentlicher Belange gem. § 4
Abs. 2 BauGB erfolgte mit Schreiben vom 26.04.2019 bzw. 29.04.2019 mit Frist zur Abgabe der
Stellungnahme bis zum 30.05.2019. Alle Antrage auf Fristverlangerung wurden gewahrt, so
dass alle Stellungnahmen in die Abwagung eingehen konnten.

Aufgrund der eingegangenen Stellungnahmen wurden materiell-rechtliche Anderungen vorge-
nommen, die gemal § 4a Abs. 3 BauGB eine erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen
Trager offentlicher Belange und die erstmalige Offenlage erforderten. Die Behdrden und sonsti-
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gen Trager offentlicher Belange erhielten die Moéglichkeit, Stellungnahmen im Zeitraum vom
12.07.2021 bis 23.08.2021 abzugeben. Der Offenlagezeitraum fir die Offentlichkeit war vom
19.07.2021 bis ebenfalls 23.08.2021.

Aktueller Verfahrensstand und Abschluss des Verfahrens:

Die Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 Abs. 2 BauGB sowie die erneute Beteiligung der
Behdrden und sonstigen Tragern 6ffentlicher Belange geman § 4 Abs. 2 BauGB fiihrten lediglich
zu einer redaktionellen Anderung des Bebauungsplanes, so dass keine erneute Offenlage und
keine erneute Einholung der Stellungnahmen durchgefuhrt werden muissen.

Der Bebauungsplan wird von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung beschlossen. Im
Anschluss wird der Bebauungsplan bekanntgemacht, womit er Rechtskraft erlangt.

Fachdienst 60-3 Leiterin Fachbereich 60 Blrgermeister
gesehen: Zustimmung erteilt:
(Brewi) (Wicke) (Stérmer)

Finanzielle Auswirkungen zu Lasten des stadtischen Haushalts:

1. Buchungsstelle

bereitgestellte Mittel EUR
noch verfiigbare Mittel EUR

2. Nicht ausreichende verfligbare Mittel

Bei nicht ausreichenden verfigbaren Mitteln kann die Mittelde-

() ckung durch Mehrertrage / Wenigeraufwendungen in Héhe von EUR
bei der Buchungsstelle
erfolgen.

() Die Mitteldeckung muss in Héhe von EUR
durch Uber- / auBerplanmaflige Bewilligung gemaf Beschlussvor-
schlag erfolgen

3. InvestitionsmalRnahmen

() Die bisherigen Auftragsvergaben bewegen sich im Rahmen des
Kostenvoranschlages und es ist derzeit keine Uberschreitung der
Gesamtkosten erkennbar.

() Die bisherigen Auftragsvergaben lassen erkennen, dass die ur-
sprunglich projektierten Mittel nicht ausreichend sein werden.
Nach dem derzeitigen Stand werden sich die Gesamtkosten um EUR
erhdhen.

4, Folgekosten

() Die MalRnahme verursacht keine Folgekosten in kommenden
Haushaltsjahren

() Die MaRnahme verursacht Folgekosten in kommenden Haushalts-
jahren, bestehend aus
Personalaufwendungen EUR
Betriebs- und Unterhaltungsaufwendungen EUR
Finanzierungsaufwendungen EUR
Sonstige Aufwendungen EUR

5. (x) Keine finanziellen Auswirkungen

Die Begrindung fiir die Entstehung der Folgekosten ist aus dem Vorlagentext zu entnehmen.




Bebauungsplanes 71 B — 00
"Wormser Landstralle — 2. Bauabschnitt"

Abwagung fur den Planentwurf (nach der férmlichen Offentlich-
keitsbeteiligung sowie der erneuten formlichen Beteiligung der
Behtrden und sonstigen Trager offentlicher Belange)

Die Stadtverordnetenversammliung hat in ihrer Sitzung am 20.05.2021 die Durchfihrung
der Beteiligung der Offentlichkeit sowie der erneuten Beteiligung der Behtérden und sons-
tigen Trager offentlicher Belange beschlossen.

Die Offentlichkeit wurde mit der Bekanntmachung vom 10.07.2021 um Stellungnahme im
Zeitraum vom 19.07.2021 bis einschlief3lich 23.08.2021 gebeten. Im Rahmen der formli-
chen Offentlichkeitsbeteiligung gingen keine Stellungnahmen ein.

Erneute formliche Beteiligung der Behdérden und sonstigen Trager 6ffentlicher Be-
lange geméal § 4a (3)i. V. m. § 4 Abs. 2 BauGB

Die Behorden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange wurden mit dem Schreiben vom
12.07.2021 um Stellungnahme bis einschlief3lich 23.08.2021 gebeten.

Folgende Trager 6ffentlicher Belange haben keine Stellungnahme abgegeben:

Amt fir Bodenmanagement

Amt fur den landlichen Raum

Botanische Vereinigung fur Naturschutz BVNH, Marburg
Bund fur Umwelt- und Naturschutz BUND, Frankfurt
Deutsche Telekom T-Com

e-Netz

Gemeindevorstand der Gemeinde Biblis
Landesamt fiir Denkmalpflege Hessen

Hess. Gesellschaft fir Ornithologie und Naturschutz, Echzell
Hessisches Forstamt Lampertheim

Hessenwasser GmbH & Co. KG
Kreishandwerkerschaft Bergstrae

Magistrat der Stadt Birstadt

Magistrat der Stadt Heppenheim

Magistrat der Stadt Lorsch

Magistrat der Stadt Viernheim

Naturschutzbund Deutschland, LV Hessen, Wetzlar
Polizeiprasidium Sidhessen

Technisches Uberwachungsamt, Darmstadt
Verband Region Rhein-Neckar

VRN GmbH

Wirtschafts- und Verkehrsverein Lampertheim e.V.



ABWAGUNG

Folgende Trager offentlicher Belange haben geantwortet, aber keine Anregungen oder Bedenken
geaulert:

Traggr offentlicher Belange u. sonst. Interessen- Erhaltene Hinweise / Anregungen
verbénde

Stadtwerke Weinheim, 14.07.2021 keine Belange betroffen

Stadt Worms, 23.07.2021 Keine Anregungen, keine Belange betroffen
Stadt Mannheim, Nachbarschaftsverband Heidelberg- Keine Anregungen, keine Belange betroffen
Mannheim, 22.07.2021

Amprion, 19.07.2021 Keine Bedenken oder Anregungen
Vodafone Hessen, 23.08.2021 Keine Einwande

Eisenbahn-Bundesamt, 13.07.2021 Keine Bedenken




ABWAGUNG

Folgende Trager 6ffentlicher Belange haben geantwortet und Hinweise bzw. Anregungen gegeben:

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

Amprion GmbH

Sehr geehrte Damen und Herren,

KG. Nach Prifung des Bebauungsplans im Hinblick auf eine Beeintrachtigung un-
serer Anlagen teilen wir [hnen mit, dass unsere Anlagen zum gegenwartigen Zeit-
punkt vom Bebauungsplan nicht betroffen sind. Dies schlie3t die Anlagen der v. g.
Betreiber mit ein.

Die vorgenannten Anlagenbetreiber, deren Anlagen von Ihrer Kompensationsmal3-
nahme Flachenstilllegung (Bewirtschaftungsverzicht) im Lampertheimer Wald (Plan
2: Pappelaltholz mit Erlenbruch Abt. 122) zum gegenwartigen Zeitpunkt betroffen
sind, werden in der nachfolgenden Tabelle aufgefiuhrt.

Zur Vereinfachung benennen wir unsere nachfolgend genannten Anlagen so weit
mdglich im weiteren Schreiben nicht einzeln, sondern allgemein als Anlagen. Als
unsere Anlagen bezeichnen wir die Gesamtheit der zu schitzenden Erdgashoch-
druckleitungen, LWL-Kabel und Begleitkabel.

Nach Prifung des Vorhabens im Hinblick auf eine Beeintrachtigung unserer Anla-
gen teilen wir Ihnen mit, dass von der 0. g. Kompensationsmaf3nahme unsere nach-
folgend aufgefiihrten Anlagen betroffen sind:

19.07.2021 im Planbereich der 0. a. MaRnahme verlaufen keine Héchstspannungsleitungen | Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Planbereich Hochstspannungsleitungen
unseres Unternehmens. von Amprion weder aktuell verlaufen noch geplant sind.
Planungen von Hochstspannungsleitungen fur diesen Bereich liegen aus heutiger
Sicht nicht vor.
Wir gehen davon aus, dass Sie bezuglich weiterer Versorgungsleitungen die zu- | Entsprechende Unternehmen und Behérden werden im Verfahren ebenfalls betei-
standigen Unternehmen beteiligt haben. ligt.
Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine
Leitungsauskunft wir danken fiir die Ubersendung der Unterlagen zu o. g. Vorhaben.
GASCADE
Wir antworten Ihnen zugleich auch im Namen und Auftrag der Anlagenbetreiber
28.07.2021 WINGAS GmbH, NEL Gastransport GmbH sowie OPAL Gastransport GmbH & Co.

Wir nehmen zur Kenntnis, dass die Anlagen der genannten Betreiber zum gegen-
wartigen Zeitpunkt vom Bebauungsplan nicht betroffen sind.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.
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ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

Schutzstreifen
Ir:? Typ Name DN ?:'gs inm Netzbetreiber
: (Anlage mittig)
Erdgas- Fernleitung GASCADE Gastransport
1 leitung MIDAL 800 ©0.00 8,00 GmbH
2 LWL LWL-Kabel WINGAS GmbH
Trasse

Die Lage unserer Anlagen ist den beigefligten Bestandsplanen, Blatt 26.25/K und
26.26/H, zu entnehmen. Zwischen der 6rtlichen Lage der Anlagen und der Darstel-
lung im Bestandsplan kdnnen Abweichungen bestehen. Der Hohenplan bezieht
sich auf den Zeitpunkt der Verlegung unserer Anlagen. Spater vorgenommene Ni-
veauanderungen sind nicht berlcksichtigt. In Absprache mit unserem Pipeline-Ser-
vice ist die Lage unserer Anlagen durch Suchschachtungen zu priifen. Die Kosten
gehen zu Lasten des Verursachers.

Unsere Anlagen befinden sich in der Mitte eines dinglich gesicherten Schutzstrei-
fens. Unmittelbar neben der Erdgashochdruckleitung, welche kathodisch gegen
Korrosion geschutzt ist, befinden sich Fernmeldekabel in Rohrscheitelhdhe.

Gegen die vorgesehene KompensationsmaRnahme Flachenstilllegung (Bewirt-
schaftungsverzicht) im Lampertheimer Wald bestehen unsererseits keine Beden-
ken, wenn die als Anlage beigefiigten ,Auflagen und Hinweise zum Schutz unserer
Erdgashochdruckleitungen” Beriicksichtigung finden. Dieses Merkheft findet auch
bei unseren v. g. Anlagen Anwendung. Ebenso mussen die nachfolgenden Hand-
lungen weiterhin uneingeschrankt zulassig sein:

» Zur Gewahrleistung eines sicheren Leitungsbetriebes ist der Schutz unserer An-
lagen unerlasslich. In der Gesamtheit gehéren zu unseren Anlagen auch unsere
Schilderpfahle, Armaturen, Stationsflachen etc.

* Zum Zwecke von behoérdlich vorgeschriebenen Kontrollen sowie fur Instandhal-
tungsmafinahmen, Intensivmessungen etc. muss die Zuganglichkeit unserer Anla-
gen fir GASCADE auch fiur die Zukunft jederzeit gewahrleistet bleiben.

* Dies gilt entsprechend flr die notwendige Beseitigung des Bewuchses mit Ma-
schineneinsatz innerhalb unseres Schutzstreifens. Zum Schutz unserer Anlagen
fuhren wir im mehrjahrigen Abstand turnusméaRig eine entsprechende Pflege des

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken bestehen unter Beriicksich-
tigung der der Stellungnahme beigefiigten ,Auflagen und Hinweise zum Schutz un-
serer Erdgashochdruckleitungen®.
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ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

Schutzstreifens durch, da Baum- und Gehdlzbewuchs die Anlagen beschéadigen
kdnnen.

» Weiter weisen wir darauf hin, dass unsere Anlagen entlang der Trasse durch eine
regelmafige Befliegung mit einem Hubschrauber zusatzlich kontrolliert werden.
Diese Befliegung findet alle 3 Wochen statt und ist unerlasslich. Sie muss ebenfalls
weiterhin gewabhrleistet bleiben.

Dies ist keine Zustimmung zu Baumafnhahmen oder anderen Veranderungen im
Bereich unserer Anlagen. Solche MaRnahmen sind der GASCADE Gastransport
GmbH, Abt. GNL, durch eine gesonderte Anfrage zur Stellungnahme vorzustellen.
Wir bitten um Beteiligung am weiteren Verfahren.

Wie Sie unserem Bestandsplan entnehmen kdénnen, befinden sich Kabel und Lei-
tungen anderer Betreiber in diesem Gebiet. Diese sind gesondert von lhnen zur
Ermittlung der genauen Lage der Anlagen und eventuellen Auflagen anzufragen.
Die GASCADE kann nur fur ihre eigenen Anlagen Auskunft geben und fur die An-
lagen der Anlagenbetreiber, welche GASCADE mit der Beauskunftung beauftragt
haben.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. AuRer GASCADE werden auch andere
Stellen/Leitungsbetreiber im Rahmen des Verfahrens beteiligt und zur Stellung-
nahme aufgefordert.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine

Energieried GmbH
& Co. KG

10.08.2021

Am 16.07.2021 erhielten wir die Stellungnahme der Stadt Lampertheim zu 0.g. Bau-
leitplanung bzw. zu unserer vorangegangenen Stellungnahme (siehe unten und An-
hang).

Bitte berticksichtigen Sie bei der Planung der ErschlieRungsanlagen die folgende
Ergéanzung:

AVBWasserV 811:

»(1) Das Wasserversorgungsunternehmen kann verlangen, dass der Anschluss-
nehmer auf eigene Kosten nach seiner Wahl an der Grundstiicksgrenze einen ge-
eigneten Wasserzéhlerschacht oder Wasserzahlerschrank anbringt, wenn...das
Grundstuick unbebaut ist ...".

In Verbindung mit dem bereits genannten Regelwerk DVGW W 400-1 (A) ergeben
sich dadurch die folgenden Optionen:

Die gegebenen Hinweise werden an den ErschlieBungstrager weitergegeben.
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ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

1.

Verzicht auf Hausanschluss-Vorstreckungen.

Dies bedeutet im ungunstigen Fall, dass wir zur Verlegung des Hausanschlusses
die neue StralRe wieder aufbrechen mussen.

2.

Verlegung von Hausanschluss-Vorstreckungen bis hinter die Grundstiicksgrenze
und Einbau eines Wasserzéhlerschachts.

Im Idealfall erfolgt der Einbau des Schachts durch den Grundstuckseigentimer.
Die diesbezlglichen Details werden den Kunden im Zuge des Beratungsgesprachs
mitgeteilt.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine

EWR Netz GmbH

22.07.2021

Von unserer Seite bestehen keine Bedenken gegen die vorliegende Planung oder
Baumaflinahme.

Wir beabsichtigen innerhalb Ihres Planungs-/Baubereiches eigene Leitungen zu
verlegen und schlagen deshalb vor, die Arbeiten zu koordinieren und gemeinsam
auszufihren.

Der Planungs-/Baubereich wird von Versorgungsanlagen unseres Unternehmens
tangiert, auf die entsprechende Ruicksicht zu nehmen ist.

Die Ausziige aus den Bestandsplanen der Versorgungsnetze der EWR Netz GmbH
haben Sie bereits per E-Mail vom 14. Juli 2021 erhalten. Fir die unterschiedlichen
Sparten bestehen einzelne Plane. Alle Eintragungen in den Planen sind unverbind-
lich. Hausanschlussleitungen sind in den Pléanen ggf. nicht angegeben.

Bei Kreuzungen oder Naherungen zu Anlagen der EWR Netz GmbH ist entspre-
chende Riicksicht zu nehmen. Die genaue Lage der Leitungen ist durch Hand-
schachtung festzustellen. Die nachstehenden oder in den Planen angegebenen
Schutzstreifen oder Mindestabstande sind zu beachten.

Die Schutzstreifen sind von jeglicher Bebauung und Bepflanzung mit Baumen oder
tiefwurzelnden Stréauchern freizuhalten. Vorstehende Tétigkeiten innerhalb der
Schutzstreifen sind der EWR Netz GmbH anzuzeigen und Schutzmaf3nahmen mit
der EWR Netz GmbH abzustimmen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken gegen die vorliegende Pla-
nung oder BaumafRnahme bestehen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. Eine Koordinierung wird im Rahmen der
ErschlieBungsplanung erfolgen, aufgefiihrte Hinweise bei der Planung/Umsetzung
berucksichtigt.

Die von der EWR mitgeteilten, vorhandenen Leitungen werden in der Erschlie-
Bungsplanung bereits berucksichtigt. Sie liegen in 6ffentlichen Grinflachen, so dass
eine gesonderte Darstellung im Bebauungsplan nicht erforderlich ist.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.
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ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

Zur Vermeidung gegenseitiger Beeinflussung dirfen die nachstehenden Mindest-
absténde bei der Verlegung von Leitungen ohne Sondermaf3hahmen nicht unter-
schritten werden. Die Sondermaf3nahmen sind mit der EWR Netz GmbH abzustim-
men.

Dariiber hinaus dirfen keine Einwirkungen vorgenommen werden, die den Be-
stand, den Betrieb oder die Unterhaltung der Leitungen beeintrachtigen oder ge-
fahrden.

Wir verweisen auch auf behdérdliche Festlegungen, die einschlagigen Vorschriften
und anerkannten Regeln der Technik.

Fir Schaden, die auf eine Missachtung der vorstehenden Vorgaben beruhen, haftet
der Verursacher.

Beigefiigte Plane: Mindestabstand /  Schutzstreifen
lichter Abstand beiderseits

Leitungsmitte

Niederspannungskabelplan 0,2m

StraRenbeleuchtungskabelplan 02m

Mittelspannungskabelplan mit Steuerkabel 0,2m

Mittelspannungsfreileitungsplan 10m

Gas- und Wasserbestandsplan mit \

- Wassertransportleitung {Kennz. HW) i 1,5m 5m

- Wasserverteilungsleitung (Kennz. VW) 0,4m

- Gas Hochdruckleitung (Kennz. HGD) 1,5m 30m

- Gas Mitteldruckleitung (Kennz. VGM) 0,4 m 1,5m

- Gas Niederdruck (Kennz. VG) 0,4m

Bauunternehmungen sind anzuweisen, vor Baubeginn aktuelle Bestandsplane
schriftlich anzufordern oder bei uns abzuholen und mit der zustandigen Betriebs-
stelle der EWR Netz GmbH Kontakt aufzunehmen.

Fir die Verlegung von unterirdischen Versorgungsleitungen sind die in DIN 1998
vorgesehenen Trassenrdume freizuhalten.

Wir weisen darauf hin, dass die Verlegung von Versorgungsleitungen nur erfolgen
kann, wenn die Voraussetzungen fiir den Aufbau des Versorgungsnetzes gegeben

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.
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ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

sind, d. h. das Niveau der Stralen und Gehwege muss vorhanden und der Stra-
Renunterbau eingebracht sein. Die Breite der Stralen und Gehwege muss festlie-
gen und eindeutig erkennbar sein. Die Grenzsteine dirfen nicht verdeckt sein. Tie-
ferliegende Ver- und Entsorgungsleitungen miissen eingebracht sein.

Bei Anpflanzungen von Baumen, Strauchern und Hecken ist zu den Leitungstras-
sen ein Abstand von 2,50 m einzuhalten, damit einerseits Beschadigungen der Lei-
tungen durch Wurzeldruck und Bodenaustrocknung und andererseits Beeintrachti-
gungen der Bepflanzung, z. B. bei erforderlichen Tiefbauarbeiten, vermieden wer-
den. Sollte dieser Abstand bei der Anpflanzung unterschritten werden, so sind tech-
nische SchutzmaRnahmen in gegenseitigem Einvernehmen - spatestens im Rah-
men der Pflanzarbeiten - notwendig.

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes geméaR § 10 BauGB bitten wir Sie, uns
den Eintritt der Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes bekannt zu geben.

Fir die Projektierung von Leuchtenstandorten ware unsererseits zu begrii3en,
wenn Garagen und Kfz-Stellplatze im Rahmen des Planverfahrens festgelegt wer-
den. Dadurch wird den Wiinschen von Leuchtenversetzungen vorgebeugt, zumal
durch die spatere Anderung einzelner Leuchtenstandorte die GleichméaRigkeit der
StraRenbeleuchtung aufgehoben wird und Kosten vom Verursacher der Versetzung
zu tragen sind.

Die Kosten fur Leitungssicherungsmaf3nahmen oder Umlegungen vorhandener Lei-
tungen werden gemaf dem Verursachungsprinzip dem Verursacher in Rechnung
gestellt, soweit keine vertraglichen oder sonstigen Festlegungen anderweitige Re-
gelungen vorgeben.

Aussagen zur Tiefenlage der EWR-Leitungen sind nicht méglich, da nach der Le-
gung der Leitungen das Héhenniveau des Gelandes eine Veréanderung durch Auf-
oder Abtrag erfahren haben kann. Im Zuge des Abstimmungsverfahrens bzw. der
Vorkoordination sind Suchschachtungen im Bereich der EWR-Leitungen herzustel-
len, um die genaue Tiefenlage festzustellen. Aufgrund dieser Erkenntnisse kénnen
notwendige Arbeiten wie Leitungssicherung, Leitungsumlegungen oder andere er-
forderliche Arbeiten definiert, koordiniert und notwendige Aufwendungen und Bau-
zeiten kalkuliert werden.

Der Hinweis wurde bereits in die Testfestsetzungen aufgenommen.

Da es sich in vorliegender Planung um ein Gewerbegebiet handelt, welches in un-
terschiedlichen Auspragungen gewerblich genutzt werden soll, ist eine konkrete
Festlegung von Garagen- und Stellplatzstandorten einschréankend und somit nicht
zielfihrend.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine




BEBAUUNGSPLAN 71 B - 00 ,,WORMSER LANDSTRARE — 2. BAUABSCHNITT*

ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
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Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

Kreisausschuss
des Kreises Berg-
stral3e, Heppen-
heim (ohne Stel-
lungnahme der
UWB)

23.08.2021

Der 0. g. Bebauungsplanentwurf ist uns als Bundelungsstelle des Kreises Berg-
stral3e im Rahmen der Behordenbeteiligung gemaRl § 4 Abs. 2 BauGB ubersandt
worden. In Zusammenarbeit mit den von der vorgesehenen Nutzungsregelung be-
riihrten Fachbereichen unseres Hauses (Kreisausschuss und Landrat) geben wir
hierzu folgende Stellungnahme geman § 4 Abs. 2 BauGB ab:

Stadtebau-, Bauplanungs- und Bauordnungsrecht

Textliche Festsetzungen: Nr. 5 Mit Geh- und Fahrrecht zu belastende Flachen
Es fehlt die genaue Grundstucksbezeichnung. Diese ist noch zu ergéanzen.

Begrundung: Nr. 3 Erfordernis der Planaufstellung
"...die Bebauung wird voraussichtlich bis Ende 2019 abgeschlossen sein." Diese
Aussage ist zeitlich Gberholt und sollte entsprechend angepasst werden.

Untere Naturschutzbehérde

Artenschutz

1. Laut der ,Speziellen artenschutzrechtlichen Prifung” (Institut fir Faunistik, Dr.
Weinhold, Stand 11/2019) erfolgt ein Versto3 gegen die artenschutzrechtlichen
Verbote dann nicht, wenn die benannten Vermeidungsmafinahmen ergriffen wer-
den (die Ubernahme als textliche Festsetzungen ist erfolgt (Nr. A.11.3)).

Zu diesen MaRnahmen gehdrt u.a. die zeitliche Einschrankung fir die Umgestal-
tung des Stephansgrabens (Durchfiihrung der Baumanahmen nur auRerhalb der
Winterruhezeiten (Oktober-Marz), also von April bis September) sowie das vorhe-
rige Abdecken der Flachen mit Folie zum Zweck der Vergramung der Zauneidech-
sen. Mit der zeitlichen Festlegung der BaumalRnahmen auf die Aktivitatszeit der
Tiere soll vermieden werden, dass die Tiere, die im Winterhalbjahr nicht agil sind,
getdtet werden. Dies ist nachvollziehbar.

Unseres Erachtens wird bei den 0.g. MaRnahmen nicht bericksichtigt, dass ggf. in
den Boden abgelegte Eier im Sommerhalbjahr zu Schaden kommen kdnnen. Ein
Vernichten der Eier durch die BaumaRnahmen wiirde einen ein Verstol3 gegen die
artenschutzrechtlichen Verbote des § 44 BNatSchG darstellen. Es ist somit erfor-
derlich, den zeitlichen Korridor fir die Vergramung auf die Zeit vor der Eiablage
(zugleich nach Ende der Winterruhe) bzw. nach dem Ausschlipfen (aber vor Auf-
suchen der Uberwinterungsquartiere) zu begrenzen.

Die fehlende Angabe wird ergéanzt.

Die entsprechende Aussage wird aktualisiert.

Die zeitliche Begrenzung der MaBnahmen (je nach Witterung Ende Méarz bzw. An-
fang April bis Mai bzw. Mitte/ Ende August bis Ende September) wird in allen rele-
vanten Bestandteilen des Bebauungsplanes ergéanzt.
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Wir bitten um Prifung dieses Aspektes und entsprechende Ergénzung der Unter-
lagen und der Festsetzungen.

Eingriffsregelung (Vermeidung, Minimierung, Ausgleich)

2. Im Griinordnungsplan (S. 14) wird zum Thema ,Auenbeleuchtung“ als Vermei-
dungsmalnahme die ausschliel3liche Verwendung von Natriumdampflampen fir
die AuBRenbeleuchtung an Gebauden und ErschlieBungsstraen benannt. Diese
wird an gleicher Stelle ergénzt um die Verwendung von warmwei3en LED-Leuchten
als mogliche Alternative. Die betreffende Festsetzung (A.11.4) enthdlt hingegen
ausschlief3lich die Verwendung von Natriumdampflampen (LED-Leuchten sind hier
als mogliche Alternative nicht benannt).

Nach unserem Kenntnisstand entspricht die Verwendung von Natriumdampflam-
pen nicht dem Stand der Technik. Aktuell kommen zumeist LED-Lampen zum Ein-
satz, da sie energiesparender und bei Verwendung von Leuchtmitteln mit geringer
Farbtemperatur (< 3.000 Kelvin) auch im Hinblick auf den Insektenschutz besser
abschneiden.

Das Thema Lichtverschmutzung ist in den letzten Jahren zunehmend in den Fokus
gerlckt, u.a. wegen der negativen Auswirkungen auf Insekten. Dies spiegelt sich in
der Behandlung dieses Themas in den Unterlagen nicht wider. Wir geben daher
folgende Anregungen und bitten, entsprechende Regelungen im B-Plan zu ergan-
zen.

Lichtemissionen (Lichtverschmutzung) lassen sich insbesondere durch folgende
MafRnahmen vermeiden bzw. minimieren:

o bedarfsgerechte zeitliche Begrenzung (z.B. Zeitschaltung, Bewegungsmelder)

e auf den Zweck begrenzte Leuchtdichten

e insektenfreundliches Strahlenspektrum (< 3.000 Kelvin; also Warm- statt Kalt-
licht)

¢ Abstrahlgeometrie der Lichtquelle (auf den Boden ausgerichtet, ohne horizontale
oder nach oben gerichtete Abstrahlung)

Bei nicht festsetzungsfahigen MaRnahmen (zeitliche Begrenzung) besteht die Mdg-
lichkeit, die MalRnahmen durch eine vertragliche Regelung zwischen Gemeinde und
Bauherrschaft zu sichern.

Wir weisen darauf hin, dass es einer artenschutzrechtlichen Rechtfertigung nicht
bedarf, um die MaRnahmen festsetzen zu kénnen. Verbindliche Festsetzungen

Die Textfestsetzung wird der Aussage im Grinordnungsplan entsprechend um die
LED-Leuchten erganzt.

Ausfihrungen zum Thema Lichtverschmutzung werden in der Begriindung erganzt.
Da das Thema insbesondere im Bereich der 6ffentlichen ErschlieBung und somit
der StraRenbeleuchtung Anwendung findet, werden hierbei genannte Punkte in der
Infrastrukturplanung bertcksichtigt.

-10 -
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kdnnen (und sollten) auch auf der Grundlage der Eingriffsregelung (Vermeidung/Mi-
nimierung von Beeintrdchtigungen) getroffen werden. Entsprechende Vorkehrun-
gen sollten nicht nur fiir die AuBenbeleuchtung, sondern auch fur Werbeanlagen
getroffen werden.

3. In unserer Stellungnahme vom 11.06.2019 haben wir angeregt, Dachbegriinun-
gen zum Zweck der Minderung der erheblichen negativen Auswirkungen der Ver-
sieglungen verbindlich im B-Plan festzusetzen. Laut Abwéagung sieht die Stadt
keine Moglichkeit, Dachbegriinungen verbindlich festzusetzen. Griinde werden in
der Abwéagung nicht benannt und sind fiir uns daher nicht ersichtlich. Wir weisen
darauf hin, dass das Baugesetzbuch grundsétzlich die Mdglichkeit bietet, Festset-
zungen zur Dachbegriinung zu treffen.

Vor diesem Hintergrund sowie den gerade in jiingster Zeit in der 6ffentlichen Dis-
kussion stehenden Umweltveranderungen, die auch mit den zunehmenden Versie-
gelungen zu tun haben (z.B. Verlust der Biodiversitét, Insektensterben, lokale
Klimabelastung, Erhéhung von Abflussspitzen etc.) regen wir wiederholt an, ver-
bindliche Festlegungen fur Dachbegriinungen in den B-Plan aufzunehmen.

4. Die Nutzung der Dachflachen fur die Installation von Photovoltaik-Anlagen sollte
gepruft und festgesetzt werden (siehe “Photovoltaik in der kommunalen Bauleitpla-
nung. Muster-Festsetzung von Photovoltaik-Anlagen in Bebauungsplanen®. Nieder-
séchsisches Ministerium fur Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz, 2021). Die
Mdglichkeit, versiegelte Flachen fur den Ausbau der erneuerbaren Energien zu nut-
zen, sollte vorrangig vor der Inanspruchnahme von Freiflachen genutzt werden, um
hiermit Eingriffe in Natur und Landschaft zu vermeiden. Letzteres ist seitens der
Stadt Lampertheim gegenwaértig mit zwei in Aufstellung befindlichen Bebauungs-
planen geplant (B-Plan ,Photovoltaikanlage - Am Kiessee“ und B-Plan ,Photovolta-
ikanlage - Im Bruch®).

Auf die Méglichkeit, Dachbegriinungen und Photovoltaik-Anlagen zu kombinieren,
weisen wir hin.

Rechtliche Sicherung von Artenschutz- und AusgleichsmafRnahmen

5. Ein Teil des Ausgleichs soll iiber MaRnahmen abgedeckt werden, die als Oko-
konto-MaRnahmen anerkannt worden sind. In unserer Stellungnahme vom
11.06.2019 haben wir darauf hingewiesen, dass die fiir eine Inanspruchnahme not-

Die Beriicksichtigung der genannten Punkte bei Werbeanlagen kann nur in be-
grenztem Mafe erfolgen, zumal die zeitlich begrenzte, bedarfsgerechte Begren-
zung der Werbebeleuchtung in Verbindung mit der getroffenen Festsetzung zur Un-
tersagung bewegter Lichtwerbung ohnehin gegeben ist (Abend-/Nachtstunden).

Die verbindliche Festsetzung von Dachbegriinung ist nach Ansicht der Stadt Lam-
pertheim in einem auf mittlere und kleinere Unternehmen abzielenden Gewerbege-
biet schwer durchsetzbar, da dies nach wie vor als Erschwernis seitens eines Grof3-
teils dieser Unternehmen gesehen wird.

Es ist jedoch davon auszugehen, dass zum Rickhalt der zur Versickerung zu brin-
genden bzw. in die Versickerungsmulde einzuleitenden Niederschlagswassermen-
gen trotzdem einige Griindacher realisiert werden. Darliber hinaus wird die exten-
sive Begriinung der Dachflachen ausdriicklich empfohlen und ein weiterer Anreiz
geschaffen, indem diese Begriinung auf den zu begriinenden Grundstiicksanteil an-
gerechnet werden kann.

Auch in Sachen Photovoltaik-Anlagen sieht die Stadt Lampertheim durch eine ver-
bindliche Festsetzung ein Hemmnis fur Gewerbetreibende. Zwar besteht die M&g-
lichkeit der Festsetzung, jedoch muss diese hinreichend konkret sein (Dachflachen-
anteil). Da gewerbliche Gebaude jedoch sehr unterschiedlich gestaltet sein kénnen
und oftmals auch technische Einrichtungen (Liftungsanlagen, Heizungsanlagen,
Fahrstuhlschéchte, aber auch Dachflachenfenster) auf den Dachern untergebracht
werden, ist ein verbindlich einzuhaltender Dachflachenanteil nur schwer fest- bzw.
umzusetzen. Generell sind die Anreize, eine sachgerechte Ausstattung mit PV-An-
lagen zu Stromnutzung oder -einspeisung vorzunehmen, so grof3, dass ohnehin mit
einem hohen PV-Anteil gerechnet werden kann.

Der Hinweis wird in die Textfestsetzungen aufgenommen.

Die konkrete Flachenabgrenzung ist zwischenzeitlich erfolgt und in den Bebauungs-
plan (Textfestsetzungen, Begriindung, Umweltbericht, Griinordnungsplan) integriert
worden. Der erforderliche Ausgleich ist somit verbindlich festgesetzt und gesichert.
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wendige Abschlussbewertung der UNB noch nicht vorgelegt worden ist. Zudem ha-
ben wir darauf hingewiesen, dass die fur den Ausgleich erforderlichen Flachen kon-
kret abzugrenzen sind.

Diese Anregungen wurden nicht beriicksichtigt. Bis heute liegt uns eine Abschluss-
bewertung nicht vor, so dass die notwendige abschlieBende Einbuchung in das
Okokonto noch nicht erfolgen konnte. Laut Abwagung soll die Abschlussbewertung
der UNB vor Satzungsbeschluss vorgelegt werden. Es ist zwar nachvollziehbar,
dass die Okokonto-Manahme ,Nutzungseinstellung Pappelaltholz mit Erlenbruch*
eine ausreichende Aufwertung fir den vorliegenden B-Plan bietet. Den Anforderun-
gen des § 1a Abs. 3 BauGB an die Sicherung des Ausgleichs genligt der Hinweis
auf einen Flachenpool ohne konkrete Darlegung der Flache nach unserer Rechts-
auffassung nicht.

Wir regen daher nochmals an, die Abschlussbewertung bei uns einzureichen und
die fur den Ausgleich notwendige Flache konkret abzugrenzen und damit den Aus-
gleich gemaf den Anforderungen des § 1la Abs. 3 BauGB rechtlich zu sichern.

6. Wir weisen darauf hin, dass im Falle einer Abschlussbewertung, die von der vor-
laufigen (1) Anerkennung abweicht, die in den Unterlagen des B-Plans gemachten
Angaben uber die notwendige Flachengrdf3e nicht mehr zutreffend wéren.

7.Gemal § 4 Abs. 2 HAGBNatSchG sind die relevanten Daten fur das Naturschutz-
informationssystem des Landes (NATUREG) auch von den Kommunen zu Ubermit-
teln. Wir bitten Sie, uns die Daten gemaf der im ,Pflichtenheft Bauleitplanungska-
taster zur Ubermittlung digital erstellter Plane” (i.d.F. v. 29.05.2020) genannten in-
haltlichen und formalen Anforderungen zu tbergeben.

8. Im Naturschutzinformationssystem (NATUREG) ist auch die Umsetzung der
MaRRnahmen zu dokumentieren. Wir bitten Sie daher, die erfolgte Umsetzung der
von der Stadt durchzufiihrenden MaRnahmen und der ggf. von der Stadt an Dritte
Ubertragenen MafRnahmen seitens der Stadt zeitnah direkt an die UNB zu melden,
damit die erfolgte Umsetzung der sich aus dem B-Plan ergebenden Ausgleichsver-
pflichtungen im Naturschutzregister bestatigt werden kann. Wir weisen darauf hin,
dass es sich bei dem Naturschutzinformationssystem NATUREG um ein 6ffentlich
einsehbares Register handelt.

Die Abschlussbewertung der auszubuchenden Flachen ist erfolgt und die Anerken-
nung bei der Unteren Naturschutzbehdrde beantragt. Der Antrag auf Inanspruch-
nahme der MalRnahme und Ausbuchung erfolgt nach Erlangen der Rechtskraft des
Bebauungsplanes.

Die Abschlussbewertung weicht von der vorlaufigen Anerkennung nicht ab. Dem-
entsprechend ist eine Anderung der Bilanzierung nicht erforderlich.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen. Die Daten werden nach Abschluss des
Verfahrens Ubermittelt.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen, siehe Stellungnahme zu Nr. 7.
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Umsetzung (Ausgleich + griinordnerische Mafinahmen) / Dokumentationspflicht)

9. Wir empfehlen die Aufnahme eines Hinweises, wonach im bauaufsichtlichen Ver-
fahren als Bestandteil zu den jeweiligen Bauvorhaben ein Freiflachenplan (gem.
Bauvorlagenerlass) einzureichen ist, in dem die grinordnerischen Festsetzungen
des B-Plans (z. B. Erhaltung/Neuanpflanzung von Gehélzen, zeitliche Regelungen)
sowie die ggf. erforderlichen artenschutzrechtlichen MaRnahmen tibernommen und
konkretisiert werden.

Abteilung Landlicher Raum und Denkmalschutz

Die Stadt Lampertheim beabsichtigt, das zwischen Lampertheim und dem Stadtteil
Rosengarten gelegene Industrie- und Gewerbegebiet ,Wormser Landstral3e” zu er-
weitern und einen 2.Bauabschnitt als Gewerbegebiet auszuweisen. Im Regional-
plan Stidhessen 2010 ist das Plangebiet als ,Vorranggebiet Industrie und Gewerbe*
und im rechtswirksamen Flachennutzungsplan (FNP) der Stadt Lampertheim als
,Gewerbliche Bauflache® dargestellt.

Aus Sicht des offentlichen Belangs Landwirtschaft/Feldflur bestehen grundsétzlich
Bedenken gegen die Beanspruchung von landwirtschaftlichen Flachen. Die zur ge-
werblichen ErschlieBung vorgesehene Flache umfasst ca. 13 Hektar, die aktuell
landwirtschaftlich genutzt werden. Da die Planung jedoch aus dem Regionalplan
und dem FNP heraus entwickelt ist, wird keine Chance gesehen, die geplante
Landinanspruchnahme zu verhindern.

Der Fachbereich Denkmalschutz weist darauf hin, dass im Geltungsbereich des
Bebauungsplanes keine Kulturdenkmaéler nach § 2 Abs. 1 und 8 2 Abs. 3 Hess.
Denkmalschutzgesetz (HDSchG) bekannt sind. Ob Bodendenkmaler nach § 2 Abs.
2 HDSchG im Geltungsbereich bekannt oder zu erwarten sind, bitten wir der Stel-
lungnahme von hessenARCHAOLOGIE zu entnehmen.

Kreisentwicklung / Klimaanpassung
Zum vorliegenden Bauleitplanverfahren wird aus Sicht der Kreisentwicklung unter
Beriicksichtigung des Klimaschutzes und den Belangen des entstehenden Klima-

schutzkonzepts fur den Kreis Bergstrasse wie folgt Stellung genommen:

Energiekonzept / Klimaschutz

Der Hinweis wird in die Textfestsetzungen aufgenommen.

Die landwirtschaftlichen Flachen missen in Anspruch genommen werden, um die
bereits auf Ubergeordneter Ebene vorbereitete gewerbliche Entwicklung Lampert-
heims vornehmen zu kénnen. Erforderliche Manahmen zur Vermeidung, Vermin-
derung und Ausgleich negativer Auswirkungen werden nach Mdglichkeit vorgenom-
men und sind den Planunterlagen zu entnehmen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Geltungsbereich des Bebauungsplanes
keine Kulturdenkméler nach § 2 Abs. 1 und § 2 Abs. 3 Hess. Denkmalschutzgesetz
(HDSchG) bekannt sind. Hessen Archéologie wurde im Verfahren ebenfalls betei-

ligt.
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Grundsatzlich ist zu begriiRen, dass der Bebauungsplan so gestaltet ist, dass er fur
die von den Fachgesetzen geforderten MalRnahmen zur Energieeinsparung im Ge-
baudebereich und fiir den Einsatz erneuerbarer Energien (z.B. solare Strahlungs-
energie, Geothermie) keine entgegenstehenden Festsetzungen trifft und die Wahl-
freiheit fir die Bauherren bzgl. der Ausfiillung des Energiefachrechts offenhalt. Je-
doch sollten die Geb&ude im Hinblick auf eine optimierte Nutzung von Solarenergie
auf den Baugebietsflachen positioniert werden.

Die Belange des Klimaschutzes sind im Rahmen der Energieeinsparverordnung
(EnEV / GEG) nicht angemessen, um die Ziele der Klimaneutralitat im Kreisgebiet
zu erreichen. Deshalb erfordert es weiterer Anforderungen oder Festsetzungen auf
Ebene des Bebauungsplanes.

Es wird empfohlen, die Nutzung von regenerativen Energieformen zu fordern. Dazu
zahlen z.B. die Solarenergie zur Warmwasserbereitung und Heizungsunterstiitzung
sowie Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung. Fir den Warmebedarf sind War-
mepumpen zu empfehlen.

Dachflachen sollten mindestens die Tragféhigkeit fir PV Anlagen haben. Sofern
Bautrager nicht selbst in erneuerbare Energien investieren méchten, so sollten
Dachflachen fur PV-Installationen zumindest fur Dritte zugénglich gemacht werden,
z.B. durch Verpachtung der Dachflachen. Die Versiegelung der Flachen sollte mi-
nimiert werden. Regenwasser sollte in Zisternen gesammelt oder versickert wer-
den. Holz als Baumaterial sollte empfohlen werden.

Der Mobilitatswandel ist ebenfalls ein wichtiger Baustein im Klimaschutz. Fir Mitar-
beiter der Betriebe sollten eine angemessene Ladeinfrastruktur angeboten werden.
Die Anbindung an das OPNV-Netz ist attraktiv zu gestalten, um méglichst motori-
sierten Individualverkehr zu vermeiden.

Die Bauflachen sind bewusst groRziigig gestaltet, sodass die gewerblichen Nutzer
hier eine gréRtmaogliche Flexibilitdt haben. So besteht auch die Mdglichkeit, bei der
Nutzung von Solarenergie die Gebaude hierfir optimal zu positionieren.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Stadt Lampertheim sieht hier durch eine verbindliche Festsetzung von Energie-
formen ein Hemmnis fir Gewerbetreibende. Zwar besteht die Mdglichkeit der Fest-
setzung, jedoch muss diese hinreichend konkret sein (Dachflachenanteil bei PV-
Anlagen). Da gewerbliche Gebaude jedoch sehr unterschiedlich gestaltet sein kon-
nen und oftmals auch technische Einrichtungen (Luftungsanlagen, Heizungsanla-
gen, Fahrstuhlschachte, aber auch Dachflachenfenster) auf den Dachern unterge-
bracht werden, ist ein verbindlich einzuhaltender Dachflachenanteil nur schwer fest-
bzw. umzusetzen. Generell sind die Anreize, eine sachgerechte Ausstattung mit
PV-Anlagen zu Stromnutzung oder -einspeisung vorzunehmen, so grof3, dass oh-
nehin mit einem hohen PV-Anteil gerechnet werden kann. Insbesondere jedoch sind
die Bedarfe der unterschiedlichen gewerblichen Nutzungen stark variierend, sodass
eine einheitliche Festsetzung nur schwer umsetzbar ist. Bei Wohnbebauung ist dies
einheitlicher darstellbar.

Die Versiegelung der Flachen wird durch Festsetzungen (GRZ, Griinfestsetzungen)
minimiert. Daruber hinaus wird das Niederschlagswasser versickert. Entsprechende
Festsetzungen sind in der Planung vorhanden. Holz ist als Baustoff aktuell sehr
teuer und auch nur eingeschrankt fir gewerbliche Bauten geeignet.

Die Ladeinfrastruktur der Betriebe ist nicht Gegenstand der Bauleitplanung. Zudem
werden Ladestationen nicht gesondert ausgewiesen, sondern kénnen auf den Pri-
vatgrundstiicken vorgehalten werden. Die Aussage zur Anbindung an das OPNV-
Netz wird zur Kenntnis genommen.
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Gefahrenabwehr — Brandschutz

Unter Heranziehung von Anlage 3 der vfdb-Richtlinie 01/01-S1:2012:11 (01) neh-
men wir zu o0.g. Aktenzeichen wie folgt Stellung. Zu den allgemeinen Angaben
Keine weiterflihrenden Hinweise zum aktuellen Planungszeitpunkt.

Zum baulichen Brandschutz - Hinsichtlich der Ausfiihrungen der ErschlieRung be-
treffend (siehe Begriindung 6.8. ErschlieBung (Verkehr und Entsorgung), Seite 17)
ergibt sich ein Hinweis auf die einschlégige Rechtsvorschrift Anhang 14 H-VV TB
sowie zur DIN 14090. - Wir empfehlen, Hinweise auf den Anhang 14 H-VV TB und
DIN 14090 in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans in Bezug auf die
ErschlieBungsplanungen mit aufzunehmen.

Zum anlagentechnischen Brandschutz - Keine weiterfiilhrenden Hinweise zum ak-
tuellen Planungszeitpunkt.

Zum organisatorischen (betrieblichen) Brandschutz - Keine weiterfiihrenden Hin-
weise zum aktuellen Planungszeitpunkt.

Zum abwehrenden Brandschutz - Hinsichtlich einer ausreichenden Ldschwasser-
versorgung (siehe Begriindung 6.10. Versorgung, Seite 10) ergibt sich der Hinweis
auf die tatséchliche Ausfuhrung der Léschwasserversorgung. - Wir empfehlen, eine
den o&rtlichen Verhaltnissen angemessene Léschwassermenge von mindestens
96m3/h fur einen Zeitraum von 2 Stunden in die Hinweise und Empfehlungen der
textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans mit aufzunehmen (vgl. 83 Abs.1
Nr.4 HBKG).

- Hinsichtlich der Lage des Plangebietes in einem Uiberschwemmungsgefahrdeten
Gebiet (siehe textliche Festsetzungen C.2. Risikogebiet auRerhalb von Uber-
schwemmungsbieten (8 78b WHG), Seite 10) ergibt sich ein Hinweis zur Lagerung
von wassergefahrdenden flissigen Brennstoffen. - Wir empfehlen den Hinweis auf

Folgender Hinweis wird in die Textfestsetzungen aufgenommen:

Die Forderungen zum Léschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 des
Hessischen Gesetzes Uber den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Kata-
strophenschutz (HBKG), aus § 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den tech-
nischen Regeln nach dem DVGW-Arbeitsblatt W 405. Die Differenzierung nach der
baulichen Nutzung erfolgt entsprechend & 17 der Baunutzungsverordnung
(BauNVO).

Im Rahmen der ErschlieRung des Baugebietes wird nur der Grundschutz (96 m3/h
Uber 2 h), gewahrleistet. Dariiber hinaus gehender Loschwasserbedarf (Objekt-
schutz) ist im Baugenehmigungsverfahren durch geeignete MafRnahmen (z.B.
Loschwasserzisternen, Loschwasserbrunnen etc.) nachzuweisen.

Im Rahmen der Objektplanung ist die DIN 14090 ,Flachen fir die Feuerwehr auf
Grundstuicken” zu beachten.
Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Ein entsprechender Hinweis wird aufgenommen.

Eine entsprechende Festsetzung zur Lagerung wassergefahrdender Stoffe ist be-
reits im Bebauungsplan enthalten.
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Prifung der einschlagigen Rechtsvorschriften mit unmittelbarem Bezug, im Spezi-
ellen auf Anlage A 1.2.8/7 H-VV TB in die Hinweise und Empfehlungen der textli-
chen Festsetzungen des Bebauungsplans mit aufzunehmen.

Zu Methoden des Brandschutzingenieurwesens - Keine weiterfiihrenden Hinweise
zum aktuellen Planungszeitpunkt.

Zu Abweichungen / Erleichterungen - Keine weiterfiilhrenden Hinweise zum aktuel-
len Planungszeitpunkt.

Zitierte Rechtsquellen - Hessische Verwaltungsvorschrift Technische Baubestim-
mungen (H-VV TB) - Hessische Bauordnung (HBO) vom 28. Mai 2018 - Hessisches
Gesetz Uber den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz
(Hessisches Brand- und Katastrophenschutzgesetz — HBKG) - vfdb-Richtlinie
01/01-S1 : 2012-11 (01) Brandschutzkonzept / Erganzung S1: Abschnitt 10: An-
hang 3 — Beteiligung der Brandschutzdienststellen bei der Prifung des Brand-
schutznachweises

Die Stellungnahme der Unteren Wasserbehorde wird nachgereicht.

Hinweis zum Bebauungsplankataster Kreis Bergstralle (Burger-GIS) Wir bitten, die
rechtsverbindlichen Bebauungsplane/Flachennutzungsplane, wie im "Pflichtenheft
Bauleitplanungskataster" formuliert, neben dem herkdmmlichen Papierexemplar
als Datenupload zur Verfligung zu stellen. Die weiteren Anforderungen kdnnen un-
serem Pflichtenheft entnommen werden, das unter dem folgenden Link zum Down-
load bereitsteht: http://buergergis.kreis-bergstrasse.de/bauleitplanungskataster/

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Stellungnahme der Unteren Wasserbehorde liegt vor und wird abgewogen.

Die Vorgehensweise ist bekannt und wird entsprechend umgesetzt.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:

e Erganzung der Grundstiicksbezeichnung fir Geh- und Fahrrechte -> Textfest-
setzung Nr. 5

e Aktualisierung der zeitlichen Realisierung -> Begriindung Nr. 3 ,Erfordernis der
Planaufstellung®

e Erganzung der zeitlichen Begrenzung der Mal3hahmen des Artenschutzes (je
nach Witterung Ende Méarz bzw. Anfang April bis Mai bzw. Mitte/ Ende August
bis Ende September)

e Erganzung der LED-Leuchten -> Textfestsetzung Nr. 11.4

e Erganzung der Begriindung zum Thema Lichtverschmutzung

e Hinweis auf Mdglichkeit, Dachbegriinungen und Photovoltaik-Anlagen zu kom-
binieren ergénzen -> Textfestsetzungen/Hinweise
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e Hinweis auf Freiflachenplan im Genehmigungsverfahren -> Textfestsetzungen
e Hinweis auf Léschwassergrundschutz -> Textfestsetzungen

Kreisausschuss
des Kreises Berg-
stral3e, Heppen-
heim — UWB

07.09.2021

Aus wasserrechtlicher und wasserwirtschaftlicher Sicht bestehen keine Bedenken
gegen den Bebauungsplan.

Zu den Ubrigen von uns zu vertretenden Belange haben wir folgende Anmerkun-
gen:

Gartenbrunnen

Die Einrichtung eines Gartenbrunnens ist bei der Unteren Wasserbehdérde anzu-
zeigen. Das Anzeigeformular ist auf der Homepage des Kreises abrufbar. Es wird
darauf hingewiesen, dass es sich hierbei um Wasser handelt, dass in der Regel
keine Trinkwasserqualitat hat.

Geothermie

Die aktuellen ,Anforderungen des Gewasserschutzes an Erdwarmesonden® sind
im Erlass des Hessischen Ministeriums fur Umwelt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz vom 21.03.2014 (StAnz. 17/2014, S. 383) festgelegt. Diese
sind vollstandig zu beachten. Ebenso sind alle im Leitfaden ,Erdwarmenutzung in
Hessen® (6. Auflage) aufgefiihrten technischen Anforderungen an Bauausfiihrung
und Betrieb einzuhalten. Alle weiteren dort aufgefiihrten Auflagen und Hinweise
zu beachten.

Der Leitfaden steht auf der Internetseite des Hessischen Landesamtes fur Natur-
schutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) zum Download zur Verfugung.

Bei Bohrungen tUber 100 Metern Tiefe ist die Bergaufsicht des Regierungsprasidi-
ums Darmstadt zu beteiligen, zusétzlich ist nach dem Standortsicherungsgesetz
eine hydrogeologische Stellungnahme des Hessischen Landesamtes fur Natur-
schutz, Umwelt und Geologie einzuholen und es ist das Einvernehmen mit dem
Bundesamt fir kerntechnische Entsorgungssicherheit herzustellen.

Nahere Informationen erhalten Interessierte bei der fir das Erlaubnisverfahren zu-
stéandigen Unteren Wasserbehérde.

Gewasserrandstreifen

In der aktuellen Fassung des Hessischen Wassergesetzes (HWG) sind Gewas-
serrandstreifen im AuRenbereich zehn Meter und im Innenbereich im Sinne der §8
30 und 34 des Baugesetzbuches fiinf Meter breit.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus wasserrechtlicher und wasserwirtschaft-
licher Sicht keine Bedenken gegen den Bebauungsplan bestehen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

-17 -




BEBAUUNGSPLAN 71 B - 00 ,,WORMSER LANDSTRARE — 2. BAUABSCHNITT*

ABWAGUNG

TOB und sons-
tige Interessen-
verbande

Erhaltene Hinweise / Anregungen

Stellungnahme der Verwaltung / Beschluss

Im Gewasserrandstreifen sind die Errichtung oder wesentliche Anderung von bau-
lichen und sonstigen Anlagen, soweit sie nicht standortgebunden oder wasserwirt-
schaftlich erforderlich sind, und die Ausweisung von Baugebieten durch Bauleit-
plane oder sonstige Satzungen nach dem Baugesetzbuch, ausgenommen Bau-
leitplane fir Hafen und Werften, verboten.

Das Verbot der Errichtung oder wesentliche Anderung von baulichen und sonsti-
gen Anlagen gilt nicht, soweit das Grundsttick im Innenbereich liegt und im Be-
reich des Gewasserrandstreifens bereits am 5. Juni 2018 rechtm&Rig bebaut ist.
Hinsichtlich des Stephansgraben ist darauf hinzuweisen, dass dieser Uber gesetz-
lich definierte Gewasserrandstreifen verfiigt, die der Erhaltung und Verbesserung
der 6kologischen Funktionen oberirdischer Gewasser, der Wasserspeicherung,
der Sicherung des Wasserabflusses sowie der Verminderung von Stoffeintragen
aus diffusen Quellen dienen. In diesen Bereichen von zehn Metern landseits der
Boschungsoberkante sind bauliche Anlagen ebenso unzuldssig wie das Entfernen
von standortgerechten Baumen und Strauchern.

In Planen ist der Graben erkennbar darzustellen.

Grundwasserhaltungen

In der Bauphase notwendige Grundwasserhaltungen sind bei der Unteren Was-
serbehodrde des Kreises Bergstral3e vorab zu beantragen. Zuvor ist zu klaren wo-
hin das abgepumpte Wasser geleitet werden kann und die Erlaubnis des Gewas-
sereigentiimers bzw. des Kanalbetreibers einzuholen.

Recyclingmaterial

Sofern Gelandeauffullung oder Bodenaustausch vorgenommen werden, gilt:

e Unterhalb 89,50 m UNN darf ausschlieRlich Material eingebaut werden, das die
Eluatwerte der BBodSchV1) fiir den Wirkungspfad Boden-Grundwasser alterna-
tiv die Zuordnungswerte Z 0 der LAGA M 202) bzw. der LAGA TR Boden3) un-
terschreitet.

e Oberhalb 89,50 m GUNN im nicht Gberbauten, d. h. unterhalb wasserdurchléssiger
Bereiche (Pflaster, etc.) darf auch Material eingebaut werden, das die Zuord-
nungswerte Z 1.1. der LAGA M 202) bzw. die Zuordnungswerte Z0* der LAGA
TR Boden3) unterschreitet.

e Oberhalb 89,50 m UNN im Uberbauten Bereich, d.h. unterhalb der wasserun-
durchlassigen Bereiche kann ggfls. auch Material eingebaut werden, das die Zu-
ordnungswerte Z 1.2. der LAGA M 202) unterschreitet.

Der Stephansgraben wird in der Planzeichnung nachrichtlich dargestelit.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Ein entsprechender Hinweis wird in die Textfestsetzungen aufgenommen.
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¢ In den Bereichen der Versickerungsanlagen darf tber die gesamte Machtigkeit
der Bodenschicht ausschlie3lich Material eingebaut werden, das die Eluatwerte
der BBodSchV1) fir den Wirkungspfad Boden-Grundwasser alternativ die Zuord-
nungswerte Z0 der LAGA M 202) bzw. Z 0 der LAGA TR Boden3) unterschreitet.

e Der Oberboden im nicht Giberbauten Bereich (z.B. Griinflachen) muss die Prif-
werte der Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 1) fir den
Wirkungspfad Boden-Mensch einhalten.

Anm.1) Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli
1999

Anm.2) LAGA-Regelwerk “Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mine-
ralischen Abfallen -Technische Regeln” Mitteilung 20 vom 06.11.1997 mit den
Uberarbeiteten Zuordnungswerten siehe Merkblatt ,Entsorgung von Bauabfallen®
der hessischen Regierungsprasidien Stand 1.9.2018.

Anm.3) LAGA-Regelwerk “Anforderungen an die stoffliche Verwertung von mine-
ralischen Abféllen, 1.2. Bodenmaterial (TR Boden) vom 5.11.2004

Eine wasserrechtliche oder bodenschutzrechtliche Erlaubnis zum Einbau von Re-
cyclingmaterial oder anderer Baustoffe erfolgt nicht. Es liegt in der Verantwortung
der Bauherrschaft bzw. der durch ihn beauftragten Sachverstandigen die gelten-
den Gesetze, Regelwerke und Richtlinien einzuhalten.

Lage in einem Risikogebiet auRerhalb von Uberschwemmungsgebieten nach § 78
b Wasserhaushaltsgesetz (WHG)

Bauliche Anlagen sollen nur in einer dem jeweiligen Hochwasserrisiko angepass-
ten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik errichtet oder
wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art und Funktion
der baulichen Anlage technisch mdglich ist; bei den Anforderungen an die Bau-
weise sollen auch die Lage des betroffenen Grundstiicks und die Héhe des mégli-
chen Schadens angemessen bericksichtigt werden.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Eine Festsetzung mit ,MalRnahmen, die bei der Errichtung baulicher Anlagen getrof-
fen werden mussen, die der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserscha-
den dienen” ist im Bebauungsplan bereits enthalten.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
e Ergénzung der Planzeichnung um die nachrichtliche Darstellung des Ste-
phansgrabens
¢ Hinweis Recyclingmaterial/Gelandeauffullung/Bodenaustausch -> Text-
festsetzungen
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Regierungsprasi-
dium Darmstadt

17.08.2021

Unter Hinweis auf § 1 Abs. 4 BauGB nehme ich zu der o. g. Bauleitplanung aus der
Sicht der Raumordnung wie folgt Stellung:

Der geplante Geltungsbereich einschlielich der MaRnahmenflache im Westen lie-
gen innerhalb eines im Regionalplan Siidhessen/Regionaler Flachennutzungsplan
2010 (RPS/RegFNP 2010) festgelegten Vorranggebietes fir Industrie und Ge-
werbe, Planung und eines Vorranggebietes Regionaler Griinzug. Die Funktion des
Regionalen Griinzugs darf durch andere Nutzungen nicht beeintréchtigt werden.
Vorhaben mit hohem baulichem Anteil haben im Vorranggebiet Regionaler Grin-
zug zu unterbleiben (Z4.3-2). Daher werden Bauleitplanverfahren, bei denen Aus-
gleichsflachen im Regionalen Griinzug verortet sind nicht von dem Beschluss der
Regionalversammlung vom 01.M&rz 2013 (Drucksache Nr.: VIII / 55.1) zum Aus-
gleich umfasst.

Zu der vorgelegten Planung bestehen nunmehr aus regionalplanerischer Sicht
keine Bedenken mehr. Die Planung kann daher geméaR § 1 Abs. 4 BauGB als an
die Ziele der Raumordnung angepasst gelten.

Eine Zustandigkeit der oberen Naturschutzbehérde ist gemafl § 2 Abs. 1 Hessi-
sches Ausfuhrungsgesetz zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG) nicht
gegeben. (siehe hierzu auch Ziffer 3.5 des Erlasses des Hessischen Ministeriums
fur Wirtschaft, Energie, Verkehr und Wohnen uber die Beteiligung der Behdrden
und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange (T6B) in stédtebaulichen Verfahren nach
dem Baugesetzbuch

Zum o.a. Bebauungsplan nehme ich aus Sicht der Abteilung Umwelt Darmstadt wie
folgt Stellung:

Oberflachengewasser

Im Osten des Geltungsbereichs verlauft ein Entwasserungsgraben (Stephansgra-
ben). Auch wenn es sich nur um einen Entwésserungsgraben mit zeitweiliger Was-
serfuhrung handelt, ist er als Gewéasser im Sinne des Wasserhaushaltsgesetzes
und des Hessischen Wassergesetzes einzustufen. Dies begrindet sich u.a.
dadurch, dass der Graben wasserwirtschaftlich nicht von untergeordneter Bedeu-
tung ist. Er ist im Unterhaltungsplan des Wasserverbandes Birstadt enthalten und
auch im Gewasserkundlichen Flachenverzeichnis Hessen aufgefihrt.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass zu der vorgelegten Planung nunmehr aus
regionalplanerischer Sicht keine Bedenken mehr bestehen und die Planung daher
gemal § 1 Abs. 4 BauGB als an die Ziele der Raumordnung angepasst gelten kann.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Der im Osten des Plangebiets verlaufende Stephansgraben wird weder verlegt noch
ausgebaut. Es ist eine naturschutzfachliche Planung mit Absenkungen beabsichtigt,
die nicht in die Wasserlinie eingreifen werden. Selbstverstandlich wird die Planung
im Rahmen der ErschlieBungsplanung mit der Unteren Wasserbehdrde detailliert
abgestimmt. Die Entwurfs- und Ausfiihrungsplanung ist nicht auf der Ebene der
Bauleitplanung darzustellen.
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Die Funktion des im Plangebiet verlaufenden Entwasserungsgrabens (Stephans-
graben) ist zu erhalten. Eine beabsichtigte Verlegung bzw. Ausbau des Entwésse-
rungsgrabens ist mit dem Kreisausschuss des Kreises Bergstrale —Untere Was-
serbehdrde- abzustimmen.

Abwasser

Das Plangebiet soll tberwiegend als Gewerbegebiet entwickelt werden. Auf der
insgesamt 20,65 ha grofRen Flache befindet sich eine Flache von ca. 5,7 ha fir
landwirtschaftliche Nutzung und ein Anwesen mit Wirtschafts- und Wohngeb&uden.
Die zur gewerblichen ErschlieBung vorgesehene Flache betragt rund 13 ha.

Schmutzwasser

Das Plangebiet sieht vor, das anfallende Schmutzwasser tiber einen neu zu errich-
tenden Schmutzwasserkanal zu sammeln und der Klaranlage mittels des vorhan-
denen pneumatischen Pumpwerks der Klaranlage in der ChemiestralRe zuzufiihren.
Verschmutzte Niederschlagsabflisse von privaten LKW-, Park-, Rangier- und ggf.
Andienungsflachen sollen ebenfalls Gber den Schmutzwasserkanal der Klaranlage
zugefihrt werden.

Gegen diese Planung bestehen keine Bedenken.

Fur die Abwasserentsorgung ist der Nachweis zu fuhren, dass die Leistungsféhig-
keit des Kanalsystems und der kommunalen Abwasseranlage gesichert ist.

Niederschlagswasser

In der Begriindung wird auf die erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis sowie auf
die Anwendung des Merkblattes DWA-M 153 (Handlungsempfehlung zum Umgang
mit Regenwasser) und Arbeitsblattes DWA-A 138 (Planung, Bau und Betrieb von
Anlagen zur Versickerung von Niederschlagswasser) in ihrer jeweils glltigen Fas-
sung hingewiesen.

Die Planung sieht vor, das Plangebiet mit Grunflachen zu durchziehen, sodass u.a.
unbelastetes Niederschlagswasser versickern kann. Zudem sollen unbefestigte
und wasserdurchlassig befestigte Flachen zur weiteren Reduzierung von anfallen-
dem Niederschlagswasser beitragen.

Das anfallende Niederschlagswasser wird gemafl DWA-M 153 mittels Retentions-
mulden mit 30 cm belebter Bodenzone vor Einleitung in das Ableitungsgrabensys-
tem behandelt.

Fir die Versickerung oder Einleitung von unbelastetem Niederschlagswasser ist bei
der zustandigen Wasserbehorde eine Erlaubnis nach 8§ 8 i.V.m. § 9 Wasserhaus-
haltsgesetz (WHG) zu beantragen.

Die aufgefuihrten FlachengréfRen sind korrekt.

Die Darstellung ist korrekt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass keine Bedenken gegen die Planung beste-
hen.

Ein entsprechender Nachweis wird im Rahmen der Infrastrukturplanung gefuihrt
werden.

Die Darstellung ist korrekt.

Die rechtlichen Anforderungen sind bekannt. Eine entsprechende Entwasserungs-
genehmigung wird bei der Unteren Wasserbehdrde eingeholt.
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Bodenschutz
Zu dem o. a. Vorhaben nehme ich aus bodenschutzfachlicher Sicht wie folgt Stel-
lung:

1. Nachsorgender Bodenschutz

Aus der Altflachendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes fiir Umwelt und Geo-
logie ergeben sich fur den Plangeltungsbereich keine Hinweise auf das Vorhanden-
sein von Altflaichen (Altstandorte, Altablagerungen), schadliche Bodenveréanderun-
gen und/oder Grundwasserschaden. Von meiner Seite bestehen somit nach der-
zeitigem Kenntnisstand keine Bedenken gegen das o. a. Vorhaben.

Ich bitte, folgenden Hinweis in die textlichen Festsetzungen zum Bebauungsplan
aufzunehmen:

Bei allen BaumaRnahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf orga-
noleptische Auffalligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnis-
se, die den Verdacht einer schadlichen Bodenveranderung begriinden, sind diese
umgehend der zustéandigen Behorde, dem Regierungsprasidium Darmstadt, Abtei-
lung Umwelt Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Darliber
hinaus ist ein Fachgutachter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.

Schédliche Bodenverénderungen im Sinne des § 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzge-
setz sind Beeintrdchtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren,
erhebliche Nachteile oder erhebliche Belastigungen fur den einzelnen oder die All-
gemeinheit herbeizuftihren.

2. Vorsorgender Bodenschutz

Da der Eingriff in den Boden in H6he von 56,29 BWE nicht Uber einen Ausgleich
durch direkte MaRnahmen zur Aufbesserung von Bodenfunktionen erflllt werden
kann und ein Defizit von 56,29 Bodenwerteinheiten bestehen, wird durch den Pla-
nungstréager eine Ersatzzahlung gemaR § 6 KV in Form eines56 Ankaufs von Oko-
punkten in H6he von 72.051,20 € geleistet.

Die Berechnung der Ersatzzahlung ist nachvollziehbar im Umweltbericht darge-
stellt. Zusatzlich ist im Umweltbericht dargelegt, dass die Ersatzzahlung fur eine
Umgestaltung einer als Baustofflager genutzten Flache in eine Trockenmagerra-
senflache genutzt werden soll.

MafRgeblich fur die verbindliche Umsetzung der o.g. Ersatzzahlung ist die Auffuh-
rung in den textlichen Festsetzungen des Bebauungsplans. Hier werden zwar die

Es wird zur Kenntnis genommen, dass nach derzeitigem Kenntnisstand keine Be-
denken gegen das o. a. Vorhaben bestehen.

Der Hinweis ist bereits in den Textfestsetzungen enthalten.

Die Aussage ist korrekt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Berechnung der Ersatzzahlung nachvoll-
ziehbar im Umweltbericht dargestellt ist.
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KompensationsmalRnahmen aufgefuhrt, die Ersatzzahlung fir das bodenfunktio-
nale Defizit ist aber nicht zu finden.

Nebenbestimmung:

Die Ersatzzahlung fur den nicht ausgeglichenen Eingriff in das Schutzgut Boden
bzw. die natlirlichen Bodenfunktionen in Hohe von 72.051,20 € sind in die textlichen
Festsetzungen aufzunehmen und festzuschreiben.

Die fachlich inhaltliche Bearbeitung der Unterlagen hat ergeben, dass gegen die
Umsetzung des Bebauungsplanes hinsichtlich der von mir zu vertretenden Belange
des Immissionsschutzes keine weiteren Bedenken bestehen, da meinen vorgetra-
genen Bedenken wegen der vorhandenen Stérfallanlagen Rechnung getragen
wurde.

Aus Sicht der Dezernate Wasserversorgung/Grundwasserschutz bestehen gegen
den Bebauungsplan keine Bedenken.

Als Datengrundlage fur die Stellungnahme der Bergbeho6rde wurden folgende Quel-
len herangezogen:

Hinsichtlich der Rohstoffsicherung: Regionalplan Studhessen/Regionaler Flachen-
nutzungsplan (RPS/RegFNP) 2010, Rohstoffsicherungskarte (KRS 25) des
HLNUG;

Hinsichtlich der aktuell unter Bergaufsicht stehenden Betriebe: vorliegende und ge-
nehmigte Betriebsplane;

Hinsichtlich des Altbergbaus: bei der Bergaufsicht digital und analog vorliegende
Risse, in der Datenbank vorliegende Informationen, Kurziibersichten des ehemali-
gen Bergamts Weilburg tber friheren Bergbau. Die Recherche beruht auf den in
Inhaltsverzeichnissen des Aktenplans inventarisierten Bestdénden von Berecht-
sams- und Betriebsakten friiherer Bergbaubetriebe und in hiesigen Kartenschrén-
ken aufbewahrten Rissblattern. Die Stellungnahme basiert daher hinsichtlich des
Altbergbaus auf einer unvollstandigen Datenbasis.

Anhand dieser Datengrundlage wird zum Vorhaben wie folgt Stellung genommen:
Rohstoffsicherung: Durch das Vorhaben sind keine Rohstoffsicherungsflachen be-
troffen.

Aktuelle Betriebe/Konzessionen: Das Plangebiet wird von Erlaubnisfeldern zur Auf-
suchung von Kohlenwasserstoffen sowie von Erdwéarme, Sole und Lithium Uber-
deckt. Der Bergaufsicht sind jedoch keine das Vorhaben beeintrachtigenden Auf-
suchungsaktivitdten bekannt. Gefdhrdungspotential aus friheren bergbaulichen

Die bereits im Umweltbericht formulierte Ersatzzahlung wird zusatzlich als Maf3-
nahme in den Textfestsetzungen aufgefiihrt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen die Umsetzung des Bebauungsplanes
hinsichtlich der Belange des Immissionsschutzes keine weiteren Bedenken beste-
hen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass aus Sicht der Dezernate Wasserversor-
gung/Grundwasserschutz gegen den Bebauungsplan keine Bedenken bestehen.

Dies wird zur Kenntnis genommen.
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Tatigkeiten: Im Plangebiet ist meinen Unterlagen zufolge bisher kein Bergbau um-
gegangen.
Dem Vorhaben stehen aus Sicht der Bergbehorde keine Sachverhalte entgegen.

Den KampfmittelrAumdienst beteilige ich ausnahmsweise nur dann, wenn von ge-
meindlicher Seite im Rahmen des Bauleitplanverfahrens konkrete Hinweise auf das
mogliche Vorkommen von Kampfmitteln erfolgt sind. In dem mir von lhnen zugelei-
teten Bauleitplanverfahren haben Sie keine Hinweise dieser Art gegeben. Deshalb
habe ich den zentralen Kampfmittelraumdienst nicht beteiligt. Es steht Ihnen jedoch
frei, den KampfmittelrAumdienst direkt zu beteiligen. Ihre Anfragen kdnnen Sie per
Email richten an das Regierungsprasidium Darmstadt, Dezernat | 18, Zentraler
KampfmittelrAumdienst: kmrd@rpda.hessen.de

Eine verfahrensrechtliche Priifung ist nicht erfolgt. Bei Riickfragen und zur Beratung
stehe ich selbstverstandlich zur Verfiigung.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass dem Vorhaben aus Sicht der Bergbehdrde
keine Sachverhalte entgegenstehen.

Der Kampfmittelrdumdienst wurde separat beteiligt. Es gibt jedoch keinen begrin-
deten Verdacht, dass auf der Flache mit dem Auffinden von Bombenblindgangern
zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse Uber eine mdgliche Munitionsbelas-
tung dieser Flache nicht vorliegen, ist eine systematische Flachenabsuche nicht er-
forderlich.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Die Ersatzzahlung fur den nicht ausgeglichenen Eingriff in das Schutzgut Boden
wird als MaRnahme in die Textfestsetzungen aufgenommen.

Regierungsprasi-
dium Darmstadt —
Kampfmittelrdum-
dienst

17.08.2021

Sehr geehrte Damen und Herren,

die Auswertung der beim Kampfmittelraumdienst vorliegenden Kriegsluftbilder hat
ergeben, dass sich das in lhrem Lageplan ndher bezeichnete Gelande am Rande
eines Bombenabwurfgebietes befindet.

Es gibt jedoch keinen begriindeten Verdacht, dass auf der Flache mit dem Auffin-
den von Bombenblindgéngern zu rechnen ist. Da auch sonstige Erkenntnisse Uber
eine mogliche Munitionsbelastung dieser Flache nicht vorliegen, ist eine systema-
tische Flachenabsuche nicht erforderlich.

Soweit entgegen den vorliegenden Erkenntnissen im Zuge der Bauarbeiten doch
ein kampfmittelverdéchtiger Gegenstand gefunden werden sollte, bitte ich Sie, den
KampfmittelrAumdienst unverziiglich zu verstandigen.

Sie werden gebeten, diese Stellungnahme in allen Schritten des Bauleit- bzw. Plan-
feststellungsverfahrens zu verwenden, sofern sich keine wesentlichen Flachenan-
derungen ergeben.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass auf der Flache nicht mit dem Auffinden von
Bombenblindgangern zu rechnen ist und, da auch sonstige Erkenntnisse Uiber eine
mdgliche Munitionsbelastung dieser Flache nicht vorliegen, eine systematische Fl&-
chenabsuche nicht erforderlich ist.

Die Bitte wird zur Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Keine
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Hessen Mobil Zu dem oben genannten Bebauungsplan werden seitens Hessen Mobil - Straf3en -
und Verkehrsmanagement die im Folgenden erlauterten Einwénde mit rechtlicher

19.08.2021 Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen (A) und Hinweise (B) vorge-

bracht:
(A) Einwande mit rechtlicher Verbindlichkeit aufgrund fachgesetzlicher Regelungen

Gesicherte dul3ere ErschlieBung im Kfz-Verkehr/ Leistungsfahigkeit des Straf3en-
netzes (88 32, 47 HStrG)

* Im Zusammenhang mit der Aufstellung des oben genannten Bebauungsplanes
sind in der Begriindung keine Angaben (ber das zu erwartende Verkehrsaufkom-
men durch die Neuplanung des Gewerbegebietes enthalten. Wir bitten um Uber-
sendung geeigneter Verkehrszahlen und tber eine Erlauterung zur geplanten Ab-
wicklung des Verkehrsaufkommens.

(B) Fachliche Hinweise
» Gegen den Strallenbaulasttrager von klassifizierten StralRen bestehen keine An-
spriiche auf Durchfiihrung von SchutzmafRnahmen aufgrund des BImSchG.

* Die Festlegungen u.a. zu Werbeanlagen, Bauverbotszone von 20m und Mindest-
abstand von 15 m fir Verkehrsflachen und Parkierungsanlagen vom Fahrbahnrand
der L 3110 sind seitens der Stadt Lampertheim bzw. deren Stadtentwicklungsge-
sellschaft bei der Umsetzung entsprechend zu Uiberwachen.

+ Die StralRenbreiten der inneren ErschlieBungsstral’en sind mit 11,50 m angesetzt.
Unter Beriicksichtigung der Fahrbahnbreite von 6,50 m und der einseitigen Langs-
parksténde von 2,00 m bleiben fir die beidseitigen Gehwege Restwegbreiten von
lediglich 1,50 m. In der Richtlinie fur die Anlage von StadtstralRen (RASt 06) ist ein
Grundmalf? fir Gehwege von 2,50 m festgelegt, in der StVO ein Mindestmal3 von
1,50 m. Bei Letzterem sind diese Breitenbereiche von samtlichen Einbauten freizu-
halten, d.h. keine Leuchten, Verkehrszeichen, Verteilerkasten fir Telekommunika-
tion bzw. Strom, etc ... Daher empfehlen wir fir die Gehwege eine Mindestbreite
von 2,00 m (bevorzugt waren 2,50 m) zu bertcksichtigen.

* Die AusgleichsmaRnahmen unmittelbar neben der Landesstral3e bzw. im Bereich
des o6ffentlichen Griins im Sudwesten parallel zur Landesstral3e sind nicht zuléssig.

Wir verweisen auf das zu erwartende Verkehrsaufkommen in der Anlage ,Prognose
Verkehrsaufkommen®. In der Begriindung wurde bereits aufgefiihrt, dass das zu er-
wartende Verkehrsaufkommen (ber den vorhandenen Kreisel problemlos abgewi-
ckelt und auf die Landesstral3e in nérdliche sowie stidliche Richtung verteilt werden
kann. Die Begriindung wird um Aussagen der Prognose erganzt.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Die Textfestsetzungen lassen, auch fir Werbeanlagen, nur eine Bebauung inner-
halb der Baufenster zu. Da der Abstand zwischen StralRenau3enkante und Bau-
grenze 20 Meter betragt, ist dem § 23 (1) Nr. 1 HStrG somit entsprochen. Verkehrs-
flachen und Parkierungsanlagen sind in einem kleineren Abstand als den genann-
ten 15 Metern nach Bebauungsplan ebenfalls nicht méglich. Darliber hinaus enthal-
ten die Textfestsetzungen auch konkrete Regelungen zur Bauverbotszone.

Die genaue Aufteilung der StraRenverkehrsflachen ist nicht Gegenstand des Bau-

leitplanverfahrens. Die Anregungen werden jedoch zur Kenntnis genommen und im
Rahmen der Infrastrukturplanung bertcksichtigt.

Siehe erganzende Stellungnahme vom 05.11.2021.
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Erganzende Stel-
lungnahme vom
05.11.2021

Der Korridor muss optional fir einen unselbststéndigen Radweg in diesem Stre-
ckenabschnitt freigehalten werden.

im Nachgang zu der Stellungnahme von Hessen Mobil zu dem Bebauungsplan 71

B-00 "Wormser Landstral3e - 2. Bauabschnitt" hat ein klarendes Gesprach zwi-

schen Vertretern der Stadt Lampertheim und Hessen Mobil stattgefunden. Im Er-

gebnis ersetzt Hessen Mobil den letzten Punkt aus der Stellungnahme vom 13.

August 2021 mit dem Aktenzeichen ,34-c-2_BV-15.03.01-Ba_2021-024399“

¢ Die AusgleichsmalRnahmen unmittelbar neben der LandesstraRe bzw. im Bereich
des offentlichen Griins im Sudwesten parallel zur Landesstralle sind nicht zulas-
sig. Der Korridor muss optional fur einen unselbststandigen Radweg in diesem
Streckenabschnitt freigehalten werden.

durch folgenden Text:

¢ Sollte Hessen Mobil als StraRenbaulasttrager der L 3120 die Planung eines un-
selbststandigen Radweges im Geltungsbereich des BPlans aufnehmen (8§ 32 ff
HStrG), so werden voraussichtlich die Flachen in einem Abstand von 10 m zum
Rand der befestigten Fahrbahn der LandesstralRe fur den Bau eines Radweges
bendtigt. Weitere Einzelheiten zur Regelung der Flachenverfligbarkeit wéaren zu
gegebener Zeit in einer entsprechenden Vereinbarung zwischen der Stadt Lam-
pertheim und Hessen Mobil zu regeln.

Der Hinweis wird zur Kenntnis genommen. Er hat keine Auswirkungen auf das vor-
liegende Bauleitplanverfahren.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Ergénzung der Begriindung um Aussagen der Prognose zum Verkehrsaufkommen

IHK Darmstadt

20.08.2021

Vielen Dank, dass wir zu dem Bauleitplan Stellung nehmen dirfen.

Die Stadt Lampertheim beabsichtigt das im Stadtteil Rosengarten gelegene Indust-
rie- und Gewerbegebiet ,Wormser Landstral’e“ zu erweitern. Der Geltungsbereich
umfasst ca. 20,65 ha wovon rund 5,7 ha fur landwirtschaftliche Nutzung vorbehalten
und ca. 13 Hektar fur eine gewerbliche Nutzung vorgesehen werden.

Die Industrie- und Handelskammer begrii3t und unterstiitzt die Planung. Fir Lam-
pertheim hat sowohl das Regionale Entwicklungskonzept (REK) des Regierungs-
prasidiums Darmstadt als auch jingst der Entwurf des Einheitlichen Regionalplans
fur die Metropolregion Rhein Neckar einen hohen Bedarf festgestellt und die Plan-
flachen als geeignet dargestellt. Flachen fir produzierendes Gewerbe in Siidhes-
sen werden dringend benétigt wie auch zahlreiche Anfragen bei der IHK Darmstadt

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Industrie- und Handelskammer die Pla-
nung begrif3t und unterstitzt.
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zeigen. Damit die Flachen an zukiinftige Entwicklungen und Bedarfe der Unterneh-
men angepasst sind und auch die Belange des Klimaschutzes berlcksichtigen,
mdchten wir gerne folgende Anregungen zu der Planung geben:

Im Bereich Verkehr und StraRenraum sollte multimodal geplant werden. Neben
dem motorisierten Verkehr sollte auch der Radverkehr Beruicksichtigung finden. Wir
empfehlen daher auch eine sichere Radwegeverbindung zwischen Bahnanschluss
und Gewerbegebiet mitzudenken. Ebenfalls sollte der Anschluss an den OPNV bei
der Erweiterung des Gewerbegebietes mitgedacht werden. Leider ist dahingehend
der Begriindung nichts zu entnehmen. Eine gute OPNV Anbindung ist fir Unter-
nehmen ein wichtiger Standortfaktor bei der Fachkraftegewinnung und tragt mai3-
geblich der Reduzierung von Individualverkehren bei.

Die Klimaprognosen des Hessischen Landesamtes fir Naturschutz Geologie und
Umwelt prognostizieren eine Steigerung von Sommertagen in Verbindung mit tro-
pischen Nachten. Aufgrund der hohen Versiegelung sind Gewerbegebiete beson-
ders vulnerabel gegenuber Hitze und Starkregenereignisse. Die Planungen sollten
daher auch schon mdgliche Entwicklungen in 10 bis 15 Jahren beriicksichtigen und
vorausschauend Klimaanpassungsmafinahmen treffen. Beispielsweise kdnnte eine
Dachflachenbegriinung in Verbindung mit Fotovoltaikanlagen in der Begriindung
empfohlen werden. Diese Kombination hat eine ca 4-5 % hdhere Leistungskraft bei
der Energiegewinnung und entlastet die Kanalisation. Des Weiteren kdnnen Begru-
nungsmaflnahmen an Sud-Fassaden und/oder helle Fassaden- und Verkehrsfla-
chengestaltung einem Aufheizen des Gebietes entgegenwirken (Albedoeffekt) und
so ein angenehmeres Mesoklima erzeugen. Dies kann sich dann auch positiv auf
die Aufenthaltsqualitét und Biodiversitat auswirken.

Wir mdchten Sie bei dieser Gelegenheit auf eine Veranstaltung am 15. September
2021 hinweisen, bei der wir weitere Klimaanpassungsmafnahmen fir Gewerbege-
biete vorstellen werden. Abschlussveranstaltung Projekt: ,Klimaresiliente Gewer-
begebiete“. Nahere Infos und Anmeldemdéglichkeit erhalten Sie hier.

Wir schlieRen mit unserer Stellungnahme nicht aus, das Unternehmen Bedenken
oder Anregung zu der Planung haben, die uns nicht bekannt sind.

Wir verweisen auf das bestehende Radwegenetz. Ein weiterer Ausbau des Rad-
wegenetzes istim Rahmen des Bauleitplanverfahrens nicht beabsichtigt. Details zur
verkehrlichen ErschlieRung des Plangebiets sind bereits in der Begriindung aufge-
fuhrt.

Eine Empfehlung fiir Dachbegriinung ist in den Textfestsetzungen bereits enthalten.
Die Empfehlung zur Kombination von Dachbegriinung und Photovoltaik-Anlagen
wird in der Begrindung und den Textfestsetzungen ergéanzt. Dariiber hinaus enthalt
der Bebauungsplan zahlreiche Griinflachen, sowie weitere Pflanzfestsetzungen, die
einen positiven klimatischen Effekt bewirken sollen.

Die Aussage wird zur Kenntnis genommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Empfehlung von Dachbegriinung und PV-Anlagen in Kombination in der Begrin-
dung sowie den Textfestsetzungen
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Hessen Archéaolo-
gie

30.08.2021

Gegen den Bebauungsplan werden seitens der Denkmalfachbehdérde keine grund-
séatzlichen Bedenken oder Anderungswiinsche vorgebracht.

Im Rahmen einer beauflagten Voruntersuchung wurden im Oktober 2019 zwei
Suchschnitte durch eine archaologische Fachfirma begleitet. Deren Ergebnisse
ergaben keine archédologisch relevanten Befundlagen (vgl. Abwagungsergebnis
bzw. Mitteilung Uber die Ergebnisse der Untersuchung in der Mail vom 23.01.2020).

Die Hinweise zur Sicherung von Bodendenkmaélern (textliche Festsetzung, Seite 11
Punkt 1) sind inhaltlich korrekt, miissen aber auf das novellierte hessische Denk-
malschutzgesetz (rechtsgiiltig ab dem 28.11.2016) angepasst werden. Dies gilt fur
die Meldepflicht von Bodendenkmaélern nach § 21 und die Genehmigungspflicht zur
Veranderung von Kulturdenkmalern nach § 18.

Hinweis: Die vorliegende Stellungnahme verhélt sich ausschlie3lich zu den 6ffent-
lichen Belangen des Bodendenkmalschutzes und der Bodendenkmalpflege. Eine
gesonderte Stellungnahme zu den Belangen des Baudenkmalschutzes und der Bo-
dendenkmalpflege behélt sich die Denkmalfachbehdrde vor.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass gegen den Bebauungsplan seitens der
Denkmalfachbehérde keine grundsétzlichen Bedenken oder Anderungswiinsche
vorgebracht werden.

Die Ergebnisse der beiden Suchschnitte werden zur Kenntnis genommen.

Die Anpassung wird vorgenommen.

Auswirkungen auf den Bebauungsplan:
Anpassung des Hinweises zu Bodendenkmalern auf novelliertes Denkmalschutz-
gesetz
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LEGENDE

ART DER BAULICHEN NUTZUNG
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)

Gewerbegebiet
(§ 8 BauNVO)

Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fiir Saisonarbeitskrafte und
Lanawitec cn . peigbliches vyhnenl. s Govorto Gewerbe

(§ 10 BauNVO)

MASS DER BAULICHEN NUTZUNG
(§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB)
0.8 Grundflachenzahl
’ (§ 16, 17, 19 BauNVO)

H15.0 Maximale Héhe baulicher Anlagen in Metern
(§ 16 BauNVvO)

BAUWEISE; UBERBAUBARE GRUNDSTUCKSFLACHE
(§9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB)

a Abweichende Bauweise (§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Baugrenze
(§ 23 Abs.3 BauNVO)

VERKEHRSFLACHEN; VERKEHRSFLACHEN BESONDERER ZWECKBESTIMMUNG
UND ANSCHLUSS ANDERER FLACHEN AN DIE VERKEHRSFLACHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

offentliche StraRenverkehrsflache
(§ 9 Abs.1 Nr.11 BauGB)

FLACHEN FUR VERSORGUNGSANLAGEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 12 BauGB)

O Flache fur Versorgungsanlagen
hier: Elektrizitat (§ 9 Abs.1 Nr.12 BauGB)

GEH-, FAHR- UND LEITUNGSRECHT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

mit Geh-, FFahr- und /oder Leitungsrecht zu belastende Flache
(§ 9 Abs. 1 Nr. 21 BauGB)

GRUN- UND FREIFLACHEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 15 und 18 BauGB)

@ Offentliche Griinflachen
(§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)

Privates Griin

] (§ 9 Abs.1 Nr.15 BauGB)
Flachen fiir die Landwirtschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.18 BauGB)

@ @ @ Bezeichnung unterschiedlicher Griinflachen (s. textl. Festsetzungen)

®OG

FLACHEN FUR MASSNAHMEN ZUM SCHUTZ, ZUR PFLEGE UND ZUR ENTWICKLUNG
VON NATUR UND LANDSCHAFT
(§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)

Flachen fur Manahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft
(§ 9 Abs.1 Nr.20 BauGB)

ANPFLANZEN VON BAUMEN
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 BauGB)

@ Anpflanzen von Baumen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB)

FLACHEN, BEI DEREN BEBAUUNG BESONDERE BAULICHE SICHERUNGSMASS-
NAHMEN GEGEN NATURGEWALTEN ERFORDERLICH SIND

(§ 9 Abs. 5 Nr. 1 und Abs. 6 BauGB)

K b hier: Risiko-Uberschwemmungsgebiet des Rheins

BESTAND/ABGRENZUNGEN/SONSTIGE PLANZEICHEN/NACHRICHTLICHE
UBERNAHMEN

Grenze des rdumlichen Geltungsbereichs des Bebauungsplans
(§ 9 Abs.7 BauGB)

Abgrenzung der unterschiedlichen Art der baulichen Nutzung
Abgrenzung zwischen unterschiedlichen Griinflachen

Gewasser,
hier: Stephansgraben

FULLSCHEMA DER NUTZUNGSSCHABLONE

Art der baulichen Nutzung Bauweise

Grundflachenzahl Max. Héhe baulicher Anlagen

Geschossflache

GE| = [[SO| =
0,8/H 15.0[|0,8|H 8.0
GFZz 0,45

O 90’70 Hoéhenlage:

Bezugspunkt fir die Hohe baulicher Anlagen
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TEXTLICHE FESTSETZUNGEN

A

PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN 8§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. BauNVO
Art der baulichen Nutzung (8 9 Abs.1 Nr.1 BauGB)
Gewerbegebiet (§ 8 BauNVO)

GE 1: Allgemein zulassig sind folgende in § 8 Abs. 2 BauNVO genannten Anlagen und Nut-
zungen: Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhauser, Lagerplatze und 6ffentliche Betriebe, Bl-
ro- und Verwaltungsgebaude.

Gemal § 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass Geschaftsgebaude, Tankstellen und An-
lagen fur sportliche Zwecke nur ausnahmsweise zuldssig sind. Voraussetzung fir die aus-
nahmsweise Zulassigkeit ist der gutachterliche Nachweis, dass es sich um keine schutzbe-
durftige Nutzung gem. Art. 14 Seveso-llI-Richtlinie handelt.

Ausnahmsweise zulassig sind zudem die in § 8 Abs. 3 BauNVO genannten Nutzungen. Vo-
raussetzung fur die ausnahmsweise Zulassigkeit von Anlagen fir kirchliche, kulturelle, so-
ziale und gesundheitliche Zwecke sowie Vergniigungsstatten ist der gutachterliche Nach-
weis, dass es sich um keine schutzbedurftige Nutzung gem. Art. 14 Seveso-llI-Richtlinie
handelt.

GE 2: Allgemein zuléssig sind die in 8 8 Abs. 2 BauNVO genannten Anlagen und Nutzun-
gen, sowie ausnahmsweise zulassig die in 8§ 8 Abs. 3 BauNVO genannten Anlagen und
Nutzungen.

Fir GE 1 und GE 2 gilt einschrénkend:

Gemal § 1 Abs. 9 BauNVO wird folgendes festgesetzt: Einzelhandel ist im gesamten Plan-
gebiet ausgeschlossen. Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden: Verkaufsstatten von
im Plangebiet ansassigen Produktions- oder Handwerksbetrieben. Der produzierende Anteil
der gewerblichen Tatigkeit muss dabei Uberwiegen und es dirfen keine Dimensionen ent-
stehen, die einem grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb entsprechen.

Gemal § 1 Abs. 9 BauNVO wird folgendes festgesetzt: Die Errichtung von Werbeanlagen
ist nur an der Statte der Leistung zulassig. Dartiber hinaus darf je Baugrundstiick eine Wer-
beanlage als Hinweis auf die Statte der Leistung als Bestandteil von Sammelanlagen errich-
tet werden. Werbeanlagen diirfen die zulassige Gebaudehohe nicht tiberschreiten.

Gemal § 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass ausnahmsweise max. eine Wohnung fir
Aufsichts- und Bereitschaftspersonen oder fiir Betriebsinhaber oder Betriebsleiter zulassig
ist, die einem Gewerbebetrieb auf demselben Grundstlick zugeordnet sein muss, wenn zu-
dem samtliche nachfolgend genannten Ausnahmevoraussetzungen kumulativ erfillt werden:

= die Wohnung darf nicht gro3er als 10% der Betriebsfliche des Gewerbebetriebs (Ge-
schossflache gemall § 20 BauNVO) sein, max. jedoch 100 m? Wohnflache nicht Uber-
schreiten (die Wohnflache ist nach DIN 277 "Grundflachen und Rauminhalte von Bau-
werken im Hochbau" zu ermitteln)

= Die Wohnnutzung darf nur zugleich mit oder nach vorheriger Aufnahme der gewerbli-
chen Nutzung erfolgen.

Gemal § 1 Abs. 5 BauNVO wird folgendes festgesetzt: Offene Lagerplatze sind als selbst-
standige bauliche Anlagen (Hauptnutzung) nicht zuldssig. Die zugehérigen Baukorper
(Hauptnutzung) sind vor Inbetriebnahme von Lagerplatzen zu errichten.

Gemal 8§ 1 Abs. 4 BauNVO wird folgendes festgesetzt: Anlagen der Abstandsklassen | bis
V der Abstandsliste zum Runderlass des Ministeriums fiur Umwelt, Raumordnung und
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1.2.

2.1

Landwirtschaft vom 6.6.2007 (Abstandserlass NRW) und Anlagen mit ahnlichem Emissi-
onsverhalten sind nicht zulassig.

Sonstiges Sondergebiet (§ 11 BauNVO)

Sondergebiet mit der Zweckbestimmung "Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fir Saison-
arbeitskrafte und Gewerbe"

Zulassig sind:
1. landwirtschaftliche Betriebe und Nutzungen.

2. Gewerbliche Wohnunterkinfte flr Saisonarbeitskrafte - mit Begrenzung auf eine Ge-
schossflachenzahl von 0,45 - zur Unterbringung von Arbeitern flr einen begrenzten Zeit-
raum ohne eigene Kichen- und Sanitarbereiche in den Unterbringungszimmern. Die
Zimmer der Arbeiterunterkunft dirfen nur im Zusammenhang mit Landwirtschafts- und
Gewerbebetrieben innerhalb der Geltungsbereiche des Gewerbegebiets "Wormser
Landstraf3e" vermietet werden. Es wird auf die textlichen Festsetzungen A2.2 verwiesen.

3. Gewerbebetriebe, Lagerhauser, Blro und Verwaltungsgebaude

4. Wohnungen fir Aufsichts- und Bereitschaftspersonen oder Betriebsinhaber oder Be-
triebsleiter

= die Wohnung darf nicht groRRer als 10% der Betriebsflache des Gewerbebetriebs
(Geschossflache gemaR § 20 BauNVO) sein, max. jedoch 100 m2 Wohnflache
nicht Uberschreiten (die Wohnflache ist nach DIN 277 "Grundflachen und Raum-
inhalte von Bauwerken im Hochbau" zu ermitteln)

= Die Wohnnutzung darf nur zugleich mit oder nach vorheriger Aufnahme der ge-
werblichen Nutzung erfolgen.

Gemal § 1 Abs. 9 BauNVO wird folgendes festgesetzt: Einzelhandel ist im gesamten Plan
gebiet ausgeschlossen. Ausnahmsweise kénnen zugelassen werden: Verkaufsstatten von
im Plangebiet ansassigen Produktions- oder Handwerksbetrieben. Der produzierende Anteil
der gewerblichen Téatigkeit muss dabei Uberwiegen und es diirfen keine Dimensionen ent-
stehen, die einem grof3flachigen Einzelhandelsbetrieb entsprechen.

Fur das Sondergebiet wird als Einschrdnkung festgesetzt, dass ausschlie3lich solche Vor-
haben (Betriebe und Anlagen) zulassig sind, deren Larm- und Geruchsemissionen nicht zu
einer Uberschreitung der Immissionsrichtwerte gem. TA Larm und GIRL fir Mischgebiete
fuhren.

Maf der baulichen Nutzung (8 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB, 88 16 - 20 BauNVO)

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird im Gewerbegebiet durch die Grundflachenzahl und die
Hohe baulicher Anlagen festgesetzt (siehe Planeintrag). Im Sonstigen Sondergebiet wird
zusatzlich eine maximale Geschossflache fur Saisonarbeiterunterkiinfte festgesetzt.

Grundflachenzahl
Nach § 19 (4) Satz 3 BauNVO wird folgendes festgesetzt:
Bei der Ermittlung der Grundflache sind die Grundflachen von

1. Garagen und Stellplatzen mit ihren Zufahrten

2. Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO

3. baulichen Anlagen unterhalb der Geldndeoberflache, durch die das Baugrundstiick le-
diglich unterbaut wird, mitzurechnen.

Die zulassige Grundflache darf durch die Grundflachen der 0.g. Anlagen nicht Giberschritten
werden.
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2.2

2.3

Geschossflachenzahl

Die Geschossflachenzahl des gewerblichen Wohnens fir Saisonarbeitskrafte im Sonderge-
biet "Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeitskrafte und Gewerbe" darf ma-
ximal 0,45 betragen. Nach § 20 (3) und (4) BauNVO wird festgesetzt, dass die Geschossfla-
che nach den AuRenmallen aller Vollgeschosse zu ermitteln ist und die Flachen von Auf-
enthaltsraumen in anderen Geschossen einschlie3lich der zu ihnen gehdrenden Treppen-
raume und einschliefZlich ihrer Umfassungswande mitzurechnen sind.

Hohenfestsetzungen

Die Hohe der baulichen Anlagen wird bestimmt durch die maximal zuldssige Hohe baulicher
Anlagen.

Bei der Ermittlung der maximal zulassigen Hohe wird an jedem Punkt der StraBenfassade
die Differenz zwischen dem Grundstlick zugeordneten Hohenpunkt gemaR Planeintrag (un-
terer Bezugspunkt) und dem jeweiligen oberen Bezugspunkt gemessen. Der obere Bezugs-
punkt der Hohe ist die am hdchsten gelegene Schnittkante der Dachhéute oder der obere
Abschluss des Daches.

Der festgesetzte untere Bezugspunkt gilt auch fir die Berechnung der Abstandsflachen.

Bauweise (8 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 22 BauNVO)

Die Gebaude sind in offener Bauweise (d.h. mit seitichem Grenzabstand) zu errichten, ab-
weichend hiervon gilt jedoch keine Langenbeschrankung.

Uberbaubare Grundstticksflachen (8 9 Abs.1 Nr. 2 BauGB)

Die Uberbaubaren Grundstiicksflachen (§ 23 BauNVO) sind durch Baugrenzen festgelegt.
Sie durfen auch durch Nebenanlagen, Garagen und Stellplatze (mit Ausnahme Satz 2) nicht
Uberschritten werden.

Stellplatze sind auRerhalb der Uberbaubaren Flachen zwischen der StralRenbegrenzungsli-
nie und der vorderen Baugrenze zulassig, durfen jedoch nur auf maximal 50 % der Grund-
stucksbreite errichtet werden.

Mit Geh- und Fahrrecht zu belastende Flachen (8 9 (1) 21 BauGB)

Die in der Planzeichnung ausgewiesene Flache ist gem. § 9 (1) 21 BauGB mit einem Geh-
und Fahrrecht zugunsten des Eigenttiimers der privaten Griinflache (PG) zu belasten.

Offentliche Grunflachen und Anpflanzung von Baumen und Strauchern
(8 9 (1) Nr. 15 BauGB i.V.m § 25a BauGB)

Die offentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung @ sind mit regional gewonnenem
Saatgut einzusaen und dauerhaft als naturnahe Gras-Krautflur zu unterhalten.

Innerhalb der &ffentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung @, in denen auf der gesam-
ten Lange parallel Versickerungsmulden und Entwéasserungsgraben verlaufen, sind stand-
ortgerechte und heimische Baume und Straucher in Gruppen aufgelockert zu bepflanzen.
Dabei sind 15 % der Flachen mit Baumen und Strauchern zu bepflanzen. Die unbestockten
Flachen sind mit regional gewonnenem Saatgut einzusden und dauerhaft als naturnahe
Gras- Krautflur zu unterhalten.
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Innerhalb der Grabensohle sind auf der gesamten Grabenbreite, mit Abstanden von je ca.
25 m, Sohlabsenkungen von 5-10 cm Tiefe vorzunehmen. Die Lange der Absenkung soll
ca. 25 m betragen. Die Ubergénge sind zur Sicherstellung der Bewirtschaftung flach auszu-
bilden.

Die offentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung ® sind mit standortgerechten und
heimischen Baumen und Stréauchern in Gruppen aufgelockert zu bepflanzen. Dabei sind
mindestens 15 % der Flachen mit BAumen und Strauchern zu bepflanzen, zwischen den
Baum- und Strauchgruppen sind Gras- und Krautflachen vorzusehen.

Innerhalb der 6ffentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung ® und ®, die am Ortsrand
liegen und in denen auf der gesamten Lange parallel Versickerungsmulden und Entwasse-
rungsgraben verlaufen, sind in den flachen, absonnigen Bdschungsbereichen in aufgelo-
ckerten Gruppen standortgerechte und heimische Baume und Straucher in gestuftem Auf-
bau zu pflanzen. Dabei sind 20 % der Flachen mit Baumen und Strauchern zu bepflanzen.
Die unbestockten Flachen sind mit regional gewonnenem Saatgut einzusden und dauerhaft
als naturnahe Gras- Krautflur zu unterhalten.

Innerhalb der Grabensohle sind auf der gesamten Grabenbreite, mit Abstanden von je ca.
25 m, Sohlabsenkungen von 5-10 cm Tiefe vorzunehmen. Die Lange der Absenkung soll
ca. 25 m betragen. De Ubergange sind zur Sicherstellung der Bewirtschaftung flach auszu-
bilden.

Innerhalb der 6ffentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung ® sind zusétzlich zur visuel-
len Ortsrandgliederung im Abstand von ca. 10 m grof3kronige Hochstamme zu pflanzen.

Fir alle Bepflanzungen in den 6ffentlichen Grunflachen gelten folgende Mindestpflanzquali-
taten:

Mindestqualitdt Baume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm
Mindestqualitat Straucher, 2 x verpflanzt, 60-100 cm

Mindestqualitat: Heister, 2 x verpflanzt 100-125 cm

Es ist vor Baubeginn der Erschliel3ung ein Pflegeplan aufzustellen.

7. Flachen, die von der Bebauung freizuhalten sind (8 9 (1) Nr. 10 BauGB)

Entlang der L 3110 besteht eine Bauverbotszone von 20 m, gemessen vom &uf3eren Fahr-
bahnrand der L 3110. Innerhalb dieser Flachen ist die Errichtung von Hochbauten sowie
Werbeanlagen und Fahnenmasten nicht zulassig.

Nach HBO zulassige geringfugige Uberschreitungen der Baugrenzen sind im Bereich der
Bauverbotszone entlang der L 3110 nicht zul&ssig.

Zulassig sind Verkehrsflachen und Parkplatze, sofern die Blendung und Ablenkung des
Verkehrs auf der LandesstraBe durch einen wirksamen Sicht- und Blendschutz ausge-
schlossen sind.

8. Private Grunflachen (8 9 (1) Nr. 15 BauGB)

Die privaten Grunflachen sind von jeglicher Bebauung freizuhalten. Eine ordnungsgemaliie
landwirtschaftliche Nutzung ist zulassig.

9. Maflinahmen die bei der Errichtung baulicher Anlagen getroffen werden mussen, die
der Vermeidung oder Verringerung von Hochwasserschéden dienen (8§ 9 Abs. 1 Nr.
16c BauGB)
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Grundsatzlich sind bauliche Anlagen in einer dem Hochwasserrisiko angepassten Bauweise
nach dem allgemeinen Regeln der Technik zu errichten. Im gesamten Plangebiet sind:

= bauliche Anlagen so zu errichten, dass sie einer Unterspilung und dem Auftrieb wider-
stehen,

= bauliche Anlagen, mit Ausnahme von Nebenanlagen i.S. des § 14 BauNVO, die keinen
schutzwirdigen Objekten dienen sowie Garagen, nur in Massivbauweise zulassig,

= Kellergeschosse nicht zulassig,

= Ruckstausicherungen zum Schutz gegen Wasser aus der Kanalisation einzubauen,

= Elektroverteilungen mindestens mit ihrer zentralen Abschalteinrichtung oberhalb von 93,5
m UNHN zu installieren,

= Heizolverbraucheranlagen nicht zulassig,

= Lagerungen von wassergefahrdenden Stoffen unterhalb von 93,5 m GNHN nicht zul&ssig.

Flachen fur die Landwirtschaft (8 9 (1) Nr. 18 BauGB)

Auf den Flachen fir die Landwirtschaft ist eine ordnungsgeméaRe landwirtschaftliche Nut-
zung zulassig. Vorhaben sind zulassig, die § 35 Abs. 1 Nr. 1 - 2 entsprechen.

Bauvorhaben sind nach § 35 BauGB zu beurteilen. Der naturschutzrechtliche Ausgleich ist
im Rahmen des Bauantragsverfahrens nachzuweisen.

Die Zufahrt von der PlanstralRe aus ist nicht zulassig (siehe Planeintrag: "Bereich ohne Ein-
und Ausfahrt™).

Flachen und Maflinahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden,
Natur und Landschaft (8 9 (1) Nr. 20 BauGB)

Niederschlagswasserbewirtschaftung
Gewerbliche Grundsticke und Grundstiicke Sondergebiet

Niederschlagsabfliisse privater Grundsticksflachen dirfen nicht in den 6ffentlichen
Schmutzwasserkanal eingeleitet werden, auf3er es handelt sich um Niederschlagsabfliisse
von privaten LKW-Park-, Rangier- und ggf. auch Andienungsflachen. Diese sind an den 6f-
fentlichen Schmutzwasserkanal anzuschlieRen.

Der auf den privaten Grundsticksflichen anfallende Niederschlagsabfluss darf nicht schad-
lich verunreinigt werden und darf keine Gifte oder sonstige, das Tier- und Pflanzenleben
schadigende Stoffe enthalten.

Fassadenverkleidungen, Dacheindeckungen, Dachrinnen und Regenfallrohre aus Kupfer,
Zink und Blei sind unzul&ssig.

Kann dies durch bauliche Mafinahmen nicht vollstdndig ausgeschlossen werden, muss das
Niederschlagswasser gereinigt werden. Ist die Reinigung des auf den privaten Grundstu-
cken anfallenden Niederschlagwassers nach DWA-M 153 liber die belebte Bodenzone der
stadtischen Retentionsmulden nicht mdglich, so ist das Niederschlagswasser durch den
Grundstiickseigentiimer vorzureinigen.

Die Einleitungsmenge des anfallenden, nicht schadlich verunreinigten Niederschlagswas-
sers von den privaten Grundstiicken in die 6ffentlichen Retentionsmulden wird auf maximal
72,13 |1 / s*ha, bezogen auf den befestigten Flachenanteil der privaten Grundsttcksflachen,
begrenzt (bei einem Bemessungsniederschlag r15, n= 0,2= 189,8 | / s*ha). Eine Uberschrei-
tung des befestigten Flachenanteils der Grundflachenzahl von 0,8 ist nicht zulassig.

Die Uber die 72,13 | / s*ha hinausgehenden Niederschlagsmengen sind privat zu bewirt-
schaften (Nutzung als Brauch- oder Betriebswasser) oder auf den privaten Grundsticken
zurickzuhalten und gedrosselt in die Offentlichen Retentionsmulden einzuleiten. Die Art des
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Drosselorgans ist vom Grundstiickseigentimer zu benennen. Auf die turnusgeméaie War-
tung und Prifung des Drosselorgans wird ausdriicklich hingewiesen.

Die Einleitung des Niederschlagswassers von den privaten Flachen muss oberhalb der Soh-
le der offentlichen Retentionsmulden erfolgen. Das Einlaufbauwerk wird auf Antrag vor Be-
ginn der Baumaflinahme kostenpflichtig durch die Stadt Lampertheim bis auf das Privat-
grundsttck gefihrt. Ein direkter Anschluss des Niederschlagswassers von den privaten Fl&-
chen an das unterhalb der 6ffentlichen Retentionsmulden angeordnete Drainagesystem ist
nicht zulassig.

Sollte ein Zisternensystem fir die Zwischenspeicherung von Niederschlagswasser zum Ein-
satz kommen, ist dieses auftriebssicher herzustellen.

Eine Versickerung auf den privaten Grundsticken ist ggf. auch mdglich, sofern in einem auf
Veranlassung und auf Rechnung des Grundstiickseigentiimers beauftragen grundstiickspe-
zifischen Bodengutachten inklusive Versickerungsversuch nachgewiesen wird, dass die
Versickerungsfahigkeit auf dem jeweiligen privaten Grundstick gewahrleistet ist. Bei einer
Versickerung auf dem Grundstiick ist das anfallende Niederschlagswasser nach den aner-
kannten Regeln der Technik zu sammeln und vor Ort auf den jeweiligen Grundstiicken zur
Versickerung zu bringen. Die Lage, GroRe und Einstauhthe der Versickerungsflache ist
vom Grundstiickseigentiimer nachzuweisen.

Die Versickerungsanlagen sind entsprechend dem Arbeitsblatt DWA-A 138 zu bemessen,
herzustellen und zu betreiben. Sollten sich wahrend der Bauausfilhrung Anderungen hin-
sichtlich der zugrunde gelegten Annahmen ergeben (z.B. kf-Wert zu glinstig angenommen),
so sind diese bei der Errichtung der Anlagen zu bertcksichtigen (z.B. durch einen Boden-
austausch unterhalb der Versickerungsmulde in Abstimmung mit der Unteren Wasserbe-
horde). Damit eine Dauereinstauung und die damit verbundene Gefahr der Verschlickung
und Verdichtung der Oberflache vermieden wird, ist eine ausreichende Versickerungsleis-
tung der Versickerungsmulden sicherzustellen. Es ist von einem Bemessungsgrundwasser-
spiegel von 88,50 m Uber NN auszugehen. Die erforderlichen Grundwasserabstande sind
einzuhalten.

Wenn das Niederschlagswasser versickert werden soll, ist eine wasserrechtliche Erlaubnis
von der Unteren Wasserbehdrde des Kreises Bergstral3e erforderlich. Der Antrag auf Ertei-
lung der kostenpflichtigen wasserrechtlichen Erlaubnis ist mit der Einreichung der Baumittei-
lung / des Bauantrages bei der Stadt Lampertheim vorzulegen. Die wasserrechtliche Er-
laubnis der Unteren Wasserbehdrde ist unmittelbar nach Erhalt der Stadt Lampertheim vor-
zulegen.

Eine Kombination der aufgeflihrten Bewirtschaftungsformen ist ebenfalls mdglich.

Im Rahmen des vom Grundstlickseigentiimer zu stellenden Antrages auf Anschluss an die
offentliche Entwasserungsanlage ist der Stadt Lampertheim mit Einreichung des Bauantrags
bzw. der Baumitteilung ein Gesamtentwasserungskonzept fir die Ableitung des gesamten
Niederschlagswassers und Schmutzwassers vorzulegen.

Fur die Einleitung von Niederschlagswasser in die offentlichen Retentionsmulden sowie fur
die Versickerung von Niederschlagswasser auf den privaten Grundstiicken sind fur den Bau
und die Bemessung der Versickerungsanlagen der quantitative und qualitative Nachweis
nach den DWA-Regelwerken Arbeitsblatt DWA-A 138 (Planung, Bau und Betrieb von Anla-
gen zur Versickerung von Niederschlagswasser) und dem Merkblatt DWA-M 153 (Hand-
lungsempfehlung zum Umgang mit Regenwasser) zu erbringen. Fir die Niederschlagsho-
hen und —spenden sind die Daten nach KOSTRA-DWD in der aktuellen Version zugrunde
Zu legen.

Offentliche Verkehrsflachen

Der Niederschlagsabfluss von den 6éffentlichen Verkehrsflachen ist tiber stralienbegleitende
Entwéasserungsrinnen in die Retentionsmulden in den 6ffentlichen Griinflachen einzuleiten.
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11.2

Offentliche Griinflachen

Innerhalb der offentlichen Grinflachen sind entsprechend der angeschlossenen abfluss-
wirksamen Flache drainierte Retentionsmulden herzustellen und dauerhaft zu unterhalten.

Flachen und Malinahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB

Als Ausgleichsmalinahmen fiir die geplanten Eingriffe in Natur und Landschaft ist auf den
Grundstiicken in der Gemarkung Lampertheim "Kechlerslache Flur 30 Nr. 246/1 (Ste-
phansgraben), 71/1, 71/2+222+262:

= entlang der StralRe "Am Kechlersbrunnen" eine, teils unterbrochene, ansonsten 6-10 m
breite heimische und standortgerechte Gehdélzpflanzung anzulegen.

= auf einer Flache von 7.500 m2 wird in zentraler Lage des Flurstiicks eine Mulde herge-
stellt, die - entsprechend der bisherigen Grundwasserstande im Gebiet - temporar Was-
ser fuhren wird. Die tiefsten Bereiche der Mulde sollen der Sohlhéhe des Stephangra-
bens entsprechen (die versicherungsrechtlichen Einschréankungen sind zu beachten).

= das dstliche Ufer des Stephansgraben wird an 2 Stellen abgesenkt, sodass eine boden-
feuchte Verbindung zur neugebauten Mulde entsteht. Damit soll die natirliche Besied-
lung der Mulde durch die vorhandene, amphibische Flora und Fauna der drtlichen Gra-
bensysteme erleichtert werden.

= Die Flache der gesamten Mulde wird beim Bau um 25 cm unter das spatere Planum
ausgekoffert. Das Volumen wird durch ein Sand- und Kiesgemisch (0-300) regionaler
Gewinnung ersetzt.

= entlang des gesamten Ufers und am ndérdlichen Wegesrand wird ein 10-15 m breiter Ge-
landestreifen in besonnter Ostexposition freigehalten. Hier werden mehrere Eidechsen-
habitate angelegt.

= Einsaat der nicht bepflanzten Flachen erfolgt mit regional gewonnenem Saatgut.

= Die Parzelle des Stephansgraben ist Teil der Ausgleichsflache und wird ebenso auf Dau-
er nach naturschutzfachlichen Gesichtspunkten gepflegt.

= Die hier beschriebenen MalRBnahmen sind im Rahmen der Freiflachenplanung zur Er-
schlieBungsplanung weiter zu detaillieren.

= Entsprechend den Festsetzungen fir die 6ffentlichen Griunflachen des neuen Baugebie-
tes ist auch fur diese Flachen ein Pflegeplan zu erarbeiten. Dieser ist 5 Jahre nach Her-
stellung der Grinflachen, auf der Grundlage einer Erhebung und Bewertung der stan-
dértlichen Entwicklung, zu Uberarbeiten.

Externe AusgleichsmalRBnahme

Als externe AusgleichsmalRhahme fir die geplanten Eingriffe in Natur und Landschaft erfolgt
die Inanspruchnahme der anerkannten vorlaufenden ErsatzmaRRnahme (Okokonto) im
Stadtwald Lampertheim, Waldabteilung 122 A und B.

Der derzeitige Bestand aus Pappelaltholz mit Erlenbruch wird durch dauerhaften Nutzungs-
/Bewirtschaftungsverzicht in einen naturnahen Waldbestand umgewandelt.

Von der Gesamtflache von 107.336 m? wird die folgende Teilflache von ca. 47.697 m2 durch
Ausbuchung aus dem Okokonto in Anspruch genommen:

Gemarkung Lampertheim, Grundsticke Flur 17 Nr. 160 (Tf. 11.864 m?), Flur 17 Nr. 161
(16.500 m?2), Flur 17 Nr. 162 (13.892 m?), Flur 17 Nr. 163 (Tf. 3.574 m?), Flur 17 Nr. 245
(885 m?), Flur 17 Nr. 246 (982 m?) (Abb. 1)

(Tf. = Teilflache bzw. tlw.= teilweise))

Die externe Ausgleichsmalinahme wird gemaf3 § 1a (3) BauGB dem Bebauungsplan Nr. 071 B
- 00 ,Wormser Landstralie — 2. Bauabschnitt* zugeordnet.
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11.3
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Flurstiicksgrenzen

Erfasste Flache im Bereich der
Waldabteilung 122 A und B

Okokontoflache

Abgrenzung des stillgelegten
Bestandes im Bereich der
Waldabteilung 122 A und B

Betroffene Flurstiicke:

Stadt Lampertheim,

Gem. Lampertheim,

Flur 17; Nm. 160 tiw.,
161-166, 176, 218,

219 tiw., 241 - 246, 247 tiw.

Abgegrenzte Flache: 107.336 m?

Inanspruchnahme und Zuordnung

a
.

Abgrenzung / Markierung der
bauleitplanerisch zugeordneten
Okokontofl&chen im Bereich der
Waldabteilung 122 A und B

Zugeordnete Flurstiicke:

Stadt Lampertheim,
Gem. Lampertheim,
Flur 17; Nrn. 160 tiw.,
161, 162, 163 tlw.,
245 und 246.

Abgegrenzte Flache: 47.697 m?

Auf der betreffenden Flache hat jede forstwirtschaftliche Téatigkeit (z.B. Holzeinschlag, Hol-
zentnahme, Wegebau, Bodenveranderungen) dauerhaft zu unterbleiben. Sollten entgegen
der Absicht der Nutzungseinstellung dennoch MafRnahmen notwendig werden, sind diese
der Unteren Naturschutzbehoérde vor deren Durchfiihrung unter Hinweis auf die als vorlau-
fende ErsatzmalRnahme anerkannte Nutzungseinstellung schriftlich anzuzeigen und mit der
Unteren Naturschutzbehdrde einvernehmlich abzustimmen. Ausgenommen bleiben aus
zwingenden Grunden kurzfristig durchzufihrende Verkehrssicherungsmalinahmen im Be-
reich der WaldauRenrénder entlang von Wegen.
Malnahmen, die zur Absenkung des Wasserspiegels fiihren kdnnen, sind nicht zulassig.

MalRnahmen zum Bodenschutz

Das Defizit fur den nicht ausgeglichenen Eingriff in das Schutzgut Boden bzw. in die naturli-
chen Bodenfunktionen von 56,25 BWE wird gemal § 6 KV in Form eines Ankaufs von Oko-
punkten (Ersatzzahlung) in Héhe von 72.051,20 € durch den Planungstréger ausgeglichen.

MalRnahmen zum Artenschutz:
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Folgende Malinahmen zur Vermeidung (V) und zur Sicherung der kontinuierlichen 6kologi-
schen Funktion werden durchgefuhrt, um Gefahrdungen von Tier- und Pflanzenarten des
Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von europaischen Vogelarten zu vermeiden oder zu
mindern:

(V)

Beginn der ErschlieBung des Baugebiets auf den Ackerflachen aul3erhalb der gesetz-
lich festgelegten Brutzeiten (1. Marz — 30. September) zum Schutz von Bodenbritern.

(V) Durchfihrung der BaumalRnahmen entlang der bekannten Eidechsenhabitate am Ste-

(V)

V)

(V)

V)

(V)

(V)

(V)

phansgraben und an der stidwestlichen Grenze nur am Tage und aul3erhalb der Winter-
ruhezeiten (Oktober-Marz), um ein aktives, eigenstandiges Ausweichen zu erméglichen.

Schutz der fir Zauneidechsen bekannten Habitate an der Grenze zum bestehenden
Gewerbegebiet durch einen Reptilienzaun, um Einwanderungen in Baustellenflachen zu
vermeiden.

Rodung von Gehdlzen und Baumen nur auf3erhalb der gesetzlich festgelegten Brutzei-
ten (1. Marz — 30. September).

Zur Vermeidung der Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der
Rodung von Gehdlzen und Baumféllungen im Bereich des Eidechsenvorkommens wah-
rend der Wintermonate die Wurzelstocke bis April im Erdreich zu belassen.

Soweit die Wurzelstdcke in bestehenden oder zukinftigen Grinflachen liegen, sind sie
als wichtige Strukturelemente der Eidechsenhabitate im Boden zu belassen.

Zur Vermeidung der Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind vor der
Umgestaltung des Stephansgrabens die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzude-
cken, um die Tiere zu vergramen. Die Durchfihrung der MaRRnahme ist auf die Zeit
nach der Winterruhe, jedoch vor der Eiablage (je nach Witterung Ende Méarz bzw. An-
fang April bis Anfang Mai) bzw. nach dem Ausschlipfen, jedoch vor dem Aufsuchen der
Winterquartiere (Ende August bis Ende September) zu begrenzen.

Erhalt der flir Zauneidechsen relevanten Habitatstrukturen (Blockschittungen, nieder-
liegende Baumstamme im Wechsel mit Strauchern) an der Grenze zum bestehenden
Gewerbegebiet.

In gut besonnten Bereichen sind Habitate fir Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu
unterhalten. Dazu ist pro 5.000 gm offentliche Grinflache eine Stein-/Schotter-
Schittung mit stdwestlicher bis siddstlicher Ausrichtung (incl. Anlage von frostfreien
Uberwinterungsquartieren) anzulegen. Zusatzlich sind Sandflachen als Eiablageplatze
sowie Totholzelemente als Sonn- und Ruheplatze anzulegen.

Gestaltungskonzept eines Habitats fiir Zauneidechsen nach Laufer (2013):
*  20-25% Straucher
10-15% Brachflachen (Stauden, Altgras)
20-30% dichtere Ruderalvegetation
20-30 % luckige Ruderalvegetation auf grabbarem Substrat
5-10% Sonnplatze, Eiablageplatze und Winterquartiere (Steinriegel, Sandlinsen, Totholzhau-
fen etc.)

Uberpriifung des Stephansgrabens vor Beginn der Neugestaltung auf eine Besiedelung
durch Amphibien.

Im Rahmen der ErschlieBungsarbeiten ist eine 6kologische Baubegleitung sicherzustellen.

Schutz der Tierwelt

Zum Schutz nachtaktiver Tierarten sind ausschlie3lich Kaltlichtlampen Natriumdampflampen
(SE/ST-Lampen) oder nach oben abgeschirmte warmwei3e LED-Leuchten) fur die Auf3en-
beleuchtung an Gebauden und ErschlieSungsstral3en zu verwenden.
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11.5 Schutz des Mutterbodens (8 202 BauGB)

12.

3.1

Mutterboden, der im Zuge der BaumalRBhahme ausgehoben wird, ist in nutzbarem Zustand
zu erhalten. Schadensfreie Lagerung und Wiederverwendung sind vorzusehen.

Anpflanzen von Baumen im StraBenraum (8 9 (1) Nr. 25a BauGB)

Gemal Planzeichnung sind die Stral3enverkehrsflachen mit standortgerechten Hochstam-
men, 3 x verpflanzt, Stammumfang 18-20 cm der innerhalb von Baumbeeten von mindes-
tens 5 m2 Flache zu bepflanzen. Die Anzahl der in der Planzeichnung festgesetzten Baume
ist verbindlich, der Standort der Baume kann aufgrund technischer Erfordernisse variieren.
Die Baumscheiben sind standortgerecht zu bepflanzen oder einzusaen.

BAUORDNUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN (8 9 (4) BauGB i.V.m. § 91 HBO)
Einfriedungen (8 91 Abs. 1 Nr. 3 HBO)

Zu den offentlichen Griunflachen hin sind nur offene Einfriedungen zuldssig. Diese Einfrie-
dungen durfen nicht als geschlossene Wand (Mauerwerk, Beton, Holz, Metall, Gabionen)
ausgebildet werden oder als solche wirken. Sie sind als Holzzaun und/oder Drahtgeflecht-
zaun (Freiraum von mind. 0,10 m zwischen Zaununterkante und Erdoberflache; offene An-
teile der Zaune >50% der Ansichtsflache) bzw. als standortgerechte Laubholzhecke oder
Kombination von Hecke und Zaun anzulegen.

Offene Lagerplatze dirfen von der 6ffentlichen Verkehrsflache aus nicht sichtbar sein.

Werbeanlagen (8§ 91 Abs. 1 Nr. 1 HBO)

Werbeanlagen mit bewegtem Licht sind nicht zulassig.

Nutzung, Gestaltung und Bepflanzung der Grundsticksfreiflachen
(8 91 Abs. 1 Nr. 5 HBO)

Bepflanzung der Grundstuicksfreiflachen

Mindestens 20 % der Flache der gewerblich genutzten Grundstiicke und des sonstigen
Sondergebiets sind dauerhaft zu begriinen. Mindestens die Halfte dieser Flache ist als zu-
sammenhangende Griunflache anzulegen. Kies- und Schotterflachen sind dabei nicht zulas-
sig. Abgestorbene Gehdlze sind zu ersetzen.

Je 100 gm der zu begrinenden Grundsticksflache ist grundsatzlich 1 grof3kroniger Laub-
baum zu pflanzen. Alternativ sind 2 kleinkronige Laubb&ume oder 25 Straucher zu pflanzen
(eine Kombination aus den o. g. Vorgaben ist zulassig und sinnvoll). 1 Strauch kann auch
durch 2 Kletter- oder Rankpflanzen ersetzt werden. Fir diese Mindestbepflanzung sind
standortgerechte und heimische Arten zu verwenden.

Mindestqualitdt Baume: Hochstamm, 3 x verpflanzt, Stammumfang 16-18 cm
Mindestqualitat Straucher, 2 x verpflanzt, 60-100 cm
Mindestqualitat: Heister, 2 x verpflanzt 100-125 cm
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3.2

3.3

3.4

Dachbegrinung

Extensive Dachbegrinungen werden empfohlen und vollstandig auf den zu begriinenden
Grundsticksanteil angerechnet. Die Kombination von Dachbegriinungen und Photovoltaik-
anlagen ist zulassig und wird empfohlen.

Befestigte Flachen

Befestigte Flachen und Stellplatze sind mit wasserdurchléassigen oder fugenreichen Beldgen
zu befestigen. Ausnahmen kénnen zugelassen werden, sofern schadliche Verunreinigungen
des Bodens oder des Grundwassers zu beflirchten sind. Stellplatzanlagen sind nach Maf-
gabe der jeweils gultigen Stellplatzsatzung der Stadt Lampertheim zu begriinen.

Zeitpunkt der Pflanzung

Die festgesetzten grinordnerischen MalRnahmen des Bebauungsplanes sind innerhalb ei-
nes Jahres nach Erteilung der Gebrauchsabnahme zu realisieren.

KENNZEICHNUNGEN
Kennzeichnung gemaf § 9 Abs. 5 Nr. 1 BauGB

Flachen bei denen besondere bauliche SicherungsmalRnahmen gegen Naturgewalten
(hier: hohe bzw. schwankende Grundwasserstande und tberschwemmungsgeféahrde-
tes Gebiet) erforderlich sind.

Das Plangebiet ist gemall &8 9 Abs. 5 BauGB als vernassungsgefahrdete Flache gekenn-
zeichnet.

Das Planungsgebiet liegt im Einflussbereich des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessi-
sches Ried. Im Einzelnen sind die Vorgaben des Grundwasserbewirtschaftungsplans Hessi-
sches Ried, mit Datum vom 9. April 1999 festgestellt und verdffentlicht im Staatsanzeiger flr
das Land Hessen "21/1999 S. 1659" in der Fassung vom 17. Juli 2006 verdffentlicht im
Staatsanzeiger 31/2006 S. 1704, zu beachten.

Daher ist im gesamten Planungsgebiet mit hohen Grundwasserstédnden zu rechnen. Auf-
grund der Vernassungsgefahr in Nassperioden und der Gefahr von Setzrissschaden in Tro-
ckenperioden sind besondere Malinahmen erforderlich.

Es ist von einem Bemessungsgrundwasserstand von 89,71 m UNHN auszugehen. Die er-
forderlichen Grundwasserabstande sind einzuhalten.

Auf Grund der hohen Grundwasserstande, wird weiterhin darauf hingewiesen, dass im
Plangebiet mit zusétzlichen Aufwendungen (z.B. bauliche Vorkehrungen gegen Vernassun-
gen) zu rechnen ist.

Kennzeichnung gemalf § 9 Abs. 6a Nr. 1 BauGB
Risikogebiet auBerhalb von Uberschwemmungsgebieten (§ 78b WHG)

Im Rahmen der Aufstellung eines Hochwasserrisikomanagementplans fiir den Rhein wur-
den gem. § 74 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) auf der Grundlage aktueller digitaler Gelan-
demodellierungen Gefahrenkarten fur den Rhein erstellt. In den Gefahrenkarten sind ver-
schiedene Hochwasserszenarien abgebildet. Nach der Gefahrenkarte HWGK Rhein_G008
ist davon auszugehen, dass das Plangebiet bei einem Extremhochwasser oder im Falle des
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Versagens der Hochwasserschutzeinrichtungen, z.B. einem Dammbruch, Gberschwemmt
werden kann.

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt somit im Uberschwemmungsgefahrdeten
Gebiet. VorsorgemalRhahmen gegen Uberschwemmungen sind auf Grund dieser Sachlage
auf jeden Fall angebracht.

Auf die textlichen Festsetzungen A 9 wird explizit verwiesen.

HINWEISE

1.

Archéologischer Denkmalschutz

Bei Erdarbeiten kénnen jederzeit Bodendenkmaéler wie Mauern, Steinsetzungen, Bodenver-
farbungen, und Fundgegenstédnde z.B. Scherben, Steingeradte, Skelettreste usw. entdeckt
werden. Diese sind nach 8§ 21 Hess. Denkmalschutzgesetz unverziiglich dem Landesamt fir
Denkmalpflege, fur Archaologische Denkmalpflege oder der Unteren Denkmalschutzbehor-
de zu melden. Funde und Fundstellen sind in unverdndertem Zustand zu erhalten und in
geeigneter Weise bis zu einer Entscheidung zu schiitzen. Bei sofortiger Meldung ist in der
Regel nicht mit einer Verzdgerung der Bauarbeiten zu rechnen. Die mit Erdarbeiten betrau-
ten Personen sind entsprechend zu belehren. Im Ubrigen ist § 18 Hess. Denkmalschutzge-
setz zu beachten, wonach zum Beispiel die beabsichtigte Beseitigung, Verbringung an einen
Ort, Umgestaltung oder Instandsetzung von Kulturdenkmélern der Genehmigung der
Denkmalschutzbehorde bedarf.

Mindestgréile
Die MindestgroRRe der Grundstlicke soll im Gewerbegebiet 1.500 m2 betragen.
Altflachen

Bei allen Baumafl3inahmen, die einen Eingriff in den Boden erfordern, ist auf organoleptische
Auffalligkeiten zu achten. Ergeben sich bei den Erdarbeiten Kenntnisse, die den Verdacht
einer schadlichen Bodenverunreinigung begriinden, sind diese umgehend der zustandigen
Behdrde, dem Regierungsprasidium Darmstadt, Abteilung Arbeitsschutz und Umwelt,
Darmstadt, Dezernat IV/Da 41.5, Bodenschutz, mitzuteilen. Dariber hinaus ist ein Fachgut-
achter in Altlastenfragen hinzuzuziehen.

Schadliche Bodenveranderungen im Sinne des 8§ 2 Abs.3 Bundes-Bodenschutzgesetz sind
Beeintrachtigungen der Bodenfunktionen, die geeignet sind, Gefahren, erhebliche Nachteile
oder erhebliche Belastigungen fir den einzelnen oder die Allgemeinheit herbeizufiihren.

Artenschutz

Bei sdmtlichen Baumalinahmen und sonstigen Eingriffen (Abriss-, Umbau oder Sanierungs-
arbeiten, BaufeldrAumung, Gehélzrodung) sind die artenschutzrechtlichen Stérungs- und
Zugriffsverbote des Bundesnaturschutzgesetzes (z.Zt. § 44 Abs. 1 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG)
zu beachten — und zwar unabhangig davon, ob die MaflRnahmen baugenehmigungspflichtig
sind oder nicht. Werden geschutzte Arten (z.B. Fledermause, européische Vogelarten, Zau-
neidechse) getotet bzw. erheblich gestért oder deren Lebensstétten beschadigt bzw. zer-
stort, kann es sich um einen Verstol3 gegen die artenschutzrechtlichen Verbote handeln. Die
Details sind den gesetzlichen Regelungen zu entnehmen oder kénnen bei der Unteren Na-
turschutzbehérde erfragt werden.

Leitungsschutz

12
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Hinsichtlich geplanter Baumpflanzungen ist das "Merkblatt Giber Baumstandorte und unterir-
dische Ver- und Entsorgungsanlagen" der Forschungsgesellschaft fur Straf3en- und Ver-
kehrswesen, Ausgabe 1989; siehe inshesondere Abschnitt 3, zu beachten.

Durch die Baumpflanzungen dirfen der Bau, die Unterhaltung und Erweiterung Ver- und
Entsorgungsanlagen nicht behindert werden.

6. Seveso Il

Angrenzend an das Plangebiet befinden sich Betriebe, die nach Seveso Ill Richtlinie als
"Storfallanlage" eingestuft sind. Die Gewerbetreibenden sollten sich mit den Stoérfallbetrie-
ben in Verbindung setzen, um sich Uber die Gefahren, Warnsignale und die SchutzmaR3-
nahmen auszutauschen.

7. Schmutzwasser

Fur das Plangebiet wird eine betriebliche Schmutzwasserabflussspende gc von max.
0,5l/s*ha bezogen auf den befestigten Flachenanteil der privaten Grundstlicke festgesetzt.
Eine Uberschreitung des befestigten Flachenanteils iiber die festgesetzte Grundflachenzahl
(GRZ=0,8) hinaus ist nicht zulassig.

Der maximal zulassige Schmutzwasserabfluss aus den privaten Bereichen ist mit folgender
Formel zu ermitteln: Qg max = A * GRZ * go,max

Dabei ist:

Qa max maximaler betrieblicher Schmutzwasserabfluss in I/s, anzugeben mit einer
Nachkommastelle

A Grundstiicksgrol3e in ha, anzugeben mit 3 Nachkommastellen

GRZ Grundflachenzahl = 0,8

0, max (maximale betriebliche Schmutzwasserabflussspende) = 0,5 I/s*ha

Im Rahmen des vom Grundstiickseigentiimer bei der Stadt Lampertheim zu stellenden An-
trages auf Anschluss an die 6ffentliche Abwasseranlage ist die Ermittlung des tatsachlichen
betrieblichen Schmutzwasserabflusses Qg,st Vorzulegen. Die Ermittlung von Qg st muss nach
den geltenden DIN-Normen, DIN-EN-Normen und den Arbeitsblattern der DWA erfolgen.

Qa.max Und Qg st Sind gegenliberzustellen.

Liegt der tatsachliche betriebliche Schmutzwasserabfluss Qg,st h6her als der maximal zulas-
sige betriebliche Schmutzwasserabfluss Qe max, iSt im privaten Bereich eine Schmutzwasser-
rickhaltung und eine Drosselung des betrieblichen Schmutzwasserabflusses auf Qg max Vor-
zusehen. Die Bemessung der privaten betrieblichen Schmutzwasserriickhaltung mit ent-
sprechender Drosselung muss nach den allgemein anerkannten Regeln der Technik sowie
den geltenden DIN-Normen, DIN-EN-Normen und den Arbeitsblattern der DWA erfolgen
und ist dem Antrag auf Anschluss an die 6ffentliche Abwasseranlage beizulegen.

Ferner ist die Art des Drosselorgans vom Antragsteller zu benennen. Auf die erforderliche
turnusmafige Wartung und Prifung des Drosselorgans wird ausdriicklich hingewiesen.

Niederschlagsabfliisse von privaten LKW-Park-, Rangier- und ggf. auch Andienungsflachen
sind an den offentlichen Schmutzwasserkanal anzuschlief3en.

Ruckstauebene des Schmutzwasserkanals ist die Oberkante der StraRe. Der Grundstiicks-
eigentiimer hat sich gegen Rickstau aus dem Schmutzwasserkanal nach Entwasserungs-
satzung der Stadt Lampertheim zu schiitzen.

8. Loschwasserbedarf

Forderungen zum Ldschwasserbedarf ergeben sich aus § 3 Abs. 1 Nr. 4 des Hessischen
Gesetzes Uber den Brandschutz, die Allgemeine Hilfe und den Katastrophenschutz (HBKG),
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10.

aus 8 14 der Hessischen Bauordnung (HBO) und den technischen Regeln nach dem
DVGW-Arbeitsblatt W 405. Die Differenzierung nach der baulichen Nutzung erfolgt entspre-
chend § 17 der Baunutzungsverordnung (BauNVO).

Im Rahmen der ErschlieBung des Baugebietes wird nur der Grundschutz (96 m3/h tber 2 h),
gewabhrleistet. Darlber hinaus gehender Léschwasserbedarf (Objektschutz) ist im Bauge-
nehmigungsverfahren durch geeignete MalRnahmen (z.B. Loschwasserzisternen, Ldsch-
wasserbrunnen etc.) nachzuweisen.

Im Rahmen der Objektplanung ist die DIN 14090 ,Flachen fiir die Feuerwehr auf Grundsti-
cken® zu beachten.

Recyclingmaterial

= Unterhalb 89,50 m GUNN darf ausschlief3lich Material eingebaut werden, das die Eluatwer-
te der BBodSchV1) fur den Wirkungspfad Boden-Grundwasser, alternativ die Zuord-
nungswerte Z 0 der LAGA M 202) bzw. der LAGA TR Boden3) unterschreitet.

= Oberhalb 89,50 m UNN im nicht Uberbauten Bereich, d. h. unterhalb wasserdurchlassiger
Bereiche (Pflaster etc.) darf auch Material eingebaut werden, das die Zuordnungswerte
Z 1.1. der LAGA M 202) bzw. die Zuordnungswerte Z 0* der LAGA TR Boden3) unter-
schreitet.

= Oberhalb 89,50 m UNN im Uberbauten Bereich, d.h. unterhalb der wasserundurchlassi-
gen Bereiche kann ggfs. auch Material eingebaut werden, das die Zuordnungswerte
Z 1.2. der LAGA M 202) unterschreitet.

= |n den Bereichen der Versickerungsanlagen darf Uber die gesamte Machtigkeit der Bo-
denschicht ausschlielich Material eingebaut werden, das die Eluatwerte der
BBodSchV1) fur den Wirkungspfad Boden-Grundwasser, alternativ die Zuordnungswerte
Z 0 der LAGA M 202) bzw. Z 0 der LAGA TR Boden3) unterschreitet.

= Der Oberboden im nicht Giberbauten Bereich (z.B. Griinflichen) muss die Prifwerte der
Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) 1) fur den Wirkungspfad
Boden-Mensch einhalten.

Freiflachenplan

Zur Beurteilung der planungsrechtlichen Zulassigkeit eines Bauvorhabens ist mit den Bau-
vorlagen ein qualifizierter Freiflachenplan im MaR3stab von mindestens 1:200 beizufiigen, in
dem insbesondere die bebauten Flachen, sonstige befestigte Flachen, wie Kfz-Stellplatze,
Zugange oder Zufahrten und die Art ihrer Befestigung, die bepflanzten Flachen und die Art
ihrer Bepflanzung, die zu pflanzenden Geholze sowie sonstige Begriinungsmalinahmen
(wie Fassaden- oder Dachbegriinung) mit Artenangabe und PflanzgréRen sowie ggf. erfor-
derliche ArtenschutzmalRnahmen detailliert dargestellt werden. Der zu begriinende Fla-
chenanteil von 20 % ist rechnerisch nachzuweisen.
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VERFAHRENSVERMERKE

Die Aufstellung des Bebauungsplanes wurde am 12.12.20214 gemal § 2 (1) BauGB von der
Stadtverordnetenversammlung beschlossen. Die ortsibliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses
erfolgte am 20.12.2014.

Die fruhzeitige Beteiligung der Behdrden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange geman § 4 (1) BauGB erfolgte
auf Einladung vom 21.01.2015 am 05.02.2015 in Form eines Abstimmungstermins (Scoping-Termin).

Die friihzeitige Burgerbeteiligung gemaR § 3 (1) BauGB wurde nach ortstiblicher Bekanntmachung am 26.01.2019
in Form einer Blrgerversammlung am 04.02.2019 durchgefihrt.

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 12.04.2019 den Entwurf des Bebauungsplanes mit der
Begriindung gebilligt und die Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange gemal § 4 (2)
BauGB beschlossen. Die Beteiligung erfolgte durch Schreiben vom 26.04.2019 und 29.04.2019 mit Frist der
Abgabe der Stellungnahmen bis 30.05.2019.

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung am 20.05.2021 den zweiten Entwurf des Bebauungsplanes
mit der Begriindung gebilligt und die erneute Beteiligung der Behdrden und sonstigen Trager 6ffentlicher Belange
gemak § 4a (3) BauGB i. V. m. § 4 (2) BauGB sowie die Beteiligung der Offentlichkeit gemaR § 3 (2) BauGB
beschlossen.

Der zweite Entwurf des Bebauungsplanes mit Begrindung wurde nach ortsiblicher Bekanntmachung vom
10.07.2021 gemaR § 3 (2) BauGB in der Zeit vom 19.07. bis einschlieBlich 23.08.2021 6ffentlich ausgelegt.

Die erneute Beteiligung der Behdérden und sonstiger Trager 6ffentlicher Belange gemaR § 4a (3) BauGB i. V. m.
§ 4 (2) BauGB erfolgte mit Schreiben vom 12.07.2021 mit Frist der Abgabe der Stellungnahmen bis 23.08.2021.

Der Magistrat der Stadt Lampertheim
Lampertheim, den 27.08.2021

Siegel Unterschrift
Nach der Prifung und Behandlung der fristgemafll eingegangenen Anregungen wurde der Bebauungsplan
am............... von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung gemaf § 10 (1) BauGB beschlossen.

Der Magistrat der Stadt Lampertheim

Lampertheim, den ...............cconeee

Siegel Unterschrift
Die Bebauungsplansatzung, bestehend aus Planzeichnung und Textteil (planungsrechtliche und
bauordnungsrechtliche Festsetzungen) in der Fassung vom................. , sowie die Begriindung in der Fassung vom

...................... werden hiermit ausgefertigt.

Der Magistrat der Stadt Lampertheim

Lampertheim, den .............cceeeeee

Siegel Unterschrift
Die ortsubliche Bekanntmachung des Satzungsbeschlusses erfolgte am ................... .
Damit ist der Bebauungsplan/die .....Anderung in Kraft getreten.

Der Magistrat der Stadt Lampertheim

Lampertheim, den ................cccee.

Siegel Unterschrift
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Gesamtgliederung

Teil I Begrindung zum Bebauungsplan

Teil I Umweltbericht

Anlage 1 Grinordnungsplan

Anlage 2 Spezielle Artenschutzrechtliche Prufung

HINWEIS: Alle in der Begriindung genannten NHN - Héhenangaben beziehen sich auf das H6hensystem DHHN 1992
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1. Lage und Abgrenzung des Bebauungsplangebietes

Das Bebauungsplangebiet ist Teil eines mit insgesamt ca. 33 Hektar geplanten, am nordwestli-
chen Stadtrand von Lampertheim liegenden Industrie- und Gewerbegebietes, das im Regionalplan
Siudhessen und im Flachennutzungsplan der Stadt Lampertheim dargestellt ist und dem Gesamt-
konzept entsprechend nach Bedarf in Abschnitten erschlossen werden soll. Die folgende Abbil-
dung zeigt die Geltungsbereiche der Bebauungsplane fir die ersten beiden Bauabschnitte sowie
die Potentialflache fir eine mogliche Erweiterung in Richtung Nordwesten.

Abb. 1: Ubersichtsplan Bauabschnitte

Der erste Bauabschnitt (ca. 9 ha) wurde seit 2007 erschlossen. Der Geltungsbereich des hier vor-
liegenden Bebauungsplanes umfasst den 2. Bauabschnitt und ist insgesamt ca. 20,65 ha grof3.
Davon werden jedoch rund 5,7 ha landwirtschaftliche Flachen und landwirtschaftliche Anwesen
mit Wirtschafts- und Wohngeb&uden im Bestand erhalten und nicht mit gewerblichen Bauflachen
Uberplant. Des Weiteren liegt eine ca. 1,7 ha grof3e Ackerflache am dstlichen Rand des Geltungs-
bereiches, die in diesem Bebauungsplan als landespflegerische Kompensationsflache ausgewie-
sen wird. Die zur gewerblichen Erschliel3ung vorgesehene Flache umfasst damit rund 13 Hektar.

Nordwestlich bildet ein unbefestigter Feldweg und stdwestlich die Wormser Landstral3e (Landes-
straBe L 3110) die Grenze des Plangebietes. Suddstlich schliefdt sich der 1. Bauabschnitt des In-
dustrie- und Gewerbegebietes "Wormser LandstraRe" an. Ostlich grenzt das Plangebiet an land-
wirtschaftlich genutzte Flachen. Auch das Plangebiet selbst wird derzeit ebenfalls als landwirt-
schaftliche Flache intensiv genutzt.
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Abb. 2: Abgrenzung Plangebiet
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Die obige Abbildung zeigt die genaue Abgrenzung des Plangebietes. Der Geltungsbereich des
Bebauungsplanes umfasst die Flurstiicke: Gemarkung Lampertheim, Flur 30 Nr. 1/1 — 9, 27/1 —
30, 40/2 — 49/1, 52/2 — 53/9, 54 — 61, 71/1, 71/2, 246/1, 261, 262, sowie die Wegeparzellen Nr.
216/2 tlw., 218/2 tlw., 219/2 sowie 222.

Der Geltungsbereich umfasst zwei Teilbereiche (A und B), die sich durch ihre Klassifizierung als
qualifizierter und einfacher Bebauungsplan (gemaf § 30 BauGB) unterscheiden (sh. Kap. 6.1 die-
ser Begriindung).

2. Planungsrechtliche Situation
2.1. Regionalplan Sudhessen

Die Aussagen des "Regionalplanes Siidhessen 2010" und des Flachennutzungsplanes der Stadt
Lampertheim sind als planerische Vorgaben fir die Erstellung des Bebauungsplanes zu beriick-
sichtigen.

Der geltende Regionalplan weist der Stadt Lampertheim, die im Verdichtungsraum liegt, die Funk-
tion eines Mittelzentrums zu. Lampertheim liegt an der Regionalachse Frankfurt / GroR-Gerau /
Gernsheim / Mannheim, an denen vorrangig die weitere Siedlungsentwicklung stattfinden soll.

Weiterhin wird der Stadt Lampertheim eine Flache von 68 ha als Neubauflache inkl. der Reserve-
flachen in bestehenden Bebauungsplanen fir Gewerbe zugestanden. Das Plangebiet selbst liegt
im geltenden Regionalplan Siidhessen 2010 innerhalb der geplanten gewerblichen Bauflache "La-
che".
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Abb. 3: Ausschnitt Regionalplan Siidhessen
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2.2. Flachennutzungsplan

Die Flachen des Plangebietes sind im Flachen-
nutzungsplan als "Gewerbliche Bauflachen -
geplant" gekennzeichnet. Die Flachen sollen
durch Geholzpflanzungen in die umgebende
Landschaft integriert werden. Der Flachennut-
zungsplan passt sich damit den Vorgaben der
Ubergeordneten Raumplanung an und liegt mit
den o.g. Flachenausweisungen noch unterhalb
des von der Raumplanung ermittelten Bedarfs.

Zu den Aussagen des Landschaftsplanes wird
auf den Grinordnungsplan zum Bebauungs-
plan verwiesen.
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3. Erfordernis der Planaufstellung

Die Stadt Lampertheim beabsichtigt, dass zwischen Lampertheim und dem Stadtteil Rosengarten
gelegene Industrie- und Gewerbegebiet "Wormser Landstral3e" zu erweitern.

Die gewerblichen Grundstiicke im ersten Bauabschnitt sind vollstédndig verkauft (mit Bauverpflich-
tung), die Bebauung ist im Wesentlichen seit Ende 2021 abgeschlossen. Es ist daher stadtebau-
lich und wirtschaftlich sinnvoll, neue Flachen planerisch vorzubereiten.

In Lampertheim besteht eine hohe Nachfrage nach Gewerbebauflachen - im Bestand sind keine
gréReren zusammenhangenden Flachen mehr verfugbar (sh. auch Kap. 5). Das Plangebiet bietet
in diesem Zusammenhang ideale Voraussetzungen zur Entwicklung eines Gewerbegebietes zur
Deckung dieser Nachfrage. Im Rahmen der Fortschreibung des Regionalplanes Siidhessen wur-
de ebenfalls ein Bedarf an gewerblichen Bauflachen in Lampertheim ermittelt, der die Gré3e des
hier geplanten Baugebietes bei weitem ubertrifft.

Die Stadtverordnetenversammlung hat in ihrer Sitzung vom 12.12.2014 die Aufstellung des Be-
bauungsplanes beschlossen.

4, Bestand und Struktur der vorhandenen Bebauung und der Freiflachen

Das Plangebiet wird - wie auch die umgebende Landschaft - derzeit intensiv ackerbaulich genutzt.
Im noérdlichen Geltungsbereich befinden sich 2 landwirtschaftliche Anwesen mit Wirtschafts- und
Wohngebauden. Im Siden liegt das bestehende Industrie- und Gewerbegebiet "Wormser Land-
strale - BA 1" und nach Westen folgen weitere Ackerflachen. Im Osten befinden sich ebenfalls
Ackerflachen und ein befestigter Lagerplatz der BASF.

Eine detaillierte Beschreibung ist dem Griinordnungsplan zu entnehmen.

5. Standort- und Planungsalternativen
5.1. Standortalternativen

Der zweite Bauabschnitt des Projekts "Wormser LandstraBe" sieht eine Weiterentwicklung des
Gewerbegebiets entlang der Landesstralle L3110 vor. Zu Beginn, wie auch im weiteren Verlauf
des Planungsprozesses, wurden verschiedene Standorte und verschiedene Flachenzuschnitte fir
die Ansiedlung der gewerblichen Nutzungen diskutiert und geprift. Nachfolgender Abriss soll die
erfolgte Abwagung dokumentieren und die Entscheidung fur den gewahlten Standort und die ge-
wahlte Abgrenzung des Plangebiets nachvollziehbar begriinden.

Laut dem Regionalplan Stdhessen (2010) besteht in Lampertheim ein Bedarf an 68 ha Gewerbe-
flachen zur Sicherung und Neuschaffung von Arbeitsplatzen. Dabei sollen die Mobilisierung und
Reaktivierung ungenutzter Gewerbeflachen bzw. Gewerbebrachen, die Konversion ehemals mili-
tarischer Anlagen und die Nutzungsintensivierung Vorrang vor der Inanspruchnahme neuer FI&-
chen haben.

Im Stadtgebiet Lampertheim sind keine militarischen Anlagen vorhanden, weshalb die Moglichkeit
zur Konversion nicht gegeben ist. Ebenfalls sind keine grof3flachigen Gewerbebrachen vorhanden.

Um den im Regionalplan fir Lampertheim beschriebenen Bedarf an Gewerbeflachen zumindest
teilweise decken zu kdnnen, bleibt deshalb nur die Option, Baurecht fir ungenutzte Gewerbefla-
chen zu schaffen und gegebenenfalls neue Gewerbeflachen auszuweisen. Entsprechend den
Ubergeordneten Planungen sind lediglich drei Standorte mit noch ungenutzten Gewerbeflachen im
Stadtgebiet Lampertheim vorhanden.
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Abb. 5: Ausschnitt Regionalplan Siidhessen
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Die zwei Hauptstandorte stellen die gewerblichen Bauflachen nérdlich des Industriegleises (ca.
33,4 ha) und die gewerblichen Bauflachen Lache (ca. 32,8 ha) dar. Bei den lbrigen Standorten
handelt es sich um kleinteilige Standorte in geplanten Mischgebieten bis ca. 1 ha Flachengrolie.
Eine weitere gewerbliche Potentialflache mit einer Grol3e 2,55 ha ist zudem in Lampertheim Nord
zu finden. Diese stellt jedoch aktuell eine Wasserflache dar und ist dartber hinaus zu klein, um
den Bedarf auch nur im Ansatz befriedigen zu konnen.

Das gewerbliche Baugebiet nérdlich des Industriegleises ist zum Uberwiegenden Teil (ca. 27 ha
von insgesamt ca. 34 ha) im Besitz eines Unternehmens und wird als notwendige Abstandsflache
zu den angrenzenden Storfallbetrieben vorgehalten. Mit dem Besitz der Flachen soll folglich der
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Ansiedlung von schutzbedurftigen Nutzungen oder auch weiterer Storfallbetriebe in direkter Um-
gebung vorgebeugt werden (Seveso-llI-Richtlinie). Gleichzeitig wird auch die Mdglichkeit zur Be-
triebserweiterung gewahrt. Die Flachen stehen deshalb der kommunalen Gewerbeentwicklung
nicht zur Verfiigung und eine Uberplanung des Gebiets ist auf absehbare Zeit nicht zielfiihrend.

Abb. 7: S}andoit Industriegebiet Nord (Ausschnitt FNP)
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Faktisch bleibt der Stadt Lampertheim damit nur der Standort "Lache", um den Bedarf an gewerb-
lich genutzten Flachen zumindest teilweise decken zu kénnen.

Mit der Ausweisung eines Gewerbegebiets an diesem Standort geht ein Verlust von landwirt-
schaftlichen Flachen einher, der hinsichtlich fehlender Alternativen leider nicht vermieden werden
kann. Wie es im Rahmen des Umweltberichts festgestellt wird, handelt es sich im Plangebiet um
Bdden der Bodenarten "lehmiger Ton" und "Ton" aus alluvialem Substrat mit mittleren bis hohen
Ertragspotenzial. Hinsichtlich der Bodenfunktionen wird ein geringer bis mittlerer Erflllungsgrad
(Stufen 2 und 3) erreicht.

Da die Flachen von den betroffenen Landwirten an die Stadtentwicklungsgesellschaft Lampert-
heim verkauft wurden, sind sie jedoch offenkundig fir die Aufrechterhaltung der landwirtschaftli-
chen Betriebe nicht zwingend erforderlich.

Anzumerken ist an dieser Stelle zudem, dass die Abgrenzung des Plangebiets die im Regional-
plan vorgesehene Flache nicht komplett ausnutzt, da einige Grundstiicke in nordostlicher Lage,
nahe der Bahntrasse, unberiicksichtigt bleiben. Zum einen befinden sich hier landwirtschaftliche
Betriebe, welche auf absehbare Zeit bestehen bleiben werden und nicht Uberplant werden sollten.
Davon abgesehen wiirde sich die Entwasserung der tiefer liegenden ndrdlichen Grundstiicke un-
wirtschaftlich darstellen.

Ein weiterer entscheidender Aspekt, den Gesamtgeltungsbereich des Gewerbegebiets entlang der
L 3110 Richtung Rosengarten zu verandern, war der Umstand, dass der Neubau der Rheinbriicke
begonnen und die Planungen fur die Sidumfahrung Rosengarten (B 47) in ein Raumordnungsver-
fahren aufgenommen wurden. Fir die verkehrliche ErschlieBung und die Attraktivitat des Gewer-
begebiets ist deshalb eine weitere Entwicklung entlang der L 3110 (Wormser Landstral3e) wesent-
lich besser als in den rickwartigen 6stlichen Bereich. Dadurch wird die Erschlielung wirtschaftli-
cher, das Gewerbebiet attraktiver und letztlich werden raumordnerische Belange besser berick-
sichtigt. Diese Einschatzung wird auch von der raumordnenden Behérde RP Darmstadt geteilt.
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5.2. Planungsalternativen

Der erste Entwurf fir die Planung des Gewerbegebiets, damals noch "Lache" genannt, wurde im
Jahr 2002 als ErschieBungsentwurf entwickelt. Das Plangebiet nutzte, wie man auf der nachfol-

genden Abbildung erkennen kann, die im Regionalplan vorgegebene Gewerbeflache "Lache"
komplett aus und war damit im Vergleich zur heutigen Abgrenzung ca. 7,3 ha grof3er.

Abb. 8: Masterplan, 2002

Bei dem damaligen Masterplan fallt in erster Linie das stark verastelte und bis an die Bahntrasse
im Nordosten ausgeweitete System aus Grin- und Verkehrsachsen auf, welches enorm divergie-
rende Grundstickstiefen fir die Gewerbegrundstiicke erzeugt. So weisen die Grundstiicke zum

Teil lediglich eine Grundstickstiefe von 25 m auf, was die Nutzbarkeit als Gewerbeflache stark
beeintrachtigen wirde.

Ein weiteres Problem liegt, wie es sich herausstellte, in der Uberplanung des nérdlichen Teilbe-
reichs. Im Entwasserungskonzept vom Juli 2002 war fiir den noérdlichen, tiefer liegenden, Planbe-
reich die Hebung von Regenwasserabfliissen bei hohen Grundwasserstanden erforderlich.

Insbesondere aufgrund der flachenintensiven ErschlieBung und Begriinung und dem aufwandigen
Entwasserungskonzept wurde dieser erste Masterplan als zu unwirtschaftlich erachtet.

Infolgedessen legte die Stadt Lampertheim folgende Zielsetzungen fest, die bei zukinftigen Ent-
wlrfen umgesetzt werden sollten:

e Das Plangebiet sollte nach Siden verschoben werden, um die aufwendige Hebung von den
Regenwasserabfliissen zu vermeiden.

Das System zur Behandlung der Niederschlagsabflisse in den 6ffentlichen Grinflachen sollte
abgeandert werden, um Pflegearbeiten zu vereinfachen und die Wirtschaftlichkeit zu erhéhen.
Der StraRenquerschnitt sollte im gesamten Gebiet auf 11,50 Meter vereinheitlicht werden, um
die ErschlieBungskosten und den Flachenbedarf so gering wie méglich zu halten

Die Idee, den Gebietsanschluss an die L3110 Uber einen Kreisverkehr herzustellen, sollte fort-
gefuhrt werden.

Entsprechend dieser gesetzten Rahmenbedingungen arbeitete das Ingenieurbiro "Werk-Plan" in

Auftrag der Stadt Lampertheim verschiedene Varianten aus, deren Vor- und Nachteile nachfol-
gend kurz dargelegt werden.
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Abb. 9: Strukturkonzept Variante 1, Werk-Plan, 2005
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Wie auf der Abbildung zu erkennen, funktioniert die ErschlieBung in Variante 1 im Westen durch
eine RingerschlieBung und im Osten Uber Stichstralen mit Wendeanlagen. Die Haupterschlie-

Bungsstralle verlauft parallel zur Landesstraf3e L 3110. Aufbauend auf dieser ErschlieBungsstruk-
tur wurde das Plangebiet in finf Bauabschnitte unterteilt.

Der Vorteil des Ring-Stich-Systems liegt u.a. darin, dass es sehr gut modular erweiterbar ist. Die
ParzellengréRen sind flexibel und der ErschlieRungsaufwand ist gering.

Durch das ErschlieBungssystem entstehen jedoch sehr lange Wege und die Stralenflhrung ist
sehr geradlinig, was zu hohen Geschwindigkeiten verleitet.

Abb. 10: Strukturkonzept Variante 2, Werk-Plan, 2005
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VARIANTE 2

In Variante 2 bilden hauptséchlich zwei RingerschlieBungen das Verkehrswegenetz. Diese sind in
einer Achtform verbunden, sodass die HaupterschlieBungsstrafl3e wieder parallel zur Landesstras-
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se L 3110 verlauft. Um die ErschlielBung auch in den norddstlichen Randbereichen des Plange-
biets zu sichern, wurden jeweils StichstralR3en, wie auf der Abbildung zu sehen, an das Ringsystem
angeschlossen.

Grundsatzlich bietet auch dieses Ringsystem vielseitige Parzellierungsmoglichkeiten. Eine weitere
Unterteilung der Ringe ist ebenfalls moglich. Im Vergleich zur ersten Variante erzeugt das System
zudem weniger lange Wege.

Nachteilig ist jedoch der ErschlieRungsaufwand, welcher, insbesondere durch die grof3en Wende-
anlagen an den Stichstrafl3en, deutlich héher ausfallt.

Abb. 11: Strukturkonzept Variante 3, Werk-Plan, 2005
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Variante 3 funktioniert, wie Variante zwei, mit zwei RingerschieBungen, welche als Acht angeord-
net sind. Allerdings kommt diese Variante ohne StichstralBen aus, was die Wirtschaftlichkeit der
ErschlieBung, im Vergleich zu Variante 2, deutlich erhéht. Dies wird, wie auf der Abbildung zu se-
hen, durch eine Aufweitung der Ringe zu den Randbereichen hin bewirkt. Es entsteht eine organi-
sche StralRenfiihrung, welche zudem lange, gerade Strecken auflockert und entschleunigt. Der
Verkehrsfluss wird optimiert. Die Variante umfasst ebenso die Vorteile einer guten modularen Er-
weiterbarkeit und einer flexiblen Parzellierbarkeit.

Insgesamt kann die Variante 3 damit als eine optimierte Version der Variante 2 gesehen werden.

Nach eingehender Uberpriifung der Konzepte wurde festgestellt, dass Variante 3 die wirtschaft-
lichste und 6kologisch vertraglichste Variante ist. Demnach wurde aus dieser Variante das Ge-
samtkonzept entwickelt, welches bereits fir den Bebauungsplan zum ersten Bauabschnitt des
Gewerbegebietes "Wormser LandstraRe" als Grundlage diente.

-10 -
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Abb. 12: Gesamtkonzept Werk- Plan 2005
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Auch der vorliegende Bebauungsplan fur den zweiten Bauabschnitt orientiert sich sehr stark am
Gestaltungsplan, wenngleich in einigen Bereichen Anpassungen notwendig waren. Ein Grund liegt
hierbei in der Zielsetzung des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Es soll nicht mehr
Flache verbraucht werden, als hinsichtlich des voraussichtlichen Bedarfs der kommenden
Jahre bendotigt wird. Daher wurde im westlichen Teil das Plangebiet eingekiirzt. Zudem gab es
Anpassungen aufgrund von Flachen, die nicht von der Stadtentwicklungsgesellschaft angekauft
werden konnten. Diese standen dementsprechend nicht fur eine Uberplanung zur Verfigung und
wurden, abweichend von der damaligen Planung, nicht mit einbezogen. Hierbei fielen im dstlichen
Teil Gewerbeflachen weg, die durch die Umplanung ihre landwirtschaftliche Nutzung behalten.
Teile des damalig geplanten offentlichen Griins wurden auch angepasst oder erganzt.

Abb. 13: Konzept 2. Bauabschnitt, Stadt Lampertheim, 2018

-11 -
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6. Stadtebauliche Konzeption und PlanungsmalRnhahmen
6.1. Grundkonzeption

Das Bau- und Entwicklungskonzept ist als Fortsetzung des ersten Bauabschnittes aus dem 2005
erarbeiteten Gesamtkonzept entwickelt.

Dabei wurde der Geltungsbereich in zwei Teilbereiche gegliedert.

Das Plangebiet Teilbereich A wird Uberwiegend als Gewerbegebiet ausgewiesen. Fir einen be-
stehenden Landwirtschaftsbetrieb, dessen Bestand und Entwicklung nach Beendigung der Land-
wirtschaft nachhaltig zu sichern ist, wurde ein Sondergebiet "Landwirtschaft, gewerbliches Woh-
nen fir Saisonarbeitskréfte und Gewerbe" ausgewiesenen.

Die Randbereiche des Baugebietes werden gegenuber der freien Landschaft eingegriint. Die
Grunflachen sollen auch dem 6kologischen Ausgleich der durch die Bebauung moglichen Eingriffe
und der Versickerung von unbelastetem Niederschlagswasser dienen.

Neben der Schaffung von gewerblichen Bauflachen sind folgende Teilziele des Bebauungsplanes
Zu nennen:

= Vermeiden von nicht notwendiger Flachenversiegelung,

= Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet,

= Durchgriinung des gesamten Gebietes durch Festsetzungen fur die Gestaltung der Grundstu-
cke und die Festsetzung 6ffentlicher Grinflachen,

= Vermeidung von gebietsfremdem Verkehr

= Steuerung der Einzelhandelsansiedlung

= Neuordnen der Grundstiicksgrenzen zur optimalen Nutzbarkeit der Flache, Vorschlage zur
Parzellierung,

= Herstellen eines ansprechenden Siedlungsbildes durch entsprechende Festsetzungen,

= Ortsrandeingrinung.

Teilbereich A beinhaltet Festsetzungen Uber die Art und das Mal3 der baulichen Nutzung, die
Uberbaubaren Grundsticksflachen und die ortlichen Verkehrsflachen und gilt somit als qualifizier-
ter Bebauungsplan.

Der Teilbereich B umfasst die Flachen, flr die die landwirtschaftliche Nutzung beibehalten werden
soll, sowie die naturschutzrechtliche Kompensationsflache. Er beinhaltet keine offentlichen Ver-
kehrsflachen und keine Uberbaubaren Grundstiicksflachen. Er ist somit gemafR § 30 Abs. 3
BauGB ein einfacher Bebauungsplan. Die Zulassigkeit von Vorhaben richtet sich entsprechend
den textlichen Festsetzungen Ziffer A 10 nach § 35 BauGB.

Zur Begriindung wird auf Kap. 6.6 dieser Begriindung verwiesen.

6.2. Art der baulichen Nutzung

Als Art der baulichen Nutzung werden die Gewerbegebiete GE1 und GE2 gemalRl § 8 BauNVO,
sowie ein sonstiges Sondergebiet gem. § 11 BauNVO mit der Zweckbestimmung "Landwirtschaft,
gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeitskréfte und Gewerbe" festgesetzt.

Die Gewerbegebiete GE1 und GE2 unterscheiden sich ausschlie3lich hinsichtlich der Art der bau-
lichen Nutzung. Diese Feinsteuerung wird angewandt, um dem Storfallschutz nach Seveso-III-
Richtlinie Rechnung zu tragen, was in Kapitel 6.12. naher erlautert wird.

GE1

Da das Gewerbegebiet GE 1 im Achtungsabstand zweier benachbarter Storfallbetriebe und zum
Teil in einem gutachterlich ermittelten angemessenen Abstand zu einem im ersten Bauabschnitt
ansassigen Storfallbetrieb liegt, soll die Entwicklung von schutzbedirftigen Gebieten, Objekten
und Nutzungen hier planerisch unterbunden werden. GemalR § 1 Abs. 5 BauNVO wird deshalb

-12 -
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festgesetzt, dass Geschaftsgebaude, Tankstellen und Anlagen fir sportliche Zwecke nur aus-
nahmsweise zulassig sind. Voraussetzung fir die ausnahmsweise Zulassigkeit ist der gutachterli-
che Nachweis, dass es sich um keine schutzbedurftige Nutzung gem. Art. 13 Seveso-llI-Richtlinie
handelt.

Auch fir die ausnahmsweise Zulassigkeit von Anlagen fur kirchliche, kulturelle, soziale und ge-
sundheitliche Zwecke sowie Vergnigungsstatten ist der gutachterliche Nachweis, dass es sich um
keine schutzbedurftige Nutzung gem. Art. 13 Seveso-llI-Richtlinie handelt erforderlich.

GE2

Fur die Flachen mit der Festsetzung GEZ2 sind keine Anforderungen hinsichtlich des Storfallschut-
zes gem. Seveso-llI-Richtlinie zu berticksichtigen. Dementsprechend sind hier die in 8 8 Abs. 2
BauNVO genannten Anlagen und Nutzungen allgemein zuléssig und die in § 8 Abs. 3 BauNVO
ausnahmsweise zulassig.

GE1 und GE2

Eingeschrankt wird die Zulassigkeit der Betriebe, dass Anlagen der Abstandsklassen | bis V der
Abstandsliste zum Runderlass des Ministeriums fur Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft
vom 02.04.1998 (Abstandserlass Nordrhein-Westfalen - NRW) und Anlagen mit &hnlichem Emis-
sionsverhalten nicht zuldssig sind. Diese Einschrankung nach § 1 Abs. 4 BauNVO wurde getrof-
fen, um die Bedurfnisse der angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe und landwirtschaftlichen
Gewerbebetriebe zu bertcksichtigen.

Anlagen der Abstandsklassen | bis V des Abstandserlasses NRW erfordern einen 1.500 bis 300 m
groRen Abstand zu Wohngebieten. Zwar sind die angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe
nicht als Wohngebiete einzustufen, mit der Einschréankung des Gewerbegebietes soll aber dem
Gebot der Berlcksichtigung der Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhdltnisse
Rechnung getragen werden.

Gemal Abstandserlass NRW verbleiben fur die Zulassigkeit Anlagen der Abstandsklassen VI und
VIl sowie alle genehmigungsbedirftigen Anlagen, die nicht in die Abstandsliste aufgenommen
worden sind (Anhang 2 des Abstandserlasses). Anlagen der Abstandsklassen VI und VII erfordern
einen 200 bzw. 100 m groRen Abstand zu Wohngebieten. Um diesen Abstand weiterhin zu ge-
wahrleisten, werden im zweiten Bauabschnitt keine Industriegebiete ausgewiesen.

Abb. 14: Darstellung des 200 m Abstandes um landwirtschaftliche Betriebe
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Gemal 8 1 Abs. 5 BauNVO wird festgesetzt, dass offene Lagerplatze nur in Verbindung mit ande-
ren baulichen Anlagen zulassig sind, dementsprechend sind Lagerflachen als Hauptnutzung nicht
gestattet. Es soll damit verhindert werden, dass in diesem hochwertigen Gewerbegebiet wertvolle
gewerbliche Bauflachen lediglich als Lagerflachen genutzt werden. Aus stadtebaulicher Sicht ist in
diesem wichtigen Bereich am Ortseingang die ziigige Bebauung des Gelandes mit hoherwertigen
und baulich ansprechenden Gewerbebauten erwiinscht.

Auch die Zulassigkeit von Werbeanlagen wird eingeschrankt, so dass verhindert wird, dass ein
UbermaR an Werbeanlagen das stadtebauliche Bild negativ beeinflusst. Ausgeschlossen sind
demnach gesondert - ausschlie3lich zum Zwecke der Werbung - errichtetet Anlagen (z.B. Werbe-
pylone, allgemeine Werbetafeln (Euroformate), die ansonsten als "sonstige Gewerbebetriebe" zu-
lassig waren.

Gemald 8 1 Abs. 9 BauNVO wird festgesetzt, dass Einzelhandel im gesamten Plangebiet ausge-
schlossen ist. Ausnahmsweise kdnnen jedoch Verkaufsstatten von im Plangebiet ansassigen Pro-
duktions- oder Handwerksbetrieben zugelassen werden. Der produzierende Anteil der gewerbli-
chen Tatigkeit muss dabei tberwiegen.

Lampertheim ist bisher ausreichend mit Einzelhandel versorgt. Es wurde daher zur Starkung der
Innenstadtstrukturen die Ansiedlung von weiterem Einzelhandel - mit Ausnahme von geringen
Verkaufsflachen von Handels- und Handwerksbetrieben - im Gewerbegebiet ausgeschlossen.
Durch diese Beschrankung des Einzelhandels auf dem Gewerbegebiet zugeordnete Produkte wird
verhindert, dass die bestehenden Zentren der Einzelhandelsansiedlung in Lampertheim - die In-
nenstadt und das Fachmarktzentrum in der Otto-Hahn-StralRe - durch neue Ansiedlungen im Ge-
werbegebiet Wormser Landstrale geschwécht werden. Das mit diesem Bebauungsplan geplante
Gewerbegebiet in peripherer Lage soll zum Standort fir Handwerk und produzierendes Gewerbe
entwickelt werden. Die Ansiedlung von Einzelhandelsbetreiben liefe diesem Ziel entgegen, gleich-
zeitig kbnnte die wohnortnahe Versorgung der Bevolkerung mit den Gitern des taglichen und pe-
riodischen Bedarfs gefahrdet werden.

Wohnungen kénnen in den GE Gebieten ausnahmsweise zugelassen werden, sofern sie strenge
Anforderungen hinsichtlich Wohnungsgréf3e und der zeitlichen Aufnahme der Wohnnutzung ein-
halten. Mit diesen Einschrankungen soll der Gebietscharakter gewahrt werden und ein Uberhand-
nehmen von Betriebswohnungen zu Ungunsten der gewerblichen Nutzung vermieden werden.

SO "Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeitskréfte und Gewerbe"

Im Bestand der als Sondergebiet "Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fur Saisonarbeitskrafte
und Gewerbe" ausgewiesenen Flachen befindet sich ein Landwirtschaftsbetrieb. Der Eigentimer
aullerte den Wunsch, die Flachen in den Geltungsbereich des Bebauungsplans zu integrieren, um
damit auch die Nutzung der Flachen zu erweitern. Da die vorgeschlagenen Nutzungen (Arbei-
terunterkunft und Gewerbe) grundsatzlich im Randbereich des Gewerbegebiets als sinnvoll erach-
tet werden, in einem Gewerbegebiet jedoch nicht vereinbar waren, wird das Sondergebiet "Land-
wirtschaft, gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeitskrafte und Gewerbe" ausgewiesen. Dieses
konkretisiert die zuldssigen Nutzungen und schrankt sie entsprechend zielgerichtet ein, um die
Vertraglichkeit der Nutzungen untereinander zu gewahrleisten:

Zwischen den Nutzungen Wohnen und Gewerbe besteht aufgrund der Immissionen von Gewer-
bebetrieben grundséatzlich Konfliktpotential, weshalb auch Arbeiterunterkiinfte als "wohnahnliche"
Nutzung in Gewerbegebieten grundsatzlich unzuléassig sind. Um nun sicherzustellen, dass das
entstehende Gewerbe mit der entstehenden Arbeiterunterkunft vertraglich ist, werden folgende
Festsetzungen getroffen:

= Es werden lediglich solche Gewerbebetriebe zugelassen, die mit der wohnéhnlichen Nutzung
Arbeiterunterkunft vereinbar sind. Die zuldssigen Immissionen werden deshalb auf den Stor-
grad (hinsichtlich der Immissionsrichtwerte gem. TA Larm und GIRL) eines Mischgebiets ein-
geschrankt.
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= Um die Landwirtschaftliche Nutzung in vollem Umfang weiterhin zu ermdéglichen wurde festge-
setzt, dass Verkaufsstatten von im Plangebiet ansédssigen Produktions- oder Handwerksbe-
trieben zul&ssig sind.

= Um das Konfliktpotential noch weiter einzudammen, stellen die Festsetzungen dartber hinaus
sicher, dass die entstehende Arbeiterunterkunft tatséchlich baurechtlich als wohn&hnliche Nut-
zung einzustufen ist, nicht jedoch als Wohnnutzung. Vom Wohnen i.S.d. der 8§ 3 und 4
BauNVO kann nur dann die Rede sein, wenn die zu prifende Nutzung durch eine auf Dauer
angelegte Hauslichkeit, durch die Eigengestaltung der Haushaltsfiihrung und die Freiwilligkeit
des Aufenthalts gepréagt ist (OVG NRW vom 14.08.2007, Az. 10 A 1219/06; juris). Wer dem-
nach ein hausliches Leben fihren will, bendtigt eine bestimmte Mindestausstattung des
Wohnbereichs. Dazu gehort nach der Rechtsprechung jedenfalls eine Kiiche oder eine Koch-
gelegenheit (vgl. BVerwG vom 29.04.1992, NVwZ 1993, 773; Konig/Roeser/Stock, a.a.O.,
RdNr. 18 zu § 3 BauNVO). Der Rechtsprechung folgend, wird eine dauerhafte Belegung der
Unterbringungszimmer ausgeschlossen und es werden zudem keine eigenen Kichen- und
Sanitarbereiche in den Zimmern zugelassen.

= Der Landwirtschaftsbetrieb bedarf keiner weiteren Einschrankung und kann wie bisher weiter
betrieben werden.

6.3. Mal der baulichen Nutzung

Das Mal3 der baulichen Nutzung wird im Bebauungsplan durch die Grundflachenzahl und die H6-
he baulicher Anlagen bestimmt.

Die zuléssige Grundflachenzahl (GRZ) in den Gewerbegebieten und im Sondergebiet betragt 0,8
und entspricht der Héchstgrenze der Baunutzungsverordnung. Die Grundflache von Nebenanla-
gen ist auf die GRZ anzurechnen, sie darf nicht Uberschritten werden. Den Grundstiickseigenti-
mern soll insgesamt eine wirtschaftliche Ausnutzung der Grundstiicke ermdglicht werden.

Durch den Bau von Nebengebauden, Garagen, Stellplatzen u.a. darf die festgesetzte Grundfla-
chenzahl nicht Gberschritten werden. Damit ist zusammen mit den Festsetzungen zur Gringestal-
tung bei allen Grundsticken eine Mindestflache von 20 % als Grinflache sichergestellt. Durch
diese Festsetzung soll auch gewaéhrleistet werden, dass die Bodenversiegelung nur auf das not-
wendige Mal3 beschrankt wird. Eine Versiegelung von insgesamt 80 % der Grundstticksflache ist
bei den geplanten Grundstlicksgrof3en ausreichend. Dem Gebiet wird so auch im Bereich der pri-
vaten Grundstiicke eine ansprechende Gestalt durch die Erhaltung eines Mindestanteils an priva-
ten Freiflachen, die gartnerisch anzulegen sind, gegeben.

Auf die Festsetzung einer Geschossflachenzahl im Gewerbegebiet wurde verzichtet, da gewerbli-
che Gebaude im Wesentlichen keine einheitlich definierten Geschosshdohen besitzen und sich die
stadtebaulich erforderliche H6henbegrenzung nur durch die maximale Héhe der baulichen Anla-
gen begrenzen lasst. Im Baugebiet durfen daher nur Geb&aude mit einer Héhe von 15 Metern Ge-
samthohe errichtet werden. Damit werden auch die Auswirkungen auf das Landschaftsbild mini-
miert.

Ebenfalls aus Grunden der Minimierung der Auswirkungen auf das Landschaftsbild wird die ma-
ximale Hohe im Sondergebiet auf 8 m reduziert. Der Randbereich des Plangebiets ordnet sich
somit hohenmaRig den Gewerbeflachen unter.

Fur das Sondergebiet wird aulRerdem festgesetzt, dass die Geschossflachenzahl des gewerbli-
chen Wohnens fir Saisonarbeitskrafte_maximal 0,45 betragen darf. Damit kbénnen auf der Ge-
samtflache von 9.361 gm maximal 4.215 m2? "Wohnflachen" entstehen. Dadurch wird sicherge-
stellt, dass die Arbeiterunterkunft nicht als schutzbedirftige Nutzung i.S.d. Seveso-IlI-Richtlinie
eingestuft wird (vgl. Kapitel 6.12.).

6.4. Sonstige planungsrechtliche Festsetzungen
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Bauweise

Die Bauweise wird als abweichende Bauweise festgesetzt. Dem entsprechend sind die Gebaude
in offener Bauweise mit Grenzabstand aber ohne Langenbeschréankung zu errichten. Dies ent-
spricht der fur eine gewerbliche Nutzung sinnvollen und tblichen Bauweise. Gleichzeitig wird eine
Mindestdurchluftung in Nord-Sid-Richtung sichergestellt.

Uberbaubare Grundstiicksflachen

Die uberbaubaren Grundsticksflachen werden durch die Baugrenzen bestimmt. Die Baugrenzen
dienen dazu, die Bebauung in sinnvoller Anordnung untereinander zu errichten und ein einheitli-
ches StrafRenbild durch &hnliche Abstande der Geb&ude zur Stral3e zu erreichen. Gleichzeitig soll
vor den Gebauden eine Freiflache von drei Metern verbleiben, um die Durchliftung des Gebiets
zu gewdhrleisten und den Eindruck der Stral3e offener zu gestalten, als dies bei einer Bebauung
an der Stral3enbegrenzungslinie mit bis zu 15 Meter hohen Gebauden der Fall ware.

Zu den hinteren Grenzen der Grundstiicke hin wurde die Baugrenze generell auf drei Meter an die
Grenze herangefuhrt, um den notwendigen Grenzabstand der Gebaude in der abweichenden
Bauweise sicherzustellen.

Entlang der L 3110 wurde der Abstand der Baugrenze 20 Meter von der Grenze der Fahrbahn
entfernt angeordnet, um die Bauverbotszone von 20 Metern an der Landesstral3e einzuhalten.

Nebenanlagen

Auf den nicht Gberbaubaren Flachen ist die Errichtung von Nebenanlagen, Stellplatzen und Gara-
gen nicht gestattet, um eine umlaufende Begrinung der Baugrundstiicke zu gewahrleisten. Die
vordere Baugrenze darf jedoch durch Stellplatze Uberschritten werden, um hier die Herstellung
von z.B. Besucherparkplatze aufRerhalb eines eingezéunten Gewerbebetriebes zu erméglichen.
Eingeschrankt wird diese Festsetzung dadurch, dass zwischen der StralBenbegrenzung und der
Baugrenze lediglich auf 50 % der Grundstlcksbreite Stellplatze zulassig sind. Es soll verhindert
werden, dass die gesamte Grundstiicksbreite vor der Baugrenze Uberbaut oder versiegelt wird,
was negativen Einfluss auf die stadtebauliche Gestalt und die Wirkung der ErschlieRungsstralRe
hatte.

6.5. Flachen, die von Bebauung freizuhalten sind

Entlang der L 3110 besteht eine Bauverbotszone gemaR § 22 Hessisches Strallengesetz von 20
Metern. Innerhalb dieser Zone ab der Grenze des befestigten StralRenkorpers dirfen keine Hoch-
bauten, Werbeanlagen und Fahnenmaste errichtet werden.

In den textlichen Festsetzungen wurde dies entsprechend festgesetzt. Dies bezieht sich auch auf
Nebenanlagen, die generell aul3erhalb der Giberbaubaren Flachen zulassig gewesen waren. Zum
Schutz des Verkehrs auf der LandesstralRe sind nur befestigte Verkehrsflachen und Parkplatze
zulassig, soweit deren Abstand 15 m zur Stral3e nicht unterschreitet. Dies ist mit dem StraRenbau-
lasttrager entsprechend abgestimmit.

6.6. Flachen fur die Landwirtschaft

Die im Nordosten an das geplante Gewerbegebiet angrenzenden Flachen eines bestehenden und
langfristig gesicherten landwirtschaftlichen Betriebes wurden in den Geltungsbereich des Bebau-
ungsplanes einbezogen, um hier die derzeitige Flachennutzung nachhaltig zu ordnen und eine
baurechtliche Klarheit zu schaffen.

Die Flachen liegen im Teilbereich B und damit im einfachen Bebauungsplan (8 30 Abs. 3 BauGB).
Sie sind nicht erschlossen, da eine oOffentliche Grinflache und ein "Bereich ohne Ein- und Aus-
fahrt" die Flachen von der neuen ErschlielRungsstral3e abgrenzen. Die Beurteilung von Bauvorha-
ben erfolgt daher nach § 35 BauGB. Auf das Erfordernis fur die Ermittlung des naturschutzrechtli-
chen Ausgleichs im Rahmen des Bauantragsverfahrens ist explizit hingewiesen.
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Damit folgt die Planung der Anregung des Kreises BergstralRe in Rahmen des Scoping - Termins,
bei dem ausdricklich darauf hingewiesen wurde, dass eine aus dem Geltungsbereich ausge-
grenzte landwirtschaftliche Flache (unbeplantes "Viereck") spater eventuell nach § 34 BauGB zu
beurteilen wéare. Es galt aber zu verhindern, dass sich hier ungeordnet - nicht integrierte - Gewer-
bebetriebe ansiedeln kdnnten. Daher wurde der Bestand festgeschrieben (somit auch nur Nut-
zungen nach § 35 Abs. 1 Nr. 1 - 2 BauGB zulassig).

6.7. Private Griunflache / Mit Geh- und Fahrrecht zu belastende Flache

Die private Grunflache kann weiterhin landwirtschaftlich oder als Grunflache genutzt werden. Dies
entspricht der beabsichtigten Beibehaltung des Bestandes. Das auf der 6ffentlichen Griinflache
Ostlich der privaten Grunflache einzutragende Geh- und Fahrrecht dient zur ErschlieBung der pri-
vaten Grinflache.

6.8. ErschlieBung (Verkehr und Entsorgung)
Verkehrstechnische ErschlielBung

Der zweite Bauabschnitt wird, wie das Gesamtgebiet, Uber den Verkehrskreisel an die L 3110 an-
gebunden. Der Kreisverkehr mit einem AufR3enradius von 40 m ist entsprechend den Ausfiihrungen
zum Bebauungsplan Wormser Landstrasse - 1. Bauabschnitt fur das Gesamtgebiet von ca. 34 ha
ausreichend bemessen. Als zweite Anbindung fungiert im Osten die Anbindung an die Che-
miestrale. Die Leistungsfahigkeit des Kreisels ist allerdings von der Anbindung in der Che-
miestralRe unabhangig. Die Funktionsfahigkeit der verkehrlichen Erschlieung ist dementspre-
chend gesichert und bietet zudem gentigend Spielraum fiir ungeplante verkehrliche Zuwéachse.
Die aktuelle Verkehrsprognose bestatigt die Leistungsfahigkeit des Kreisverkehrs. Im Vergleich
der zum ersten Bauabschnitt berechneten Zahlen (15.000 Fahrten fir das Gesamtgebiet von ca.
40 ha) zeigt die neue Prognose eine Auslastung von taglich 5.653 Fahrten fir den 2. Bauab-
schnitt. Da der 1. Bauabschnitt eine vergleichbare Gréf3e aufweist wie der 2. Bauabschnitt sum-
miert sich die tagliche Auslastung auf ca. 12.000 Fahrten, so dass auch noch hier ein Spielraum
an Bewegungen vorhanden und die Leistungsfahigkeit des Kreisverkehrs gegeben ist.

Der im ersten Bauabschnitt bereits realisierte StralBenausbau wird analog fortgesetzt. Dement-
sprechend werden die zukiinftigen StralBen im Gewerbegebiet in einer Breite von 11,50 Metern mit
Borden und dahinterliegendem Gehweg ausgebaut werden. Die Fahrbahn selbst wird mit 6,50
Metern Breite ausgebaut, dies entspricht auch ohne Inanspruchnahme der Entwésserungsrinnen
dem Begegnungsfall zwischen zwei LKW. Im StralRenraum sind die einseitige Anpflanzung von
Baumen und die Anlage von Parkstanden fur PKW vorgesehen.
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T T Abb. 15: Schnitt ErschlieBungsanlagen

Die Stral3e werden wegen aufgrund der Entwasserungssituation um ca. 1.50 m gegeniber dem
vorhandenen Gelande aufgeschittet, was auch bedeutet, dass voraussichtlich auf den privaten
Grundstiicken Anpassungen der Gel&dndehéhen erforderlich werden.

Schmutzwasserableitung

Das im Plangebiet anfallende Schmutzwasser wird Uber einen neu zu errichtenden Schmutzwas-
serkanal gesammelt und tber das pneumatische Pumpwerk (welches im 1. Bauabschnitt im Wil-
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helm-Herz-Ring in Hohe des Verkehrskreisels an der L 3110 errichtet wurde) der Kanalisation in
der ChemiestralRe zugefuhrt.

Nach ingenieurtechnischer Berechnung ist im Endausbau mit einem Schmutzwasseranfall von
Qzu = 26,49 I/s zu rechnen. Das ortlich anfallende Regenwasser wird vor Ort versickert / behan-
delt und nicht Gber das Pumpwerk gefuhrt (sh. Kap. 6.8).

Die maximale Foérderleistung des Pumpwerkes bei gleichzeitiger Forderung der 3 vorhandenen
Kompressoren betragt Qp = 28,06 I/s. Das Pumpwerk hat somit ausreichend Kapazitaten fir das
Gesamtgebiet.

Im Generalentwésserungsplan (GEP) von 2014 wurde allerdings nur die derzeitige Férdermenge
des Pumpwerkes mit ca. Qp = 6 I/s berlcksichtigt. Dies ist nur die dem 1. Bauabschnitt des Ge-
werbe- und Industriegebietes Wormser Landstral3e zugeordnete Fordermenge.

Zur Uberpriufung der zuséatzlichen hydraulischen Belastung und ihre Auswirkungen auf das beste-
hende Kanalnetz wurde daher im Dezember 2017 vom Ingenieurbtiro i f a consult GmbH eine ent-
sprechende Ergénzung des GEP Industriegebiet Nord von 2014 / 2016 erstellt. Durch die Stadt
Lampertheim wurde die dazu zu beriicksichtigende Fordermenge, die fir die hydraulische Uber-
priufung herangezogen wird, mit Qp = 28,06 I/s benannt. Im Ergebnis der Neubewertung des GEP
kann festgehalten werden, dass aus hydraulischer Sicht eine zusatzliche Einleitung unproblema-
tisch ist. Eine Anderung an der bestehenden Infrastruktur ist daher nicht erforderlich.

Im Rahmen des Scoping -Termins in 2015 war vom RP Darmstadt angemerkt, dass der vorhan-
dene Schmutzwasserkanal, an den das Gewerbegebiet angeschlossen werden soll, hydraulisch
Uberlastet ist und dadurch im Regenwetterfall zu viel Wasser an der Klaranlage ankommt. "Die er-
forderliche Kanalsanierung ist vor Anschluss des neuen Baugebietes abzuschlie3en". Hierzu ist
anzumerken, dass das anfallende Abwasser - welches der Klaranlage (KA) Lampertheim zuflief3t -
durch das vorgeschaltete Regeniiberlaufbecken (RUB) Oberlacher Graben auf Q = 250 I/s redu-
ziert wird. Nach Vorgaben der Genehmigungsbehérde ist der Klaranlagenzufluss auf insgesamt Q
= 266 I/s zu begrenzen. Fir die Zuflussbegrenzung wurde in 2017 der Bau eines neuen Drossel-
bauwerkes auf Hohe der KA umgesetzt. Es erfolgt eine stufenweise Reduzierung der Abwasser-
menge Uber eine Strahldrossel auf Q4 = 16 I/s. Das anfallende Abwasser Uber die Drossel-
menge hinaus wird in einem Stauraumkanal zurtickgestaut und sukzessive der KA zugefthrt. Die
Anforderungen des RP sind somit erftillt.

Um die maximale Foérderleistung des Pumpwerkes einzuhalten, wird fir das Plangebiet eine be-
triebliche Schmutzwasserabflussspende ge von max. 0,5l/s*ha bezogen auf den befestigten Fla-
chenanteil der privaten Grundstiicke festgesetzt. Eine Uberschreitung des befestigten Flachenan-
teils Gber die festgesetzte Grundflachenzahl (GRZ=0,8) hinaus ist nicht zulassig.

Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass die Ableitung und die Reinigung der im Plan-
gebiet anfallenden Schmutzwésser gesichert sind.

6.9. Regenwasserversickerung

Grundsystematik - Historie

Im Rahmen der ehemals geplanten Gesamterschliel3ung des Gewerbe-/Industriegebietes "Lache"
wurden die Mdglichkeiten zur entwasserungstechnischen ErschlieBung in dem Gutachten "Mas-
terplan ErschlieRung fur das Baugebiet "Die Lache", Stadt Lampertheim, Umweltplanung Buller-
mann Schneble GmbH, Darmstadt vom 26. Juli 2002" untersucht. Als Ergebnis der Untersuchun-
gen wird in Anbetracht der 6konomischen, dkologischen und planerischen Randbedingungen die
Umsetzung eines modifizierten Trennsystems empfohlen. Bereits im ersten Bauabschnitt wurden
die Ergebnisse des Masterplanes nahezu vollstandig umgesetzt.

Im Masterplan wird die Regenwasserbewirtschaftung (RWB) als eine Kombination aus dezentra-
len und semizentralen MalBhahmen vorgestellt, mit dem Ziel, méglichst viel Niederschlagswasser
zu verdunsten und zu versickern und verbleibende Restabflisse Uber das bestehende Grabensys-
tem abzuleiten. Die Restabfliisse sollen dabei auf den natirlichen Gebietsabfluss begrenzt wer-
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den, so dass die hydraulische Beanspruchung des Grabensystems nicht nachteilig verandert wird.
Niederschlagswasser soll in Retentionsmulden in den 6ffentlichen Grunflachen abgeleitet und dort
mittels einer Versickerung durch eine 30 cm machtige, belebte Bodenzone gereinigt werden.

Da der vorhandene Untergrund nicht in ausreichendem Malf3 wasserdurchlassig ist, wird das uber-
schissige Sickerwasser unter den Retentionsmulden in einer Drainageleitung gesammelt und in
ein Grabensystem abgeleitet. Das Grabensystem ist vollstandig (teilweise tber Rohrleitungen)
miteinander vernetzt. Bei Rheinhochwasser stauen die Graben bereichsweise ein, ohne den Ent-
wasserungskomfort nachteilig zu beeinflussen.

Das vorgestellte Konzept wurde von der Unteren Wasserbehorde des Kreises Bergstralle als ge-
nehmigungsfahig bezeichnet, die Untere Naturschutzbehtrde hat der Planung ebenfalls grund-
satzlich zugestimmit.

Nach der Aufstellung des Masterplanes fir das gesamte Gewerbe- und Industriegebiet "Wormser
Landstral3e" wurde eine Genehmigungsplanung nur fir den geplanten 1. BA eingereicht. Ein Er-
laubnisbescheid liegt seit 21.06.2006 vor. Die Planung wurde in 2007 / 2008 umgesetzt.

Systematik - aktuelle Planung

Die ErschlieBungsplanung wurde bereits parallel zum Bebauungsplan erarbeitet, um die wesentli-
chen technischen Parameter in die Bauleitplanung integrieren zu kdnnen. Die Entwirfe der Re-
genwasserbewirtschaftung liegen vor - die Genehmigungsplanung wird mit der Unteren Wasser-
behdrde abgestimmt.

Fur den geplanten Ausbau der Regenwasserbewirtschaftung (RWB) innerhalb des Geltungsberei-
ches dieses Bebauungsplanes wird das grundsatzliche Prinzip der kombinierten RWB aus dem 1.
BA fortgefuhrt, allerdings - aufgrund gewonnener Erkenntnisse der erforderlichen Pflege der An-
lagen - in modifizierter Form hinsichtlich Muldenbreiten, Bdschungsneigungen und technischen
Einbauten.

Die grundsatzliche Systematik besteht aus "Verdunstung - Versickerung - Ableitung nach Vorrei-
nigung Uber die belebte Oberbodenzone" sowie gedrosselte Einleitung Uber Drainageleitung in
das neu herzustellende Grabensystem. Bei den geplanten Retentionsmulden handelt es sich so-
mit streng genommen um keine Versickerungsanlagen, sondern um eine Vorreinigung des Nie-
derschlagswassers vor der Ableitung in das Grabensystem.

Der Niederschlagsabfluss von den offentlichen Verkehrsflachen wird Uber straf3enbegleitende
Entwasserungsrinnen in die Retentionsmulden in den offentlichen Grunflachen eingeleitet.

Um eine sichere Ableitung bei grol3tmoglicher Ausnutzung der Gewerbegrundstiicke (Stichwort:
Vermarktbarkeit) zu erlangen, wurde die RWB der Gewerbeflachen so geregelt, dass maximal
72,13 l/s*ha der auftretenden Niederschlagsmenge, bezogen auf den befestigten Flachenanteil
der privaten Grundstticksflachen, in die angrenzenden Retentionsmulden der 6ffentlichen Flachen
geleitet werden. Die Bemessung der offentlichen Mulden erfolgte entsprechend (s.u.). Die Uber die
vorgenannten 72,13 l/s*ha hinausgehende Niederschlagsmenge von den privaten Grundsticks-
flachen ist von den Grundstiickseigentiimern auf den eigenen Flachen zu bewirtschaften.

Der bereits bestehende landwirtschaftliche Betrieb wird zwar rechtlich als Sondergebiet in den Be-
bauungsplan einbezogen, jedoch soll die RWB auch kinftig - wie jetzt schon im Bestand - aus to-
pographischen Grinden ausschlie3lich auf dem eigenen Grundstiick erfolgen, sodass diese Fla-
che bei der Bemessung der Mulden und Graben unberticksichtigt bleiben kann.

Regenwasserbehandlung auf Privatflachen

Die Grundstiickseigentimer haben folgende MalRnahmen der Regenwasserbewirtschaftung/-
reinigung auf ihren Grundstiucken nachzuweisen: Entsprechend den Ausfuhrungen der noch zu
genehmigenden Planung zur "kombinierten Regenwasserbewirtschaftung” und unter Zugrundele-
gung der dort genannten Parameter zur Regenwasserbemessung hat der Eigentimer die Regen-
wassermenge fur sein Grundstick rechnerisch vollstandig nachzuweisen. Dabei durfen maximal
72,13 l/s*ha der auftretenden Niederschlagsmenge, bezogen auf den befestigten Flachenanteil
der privaten Grundstticksflachen, in die angrenzenden Retentionsmulden der 6ffentlichen Flachen
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geleitet werden. Die Uber die vorgenannten 72,13 I/s*tha hinausgehende Niederschlagsmenge von
den privaten Grundstticksflachen ist von den Grundstiickseigentiimern auf den eigenen Flachen
zu bewirtschaften.

Offentliche Regenwasserbehandlung

Das anfallende Regenwasser kann nach DWA-M 153 im geplanten Bauabschnitt nicht unbehan-
delt in das vorhandene Grabensystem eingeleitet werden, die Niederschlagsabflisse sind daher
vor der Einleitung in das Ableitungsgrabensystem mittels Retentionsmulden zu behandeln. Fir die
Regenwasserbehandlung wird eine Reinigung durch 30 cm bewachsenen Oberboden gewahilt.
Der Schutz des Grabensystems ist durch die vorgesehene Reinigung des Niederschlagswassers
mittels der Retentionsmulden ausreichend gegeben.

Die kompletten Retentionsmulden einschlie3lich aller erforderlichen Anlagenteile befinden sich
oberhalb des Bemessungsgrundwasserspiegels. Der Aufbau der Retentionsmulden aus dem 1.
BA mit abgemagertem Oberboden, Sandkeil und Drainagesystem wird analog auf den 2. BA lber-
tragen.

Das gereinigte Niederschlagswasser, das nicht vom Boden selbst bis zum Sattigungsgrad zurtick-
gehalten wird, lauft am Ubergang zwischen dem Sandkeil und dem Boden Richtung der Drainage-
leitungen ab. Die Drainageleitungen bestehen aus geschlitzten Rohren und sind in einem durch
ein festes Filterflies umfasstes Filterkiesbett eingebettet. Das Filterbett und die Drainageleitungen
sind aufgrund der erforderlichen maschinellen Pflegearbeiten im Bereich der offentlichen Grinfla-
chen seitlich der Retentionsmulden in den Béschungsbereichen der Mulden angeordnet, damit sie
bei Uberfahrten durch Pflegefahrzeuge keinen Schaden nehmen. An den Tiefpunkten der Draina-
geleitungen werden Kontrollschadchte angeordnet. Von diesen Kontrollschéachten findet die Ablei-
tung des gereinigten Niederschlagswassers in die Ableitungsgraben statt.

Durch die Festlegung des Bemessungsgrundwasserspiegels auf 88,50 miNN und durch den er-
forderlichen Aufbau der Retentionsmulden liegen die Retentionsmulden mit einer Sohlhéhe von
89,50 mUNN bis zu rd. 0,50 m tber der vorhandenen Gelandehdhe.

Durch die - verglichen mit dem 1. BA - um 30 cm tiefere Anordnung der Muldensohlen im 2. BA
sind keine negativen Auswirkungen auf die Hochwasser- und Uberflutungssicherheit zu befurch-
ten.

Im Zuge der ErschlieBung des Gebietes wird der bestehende nordwestliche Graben nicht veran-
dert; der vorhandene Bewuchs in Form von Roéhricht kann am bestehenden nordwestlichen Gra-
ben erhalten bleiben. Die auch als Rickhalteraum dienenden neuen Ableitungsgrében schlief3en
an den bestehenden Grabendurchlassen unter der L 3110 an das bestehende Ubergeordnete
Grabensystem an.

Offentliche Retentionsmulden

In der Entwurfs- und Genehmigungsplanung zur ErschlieBung werden die Retentionsmulden nach
dem vereinfachten Verfahren gemals DWA-A 138 (2005) fur ein 5-jahrliches-Regenereignis be-
messen. Dabei ist die Bemessung der Retentionsmulden als Reinigungseinrichtung nach den
Vorgaben der Unteren Wasserbehdrde als ,Worst-Case-Szenario® betrachtet.

Die 6ffentlichen Retentionsmulden sind flr samtliche 6ffentliche Flachen und 72,13 Il/s*ha der Ab-
flisse von den privaten Gewerbeflachen bezogen auf deren befestigten Anteil bemessen. Es wur-
de das Szenario mit der groRtmdglichen Belastung gewahlt ("Worst-Case-Bemessung"):

= Fir die Berechnung der privaten Regenwasserbehandlung/-reinigung wird der maximale Befes-
tigungsgrad von 80 % (entsprechend der festgesetzten GRZ 0,8) berlcksichtigt.

= Fur die Ermittlung des Niederschlagsabflusses sind die von Niederschlag betroffenen Flachen
in Anlehnung an die DWA-A 138 in die verschiedenen Flachentypen einzuordnen. Fir die be-
festigten privaten Flachen wird folgende Einteilung festgelegt: 75 % der befestigten Flachen
werden als Gebaude- und Dachflachen angenommen, 25 % als Hof-, Park, Lade- und Lager-
flachen usw.
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Den einzelnen Flachentypen sind in Anlehnung an die DWA-A 138 jeweils Teilabflussbeiwerte
zuzuordnen. Dabei wurde, wo Wahlmdglichkeit besteht, der héhere Abflussbeiwert gewahlt.
Damit liegt die Betrachtung auf der sicheren Seite (,Worst-Case-Bemessung®).

= Gemal den Auflagen des Kreises Bergstral3e, Abteilung Bauaufsicht und Umwelt, Wasser und
Bodenschutz ("Untere Wasserbehorde™) sind Niederschlagsabflisse von privaten LKW-Park-
und Rangierflachen in die 6ffentliche Schmutzwasserkanalisation abzuleiten. Da der Anteil der
LKW-Park- und Rangierflachen an den gesamten Hofflachen nur schwer zu bestimmen und in
Abzug zu bringen ist, wird fir die Bemessung der privaten Regenwasserbewirtschaftung die
gesamte Hofflache berlcksichtigt. Die Bemessung liegt damit auf der sicheren Seite ("Worst-
Case-Bemessung").

Die erforderlichen rechnerischen Muldenbreiten liegen zwischen 2,25 m und 4,17 m. Fir die
maschinelle Pflege der Mulden ist nach Vorgaben der SEL Stadtentwicklung Lampertheim
GmbH & Co. KG eine Muldenbreite von min. 2,80 m erforderlich. Rechnerisch schmalere Mul-
dengruppen werden auf 2,80 m verbreitert.

Im 1. BA wurden die Bdschungen der Graben mit einer Boschungsneigung von rd. 1:1,5 herge-
stellt. Diese Neigung hat sich bei den Pflegearbeiten als nicht optimal herausgestellt. Im 2. BA
werden die Grabenbdschungen mit einer Neigung von 1:2 angelegt. Am nordwestlichen Rand
des Gewerbegebietes wird die dul3ere Boschung der das Gebiet einfassenden Ableitungsgra-
ben mit der sehr flachen Bdschungsneigung von 1:3,5 hergestellt, um hier einen adaquaten
Ortsrand ausbilden zu kénnen.

Die Retentionsmulden verfligen Uber regelmaflig angeordnete Notuberlaufe (,Dammscharten®)
in das Ableitungsgrabensystem. Bei starkeren Niederschlagsereignissen mit einer hdheren In-
tensitat konnen die Mulden Uber die angelegten Dammscharten - gefahrdungsfrei fir die an-
grenzende Bebauung auf den Privatflachen - kontrolliert in die als Riuckhalteraum dienenden
Ableitungsgraben uberlaufen.

Offentliches Ableitungsgrabensystem

Der Abfluss in die Ableitungsgrében wird durch den Durchléassigkeitsbeiwert der reinigenden,
30 cm maéchtigen belebten Oberbodenzone der Retentionsmulden bestimmt. Der Abfluss aus
den Retentionsmulden betragt in Anlehnung an DWA-A 138 rd. 126 I/s in das neue Ableitungs-
grabensystem, das diese Abflisse in die beiden vorhandenen Gréaben abfihrt. Es ergibt sich
eine Gebietsabflussspende von 10,22 l/(s*ha).

Abflussdrosselung

Analog zur Entwurfs- und Genehmigungsplanung zum 1. BA und auf Empfehlung des DWA-A
138 wird der natirliche Gebietsabfluss auf 3 I/ (s*ha) festgesetzt. Mit dem ermittelten Gebiets-
abfluss von 10,22 l/(s*ha) wird der Wert des naturlichen Gebietsabflusses fiir unbefestigte
landwirtschaftlich genutzte Einzugsgebiete Gberschritten. Um die hydraulische Beanspruchung
des bestehenden Grabensystems nicht nachteilig zu verandern, muss fir die Abflisse aus dem
Plangebiet vor der Einleitung in den nordwestlichen Graben und vor der Einleitung in den be-
stehenden Ableitungsgraben des 1. BA jeweils eine Drosseleinrichtung angeordnet werden, die
den Abfluss aus dem geplanten Bauabschnitt auf einen Wert kleiner gleich 3,0 l/(s*ha) be-
grenzt.

Die Anordnung der Drossel fur die Begrenzung der Abfliisse aus dem Ableitungsgrabensystem
zum bestehenden nordwestlichen Graben erfolgt in einem separaten Drosselbauwerk kurz vor
der Anbindung an den nordwestlichen Graben. Zuséatzlich zur Drosseleinrichtung zur Begren-
zung der Abfliisse in den nordwestlichen Graben wird in einem separaten Schacht eine Schlie-
3e angeordnet, die bei einem Havariefall im Gewerbe- und Industriegebiet das Ableitungsgra-
bensystem vom nordwestlichen Graben abkoppelt. Die Anordnung der Drossel fir die Begren-
zung der Abflisse aus dem Ableitungsgrabensystem zum bestehenden 1. BA und weiter zum
sudostlichen Graben erfolgt in einem separaten Drosselbauwerk vor der Anbindung an den 1.
BA.
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Im Ableitungsgrabensystem steht - entsprechend der Berechnungen der Genehmigungsplanung -
ausreichend Kapazitat zum Ruckhalt des Gebietsabflusses zur Verfugung. Die Nachweise werden
in der Genehmigungsplanung erbracht; sie sind nicht Regelungsgegenstand eines Bebauungs-
planes.

6.10. Versorgung

Energie

Das Plangebiet kann an die bestehende Gasversorgung im 1. Bauabschnitt angeschlossen wer-
den.

Wasser

Die Versorgung des Plangebietes mit Trink- und Loschwasser erfolgt durch das Versorgungsun-
ternehmen EnergieRied.

Nach Aussage des Versorgungsunternehmen EnergieRied kann Uber die vorhandenen Zuleitun-
gen und geplanten Trinkwasserleitungen (PE da 180) ausreichend Trinkwasser bereitgestellt wer-
den. Bei dem angegebenen mittleren Wasserverbrauch von 0,5 I/s/ha auf 9,3 ha ergibt sich ein
mittlerer Wasserbedarf von rund 4,65 I/s bzw. 16,75 m3/h. Daraus resultiert eine mittlere Stro-
mungsgeschwindigkeit von ca. 0,3 m/s (keine Stagnation) und ein geringer Reibungsverlust von
0,3 bar. Bei einem mittleren Verbrauch wirde also der Netzdruck immer noch tber 4 bar betra-
gen. Zu Spitzenzeiten kdnnen die bis zu 5-fachen Wassermengen bereitgestellt werden, ohne
dass der Netzdruck unter 3 bar fallt. Das Regelwerk gibt fiir ein gemischtes Gewerbegebiet einen
Stundenspitzenfaktor von 5,6 an. Auch in diesem Fall wird der Netzdruck nicht unter 3 bar fallen.

Die Versorgung des Plangebietes mit Loschwasser ist gemall DVGW-Arbeitsblatt W 405 bei einer
Ldschwasserentnahme von 96 m3/h fir eine Ldschzeit von 2 Stunden sicherzustellen. Der Lésch-
wasserbedarf des Vorhabens entspricht damit dem der Umgebungsbebauung. Nach dem Stand
der Technik und den einschlagigen Regelwerken ist die angegebene Loschwassermenge fiur die
mit dem Bebauungsplan vorbereitete, bauliche Nutzung ausreichend. Der Léschwasserbedarf ist
allerdings letztendlich von der konkreten Baumafinahme abhé&ngig, sodass ein ggf. hoherer
Ldschwasserbedarf einzelner Nutzungen (Objektschutz) bei Bedarf durch geeignete MalRnahmen
(z.B. Loschwasserbrunnen, -zisternen, -teiche etc.) in Abstimmung mit den zustandigen Behdrden
auf den Grundstiicken selbst beriicksichtigt werden muss.

Telekommunikation

Die Telekom hat fiir den gesamten Geltungsbereich die Versorgung im Glasfasernetz "Fibre-to-
the-Building" (FTTB) zugesagt. Daflr wird je eine Leitung pro Grundstiick bendtigt. Es wurde ver-
einbart 40 Grundstiicke im Gesamtgebiet vorzusehen. Hinzu kommen 11 Grundstiicke im Bestand
(BA 1)

Es werden voraussichtlich 2 Verteilerkasten im bendtigt (B 75,4 cm / T 31 cm), die im Gehweg ge-
stellt werden kénnen (ggfs. Rand der Grinflachen). Separate Flachenausweisungen sind nicht er-
forderlich.

Strom

Die Stromversorgung erfolgt zum einen Uber die vorhandene Trafostation im 1. Bauabschnitt. Eine
2. Trafostation ist im Norden des Plangebietes erforderlich. Die Flache ist in den zeichnerischen
Festsetzungen ausgewiesen. Das Grundstick wird an den Stromversorger verkauft, so dass die
Versorgung dauerhaft gesichert ist.

6.11. Immissionsschutz

Das Plangebiet liegt auRerhalb des bebauten Bereichs von Lampertheim, angrenzend an das In-
dustriegebiet Nord und begrenzt von der viel befahrenen Landesstral3e L 3110. In der Nahe des
Plangebietes befinden sich 3 Aussiedlerhéfe. Die Aussiedlerhdfe sind bereits einer Larm- und
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Schadstoffbelastung durch die L 3110 und das Industriegebiet Nord ausgesetzt.

Die ErschlieBungsstralle im Gewerbegebiet wird von Gebauden gegeniber den auf3enliegenden
Aussiedlerhtfen abgeschirmt.

Zur Abschéatzung der Larmeinwirkungen auf die Aussiedlerhtfe kann eine tberschlagige Berech-
nung nach DIN 18005 angenommen werden. Aus der Stadtebauliche Larmfibel des Ministeriums
fur Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-W irttemberg kann wie folgt entnommen werden:

Die Norm enthélt auch eine Abstandstabelle (Tabelle 4/1), aus der bei ungehinderter Schal-
lausbreitung die zur Einhaltung verschiedener Beurteilungspegel ungeféhr erforderlichen
Abstande abgelesen werden kdnnen.

Beurteilungspegel am Immissionsort fir Gerdusche aus
Industriegebiet / Gewerbegebiet (in dB(A))

Flache

ha 60/ 55 55/ 50 50/ 45 45/ 40 40/ 35 35/ ...

Abstand vom Rand des Gebietes (m)
1 25 50 100 200 350 600
30 70 150 300 500 800
35 95 200 400 700 1200
10 40 100 300 550 950 1500
20 50 150 400 700 1200 1900
50 60 200 550 1000 1700 2600
100 70 300 700 1300 2100 3100
200 80 350 850 1600 2500 3600
500 95 450 1100 2000 3100 4400

Tab. 4/1: Abstand, der vom Rand eines geplanten rechteckigen Industrie- oder Gewerbegebietes ohne Gerausch-
kontingentierung bei ungehinderter Schallausbreitung (freier Sichtverbindung) etwa eingehalten werden muss, um
einen vorgegebenen Beurteilungspegel nicht zu Uberschreiten.

Quelle: Stadtebauliche Larmfibel online, Ministerium fiir Wirtschaft, Arbeit und Wohnungsbau Baden-W irttemberg

Abb. 19: Abstande Gewerbe - Aussiedler
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Die Entfernung zum n&chstgelegenem Aussiedlerhof betragt ca. 100 m. In diesem Bereich liegt
keine Gewerbeflache, sondern ausschlie3lich die bestehende L 3110 (= Vorbelastung) bzw. die
offentlichen Grinflachen. Im Bereich von 150 m wirken max. jeweils 1 ha Gewerbeflachen ein.
Damit kénnten entsprechend obiger Tabelle sogar Larmwerte eines Wohngebietes eingehalten
werden, obwohl dies fir Aussiedlerhdfe nicht relevant ist (da keine schutzwirdige Nutzung). Es ist
daher davon auszugehen, dass keine wesentlichen Larmeinwirkungen auf die Aussiedlerhofe
durch das Gewerbegebiet erfolgen.

Hinsichtlich einer moglichen Erhéhung der Belastung mit Luftschadstoffen ist nicht zu erwarten,
dass durch das neue Gewerbegebiet erhebliche Mehrbelastungen auftreten werden.

Festsetzungen zum Immissionsschutz wurden daher nicht erforderlich.

6.12. Grund- und Hochwasserschutz
Grundwasser

Das Plangebiet ist gemaf’ § 9 Abs. 5 BauGB als vernassungsgefahrdete Flache gekennzeichnet.
Es handelt sich um eine nachrichtliche Ubernahme der Fachplanung.

Gemald Auswertung der Grundwasserdaten schwankt der Grundwasserspiegel zwischen 85,64 m
UNHN und 89,21 m GNN. Der mittlere Grundwasserstand liegt bei 87,06 m UNHN. Der Grundwas-
serstand, der fur die Bestimmung des Bemessungsgrundwasserstandes fir Versickerungsanla-
gen herangezogen wird, ist der Grundwasserhochwert von 2003 (Dezember bis Februar 2003, bis
88,45 m U NN). Da die Grundwasserstande zum Rhein hin wieder steigen, ist fir das Baugebiet
nach Abstimmungen mit der Unteren Wasserbehdrde der Bemessungsgrundwasserspiegel am
31.08.2018 fur die geplanten Versickerungsanlagen auf 88,50 m UNHN festgesetzt.

Grundsatzlich liegen die Grundwasserstande im Nordwesten des geplanten 2. BA deutlich n&her
an der Gelandeoberkante als im tbrigen Bereich, was auf die abfallende Gelandehdhe Richtung
Nord- wesen als Ursache zurtickzufihren ist. Grundséatzlich ist bei Niedrigwasser im Rhein mit ei-
ner GrundwasserflieBrichtung zum Rhein hin zu rechnen. Bei Hochwasserereignissen kann sich
die Grundwasserfliel3richtung umkehren, bzw. wird deutlicher durch den Altrheinarm beeinflusst.

Im Bereich der geplanten Regenwasserbehandlungsanlagen/Mulden wurden in den Bohrléchern
der BaugrundaufschlieBung Versickerungsversuche durchgefiihrt. Der entwdsserungstechnisch
relevante Versickerungsbereich liegt nach Arbeitsblatt DWA-A 138 etwa in einem kf-Bereich von
1*10-3 bis 1*10-6 m/s. Infolge des hohen Bemessungsgrundwasserstandes von 88,50 m UNHN,
einer erforderlichen Mindestmachtigkeit des Sickerraumes von 1,00 m und der Tatsache, dass ei-
ne ausreichende Versickerungsleistung nur in Teilbereichen des unteren Schichtengliedes (glazi-
fluviatile Ablagerungen der Rheinterrasse) maoglich ist, ist von einer Versickerung vor Ort abzuse-
hen.

Hochwasser

Des Weiteren ist das Plangebiet als Risikogebiet aul3erhalb
von Uberschwemmungsgebieten gemaR § 78b WHG ge-
kennzeichnet. Es handelt sich um eine nachrichtliche Uber-
nahme der Fachplanung.

Mttel HQext = 23,23 muNN|

Im Rahmen der Aufstellung eines Hochwasserrisikoma-
nagementplanes fir den Rhein wurden gemaf 8 74 Wasser-
haushaltsgesetz (WHG) auf der Grundlage aktueller digitaler
Geléandemodellierungen Gefahrenkarten fir den Rhein er-
stellt. In den Gefahrenkarten sind verschiedene Hochwas-
serszenarien abgebildet. Nach der Hochwassergefahrenkar-
te (HWGK) fur den Rhein (Blatt "G-008") ist davon auszuge-
hen, dass der Geltungsbereich bei einem 100-jahrlichen
Hochwasser (HQi00) im Falle des Versagens der Hochwas-
serschutzeinrichtungen (z.B. einem Dammbruch) Uber-
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schwemmt werden kann. Der Geltungsbereich liegt somit in einem tGberschwemmungsgefahrde-
ten Gebiet (Risikoliberschwemmungsgebiet) des Rheins.

HQexrem €ntspricht in Hessen dem HQ1q0 0hne Deiche, d.h. es wurden fir die Berechnungen keine
Deichbriche simuliert, sondern die Deiche auf der kompletten Lange herausgenommen und dann
ein HQ1o00 - Ereignis simuliert. Dies ergibt den Hochwasserstand im Hinterland. Die aus der Hoch-
wasserrisikomanagement-Planung Rhein ermittelte Wasserspiegellagenhohe fiir ein Hochwasser
des Rheins im Bereich des Plangebietes betragt bei einem HQextrem ca. 93,23 m (iNHN.

Das Plangebiet liegt derzeit auf einer Héhe von ca. 89 - 89,5 m mNHN.

Ausweislich der genannten Gefahrenkarte sind bei einem Versagen der Hochwasserschutzeinrich-
tungen am Rhein somit im Plangebiet Wasserstande von bis zu 4 m mdglich. Da das Gelande je-
doch zur ErschlieBung auf das Niveau der angrenzenden Straf3e (ca. 91 m UNHN) angehoben
werden wird, ist "nur" noch mit einer Uberflutungshohe bis zu 3 m zu rechnen.

Vorsorgemaflnahmen gegen Uberschwemmungen sind aufgrund dieser Sachlage auf jeden Fall
angebracht.

Durch eine Erweiterung in 8 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB kdnnen Gebiete in Bebauungsplanen festge-
setzt werden, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder technische
MalRnahmen getroffen werden mussen, um Hochwasserschaden gar nicht erst entstehen zu las-
sen, sowie die Art dieser Malinahmen vorgegeben werden. Daher ist es hun maoglich, bereits im
Bebauungsplan, der in einem Risiko-Uberschwemmungsgebiet liegt, festzulegen, dass Vorhaben
hochwassersicher errichtet werden mussen. Dies ist mit der Festsetzung A 7 erfolgt.

In jedem Extremhochwasser- und Uberschwemmungsgebiet ist durch eine hochwasserangepass-
te Planung und Ausfiihrung von Gebduden moglichen Schaden vorzubeugen. Drei Strategien
kommen in Betracht:

= Ausweichen (AulRerhalb Gefahrenzonen, Héhenlage/Aufstandern in Gefahrenzonen)

= Widerstehen (Wassereintritt verhindern: Schutzeinrichtungen, Abdichten, Sperrventile)

= Nachgeben (Vorbereitung auf Teil-Flutung, Baustoffwahl und Ausristung fur Flutung).

Die Festsetzungen im Bebauungsplan berlicksichtigen dabei die Strategien "Nachgeben" und
"Widerstehen".

"Nachgeben" als Grundlage fiir die baulichen Anlagen - mit Ausnahme der Nebenanlagen - be-
deutet, dass die Gebaude unter gewissen Umstanden teilweise geflutet werden kénnen. Daher
sind bauliche Anlagen so zu errichten, dass sie einer Unterspillung und dem Auftrieb widerstehen.
Damit kdnnen wesentliche Schaden an baulichen Anlagen (Vermeidung erheblicher Sachscha-
den) verhindert werden.

Die Massivbauweise weist im Vergleich zum Holzstanderbau deutliche Vorteile auf. Mauerwerks-
stédnde lassen sich bei Hochwasserschéden leichter trocknen oder sanieren, was dagegen bei
ausgefachten Holzwénden mit Dammfullung schwieriger ist.

Die Festsetzung einer Hohenlage von Erdgeschofl3fuRbdden ist nicht zielfiihrend, da die Uberflu-
tungshohe zu hoch ist, um durch Anhebung des Erdgeschosses Schutz zu bieten. Kellergeschos-
se sind aber - zum Schutz des Menschen - unzulassig.

Um die groRten Gefahrenquellen und spatere Schaden auszuschlieRen, sind zudem MalRnahmen
zum Schutz gegen Wasser aus der Kanalisation (z.B. Einbau von Absperrschiebern und Ruck-
stauklappen (mit Revisionsschacht)) festgesetzt. Hierzu gehért auch die Sicherung der Installatio-
nen fur Elektroverteilungen.

Gemal § 78c WHG sind Heizdlverbraucheranlagen nicht zulassig. Es steht mit einer Gasversor-
gung ein weniger wassergefahrdender Energietrager zu wirtschaftlich vertretbaren Kosten zur
Verfligung. Zum Schutz des Wassers ist dartiber hinaus festgesetzt, dass sonstige wassergefahr-
dende Stoffe oberhalb des HQexrem gelagert werden muissen.
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Auf die Festsetzung von bautechnischen Einzelmaf3nahmen wurde bewusst verzichtet, da der
Stand der Technik in Verbindung mit den spezifischen Anforderungen des Einzelbauwerkes nicht
im Rahmen der Bauleitplanung zu l6sen ist.

Da in der Hochwasserrisikomanagement-Planung keine Deichbrtiche simuliert wurden, kann keine
potentielle Evakuierungszeit angegeben werden, so dass der Schutz des Menschen nicht weiter
spezifiziert werden kann.

Im Bebauungsplan sind zudem vorbeugende Maflinahmen zur Vermeidung und Verringerung von

Hochwasserschéden bereits tGber die allgemeinen Festsetzungen getroffen. Hierzu gehoren:

= Versickerung des Niederschlagswassers

= Verwendung von wasserdurchléassigen Belegen bei der Oberflachengestaltung von Stellplatze,
Zufahrten, Wegen und Hofflachen

= Bepflanzung der Grundstucksfreiflachen

Da eine Uberflutung sehr unwahrscheinlich ist (da nur Extremhochwasser bzw. Risiko Damm-
bruch), erscheinen in der Abwagung der Gesamtbelange nach § 1 Abs. 6 und 7 BauGB die ge-
troffenen Festsetzungen fir ausreichend.

6.13. Storfallschutz nach Seveso-llI-Richtlinie

Die européische Richtlinie 2012/18/EU vom 04.07.2012 (Seveso-llI-Richtlinie) dient der Beherr-
schung von Gefahren bei schweren Unféllen mit gefahrlichen Stoffen. Der Vollzug dieser Verord-
nung erfolgt durch die Bezirksregierungen (Hier: Regierungsprasidium Darmstadt). Artikel 13 der
Seveso-llI-Richtlinie ("Land-Use-Planning" oder passiv planerischer Storfallschutz) nimmt tGber ein
Abstandsgebot zwischen einem Betriebsbereich nach § 3 Abs. 5a BImSchG und verschiedenen
Umgebungsnutzungen wie Wohnbebauung oder 6ffentlich genutzten Gebauden auf Verfahren der
Bauleitplanung Einfluss. Er enthélt damit spezifische Anforderungen im Rahmen der allgemeinen
Planungsziele.

Die Anforderungen des Art. 13 der Seveso-llI-Richtlinie hinsichtlich angemessener Absténde zwi-
schen Storfallbetrieben und schutzbedirftigen Gebieten sind in Deutschland im Wesentlichen in §
50 Satz 1 BImSchG umgesetzt. Die Begriffsbestimmung des "angemessenen Sicherheitsab-
stands" (und der "Schutzobjekte") erfolgt in § 3 BImSchG:

"(5¢) Der angemessene Sicherheitsabstand im Sinne dieses Gesetzes ist der Abstand zwischen
einem Betriebsbereich oder einer Anlage, die Betriebsbereich oder Bestandteil eines Betriebsbe-
reichs ist, und einem benachbarten Schutzobjekt, der zur gebotenen Begrenzung der Auswirkun-
gen auf das benachbarte Schutzobjekt, welche durch schwere Unfalle im Sinne des Artikels 3
Nummer 13 der Richtlinie 2012/18/EU hervorgerufen werden kdénnen, beitragt. Der angemessene
Sicherheitsabstand ist anhand storfallspezifischer Faktoren zu ermitteln.

(5d) Benachbarte Schutzobjekte im Sinne dieses Gesetzes sind ausschliel3lich oder tiberwiegend
dem Wohnen dienende Gebiete, offentlich genutzte Gebaude und Gebiete, Freizeitgebiete, wich-
tige Verkehrswege und unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle oder be-
sonders empfindliche Gebiete."

In der Begrindung zu § 3 Abs. 5¢ BImSchG im Gesetzentwurf der Bundesregierung wird ausge-
fuhrt (Bundestags-Drucksache 18/9417, S. 24): "Der angemessene Sicherheitsabstand ist anhand
storfallspezifischer Faktoren zu ermitteln. Dazu zahlen beispielsweise die Art der jeweiligen ge-
fahrlichen Stoffe, die Wahrscheinlichkeit eines Eintritts eines schweren Unfalls und die Folgen ei-
nes etwaigen Unfalls fir die menschliche Gesundheit und die Umwelt (BVerwG, Urteil vom 20.
Dezember 2012, Az.: 4 C 11.11, Rn. 18)".

Das BImSchG enthalt in § 48 (1) auch eine Ermachtigungsgrundlage fur eine neu zu schaffende
Verwaltungsvorschrift, die sogenannte "TA Abstand”, die kiinftig bundeseinheitliche Mafl3stabe fur
das Abstandsgebot des Art. 13 Seveso-IlI-Richtlinie vorgeben soll. Diese TA Abstand wird derzeit
in einer Arbeitsgruppe unter Mitwirkung der Bundeslander erarbeitet.
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Zurzeit gibt es als Arbeitshilfe zur Ermittlung des angemessenen Sicherheitsabstands lediglich
den Leitfaden KAS-18 sowie als Erganzung zum KAS-18 die Arbeitshilfe KAS-32 ("Szenarienspe-
zifische Fragestellungen zum Leitfaden KAS-18"). Dieser Leitfaden enthalt fur ausgewahlte toxi-
sche und brennbare Stoffe auch Empfehlungen zu sogenannten "Achtungsabstanden" der
schutzbedurftigen Gebiete von Betriebsbereichen, die der Storfall-Verordnung unterliegen. Ach-
tungsabstande sind Abstandsempfehlungen, "ohne Detailkenntnisse”, die pauschal angenommen
werden, wenn und soweit konkrete Angaben (Menge, Handhabung etc. der gefahrlichen Stoffe
und vorhandene SchutzmalRnahmen) im Betriebsbereich nicht bekannt sind. Bei Einhaltung der
Achtungsabstande kann in der Regel davon ausgegangen werden, dass ein angemessener Si-
cherheitsabstand eingehalten ist.

Sowohl Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie und § 50 BImSchG sind im Hinblick auf neu geplante Bau-
vorhaben, etwa bei der Errichtung bzw. Anderung von Betriebsbereichen, aber auch bei neuen
Entwicklungen in der Nachbarschaft zu berticksichtigen. Konkret bedeutet dies, dass im Rahmen
der Bauleitplanung bei der Erstellung bzw. Anderung von Flachennutzungs- oder Bebauungspla-
nen eine Nachbarschaftssituation zu Betriebsbereichen und ggf. die Einhaltung eines angemes-
senen Sicherheitsabstands zu prifen ist. Ein Heranriicken von schutzbedurftigen Nutzungen an
den Storfallbetrieb ist planerisch unbedingt zu unterbinden.

Ausgangssituation in Lampertheim

Im Stadtgebiet Lampertheim sind aktuell drei Storfallbetriebe ansassig:

= BASF Lampertheim GmbH
= GALATA Chemicals GmbH
= Tyczka Industrie-Gase GmbH

Nach Mitteilung des Regierungsprasidiums Darmstadt wird aufgrund der in den Betrieben verwen-
deten bzw. gelagerten chemischen Stoffe jeweils ein Achtungsabstand von 900 m ab Werkszaun
angesetzt (Stand: 20.09.2018).

Abb. 20a: Achtungsabsténde der Storfallbetriebe

N \ g

Lampertheim' - \
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Ausschlaggebend ist in diesem Fall in erster Linie das Werksgeléande der BASF, da das GALATA
Chemicals Werksgelande darin eingebettet ist. Es wird an dieser Stelle darauf hingewiesen, dass
sich auf dem nordwestlich des Werksgelandes angrenzenden Flurstiick Gemarkung Lampertheim,
Flur 30, Nr. 134/1 ein Apparatelager befindet. Dieses liegt jedoch aul3erhalb des Werkszauns und
ist chemiefrei, folglich im Rahmen des Abstandsgebots nicht zu bertcksichtigen.

Abb. 20b: Luftbild Chemiefreies Lager, BASF Lampertheim

In der Gesamtbetrachtung wird damit ersichtlich, dass die Storfallbetriebe in Lampertheim alle
nordwestlich der Kernstadt, entlang der Landesstralle L 3110, angesiedelt sind. Damit werden
hinsichtlich Bestandssiedlungsflachen das Industriegebiet Nord sowie der erste Bauabschnitt des
Gewerbe- und Industriegebiets Wormser Landstrale von den Achtungsabstdnden Uberlagert.
Schutzbeddrftige Siedlungsflachen, etwa Wohn- oder Mischgebiete, sind nicht betroffen.

Die unter anderem mit der vorliegenden Bauleitplanung angestrebte Erweiterung des Gewerbege-
biets "Wormser LandstraRe" liegt damit innerhalb von Achtungsabstanden gem. KAS-18. Der Ach-
tungsabstand des Betriebs Tyczka Uberlagert die Erweiterungsflachen vollstandig, wahrend die
Achtungsabstande von BASF und GALATA Chemicals eine teilweise Uberlagerung bewirkt. Folg-
lich, Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie und § 50 BImSchG bericksichtigend, soll die Entwicklung
von schutzbedurftigen Gebieten, Objekten und Nutzungen hier planerisch unterbunden werden.

Es besteht bei der Stadt Lampertheim die grundséatzliche Zielsetzung, unterschiedlichsten Betrie-
ben die Ansiedlung im Gewerbegebiet zu ermdglichen, um somit die Vermarktbarkeit der Grund-
sticke zu erhéhen. Auch publikumsintensive (und damit schutzbedurftige) Gewerbebetriebe ha-
ben bereits Interesse an einem Bauplatz bekundet und kdnnten einen wichtigen Teil zur Attraktivi-
tat des Gewerbegebiets beitragen, weshalb angestrebt wird, entsprechende Flachen innerhalb
des Gesamtgebiets vorzusehen.

In Anbetracht dieser Ausgangssituation hat sich die Stadt Lampertheim im Rahmen der planeri-
schen Abwagung fiir folgende Vorgehensweise entschieden:

Es wurde die Erstellung eines Gutachtens zum angemessenen Sicherheitsabstand gemaf Artikel
13 der Seveso-llI-Richtlinie zum Betriebsbereich der Tyczka Industrie-Gase-GmbH in Auftrag ge-
geben. Der hiermit ermittelte angemessene Sicherheitsabstand sowie die weiterhin bestehenden
Achtungsabstande der Storfallbetriebe BASF Lampertheim GmbH und Galata Chemicals GmbH
werden in den Planungen weiter beriicksichtigt.
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Situation nach Gutachtenerstellung

Das Gutachten, welches von TUV Technische Uberwachung Hessen GmbH in Abstimmung mit
dem Anlagenbetreiber und dem Regierungsprasidium Darmstadt als zustandige Bezirksregierung
erstellt wurde, kommt zu folgendem Ergebnis:

"In einer Einzelfallbetrachtung gemafd den Konventionen des einschlagigen Leitfadens KAS-18
und der zugehorigen Arbeitshilfe KAS-32 wurde fir zwei Storfallszenarien, die zusammen das
Storfallpotential des Betriebsbereichs abdecken, jeweils der angemessene Sicherheitsabstand
ermittelt:

> Szenario 1: Freisetzung und Ausbreitung des Inhalts einer Chlor-Druckgasflasche (im Sonder-
gaslager) aufgrund des Abrisses des Gasflaschenventils (siehe Kapitel 2.3); angemessener Si-
cherheitsabstand: 350 m um das Sondergaslager.

> Szenario 2: Freisetzung von Propan (Leckflache von 1.963 mm2) im Bereich des oberirdischen
Lagerbehélters (fir die Propangas-Tankstelle) mit Ausbreitung und verzogerter Ziindung (Gaswol-
kenexplosion) (siehe Kapitel 2.4); angemessener Sicherheitsabstand: 70 m um den oberirdischen
Propangas-Lagerbehélter.

Somit ist das Storfallszenario 1 "Freisetzung und Ausbreitung von Chlor" abstandsbestimmend.
Der angemessene Sicherheitsabstand (gemaR 8 50 BImSchG bzw. Artikel 13 der Seveso-llI-
Richtlinie) zum Betriebsbereich der Tyczka Industrie-Gase GmbH in Lampertheim betragt 350 m
um das Sondergaslager.

Hinsichtlich der Storfallvorsorge sind gemal Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie und § 50 Bundes-
Immissionsschutzgesetz aufRerhalb des ermittelten angemessenen Sicherheitsabstands alle Bau-
vorhaben/Nutzungen (einschlie3lich "schutzbedurftiger" Gebiete/Objekte/Nutzungen) zulassig.

Aus Sicht der Sachverstandigen bestehen keine sicherheitstechnischen Bedenken bzgl. schutz-
beddrftiger Bauvorhaben (im Sinne von 8§ 50 BImSchG bzw. Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie)
aul3erhalb des ermittelten angemessenen Sicherheitsabstandes."

Das Gutachten kommt also zu dem Ergebnis, dass um das Sondergaslager ein angemessener
Sicherheitsabstand von 350 m anzusetzen ist.

Unter Berlicksichtigung der Gutachtenergebnisse zeigt die hachfolgende Grafik tbersichtlich, wel-
che Abstande zu den bestehenden Storfallbetrieben im Rahmen der vorliegenden Bauleitplanung
bertcksichtigt werden miissen.

Abb. 21: Achtungsabstédnde und angemessene Abstande der Storfallbetriebe

BASF
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Auswirkungen auf die Bauleitplanung

Bevor auf die Auswirkungen der zuvor erfassten Ausgangssituation auf die vorliegende Bauleit-
planung eingegangen wird, bedarf es einer kurzen Erorterung der Vorfrage, wann tberhaupt das
Rechtsregime nach Art. 13 der Seveso-llI-Richtlinie Anwendung findet. Voraussetzung hierfur ist,
dass ein im Sinne der Richtlinie schutzbedurftiges Gebiet bzw. Einzelobjekt betroffen ist.

Die Richtlinie benennt als grundsatzlich Schutzbedurftig "... Wohngebiete, 6ffentlich genutzte Ge-
baude und Gebiete, Erholungsgebiete und — soweit méglich — Hauptverkehrswege ..." sowie "...
unter dem Gesichtspunkt des Naturschutzes besonders wertvolle bzw. besonders empfindliche
Gebiete".

Der Leitfaden KAS 18 nennt schutzbedurftig im Allgemeinen "...Reine Wohngebiete (WR), Allge-
meine Wohngebiete (WA), Besondere Wohngebiete (WB), Dorfgebiete (MD), Mischgebiete (MI)
und Kerngebiete (MK), Sondergebiete sofern Wohnanteil oder die offentliche Nutzung Gberwiegt,
wie z.B. Campingplatze, Gebiete fur grof3flachigen Einzelhandel, Messen, Schulen/Hochschulen,
Kliniken ... Geb&ude oder Anlagen zum nicht nur dauerhaften Aufenthalt von Menschen oder sen-
sible Einrichtungen, wie Anlagen fir soziale, kirchliche, kulturelle, sportliche und gesundheitliche
Zwecke, wie z.B. Schulen, Kindergarten, Altenheime, Krankenhé&user, ... 6ffentlich genutzte Ge-
baude und Anlagen mit Publikumsverkehr, wie z.B. Einkaufszentren, Hotels, Parkanlagen."

Um ein unerwinschtes Nebeneinander von Baugebieten mit unvertréaglichen Nutzungen zu ver-
meiden, ist ein dem Grad ihrer Schutzbedirftigkeit abgestufte Ausweisung getrennter Baugebiete
nach den 88 2 — 11 BauNVO zielfiihrend. Dariiber hinaus bieten aber auch die 88 1 Abs. 4 bis 10
BauNVO Gliederungs- und Ausschlussmaoglichkeiten, mit denen die zulassigen Nutzungen durch
eine Feinsteuerung modifiziert und den speziellen ortlichen Verhaltnissen angepasst werden kon-
nen. Dies wurde im Rahmen der vorliegenden Bebauungsplanaufstellung angewandt:

Im Bebauungsplan werden Gewerbegebiete (GE) gem. § 8 BauNVO sowie ein sonstiges Sonder-
gebiet gem. § 11 BauNVO fir Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeitskrafte und
Gewerbe vorgesehen.

Gewerbegebiete sind gem. KAS 18 grundsétzlich nicht als schutzbedirftige Gebiete einzustufen.
Die allgemeine Zulassigkeit von Geschaftsgebauden, Tankstellen und Anlagen fir sportliche Zwe-
cke birgt jedoch die Gefahr, dass sich Gebaude oder Anlagen zum nicht nur dauerhaften Aufent-
halt von Menschen oder sensible Einrichtungen ansiedeln, die gem. KAS 18 als schutzbeddrftige
Objekte einzustufen sind. Um dies fir eventuelle Genehmigungsverfahren dieser Art bereits vorab
zu bertcksichtigen, wird im Bebauungsplan folgendes festgesetzt:

Die genannten Geb&ude bzw. Anlagen sind im Gewerbegebiet GE1 nur ausnahmsweise zulassig.
Voraussetzung fur die ausnahmsweise Zuldssigkeit ist der gutachterliche Nachweis, dass es sich
um keine schutzbedurftige Nutzung handelt.

Das Sondergebiet "Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeitskrafte und Gewerbe"
sieht, neben landwirtschaftlichen Betrieben und Anlagen, die Unterbringung von Saisonarbeitern
der Firmen des Gewerbe- und Industriegebietes Wormser Landstral3e sowie Saisonarbeitern der
Landwirtschaft vor. Darlber hinaus sollen auch Gewerbebetriebe zulassig sein, die das Wohnen
nicht wesentlich storen.

Arbeiterunterkiinfte sind zumindest als wohnéhnliche Nutzung anzusehen, weshalb eine mdgliche
Schutzbedirftigkeit in Betracht gezogen werden muss, wenngleich nach dem Wortlaut der Se-
veso-llI-Richtlinie das Abstandsgebot nur fir Wohngebiete zu beachten ist. Einzelne Wohngebau-
de werden in der Regel nur dann erfasst, wenn sie einem Wohngebiet vergleichbare Dimensionen
aufweisen. Analog dazu konkretisiert auch die Kommission fur Anlagensicherheit in ihrer Be-
griffseinstufung der schutzbedurftigen Nutzungen, wie bereits dargelegt, dass Sondergebiete
i.S.d. Vorschrift nur dann schutzbedirftig sind, "sofern der Wohnanteil oder die o6ffentliche Nut-
zung Uberwiegt". Eine noch konkretere Orientierungshilfe stellt die Arbeitshilfe-Bau dar, die die
Fachkommission Stadtebau der Bauministerkonferenz am 11.03.2015 beschlossen hat. Danach
sollen einzelne Wohngebaude i.d.R. nur dann erfasst werden, wenn sie einem Wohngebiet ver-
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gleichbare Dimensionen aufweisen. Nach der diskutierten Neuregelung des § 70 Abs. 5 MBO soll
dieser Tatbestand dann erflllt sein, wenn eines oder mehrere dem Wohnen dienende Nutzungs-
einheiten mit einer Gré3e von insgesamt mehr als 5000 m2 Bruttogrundflache geschaffen werden.

Um nun sicherzustellen, dass fiir das Sondergebiet "SO gewerbliches Wohnen fir Saisonarbeits-
krafte und Gewerbe" keine Schutzbedurftigkeit entsteht, wird in den textlichen Festsetzungen fol-
gender Ansatz verfolgt:

1. Es wird sichergestellt, dass die zuléssige Arbeiterunterkunft baurechtlich als wohné&hnliche
Nutzung einzustufen ist, nicht jedoch als Wohnnutzung. Dies wird erreicht, indem eine
dauerhafte Belegung der Unterbringungszimmer ausgeschlossen wird und zudem keine
eigenen Kichen- und Sanitarbereiche in den Zimmern zugelassen werden.

2. Die zulassige Geschossflachenzahl der Arbeiterunterkunft wird auf 0,45 reduziert. Damit
konnen auf der Gesamtflache von 9.361 gm maximal 4.215 m? "Wohnflachen" entstehen.

Zusatzlich wurde ein Hinweis aufgenommen, dass sich die Gewerbetreibenden mit den Storfallbe-
trieben in Verbindung setzen sollten, um sich tber die Gefahren, Warnsignale und die Schutz-
maflnahmen auszutauschen.

6.14. Energiekonzept / Klimaschutz

Der Bebauungsplan ist grundsatzlich so gestaltet, dass er fir die von den Fachgesetzen geforder-
ten Mallnahmen zur Energieeinsparung im Geb&udebereich und fur den Einsatz erneuerbarer
Energien (z.B. solare Strahlungsenergie, Geothermie) keine entgegenstehenden Festsetzungen
trifft und die Wahlfreiheit fur die Bauherren bzgl. der Ausfillung des Energiefachrechts offenhalt.

Die GrundstiicksgréRen und -anordnungen lassen ausreichend Méglichkeiten, Gebaude in Hin-
blick auf eine optimierte Nutzung von Solarenergie auf den Baugebietsflachen zu positionieren.
Gesonderte Festsetzungen zum Einsatz erneuerbarer Energien sollen dementsprechend nicht ge-
troffen werden.

Die Stadt Lampertheim geht insgesamt davon aus, dass die Belange des Klimaschutzes im Rah-
men der geplanten Nutzungen durch die Anforderungen der Energieeinsparverordnung (EnEV)
angemessen und dem Stand der Technik entsprechend auch unter wirtschaftlichen Rahmenbe-
dingungen in gerechter Abwagung berucksichtigt sind, ohne dass es weiterer Anforderungen oder
Festsetzungen auf Ebene des Bebauungsplanes bedarf.

Um allerdings eine Ansto3wirkung fur alternative Energien zu erzielen, wird empfohlen, regenera-
tive Energieformen zu nutzen. Dazu zahlen z.B. die Solarenergie zur Warmwasserbereitung und
Heizungsunterstitzung sowie Photovoltaikanlagen zur Stromerzeugung. Die Kombination von
Dachbegriinung und Photovoltaikanlagen ist sinnvoll und wird empfohlen.

6.15. Landschaftsplanung
Konzept

Die Gemarkung von Lampertheim liegt in der Oberrheinebene teils im Tiefgestade, teils auf dem
Hochgestade des Rheins. Die fur das Baugebiet mal3gebliche Landschaftsstruktur ist die des
Hochgestades. Diese ist Uberwiegend durch landwirtschaftliche Intensivnutzung auf ertragreichen
Boden gepragt. Naturnahe Okotope sind selten und meist auf ehemalige Ackerflachen, alte Ab-
bauflachen und zuféllige Restparzellen beschrankt.

Die Biotopvernetzung ist auf schmale Ackerraine und die Randstreifen von Verkehrsflachen (Stra-
Ben, Wege und Bahnlinien) beschrankt.
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Eine besondere Bedeutung hat das Netzwerk an Entwasserungsgrében. Auch wenn diese in der
naheren Umgebung keine bemerkenswerte Bodenfeuchte in den Sohlen aufweisen, so sind sie
doch wichtige Rickzugsorte und Wanderwege grasiger und krautiger Arten und der auf Bliten
und Samen angewiesenen Tierwelt. Diese Wertigkeit verbessert sich mit steigender Feuchte oder
Nasse. Gerade temporar bespannte Graben sind wichtige Laichbiotope fir Amphibien (Gelb-
bauchunke, Kammmolch, Knoblauchkrote etc.), da diese Grében meist fischfrei und aufgrund feh-
lender Beschattung ausreichend warm sind.

In Nachbarschaft zum 2. Bauabschnitt (Flurstiick 150 - Achtmorgengewann) befindet sich ein Ge-
holz, das zwar keinen Schutzstatus geniel3t, aber durchaus als Vogelschutzgeholz bezeichnet
werden kann. Die Lage zu der randlich mit Feldgeholzen gesaumten (stillgelegten) Bahnlinie
ergibt eine wiinschenswerte Vernetzung.

Formulierung uUbergeordneter Entwicklungsziele

Aus der obigen Beschreibung lieBen sich fiir diesen Gemarkungsteil folgende Entwicklungsziele
ableiten:

» Arrondierung und Erganzung von vorhandenen, wertvollen Okotopen unterschiedlicher Aus-
pragung

Umwandlung von Ackerflachen zu extensiv bewirtschaftetem Griinland

Umwandlung von Ackerflachen zu Gras- und Krautfluren in Begleitung von Feldgehdlzen
Erg&nzung von Biotopvernetzungslinien unterschiedlicher Auspragung

Verbreiterung von Rainstrukturen

Vernassung der vorhandenen Grében, z.B. durch partielle Absenkung, durch Einbau von
Schwellen, wodurch temporére Nasszonen gebildet werden (hydraulische Prifung vorausge-
setzt)

Zielkonzept fir die Freiraumplanung im Baugebiet "Wormser Landstral3e", BA 2

Ausgehend von den oben zusammengefassten Vorgaben und den aktuellen Beobachtungen im
ersten Bauabschnitt wird die Neuplanung der 6ffentlichen Grinflachen im Gewerbegebiet Worm-
ser LandstralRe, BA 2 in folgende Einzelaufgaben gegliedert:

a) Pflanzungen entlang der ErschlieRungsstral3en

b) Pflanzungen entlang der Wormser Landstraf3e - L 3110

c) Visuelle Eingriinung des neu entstehenden Ortsrandes unter Beachtung der Ubergeordneten
Zielsetzungen einer Verbesserung der Biodiversitat

d) Naturschutzfachlich Optimierung der Regenwasserbehandlungsmulden und der Entwésse-
rungsgraben

e) Verbesserung und Erweiterung der Lebensraume fir die Zauneidechse

f)  Kompensation der Eingriffe

Zu a. Pflanzungen entlang der Erschlieffungsstrafden

Die vorhandenen Pflanzungen im ersten Bauabschnitt haben gezeigt, dass sich als stralenbeglei-
tende Hochstamme bisher vor allem Alnus cordata (Herzblattrige Erle) bewéhrt hat. Sie sollte vor-
rangig gepflanzt werden. Die Unterpflanzung kann nach Erfahrungen des 1. BA in dieser Form
weitergefthrt werden.

Zu b. Pflanzungen entlang der Wormser Landstral3e

Die Begruinung des ersten Bauabschnitts in diesem Bereich hat sich bewéhrt und sollte in dieser
Form entlang des 2. BA fortgesetzt werden.

Zu c+d. Eingrinung des neu entstehenden Ortsrandes + Naturschutzfachlich Optimierung der
Regenwasserbehandlungsmulden und der Entwéasserungsgraben

Mulden und Grében im BA 2 liegen tberwiegend am Ortsrand. Die beiden Aufgaben Uberlagern
sich deshalb und werden im Folgenden zusammen behandelt. Die Ausfihrungen gelten natirlich
auch fur die Mulden und Graben der Mittelachse.
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Die dichte Bepflanzung der Randbereiche des ersten Bauabschnitts hat sicherlich zu einer - aus
visueller Sicht - guten Eingrinung des Baugebietes gefiihrt. Es ist aber festzustellen, dass 10 Jah-
re nach der Pflanzung die grundsétzlich gewlinschte Differenzierung im Sinne der Biodiversitat in
verschiedene Lebensraumtypen in weiten Bereichen nicht mehr vorhanden ist.

Die Gras- und Krautfluren der Mulden und Graben haben sich am Anfang durchaus in die ver-
schiedenen Zonen der Sohle, Béschungen, Béschungsschulter und Randbereiche entwickelt. Sie
bildeten damit die - in der ausgerdumten Agrarlandschaft wiinschenswerten - Lebens- und Nah-
rungsraume von Insekten, die wiederum Nahrungsgrundlage anderer Tierarten wie z.B. der Zaun-
eidechse und von Brutvdgeln der Gehdélze darstellen.

Mit der dichten Bepflanzung war auch die Absicht verbunden, flieRendes Wasser in den Graben
zu beschatten, um die Temperatur zu senken und damit ggfs. den Sauerstoff fir Fische zu erhal-
ten. Die Graben waren und sind aber nicht dauerhaft bespannt. Selbst temporére Lachen sind so
kurzlebig, dass sie nicht als Laichplatz geeignet sind. Diese muissten aul3erdem besonnt werden,
um die Laichentwicklung zu fordern. Nunmehr dominieren die Gehdlze immer mehr und beschat-
ten zu viele Flachen. Die Grabensohlen sind dadurch haufig vegetationsfrei. Die rasch eingewan-
derten Zauneidechsen werden mehr und mehr verdrangt.

Der wesentliche Fehler der damaligen Planung ist, neben der zu dichten Bepflanzung, darin zu
suchen, dass nicht darauf geachtet wurde, dass solche Biotope aus zweiter Hand ausreichend
gepflegt werden missen. Eine handische Pflege ist zwar wiinschenswert, aber nicht finanzierbar.

Aus den vorgenannten Aspekten lassen sich fiir die Neuplanung im 2. BA folgende Einzelmaf3-
nahmen ableiten:

1. Eine Geholzbepflanzung soll nicht durchgehend erfolgen und in langen Abschnitten die Be-
sonnung der neugeschaffenen Mulden, Graben und Randflachen ermdglichen.

2. Graben und Mulden sollen eine Mindestbreite von 2,80 m erhalten. Dadurch ist eine Befah-
rung mit Fast Rac und Anbaugeraten zur Mahd und maschinellen Mahdgutaufnahme mdoglich
(Vorgabe: Technische Betriebsdienste, Griin- und Projektplanung)

3.  Am Kopfende der Mulden und Grében sind Ein- und Ausfahrméglichkeit zu schaffen

4. Durch den Einbau von Schwellen oder durch streckenweises Absenken der Sohle sollen tem-
porar ausreichende Stillwasserzonen entstehen kénnen (potentieller Laichplatz fir Amphibien)

5. Zur Forderung einer hohen Biodiversitat sind die unbestockten Flachen der Grében und
Randstreifen mit regional gewonnenem Saatgut einzusaen. Auf Standardmischungen ist aus-
drticklich zu verzichten.

6. Auf den unbestockten Flachen der Graben und Randstreifen soll kein Oberbodenmaterial der
vorherigen Ackerflachen aufgetragen werden. Ein Auftrag des L6l3lehms aus dem B-Horizont
hat deutlich weniger N&hrstoffe und vermeidet in den Anfangsjahren die Dominanz von Aller-
weltsarten. Nur so ist erfahrungsgeman von Beginn an eine hohe Diversitat zu erreichen.

7. Die Flachen sind regelmafig zu pflegen. Eine wiederkehrende Mahd bewirkt, dass Pflanzen

unterschiedlicher Wuchs- und Lebensformen auf ein und demselben Standort nebeneinander
wachsen koénnen. Die Abfuhr des Mahgutes bedingt aul3erdem eine langsame Verarmung an
Nahrstoffen (Aushagerung).
Auch eine geordnete Pflege stellt im Moment am betroffenen Standort einen radikalen Eingriff
dar. Diese negativen Auswirkungen der Pflegemaflinahmen kdnnen in der Gesamtbetrachtung
allerdings durch die Aufstellung eines Pflegeplans minimiert werden. Hierin sind Haufigkeit,
Zeitpunkt und Pflegeabschnitte festzulegen.

Zu e: Verbesserung und Erweiterung der Lebensraume fiur die Zauneidechse

Bau von Habitatstrukturen fir die Zauneidechse (Blockschittungen, niederliegende Baumstamme
im Wechsel mit Strauchern) unter besonderer Berticksichtigung einer dauerhaften Besonnung.

Zu f:  Kompensation der Eingriffe

Um den weiteren Verlust landwirtschaftlicher Nutzflachen durch naturschutzrechtliche Kompensa-
tionsmalRnahmen zu begrenzen, soll ein Teil der Kompensation durch Flachenstilllegung (Bewirt-
schaftungsverzicht) von Waldflachen im Stadtwald Lampertheim erfolgen.
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Einbindung / Umsetzung in der Bauleitplanung

Zu dem Bebauungsplan wurden ein Grinordnungsplan und ein Umweltbericht erarbeitet, der die
unterschiedlichen Schutzguter darstellt und bewertet und Malinahmen zur Vermeidung, Minde-
rung und zum Ausgleich der durch die Planung entstehenden nachteiligen Umweltauswirkungen
vorschlagt. In Verbindung mit dem o.a. Zielkonzept wurden daraus die einzelnen Festsetzungen
des Bebauungsplanes getroffen und somit die Empfehlungen des Grinordnungsplanes vollum-
fanglich umgesetzt:

Im Einzelnen wurden folgende Festsetzungen getroffen:

Pflanzbereich "Innere Griinzone entlang Bauabschnitt 1" und "Vernetzungsmulden" (Kennzeich-
nung @)

Die Flache "Innere Griinzone"_grenzt an die Griin-/ Entwasserungszone des 1. Bauabschnittes an,
in der bereits angrenzend an die gewerblichen Baufldchen eine Versickerungsmulde und daran
angrenzend der Entwasserungsgraben entstanden ist. Im Verlauf des 2. Bauabschnittes wird an
diesen Entwasserungsgraben nunmehr wiederum eine Versickerungsmulde angeschlossen (zum
Entwasserungsprinzip wird auf Kap. 6.8 der Begriindung verwiesen). Diese Mulde (incl. Boschun-
gen) wird eine Breite von ca. 7 m erfordern, so dass weitere ca. 6 m fur die Bepflanzung und Of-
fenhaltung zur Verfiigung stehen.

In den "Vernetzungsmulden" werden schmale Mulden fir die Ableitung des StraRenoberflachen-
wassers und kleinerer Gewerbeflachen erforderlich, die aufgrund der "Nichtnutzbarkeit" der sud-
lich angrenzenden privaten Griinflache nicht an das offentliche Muldensystem der "Inneren
Grlnzone" angeschlossen werden kénnen.

Da im 1. Bauabschnitt bereits eine sehr dichte Bepflanzung erfolgt ist, wird auf neu hinzugekom-
menen Flachen der erforderlichen Offenhaltung mehr Gewicht gegeben, um die formulierten Ziel-
vorgaben erflllen zu kénnen. Deshalb wird hier auf eine zusatzliche flachige Pflanzung verzichtet.

Die Flachen sind mit regional gewonnenem Saatgut einzusden und dauerhaft als naturnahe Gras-
Krautflur zu unterhalten. Hierzu ist ein Pflegeplan aufzustellen.

In gut besonnten Bereichen sind Habitate flr Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten
(zur Begriindung wird auf Kap. 6.15 verwiesen).

Pflanzbereich "Innere Griinzone" (Kennzeichnung @)

Innerhalb der 6ffentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung @, verlaufen auf der gesamten
Lange parallel Versickerungsmulden und Entwéasserungsgraben. Die Profilierung und Detailgestal-
tung (siehe Kap. 6.8) erfolgt sowohl nach den wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingungen als
auch nach Vorgaben fiur eine dauerhafte und geordnete Unterhaltung der Gras-/Krautfluren und
Geholze.

In den flachen, absonnigen Bdschungsbereichen sind in aufgelockerten Gruppen standortgerech-
te und heimische Baume und Straucher in gestuftem Aufbau zu pflanzen. Die Flachengrof3e der
Neupflanzung soll nicht mehr als 15% der Gesamtfliche umfassen. Damit ergibt sich durch Uber-
hang in den n&chsten 15 Jahren eine Gesamtiiberdeckung von ca. 23%. Im Hinblick auf die an-
gestrebte Diversitat der biologischen Flachenstruktur ist dies als Maximum anzusehen. Deshalb
sind regelmafig gezielte Pflegeschnitte durchzufiihren. Die Rahmenbedingungen und Umtriebs-
zeiten - in der Regel 15-20 Jahre - sind in einem Pflegeplan festzuschreiben.

Die unbestockten Flachen sind mit regional gewonnenem Saatgut einzusden und dauerhaft als
naturnahe Gras- Krautflur zu unterhalten. Die Haufigkeit, Zeitpunkt und Pflegeabschnitte etc. sind
in einem Pflegeplan festzuschreiben.
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Abb. 22: Schnitt Entwasserungsmulde mit Draufsicht Pflanzprinzip (Griin umrandete Flachen)
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Pflanzbereich "Griinzone entlang L 3110" (Kennzeichnung ®)

Die Flache an der L 3110 ist mit standortgerechten und heimischen B&umen und Strauchern in
Gruppen aufgelockert zu bepflanzen. Die notwendigen Abstande zur L 3110 und das Erfordernis
der Retentionsmulden schrénkt die zur Verfigung stehende bepflanzbare Flache ein, so dass un-
ter der Voraussetzung, dass eine aufgelockerte Bepflanzung - die Ein- und Durchblicke erlaubt -
erreicht werden soll, lediglich 15 % der Gesamtflache begrunt werden konnen.

Im ersten Bauabschnitt wurden entlang der Landesstral3e 14 Abschnitte (im Wechsel Schema 6
und 7) bepflanzt (s.u.). Jeder Abschnitt besteht aus 56,25 gm flachiger Bepflanzung (3,75m x
15m) zzgl. 2 Hochstdmmen & rechnerisch 3 gm (It. Kompensationsverordnung fur Hochstamme
anerkannt). Damit sind 871,5 gm Pflanzung entstanden. Bei einer ermittelten zugehérigen Flache
von ca. 5.325 gm entspricht dies einem Flachenanteil von 16 %.

Die Festsetzung aus dem 1. Bauabschnitt hat sich damit bewahrt und wird auch im 2. Bauab-
schnitt beibehalten.

Abb. 23: Pflanzschema BA 1 - entlang L 3110
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Pflanzbereich "Griinzone Ortsrand Nord und Nord-West" (Kennzeichnung @ und ®)

Innerhalb der 6ffentlichen Griinflachen mit der Kennzeichnung ® und ®, verlaufen auf der ge-
samten Lange parallel Versickerungsmulden und Entwésserungsgraben. Die Profilierung und De-
tailgestaltung (siehe Kap. 6.8) erfolgt sowohl nach den wasserwirtschaftlichen Rahmenbedingun-
gen als auch nach Vorgaben fir eine dauerhafte und geordnete Unterhaltung der Gras-
/Krautfluren und Gehdlze.

Es wurde hydraulisch gepruft, ob durch partielle Absenkung der Grabensohle oder durch Einbau
von Erdschwellen temporare Verndssungszonen als Laichhabitate eingerichtet werden kdnnen.
Dies ist unproblematisch méglich, so dass eine - entsprechend den oben formulierten Zielsetzun-
gen - entsprechende verbindliche Festsetzung in den Bebauungsplan aufgenommen werden
konnte.

In den flachen, absonnigen Bdschungsbereichen sind in aufgelockerten Gruppen standortgerech-
te und heimische Baume und Straucher in gestuftem Aufbau zu pflanzen. Die Flachengréf3e der
Neupflanzung soll nicht mehr als 20% der Gesamtflache umfassen. Damit ergibt sich durch Uber-
hang in den néchsten 15 Jahren eine Gesamtiiberdeckung von 30-33%. Im Hinblick auf die ange-
strebte Diversitat der biologischen Flachenstruktur ist dies als Maximum anzusehen. Deshalb sind
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regelmaRig gezielte Pflegeschnitte durchzufihren. Die Rahmenbedingungen und Umtriebszeiten -
in der Regel 15-20 Jahre - sind in einem Pflegeplan festzuschreiben.

Die unbestockten Flachen sind mit regional gewonnenem Saatgut einzusdaen und dauerhaft als
naturnahe Gras- Krautflur zu unterhalten. Die Haufigkeit, Zeitpunkt und Pflegeabschnitte etc. sind
in einem Pflegeplan festzuschreiben.

In gut besonnten Bereichen sind Habitate fir Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten
(zur Begriindung wird auf Kap. 6.15 verwiesen).

Zusétzlich sind in der Flache ® (die bis auf weiteres den Ortsrand bildet) zur visuellen Ortsrand-
gliederung im Abstand von ca. 10 m mittel + grof3kronige Hochstamme zu pflanzen. Dabei sind
die nachbarrechtlichen Grenzabstande zu beachten.

Abb. 24: Schnitt Entwasserungsmulde mit Draufsicht Pflanzprinzip (Griin umrandete Flachen)
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Beqriindung weitere PflanzmalRnahmen:

Die ErschlieBungsstralen im Baugebiet sind mit standortgerechten Laubbdumen zu begriinen,
um einen ansprechenden StralRenraum zu gestalten und die optische Breite der Stral3e einzu-
schréanken und so Geschwindigkeiten zu reduzieren.

1. Fur die privaten Grundstiicke wird festgesetzt, dass mindestens 20% der Grundstiucksflachen
intensiv zu bepflanzen sind. Eine Mindestbegriinung der Grundstiicke und eine Verzahnung mit
den umgebenden Grinflachen werden so sichergestellt. Um die Aufteilung in viele kleine
Grunflachen mit geringer Okologischer Wertigkeit zu verhindern, wird festgesetzt, dass
mindestens die Halfte der o.g. Flache in zusammenhangender Form anzulegen ist. Kies- und
Schotterflachen sind dabei nicht zulassig, da dies keine Form der Begriinung bzw. Bepflanzung
im Sinne von 8§ 8 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 HBO darstellt.

2. Um eine mdglichst schnelle Begriinung des Gewerbegebietes zu erreichen, wurde festgesetzt,
dass die BegrinungsmalBnahmen _innerhalb eines Jahres nach Vorliegen der
Gebrauchsfahigkeit der baulichen Anlagen fertig zu stellen.

Kompensation

Das geplante Vorhaben wurde nach der Anlage 3 der Kompensationsverordnung (KV) vom
01.09.2005 (Wertliste nach Nutzungstypen) bewertet und bilanziert.

Ergebnis der Flachenbilanz ist, dass der Eingriff in Natur und Landschaft auch bei Berlcksichti-
gung der eingriffsmindernden landschaftspflegerischen Mal3nhahmen auf den Grundstticken inner-
halb des Plangebietes und der innerhalb des Geltungsbereiches liegenden Kompensationsflache
nicht vollstandig ausgeglichen werden kann. Negativ wirkt sich dabei insbesondere die hohe Ver-
siegelung und Uberbauung der Flachen aus. Es verbleibt eine Biotopwertdifferenz von 429.272
Punkten als Defizit.
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Ausgleichsflache innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes:

Festgesetzt ist die Anlage der Ausgleichsflachen auf den Flurstiicken Flur 30 Nr. 246/1 (Ste-
phansgraben), 71/1, 71/2+222+262 (Kechlerslache) nordéstlich BA 1.

Die GrolRe dieser Flache betragt ca. 1,7 ha und wird landwirtschaftlich (derzeit: Gemisebau) ge-
nutzt. Am westlichen Rand verlauft der Stephansgraben.

Im Bauabschnitt 1 wurden die Flachen am 0Ostlichen Rand des Baugebietes, im Verlauf des Ste-
phangrabens / parallel zur Stra3e "Am Kechlersbrunnen”, neu angelegt. Hier betragt die Flachen-
breite zwischen 25 - 30 m. Die Gehdélzflachen haben eine Breite von 5 bzw. 10 m und sind damit
als Lebensraum der Feldgehdlze optimal dimensioniert. Trotzdem blieb fir die Entwicklung der
Gras- und Krautfluren ausreichend Platz und Besonnung.

Dieses Konzept soll fir die Gestaltung der nordlich davon gelegenen Ausgleichsflachen aufgegrif-
fen werden. Hier steht eine Flache von rd. 17.150m2 mit einer Breite von 70m und einer Lange
von 245m zur Verfugung.

Hier sind folgende MalRnahme geplant:

¢ Eine, teils unterbrochene, ansonsten 6-10 m breite heimische und standortgerechte Gehdolz-
pflanzung entlang der Strafe "Am Kechlersbrunnen”,

¢ auf einer Flache von 7.500 m2 wird in zentraler Lage des Flurstiicks eine Mulde hergestellt, die
- entsprechend der bisherigen Grundwasserstande im Gebiet - temporar Wasser flhren wird.
Die tiefsten Bereiche der Mulde sollen der Sohlhéhe des Stephangrabens entsprechen (die
versicherungsrechtlichen Einschrankungen sind zu beachten),

o das dstliche Ufer des Stephansgraben wird an 2 Stellen abgesenkt, sodass eine bodenfeuchte
Verbindung zur neugebauten Mulde entsteht. Damit soll die nattrliche Besiedlung der Mulde
durch die vorhandene, amphibische Flora und Fauna der oOrtlichen Grabensysteme erleichtert
werden

¢ Die Flache der gesamten Mulde wird beim Bau um 25 cm unter das spatere Planum ausgekof-
fert. Das Volumen wird durch ein Sand- und Kiesgemisch (0-300) regionaler Gewinnung er-
setzt.

e Die urspringlich geplante Absenkung des gesamten Ostufers des Stephansgrabens wurde
aufgegeben, da hier Zauneidechsen festgestellt wurden. Entlang des gesamten Ufers und am
nordlichen Wegesrand wird ein 10-15 m breiter Geléndestreifen in besonnter Ostexposition
freigehalten. Hier werden mehrere Eidechsenhabitate angelegt,

¢ Einsaat der nicht bepflanzten Flachen erfolgt mit regional gewonnenem Saatgut

e Die Parzelle des Stephansgraben ist Teil der Ausgleichsflache und wird ebenso auf Dauer nach
naturschutzfachlichen Gesichtspunkten gepflegt.

e Die hier beschriebenen Malinahmen sind im Rahmen der Freiflachenplanung zur Erschlie-
Bungsplanung weiter zu detaillieren.

e Entsprechend den Festsetzungen fiur die 6ffentlichen Grinflachen des neuen Baugebietes ist
auch fur diese Flachen ein Pflegeplan zu erarbeiten. Dieser ist 5 Jahre nach Herstellung der
Grunflachen, auf der Grundlage einer Erhebung und Bewertung der standdrtlichen Entwick-
lung, zu Uberarbeiten.

Auf diese MalRBnahme entfallen insgesamt 129.415 Wertpunkte, die bereits im Rahmen der Fl&-
chenbilanz fur das Plangebiet bertcksichtigt wurden (siehe Blatt 4 der KV -Berechnung)

Es wird auf die Berechnungen und Ergebnisse des Grinordnungsplanes verwiesen.

Die Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co KG fihrt als von der Stadt beauftragter Erschlie-
Bungstrager die AusgleichsmalRnahmen nach 8 9 Abs. 1a BauGB durch und stellt die hierfir er-
forderlichen Flachen bereit. Die Flachen werden nach Durchfiihrung der Kompensationsmalf3nah-
men gemal stadtebaulichem Vertrag an die Stadt Gibertragen. Somit ist ein dauerhafter Erhalt der
Flachen gesichert.
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Um den weiteren Verlust landwirtschaftlicher Nutzflachen durch naturschutzrechtliche Kompensa-
tionsmalRnahmen zu begrenzen, soll die Kompensation durch Flachenstillegung (Bewirtschaf-
tungsverzicht) von Waldflachen im Stadtwald Lampertheim erfolgen (Nutzung des Okokontos.

Nutzung des Okokontos

Den Vorgaben der Kompensationsverordnung entsprechend soll ein Teil der Kompensation durch
Flachenstillegung (Bewirtschaftungsverzicht) von Waldflachen im Stadtwald Lampertheim erfol-
gen. Die Stadt Lampertheim hat hierzu die Birogemeinschaft Contura, Mannheim mit der Erstel-
lung der "Bewertung und Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsflachen als naturschutzrechtli-
che KompensationsmalRnahme" beauftragt, die im November 2014 vorgelegt wurde. Diese Bilan-
zierung ist als Anlage zum Griinordnungsplan beigefigt.

Es erfolgte eine Ermittlung des potenziellen Biotopwertgewinns gemaf der Hessischen Kompen-
sationsverordnung (KV) unter Berticksichtigung des Bewertungsleitfadens "Zusatzbewertung Nut-
zungsverzicht in naturnahen Waldbestanden" des Regierungsprasidiums Darmstadt fur verschie-
dene Waldabteilungen in Abstimmung mit der Hessen Forst und der Unteren Naturschutzbehorde
Heppenheim.

Aus diesem Gesamtkonzept soll fiir den hier vorliegenden Bebauungsplan eine Teilflache der Wald-
abteilung 122 A und B angerechnet werden. Als MalRnahmen sind vorgesehen: "Es ist auf die forst-
liche Nutzung der hier untersuchten und dargestellten Bereiche der Abteilung 122 A und B zu ver-
zichten (Abgrenzung in Plan 2: Pappelaltholz mit Erlenbruch in Abt. 122; - Luftbild und Bestand -).
Vorrangige Ziele sind die Sicherung des Pappelaltholzes, der Menge und Vielfalt anstehendem
und liegendem Totholz sowie die naturgemaf3e Entwicklung des Sonderstandortes mit Erlen-
bruchwald. PflegemafRnahmen sind auf die erforderlichen Verkehrssicherungsmaf3nahmen zu be-
schranken. Ein Zurtckdrangen der nur vereinzelt auftretenden Neophyten im Gebiet ist nicht er-
forderlich.

Mit der beschriebenen MalRnahme ist entsprechend der altholzgeprégten, stillzulegenden Fléache ein
rechnerischer Biotopwertgewinn von 107.336 m2 x 9 WP/mz2 = insgesamt 966.024 WP zu erzielen.

Fur den hier vorliegenden Bebauungsplan wird eine Teilflache von insgesamt 47.697 m2 in An-
spruch genommen werden:

Flur 17 Nr. 160 (Tf. 11.864 m?), Flur 17 Nr. 161 (16.500 m?), Flur 17 Nr. 162 (13.892 m?), Flur 17
Nr. 163 (Tf. 3.574 m?), Flur 17 Nr. 245 (885 m?), Flur 17 Nr. 246 (982 m?).

Auf diese MalBnahme entfallen insgesamt 429.273 Wertpunkte als Aufwertung.

Eine Abschlussbewertung der auszubuchenden Fléchen ist bereits erfolgt und die Anerkennung bei
der Unteren Naturschutzbehorde beantragt. Der Antrag auf Inanspruchnahme der Mafinahme und
Ausbuchung erfolgt nach Erlangen der Rechtskraft des Bebauungsplanes.

Die externe Ausgleichsmafinahme wird gemaR § 1la (3) BauGB dem Bebauungsplan Nr. 071 B - 00
~Wormser Landstralle — 2. Bauabschnitt* zugeordnet.

6.16. Artenschutz

Die Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co. KG hat das Institut fir Faunistik, Heiligkreuz-
steinach, mit der Erstellung einer speziellen Artenschutzrechtlichen Prufung fir den 2. Bauab-
schnitt des Gewerbegebietes "Wormser Landstral3e" beauftragt, die im Mai 2015 vorgelegt und im
November 2019 lberarbeite und erganzt wurde. Diese Prifung ist als Anlage 2 Teil der Begrin-
dung zum Bebauungsplan. Es wird hier insbesondere auf das gutachterliche Fazit (S. 30 des Gut-
achtens) verwiesen.

Die Untersuchung umfasst alle gebiets- und artenschutzrechtlich relevanten Tiergruppen, darunter
allein 39 Vogelarten, von denen nur der Teichrohrséanger an zwei Platzen innerhalb des Gebietes
(Stephansgraben) britet. Diese Brutplatze wurden im Folgejahr aber durch die ordnungsgemalie
Grabenraumung beseitigt. Die Art besitzt in der Gesamtbilanz hessenweit einen ungiinstigen Er-
haltungszustand. Durch die N&he zum Rhein mit seinen Altwassern und dem NSG Biedensand,
die eine Vielzahl an Bruthabitaten vorhalten, kann jedoch von einem lokal glinstigen Erhaltungs-
zustand ausgegangen werden. Die Erheblichkeitsschwelle wird daher auf lokaler Ebene nicht er-
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reicht.

Das Plangebiet ist durch seine derzeitige intensive ackerbauliche Nutzung kein geeignetes Brut-
habitat flr heimische Bodenbriter, wie Fasan, Feldlerche, Rebhuhn und Schafstelze. Durch den
Gemduseanbau liegen die Flachen im Frihjahr lange brach und sind ohne Deckung. Im Sommer
folgt dann oft unmittelbar nach der Ernte eine zweite Einsaat, so dass ein erfolgreiches Brutge-
schehen fir die vorgenannten Arten kaum nachvollziehbar ist.

Daruiber hinaus meidet insbesondere die Feldlerche die N&he zu vertikalen Strukturen zum Teil
auf mehrere hundert Meter. Es ist eine (Meidungs-)Distanz von 60 bis 120 m je nach Hohe der
vertikalen Struktur anzunehmen. Dabei werden Strukturen ab 2 m Hohe mit zunehmender Distanz
gemieden. Der Art bliebe daher nur ein relativ schmaler Bereich im Zentrum des Plangebiets als
Neststandort tbrig, geht man davon aus, dass sie von den Gehoften im Norden und dem Gewe-
begebiet im Suden oben erwdhnte Abstdnde einhalt. Wesentlich gunstigere Bruthabitate fur die
Feldlerche liegen daher in den weiten offenen Fluren Richtung Lampertheim-Rosengarten und
Birstadt.

Das Rebhuhn wurde nur einmal beobachtet und zwar in einer Brachflache im bestehenden Ge-
werbegebiet direkt an der Wormser Landstral3e. Weitere Nachweise und Sichtungen gelangen,
auch mit Hilfe von Klangattrappen nicht. Potentiell geeignete Strukturen fir diese Art finden sich
im Plangebiet kaum. Allenfalls die Randbereiche im Siiden sowie die Anpflanzungen um die Ge-
hofte im Norden kdmen hierfur in Frage. Fortpflanzungsstatten innerhalb des Plangebiets sind aus
vorgenannten Grinden daher auszuschlief3en.

Des Weiteren erfolgten Untersuchungen auf ein moégliches Vorkommen des Schlammpeitzgers
und Feldhamster. Beide Arten konnten nicht nachgewiesen werden.

Als geringfligig betroffen werden Besténde der Zauneidechse an mehreren Stellen des Plangebie-
tes hervorgehoben, insbesondere an den neu angelegten Graben und Randstrukturen des Bau-
abschnitts 1. Risiken bestehen hinsichtlich einer zu erwartenden Zunahme des StraRenverkehrs
und durch die Neugestaltung des Stephansgrabens. Die zu beobachtende derzeitige Ausbreitung
der Zauneidechse in das bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der
Wormser LandstralRe zeigt jedoch, dass die Art offensichtlich erfolgreich Uber Stral3en hinweg
neue Lebensrdume erobern kann. Die Erhebungen stammen allerdings bereits aus 2013 und
2014. Mittlerweile haben sich die am Bauabschnitt 1 neue gepflanzten Gehélze in Hohe und Breite
so ausgedehnt, dass sich die Lebensraumbedingungen der Zauneidechsen durch Beschattung
deutlich verschlechtert haben.

Insgesamt kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, dass "vorbehaltlich der Einhaltung der aufge-
fuhrten MaRRnahme zur Vermeidung (V) und zur Sicherung der kontinuierlichen o6kologischen
Funktionalitat keine Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG ausgel6st werden."

(V) Beginn der ErschlieBung des Baugebiets auf den Ackerflachen auf3erhalb der gesetzlich fest-
gelegten Brutzeiten (1. Marz — 30. September) zum Schutz von Bodenbritern.

(V) Durchfiihrung der Baumalinahmen entlang der bekannten Eidechsenhabitate am Stephans-
graben und an der stdwestlichen Grenze nur am Tage und aufRerhalb der Winterruhezeiten
(Oktober-Marz), um ein aktives, eigenstandiges Ausweichen zu ermdglichen.

(V) Schutz der fur Zauneidechsen bekannten Habitate an der Grenze zum bestehenden Gewer-
begebiet durch einen Reptilienzaun, um Einwanderungen in Baustellenflachen zu vermeiden.

(V) Rodung von Gehoélzen und Baumen nur aufRerhalb der gesetzlich festgelegten Brutzeiten (1.
Marz — 30. September).

(V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestadnde nach 8§ 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der Rodung
von Gehdlzen und Baumféllungen im Bereich des Eidechsenvorkommens wéahrend der Win-
termonate die Wurzelstocke bis April im Erdreich zu belassen.

V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestédnde nach 8§ 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind vor der Um-
gestaltung des Stephansgrabens die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzudecken, um die Tie-
re zu vergramen. Der zeitliche Korridor fir diese MaRnahme ist auf die Zeit nach der Winterruhe,
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jedoch vor der Eiablage (je nach Witterung Ende Marz bzw. Anfang April bis Anfang Mai) bzw.
nach dem Ausschlipfen, jedoch vor dem Aufsuchen der Winterquartiere (Ende August bis Ende
September) zu begrenzen.

(V) Erhalt der fir Zauneidechsen relevanten Habitatstrukturen (Blockschittungen, niederliegende
Baumstamme im Wechsel mit Strauchern) an der Grenze zum bestehenden Gewerbegebiet.

(V) In gut besonnten Bereichen sind Habitate fir Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu unter-
halten. Dazu ist pro 5.000 gm offentliche Grinflache eine Stein-/Schotter-Schittung mit sud-
westlicher bis stdostlicher Ausrichtung (incl. Anlage von frostfreien Uberwinterungsquartie-
ren) anzulegen. Zusatzlich sind Sandflachen als Eiablageplatze sowie Totholzelemente als
Sonn- und Ruheplatze anzulegen.

Gestaltungskonzept eines Habitats fur Zauneidechsen nach Laufer (2013):

20-25% Straucher

10-15% Brachflachen (Stauden, Altgras)

20-30% dichtere Ruderalvegetation

20-30 % lickige Ruderalvegetation auf grabbarem Substrat

5-10% Sonnpléatze, Eiablageplatze und Winterquartiere (Steinriegel, Sandlinsen, Totholzhaufen etc.)

(V) Uberpriifung des Stephansgrabens vor Beginn der Neugestaltung auf eine Besiedelung durch
Amphibien.

Die Malnahmen sind in die textlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes Gbernommen wor-
den.

Da sich artenschutzrechtlich relevante Arten in kurzen Zeitraumen ansiedeln konnen, ist eine Kon-
trolle vor Beginn der Baufeldraumung sinnvoll. Hierzu dient die 6kologische Baubegleitung, die im
Rahmen der ErschlieRungsarbeiten festgesetzt ist.

Gemald stadtebaulichem Vertrag zwischen der Stadt Lampertheim und der Stadtentwicklung
Lampertheim GmbH & Co KG (SEL) ist letztere als ErschlieBungstrager auch verantwortlich fur
die Umsetzung aller AusgleichsmaRnahmen (Incl. Artenschutz - Vermeidungsmafinahmen). Die
rechtliche Sicherung entspricht damit den in § 1a Abs. 3 BauGB aufgefiihrten Méglichkeiten.

Die Flachen werden zudem nach Durchflihrung der Mal3Bhahmen gemaR stadtebaulichem Vertrag
an die Stadt Gibertragen. Somit ist ein dauerhafter Erhalt der Flachen gesichert.

Den allgemeinen Artenschutz bertiicksichtigend wurde festgesetzt, dass Einfriedungen der Bau-
grundstticke nur offen erfolgen diirfen und Zaune einen Mindestbodenabstand von 10 cm haben
missen (Durchlass Kleinlebewesen).

Lichtverschmutzungen beeinflussen die Fauna (insbesondere die nachtaktiven Fledermause und
Insekten) negativ und sind zu vermeiden bzw. zu minimieren. Dies kann durch folgende Malinah-
men umgesetzt werden:

¢ bedarfsgerechte zeitliche Begrenzung (z.B. Zeitschaltung, Bewegungsmelder)

e auf den Zweck begrenzte Leuchtdichten

¢ insektenfreundliches Strahlenspektrum (< 3.000 Kelvin; also Warm- statt Kaltlicht)

o Abstrahlgeometrie der Lichtquelle (auf den Boden ausgerichtet, ohne horizontale oder nach
oben gerichtete Abstrahlung)

Zum Schutz nachaktiver Tierarten wird festgesetzt, dass ausschlie3lich Kaltlichtlampen Natrium-
dampflampen (SE/ST-Lampen) oder nach oben abgeschirmte warmweiRe LED-Leuchten) fir die
Aul3enbeleuchtung an Gebauden und Erschlieungsstral3en zu verwenden sind.

6.17. Gestalterische Festsetzungen

Offene Lagerplatze dirfen zu den Verkehrsflachen hin nicht sichtbar sein, um den Eindruck eines
hochwertigen Gewerbegebietes zu erhalten und die negativen optischen Eindriicke auf den Besu-
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cher, die Lagerplatze oftmals vermitteln, zu vermeiden.

Weitere bauordnungsrechtliche Festsetzungen betreffen Aspekte der Landschaftsplanung und
sind in Kapitel 6.14 bereits erlautert und begrundet.

7. Planungsdaten

Flachengrolie Flachenanteil in %
Gesamtflache 206.460 m? 100 %
Gewerbliche Bauflachen 83.500 m? 40 %
Sondergebiet 9.361 m2 5%
Offentliche Grunflachen 30.671 m2 15 %
Verkehrsflachen 9.444 m?2 5%
Kompensationsflache 17.007 mz 8 %
Private Grunflache - LDW 2.211 m2 1%
Landwirtschaftliche Flachen - 54.266 m? 26 %
Bestandserhaltung
8. Auswirkungen des Bebauungsplanes

8.1. Offentliche und private Folgeeinrichtungen

Entsprechend den Darlegungen der Ubergeordneten Planung sind alle erforderlichen Einrichtun-
gen ausreichend dimensioniert, so dass keine 6ffentlichen und privaten Folgeeinrichtungen durch
den Bebauungsplan initiiert werden.

8.2. Umweltvertraglichkeit

Gemall 8 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist zum Bebauungsplan ein Umweltbericht zu erstellen, der
die Belange der Umweltvertraglichkeit ermittelt und bewertet. Der Umweltbericht ist als gesonder-
ter Teil der Begrtindung (Teil Il) ausgearbeitet.

8.3. Altlasten

Hinweise auf schadliche Bodenverdnderungen, die eine Kennzeichnungspflicht im Bebauungsplan
begriinden, liegen zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes nicht vor. Informationen
Uber Altstandorte, Altablagerungen, Altlasten und/oder Grundwassersché&den wurden tber die Alt-
flachendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes fir Umwelt und Geologie eingeholt. Es liegen
keine entsprechenden Informationen vor.

8.4. Bodenordnung

Die als gewerbliche Bauflachen ausgewiesenen Grundstiicke sowie die im Bebauungsplan fest-
gesetzten offentlichen Grinflachen und die Verkehrsflachen sind nahezu vollstandig in Besitz der
Stadtentwicklung Lampertheim GmbH &Co. KG (SEL). Nur die derzeitigen Feldwegegrundstticke
befinden sich noch in Besitz der Stadt Lampertheim, sie werden im Rahmen eines Baulandumle-
gungsverfahrens eingebracht. Im Gegenzug erhalt die Stadt die neu parzellierten 6ffentlichen Fla-
chen (StralRen, Wege, 6ffentlichen Griunflachen) nach MaRRgabe des Bebauungsplanes.
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1.

Einleitung

1.1 Kurzdarstellung der Inhalte und Ziele des Bebauungsplanes

Angaben zum Standort

Das geplante Gewerbegebiet "Wormser Landstral3e - 2. Bauabschnitt" liegt am nordwestli-
chen Ortsrand der Stadt Lampertheim. Stddstlich grenzt das bestehende Industriegebiet
Nord an. Norddstlich und nordwestlich wird das Baugebiet von ackerbaulich genutzten Fla-
chen begrenzt, sidwestlich bildet die Wormser Landstral3e (Landesstrafle L 3110) die
Grenze des Plangebietes.

Art des Vorhabens und Festsetzungen

Der geplante Bauabschnitt umfasst eine ca. 20,6 ha gro3e Flache, die zum Uberwiegenden
Teil intensiv landwirtschaftlich genutzt wird. Davon werden jedoch rund 5,7 ha landwirtschaft-
liche Flachen und landwirtschaftliche Anwesen mit Wirtschafts- und Wohngeb&uden im Be-
stand erhalten und nicht mit gewerblichen Bauflachen Uberplant. Des Weiteren liegt eine ca.
1,7 ha groRRe Ackerflache am 6stlichen Rand des Geltungsbereiches, die in diesem Bebau-
ungsplan als landespflegerische Kompensationsflache ausgewiesen wird. Die zur gewerbli-
chen ErschlieBung vorgesehene Flache umfasst damit rund 13 Hektar.

Das Plangebiet soll Uberwiegend als Gewerbegebiet (GE) entwickelt werden.

Im Bereich des baulichen Bestandes des ehemaligen landwirtschaftlichen Betriebes im Nord-
westen des Plangebietes ist ein Sondergebiet "Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fiir Sai-
sonarbeitskrafte und Gewerbe" ausgewiesen. Die Zuldssigkeit von Gewerbebetrieben im
Sondergebiet ist insoweit eingeschrankt, dass nur solche Betriebe zulédssig sind, die das
Wohnen nicht wesentlich storen.

Die zulassige Grundflachenzahl (GRZ) im Gewerbegebiet betragt maximal 0,8. Die Grund-
flache von Nebenanlagen ist auf die GRZ anzurechnen. Die Bodenversiegelung umfasst da-
mit maximal 80 % der Grundstiicksflache. Befestigte Flachen und Stellplatze sind mit was-
serdurchlassigen oder fugenreichen Belagen zu befestigen, sofern keine schadliche Verun-
reinigung des Bodens oder des Grundwassers zu beflirchten ist. Mindestens 20 % der Flache
der Grundstiicke sind dauerhaft zu begriinen.

Die Hohe der baulichen Anlagen wird ebenfalls aus stadtebaulichen Griinden begrenzt. Es
soll so vermieden werden, dass Uberdimensionierte Gebaude das Orts- und Landschaftsbild
beeintrachtigen. In den GE Gebieten diirfen daher nur Gebaude mit einer max. Héhe von 15
Metern errichtet werden, im SO Gebiet wird die max. Hohe sogar auf 8 m reduziert. Es wird
die offene und die abweichende Bauweise festgesetzt.

Das Plangebiet wird Uber die Landesstral3e L 3110 und tber die an der siiddstlichen Grenze
des Baugebiets verlaufende Chemiestrafl3e von auf3en erschlossen. Die Anbindung an die
Landesstral3e erfolgt Gber den vorhandenen Kreisverkehrsplatz. Das Plangebiet wird durch
zwei parallel zur LandesstrafRe L 3110 verlaufende Stral3en erschlossen, die miteinander ver-
bunden sind und an die vorhandenen Stralen des 1. Bauabschnittes fortsetzen. Die Er-
schliessungsstrafRen sollen in einer Breite von 11,50 Metern mit einseitigem Parkstreifen aus-
gebaut werden.

Die geplanten ErschlieBungsstral3en werden ca. 1,5 m hoher liegen als die Bestandsflachen.
Dies ist erforderlich, um die Kanéle aus der Grundwasserzone herauszuheben und die Stra-
Ben frostsicher herstellen zu kbnnen. Damit einhergehen wird unter Umstanden eine Erho-
hung des Gesamtgeléandes, da gewerblich genutzte Flachen in der Regel auf dem Niveau der
angrenzenden Verkehrsflachen niveaugleich aufgeschittet werden.

Das Plangebiet wird durch Griunflachen durchzogen und eingefasst. Diese dienen der land-
schaftlichen Einbindung und der Durchgriinung des Gewerbegebietes. Sie sollen zur Siche-
rung der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushaltes beitragen und dabei auch
die Lebensverhaltnisse fur Tier- und Pflanzenarten im Gebiet verbessern. Zudem dienen sie
der Rickhaltung und Ableitung von unbelastetem Niederschlagswasser. Dazu werden Re-
tentionsmulden angelegt, die an das bestehende Entwasserungssystem des 1. Bauabschnit-
tes und das Ubergeordnete Grabensystem anschliefl3en.
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1.2

Die im Nordosten an das geplante Gewerbegebiet angrenzenden Flachen eines bestehen-
den und langfristig gesicherten landwirtschaftlichen Betriebes sowie weitere landwirtschaft-
lich beizubehaltende Flachen wurden in den Geltungsbereich des Bebauungsplanes einbe-
zogen, um hier die derzeitige Flachennutzung nachhaltig zu ordnen und eine baurechtliche
Klarheit (Zulassigkeit analog zu § 35 BauGB) zu schaffen.

Umfang des Vorhabens und Angaben zum Bedarf an Grund und Boden

GroRRe des Plangebietes 206.460 mz
Bestand Landwirtschaft 54.266 m?2
Sondergebiet (LDW, Arbeiter + Gewerbe) 9.361 m2
Gewerbliche Bauflachen 83.500 m2
(davon 80% Bauflachen = 66.800 m? und 20 % Grunflachen 16.700 m?)
StralR3enverkehrsflache 9.444 mz
(davon Bestandsflachen 544 mz2)
Offentliche Griinflachen 30.671 mz
Private Grunflache - LDW 2.211 mz
Naturschutzrechtl. Kompensationsflache 17.007 mz

Zur detaillierten Projektbeschreibung wird auf Teil | der Begriindung zum Bebauungsplan
verwiesen.

Darstellung der in Fachplanungen und Fachgesetzen festgelegten Ziele des Umwelt-
schutzes und ihre Berlicksichtigung

Fachgesetze

Hier sind insbesondere das Baugesetzbuch (BauGB), das Bundesnaturschutzgesetz
(BNatSchG), das Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) und das Wasserhaushaltsge-
setz (WHG) zu berticksichtigen:

o Der Umweltbericht nach 8§ 2 Abs. 4 und § 2a BauGB ist mit der Novellierung des Bauge-
setzbuches 2004 verbindlicher Teil des Bebauungsplanes geworden. Hierin ist auf der
Grundlage der Umweltprifung nach § 2 (4) BauGB in Verbindung mit 8 1 Abs. 5und § 1
Abs. 6 Nr. 7 sowie § 1a BauGB die Ermittlung der erheblichen Umweltauswirkungen bezo-
gen auf die Schutzgiter nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB darzustellen und in Abhangigkeit zur
Planung zu bewerten. Malinahmen zur Vermeidung, Minimierung und Kompensation sind
ebenso zu benennen wie MalRnahmen zur Uberwachung der erheblichen Umweltauswir-
kungen.

Dies wird mit dem hier vorliegenden Umweltbericht erfullt.

¢ Fir das beabsichtigte Bebauungsplanverfahren ist § 1a Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB)
von Bedeutung, wonach mit Grund und Boden sparsam und schonend umgegangen wer-
den soll und Bodenversiegelungen auf das notwendige Mal3 zu begrenzen sind. Dabei sind
zur Verringerung der zusatzlichen Inanspruchnahme von Flachen fur bauliche Nutzungen
die Mdoglichkeiten der Entwicklung der Gemeinde insbesondere durch Wiedernutzbarma-
chung von Flachen, Nachverdichtung und andere MaRnahmen zur Innenentwicklung zu nut-
zen sowie Bodenversiegelungen auf das notwendige Mald zu begrenzen. Landwirtschaft-
lich, als Wald oder fur Wohnzwecke genutzte Flachen sollen nur im notwendigen Umfang
umgenutzt werden. Die Grundsatze nach den Satzen 1 und 2 sind nach 8 1 Abs. 7 in der
Abwagung zu bertcksichtigen. Des Weiteren legt § 202 den Schutz des Mutterbodens fest,
indem ausgehobener Mutterboden in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung
oder Vergeudung zu schitzen ist.

¢ In 8 1 Abs. 3 des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) heil3t es: "Zur dauerhaften Si-
cherung der Leistungs- und Funktionsfahigkeit des Naturhaushalts sind insbesondere (....)
2. Bdden so zu erhalten, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt erfllen kénnen; nicht
mehr genutzte versiegelte Flachen sind zu renaturieren, oder, soweit eine Entsiegelung
nicht moglich oder nicht zumutbar ist, der naturlichen Entwicklung zu Gberlassen (....)."Zu-
dem hat die erneute Inanspruchnahme bereits bebauter Flachen sowie die Bebauung un-
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bebauter Flachen im beplanten und unbeplanten Innenbereich, soweit sie nicht fur Grin-
flachen vorgesehen sind, Vorrang vor der Inanspruchnahme von Freiflachen im Auf3enbe-
reich (8 1 Abs. 5 BNatSchG).

Bertcksichtigung findet dieser Aspekt dadurch, dass das Gesamtgebiet eine deutliche Fla-
chenreduzierung erfahren hat und somit nur eine dem tatsachlichen Flachenbedarf ange-
passte Gewerbeflache entstehen soll. Diese wird zudem in in sich schliissigen Bauab-
schnitten erschlossen, so dass auch nachtraglich weitere Reduzierungen durch Verzicht
auf den 3. und 4. Bauabschnitt méglich waren (vgl. hierzu Begriindung Teil | Kapitel 5.2)

e Zudem ist die Eingriffsregelung des § 1a Abs. 3 BauGB i.V.m. 8§ 18 Abs.1 Bundesnatur-
schutzgesetz (BNatSchG) zu beachten.

Diese wird im Rahmen der Umweltprifung mit der Erstellung des Griinordnungsplanes zum
Bebauungsplan als Fachgutachten und entsprechenden Festsetzungen im Bebauungsplan
bertcksichtigt.

¢ Die Zielaussagen des Bundesnaturschutzgesetzes (BNatSchG) und des Hessischen Aus-
fuhrungsgesetzes zum Bundesnaturschutzgesetz (HAGBNatSchG), z.B. hinsichtlich Arten-
und Flachenschutz, sind zu bericksichtigen.

Die diesbezugliche Betroffenheit des Plangebietes wird im Rahmen der Bestandsaufnahme
und Bewertung der Schutzguter im Grinordnungsplan sowie im Umweltbericht ermittelt
und benannt.

e Nach 8§ 1 des Bundes-Bodenschutzgesetzes (BBodSchG) sind die Funktionen des Bodens
nachhaltig zu sichern oder wiederherzustellen. Hierzu sind schadliche Bodenveranderun-
gen abzuwehren, der Boden und Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewasserverunrei-
nigungen zu sanieren und Vorsorge gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu
treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden sollen Beeintrachtigungen seiner natirlichen
Funktionen sowie seiner "Funktion als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte" so weit wie
madglich vermieden werden.

e 8§81 des Hessisches Altlasten- und Bodenschutzgesetzes (HAItBodSchG) beschreibt die
Grundsatze: Vorsorge gegen das Entstehen schadstoffbedingter schadlicher Bodenveran-
derungen, Schutz der Boden vor Erosion, Verdichtung und vor anderen nachteiligen Ein-
wirkungen auf die Bodenstruktur, Begrenzung der Flacheninanspruchnahme und Boden-
versiegelungen auf das notwendige MalR sowie Sanierung von schadlichen Bodenveréan-
derungen und Altlasten.

e In § 78b des Wasserhaushaltsgesetzes (WHG) heift es: "(...) bei der Anderung von Bau-
leitplanen (...) sind insbesondere der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermei-
dung erheblicher Sachschaden in der Abwégung nach § 1 Absatz 7 des Baugesetzbuches
zu bertcksichtigen(...). Des Weiteren "sollen bauliche Anlagen nur in einer dem jeweiligen
Hochwasserrisiko angepassten Bauweise nach den allgemein anerkannten Regeln der
Technik errichtet oder wesentlich erweitert werden, soweit eine solche Bauweise nach Art
und Funktion der Anlage technisch mdglich ist; bei den Anforderungen an die Bauweise
sollen auch die Lage des betroffenen Grundstticks und die Hohe des mdglichen Schadens
angemessen bericksichtigt werden".

Entsprechende Festsetzungen sind im Bebauungsplan verankert (Verbot Kellergeschosse,
Ruckstausicherungen gegen Wasser aus der Kanalisation, Bauliche Anlagen nur in Mas-
sivbauweise, Pflicht zur Sicherung gegen Unterspilung und Auftrieb, Lagerung sonstiger
wassergefahrdende Stoffe oberhalb des HQexrem) Sind aufgenommen worden.

Weitere beachtliche Fachgesetze:

¢ Richtlinie 2012/18/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 4. Juli 2012 zur
Beherrschung der Gefahren schwerer Unfalle mit gefahrlichen Stoffen, zur Anderung und
anschlielenden Aufhebung der Richtlinie 96/82/EG des Rates Text von Bedeutung fur den
EWR (Seveso-llI-Richtlinie)
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Fachplanungen

e Der Regionalplan Sudhessen (2010) weist den Geltungsbereich als "Vorranggebiet In-
dustrie und Gewerbe" (Planung) aus.

Hinsichtlich des Schutzgutes Boden werden folgende Grundsétze der Raumordnung de-
finiert:
= "G4.8-1 Béden und ihre vielfaltigen Funktionen fiir den Naturhaushalt, die Gesellschaft und Wirtschatft,
als Lebens- und Siedlungsraum sollen erhalten und nachhaltig gesichert werden.
=  (G4.8-2 Bdden sind schonend und sparsam zu nutzen. Die Versiegelung ist auf ein unvermeidbares MaR3
zu beschranken. Die Wiederverwendung von bereits fiir Siedlungs-, Gewerbe- und Infrastrukturanlagen
genutzten Flachen hat Vorrang vor der Inanspruchnahme bisher anders genutzter Béden.
=  (G4.8-3 Boden mit hoher Leistungsféahigkeit fir Produktion (Land- und Forstwirtschaft) und Regelung im
Stoffhaushalt, Béden mit hohem Filter- und Speichervermdgen fir den Grundwasserschutz, Béden von
kultur- und naturgeschichtlicher Bedeutung, besondere erdgeschichtliche Bildungen und Béden der Ext-
remstandorte sollen erhalten, vor Beeintrachtigungen und anderweitigen Inanspruchnahmen gesichert
und schonend und standortgerecht genutzt werden.
=  (G4.8-4 Beeintrachtigte und/oder empfindliche Béden sind problemangepasst zu nutzen und zu verbes-
sern. Schéadliche Bodenveranderungen sind zu sanieren.
=  (G4.8-5 Erosionsanfallige Standorte sollen durch erosionsvermindernde Nutzungsformen vor Bodenab-
trag gesichert werden. Bei BaumafRnahmen — einschlief3lich der Rohstoffgewinnung —ist der Verlust von
Oberboden zu vermeiden."”

e Zudem wird im Umweltbericht zum RPS 2010 auf die Festlegungen im BBodSchG sowie
im HAItBodSchG zur Sicherung bzw. Wiederherstellung der Funktionen des Bodens so-
wie zur Begrenzung der Flacheninanspruchnahme und Bodenversiegelungen verwiesen.

o Im aktuellen Flachennutzungsplan (1994) sind die Flachen des Plangebietes als "Ge-
werbliche Bauflachen - geplant" gekennzeichnet.

e Der Landschaftsplan (2002) stellt das Plangebiet als geplante Industrie- und Gewerbefla-
che dar. Er enthélt sowohl landschaftsplanerische Leitbilder und Zielaussagen zu den
einzelnen Schutzgitern (Boden, Wasser, Klima, Biotope, Landschaftsbild und Erholung)
als auch Aussagen zu Flachenausweisungen in Bezug auf Auswirkungen auf die Schutz-
guter und erforderliche Malinahmen zur Vermeidung und Verminderung der Eingriffe.

¢ Aufgrund des Bedarfs an groBmafR3stdbigen Daten und Karten zur Bodenfunktionsbewer-
tung im Rahmen der Umweltprifung hat das Hessische Landesamt fur Naturschutz, Um-
welt und Geologie (HLNUG) innerhalb der Bodenflachendaten 1:5.000 landwirtschaftliche
Nutzflache (BFD5L) basierend auf landesweit einheitlichen Methoden Bodenfunktionsbe-
wertungen erstellt, die seit November 2012 im hessischen BodenViewer (http://bodenvie-
wer.hessen.de) verfligbar sowie beim HLNUG als GIS-Daten bestellbar sind.

o Beachtet wurde der Leitfaden "Bodenschutz in der Umweltpriifung nach BauGB", der im
Auftrag der Bund/Lander-Arbeitsgemeinschaft Bodenschutz (LABO) erstellt und im Méarz
2008 von der LABO und der Umweltministerkonferenz verabschiedet und den Landern
zur Anwendung empfohlen wurde. Des Weiteren liegt eine im Auftrag des Hessischen
Ministeriums far Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz erstellte "Ar-
beitshilfe zur Berticksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwéagung und der Um-
weltprifung nach BauGB in Hessen" vor.

Fachgutachten

[1] Spezielle artenschutzrechtliche Prifung (Institut fir Faunistik, Dr. Ulrich Weinhold, Heilig-
kreuzsteinach, November 2019)

[2] Grinordnungsplan zum Bebauungsplan
Die Gutachten sind als Anlagen Teil der Begriindung zum Bebauungsplan.

Darliber hinaus wurde im Rahmen der parallel zur Bauleitplanung erarbeiteten Erschlies-
sungsplanung ein Bodengutachten erstellt (Ingenieurgesellschaft Prof. Czurda und Partner
mbH: Bodengutachten fiir das Gewerbegebiet "Wormser Landstral3e", Marz 2018, 221 S.).
Dieses Gutachten wurde nach Rammbohrungen und -sondierungen und Bodenprobenent-
nahmen ausgearbeitet, um Erkenntnisse fir die Umsetzung der ErschlieRungsmafinahmen
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zu gewinnen (Baugrund- und Griindungserfordernisse). Es ist fur die Bauleitplanung deutlich
zu umfangreich und nur bedingt nutzbar, so dass es nicht sinnvoll und erforderlich ist, dieses
Gutachten dem Bebauungsplan als Teil der Begriindung beizufiigen. Die notwendigen Aus-
sagen des Gutachtens zum Grundwasser und zur Versickerung wurden in den Umweltbericht
eingearbeitet.

Des Weiteren hat der ErschlieBungstrager (Stadtentwicklung Lampertheim GmbH &Co. KG
(SEL)) zu Beginn des Bauleitplanverfahrens auch ein Fachgutachten Boden erstellen lassen
(Schnittstelle Boden: Fachbeitrag Bodenschutz, Bebauungsplan Nr. 071B-00, Industrie- und
Gewerbegebiet "Wormser Landstral3e" - 2. Bauabschnitt, 15.06.2018., 26 S.). Dieses Gut-
achten wurde noch auf der Basis eines mittlerweile Gberholten Geltungsbereiches des Be-
bauungsplanes erstellt. Die Stadt Lampertheim hat die Ergebnisse des Gutachtens auf den
neuen Geltungsbereich tbertragen und die Bewertung des Schutzgutes Boden entsprechend
erganzt. Daher wurde der Fachbeitrag Boden nicht als eigenstandiges Gutachten Teil der
Begriindung zum Bebauungsplan, sondern es wurden die Ergebnisse in den Umweltbericht
vollstéandig eingearbeitet.

Der ErschlieBungstrager SEL hat auRerdem ein Gutachten zur Bestimmung des angemes-
senen Abstands gem. Seveso-llI-Richtlinie erstellen lassen (Gutachten zum angemessenen
Sicherheitsabstand gemanR Artikel 13 Seveso-llI-Richtlinie zum Betriebsbereich der Tyczka
Industrie-Gase GmbH in Lampertheim, Juli 2018, 21 S.). Die relevanten Inhalte des Gutach-
tens wurden im Bebauungsplan und Umweltbericht berlicksichtigt und aufgenommen. Das
Gutachten ist jedoch aus Datenschutzgriinden nicht eigenstéandiger Teil der Begriindung des
Bebauungsplans.

Beschreibung und Bewertung des Umweltzustandes und der erheblichen Umweltaus-
wirkungen

Bestandsaufnahme des derzeitigen Umweltzustands (Basisszenario)

Beschrieben werden im Folgenden anhand der einzelnen Schutzguter die vorhandenen Um-
weltmerkmale und eine abschlieBende Bewertung der Erheblichkeit.

2.1.1 Schutzgut Pflanzen und Tiere

Naturnahe Vegetationsbestéande oder Landschaftsstrukturen wie grof3e Laubb&ume, Hecken
und Feldgehdlze fehlen im Plangebiet weitgehend. Einzelne Geholze befinden sind, durch
die angrenzende landwirtschaftliche Nutzung stark beeintrachtigt, am noch vorhandenen
Teilstlick des Stephansgraben. Das Plangebiet weist aufgrund der intensiven Ackernutzung
derzeit nur einen geringen Biotopwert auf.

Grundsatzlich haben die unbebauten Freiflachen jedoch dennoch eine Bedeutung als poten-
tieller Lebens-, Nahrungs- und Riickzugsraum fir Flora und Fauna.

Gemal der Karte zur Verbreitung des Feldhamsters in Hessen - Stand: Dezember 2005 -
(Hessisches Ministerium fur Umwelt, landlichen Raum und Verbraucherschutz) befindet sich
das Plangebiet "im Randbereich eines Feldhamstervorkommens ("Burstadt-Sid™) mit un-
gunstigem Erhaltungszustand der Population bzw. eines Vorkommens mit Nachweisen nach
1995, die bei neuerlichen Untersuchungen nicht bestétigt wurden”.

Auf den geholzarmen Flachen kdnnen insbesondere bodenbriitende Feldvogel wie Feldler-
che und Schafstelze vermutet werden. Daher wurde in der Zeit von April 2013 bis April 2015
mit Uberarbeitung und Erganzung im November 2019 eine Spezielle artenschutzrechtliche
Prufung durchgefihrt (als Anlage 2 Teil der Begriindung zum Bebauungsplan). Es wird zu-
dem auf die zusammenfassende Darstellung im Griinordnungsplan und der Begriindung zum
Bebauungsplan verwiesen. Die Ergebnisse werden hier zusammengefasst dargestellt:

= Erfasst wurden dabei die méglichen Vorkommen heimischer Brutvogel-, Amphibien- und
Reptilienarten, des Schlammpeitzgers im Stephansgraben sowie des Feldhamsters.

* |Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prifung wurden die bau- und betriebsbedingten
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sowie anlagebedingten Wirkfaktoren des geplanten Gewerbegebietes (Stdrungen, Larm-
immissionen, Flachenverlust, Barrierewirkung und Kollisionsrisiko) und deren Konfliktpo-
tenzial fur Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und europaische Vogelarten unter-
sucht und dargestellt.

Nachweise auf ein Feldhamstervorkommen konnten nicht erbracht werden.

In Randbereichen des Gebietes sowie am Stephansgraben wurden Zauneidechsen ge-
funden. Diese nutzen als Lebensraum vor allem Strukturen, die am Rand des bereits
erschlossenen Bauabschnittes entstanden sind (Baumstamme, ungenutzte Grinfla-
chen).

Amphibien (Grunfrésche, vereinzelt Wasserfrosche) besiedelten den Stephansgraben
nur wahrend seiner wasserfiihrenden Phase bis zum Frihsommer. Aufgrund der tempo-
raren Wasserfihrung und regelmafiger Eingriffe durch die angrenzende Landwirtschaft
ist der Graben als dauerhafter und bedeutsamer Lebensraum ungeeignet. Ein Vorkom-
men des Schlammpeitzgers konnte dementsprechend nicht festgestellt werden.

Insgesamt wurden 39 Vogelarten erfasst. Das Vorkommen beschrankt sich aber im We-
sentlichen auf die Randstrukturen des Plangebietes; auf der Flache selbst konnten keine
britenden Vdgel nachgewiesen werden; es wurden lediglich Nahrungsgaste festgestellt.
Das Brutgebiet des Teichrohrsangers befindet sich im Schilfbereich am nérdlichen Ende
des Stephansgrabens au3erhalb des Geltungsbereiches. Da der Graben jedoch regel-
mafigen Eingriffen durch die angrenzende Landwirtschaft (sowie die Gewasserunterhal-
tung) unterliegt, wird ein Bruterfolg an dieser Stelle grundsatzlich angezweifelt.

Das Plangebiet ist durch seine derzeitige intensive ackerbauliche Nutzung kein geeigne-
tes Bruthabitat fur heimische Bodenbruter, wie Feldlerche und Schafstelze. Dies liegt un-
ter anderem darin begriindet, dass Feldlerchen die Nahe zu vertikalen Strukturen (He-
cken, Baume, Gebaude) zum Teil auf mehrere hundert Meter meiden. Es ist eine Mei-
dungsdistanz von 60 bis 120 m je nach Hohe der vertikalen Struktur anzunehmen. Dabei
werden Strukturen ab 2 m Hohe mit zunehmender Distanz gemieden. Wesentlich glinsti-
gere Bruthabitate fir die Feldlerche liegen daher in den weiten offenen Fluren Richtung
Lampertheim-Rosengarten und Birstadt.

Geringflgig betroffen ist ebenfalls ein Vorkommen der Zauneidechse. Fir diese Art wurde
eine artenschutzrechtliche Prifung gemaf "Leitfaden fir die artenschutzrechtliche Pri-
fung in Hessen" (Fassung, Mai 2011) durchgefihrt. Risiken bestehen demnach hinsicht-
lich einer zu erwartenden Zunahme des Straenverkehrs und durch die Neugestaltung
des Stephansgrabens. Die zu beobachtende derzeitige Ausbreitung der Zauneidechse in
das bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser Land-
stralRe zeigt jedoch, dass die Art offensichtlich erfolgreich Giber StralRen hinweg neue Le-
bensraume erobern kann. Eine Auslésung von Verbotstatbestdnden ist vorbehaltlich der
Einhaltung der im Bebauungsplan aufgefihrten MaRnahmen zur Vermeidung und zur Si-
cherung der kontinuierlichen 6kologischen Funktionalitéat auch hier nicht gegeben.

Schutzgut Flache

Unter dem Schutzgut Flache ist der Aspekt des flachensparenden Bauens zu verstehen.
Dabei steht der quantitative Flachenbegriff starker im Vordergrund als der qualitative, der
im Umweltbericht schwerpunktmaRig unter dem Schutzgut Boden zu beurteilen ist.

Wie den vorangegangenen Abschnitten entnommen werden konnte, weist das Plangebiet
beziglich des Schutzgutes Flache keine Vorzige auf, da die Flache des Plangebietes bis-
lang nicht von baulichen Anlagen eingenommen wird.

Die landwirtschaftlichen Flachen werden intensivst genutzt, der Eingriff ist daher erheblich,
da landwirtschaftliche Flachen nicht vermehrbar sind.
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2.1.3 Schutzgut Boden
Boden

Bei der Beschreibung und Bewertung des Ist-Zustands des Bodens in der Umweltprifung
sind die bisher géngigen, meist rein geologischen oder geomorphologischen Ausfiihrungen
zum Schutzgut Boden durch die Betrachtung der natirlichen und nutzungsbezogenen Bo-
denfunktionen sowie der Archivfunktion zu ersetzen. Das entspricht einer Bewertung der im
BBodSchG beschriebenen, zu schiitzenden Bodenfunktionen.

Zur Ermittlung der Auswirkungen der aktuell zu prifenden Bauleitplanung wird der Zustand
der Bodenfunktionen vor und nach dem Eingriff verglichen. Die Unterschiede der Boden-
funktionsbewertungen zeigen die Auswirkungen der Planung und dienen als Basis fur die
Ermittlung des bodenbezogenen Kompensationsbedarfs.

Laut den Daten der Bodenschatzung (BFD5L) handelt es sich im Plangebiet um Bdden der
Bodenarten "lehmiger Ton" und "Ton" aus alluvialem Substrat (vgl. auch Kap. 2.4.1 des
Griunordnungsplanes) mit Bodenzahlen zwischen 55 und 70 Bodenpunkten und einem mitt-
leren bis hohen Ertragspotenzial (vgl. Karte 1).
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Bodenfunktionen (BFD5L)

Im Rahmen der BFD5L werden folgende Bodenfunktionen bewertet und anschlief3end zu einer
Gesamtbewertung aggregiert:

= Bodenfunktion: "Lebensraum fur Pflanzen", Kriterium "Standorttypisierung fur die Bioto-
pentwicklung" (m241)

= Bodenfunktion: "Lebensraum fir Pflanzen", Kriterium "Ertragspotenzial” (m238)

= Bodenfunktion: "Funktion des Bodens im Wasserhaushalt", Kriterium "Wasserspeicherfa-
higkeit" (Feldkapazitat FK) (m239)

= Bodenfunktion: "Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium”, Krite-
rium "Nitratrickhaltevermdgen" (m244)

Die Bewertung erfolgt jeweils in flinf Stufen von sehr gering (1) bis sehr hoch (5).

Im 206.460 m? grol3en Plangebiet werden im Folgenden 68.155 m2 nicht bewertet, da diese
Flachen lediglich im Bestand erhalten werden bzw. im Bodenviewer nicht bewertet sind (Sied-
lungsflachen und landwirtschaftliche Flachen). Von den verbleibenden 138.305 m2 sind
135.805 m2 landwirtschaftliche Nutzflache. 1.535 m2 Graben und bandartige Heckenstrukturen
sowie 966 m2 Wegeparzellen. Die Flachen weisen die Stufen 2 (62.228 m2 entsprechend 45
%) und 3 (76.077 m2 entsprechend 55 %) des Funktionserfillungsgrades bei der Gesamtbe-
wertung der Bodenfunktionen auf, was einem geringen bzw. mittleren Funktionserfullungsgrad
entspricht (vgl. Tab. 1).

Alle Bdden im Plangebiet erfillen die Bodenfunktion "Lebensraum fur Pflanzen" fiir das Bewer-
tungskriterium "Standorttypisierung fur die Biotopentwicklung" (m241) zu einem mittleren Grad
(Stufe 3). Hinsichtlich des Kriteriums "Ertragspotenzial’ (m238) weisen 45 % der bewerteten
Flache einen mittleren und 55 % einen hohen Funktionserflllungsgrad auf. Die "Funktion des
Bodens im Wasserhaushalt" mit dem Kriterium "Wasserspeicherfahigkeit" (m239) wird auf
100 % der bewerteten Flache mit einem mittleren Mal3 bewertet, wahrend die "Funktion des
Bodens als Abbau, Ausgleichs- und Aufbaumedium” mit dem Kriterium "Nitratriickhaltevermo-
gen" (m244) auf 76,3 % in einem geringen und auf 23,7 % in einem mittleren MaR erfillt wird

(vgl. Tab. 1).
Bod Stufe Flachein
O0EN" gt fem241 Stufem238 Stufem239  Stufe m244 gesamt m?2
funktion
m242
Stufe 3 3 3 2 2 46.438
Stufe 3 3 3 3 2 15.790
Stufe 3 4 3 2 3 59.070
Stufe 3 4 3 3 3 17.007
Summe 138.305

Tab.1: Flachenbilanz der Bodenfunktionsbewertungen

Insgesamt liegen im Plangebiet demnach Boden mit einem geringen bis mittleren Erfullungs-
grad (Stufen 2 und 3) der Gesamtbewertung der Bodenfunktionen vor.

Bisherige Nutzung

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes ist naturrdumlich der "Nordlichen Oberrheinniede-
rung - Mannheim - Oppenheimer Rheinniederung" zuzuordnen, die durch fruchtbare lehmig-
tonige Auenbdden gekennzeichnet ist. Urspriinglich mit Auwald bestockt, werden die daraus
hervorgegangenen Grinlandstandorte heute zumeist ackerbaulich genutzt.

Vorbelastungen

Die Bewertung des Erosionsgefahrdungspotenzials im BodenViewer Hessen weist eine "au-
Berst geringe" bis "sehr geringe" Erosionsgefahrdung auf, da es sich um ein Gebiet mit keinen
bis nur sehr geringen Hangneigungen handelt. In Bereichen mit der Bodenart "Ton" ist der K-
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Faktor (Bodenerodierbarkeitsfaktor) sehr hoch und in Bereichen mit der Bodenart "lehmiger
Ton" mittel bis hoch. Hinsichtlich der Bodenart besteht eine erhéhte Erosionsgefahrdung. Auf-
grund der geringen Hangneigung, beschrieben durch den S-Faktor (Hangneigungsfaktor), fin-
det jedoch praktisch keine Erosion statt.

Kleine Bereiche im Plangebiet, die als Wegparzellen genutzt werden, sind bereits verdichtet
oder versiegelt. Hier sind Vorbelastungen fur den Boden gegeben, da die Bodenfunktionen
bereits vollstandig verloren gegangen oder stark eingeschrankt sind. Die Wegeparzellen um-
fassen laut Plandaten eine Flache von 966 m?2.

Die natlrlich anstehenden Bdden im Plangebiet sind durch die langjahrige ackerbauliche Be-
wirtschaftung gepragt und entsprechend verandert. Daher sind die nattrlichen Bodenfunktio-
nen (Regelungs- und Lebensraumfunktion) bereits beeintréachtigt.

Aufgrund der langjéhrigen intensiven ackerbaulichen Nutzung muss von einer Anreicherung
von Diinge- und Pflanzenschutzmitteln in den Béden ausgegangen werden. Auch entlang der
Landesstral3e ist bis zu einem Abstand von etwa 50 m mit einer Bodenbelastung durch Schad-
stoffe aus dem Stral3enverkehr (Kohlenwasserstoffverbindungen, Rul3partikel, Abrieb usw.) zu
rechnen.

Altstandorte, Altablagerungen, Altlasten

Hinweise auf schéadliche Bodenveranderungen, die eine Kennzeichnungspflicht im Bebau-
ungsplan begriinden, liegen zum Zeitpunkt der Aufstellung des Bebauungsplanes nicht vor.

Das im Rahmen der ErschlieBungsplanung erstellte Bodengutachten (Ingenieurgesellschaft
Prof. Czurda und Partner mbH: Bodengutachten fiir das Gewerbegebiet "Wormser Land-
stral3e", Marz 2018) weist nach, dass alle Bodenproben der Einbauklasse Z0 (uneingeschrank-
ter Einbau) nach LAGA zugeordnet werden kénnen.

Informationen Uber Altstandorte, Altablagerungen, Altlasten und/oder Grundwasserschaden
wurden Uber die Altflachendatei ALTIS des Hessischen Landesamtes fir Umwelt und Geologie
eingeholt. Es liegen keine entsprechenden Informationen vor.

Schutzgut Wasser

Oberflachengewasser

Sudlich vom Untersuchungsgebiet in etwa 1,0 km Entfernung befindet sich der Lampertheimer
Altrhein, etwa 2 km sudlich vom Gewerbegebiet flie3t der Rhein.

Im stdostlichen Geltungsbereich befindet sich mit dem Stephansgraben ein Teil des urspriing-
lichen Entwasserungssystems dieses Landschaftsraumes.

Grundwasser

Der Landschaftsplan (2002) weist fur die gesamte Gemarkung Lampertheim mit den Stadttei-
len eine hohe bis sehr hohe Grundwasserergiebigkeit aus. Im Plangebiet selbst ist aufgrund
geringmachtiger lehmig-toniger Deckschichten von einem durchldssigen Grundwasserleiter
mit geringer Verschmutzungsempfindlichkeit auszugehen.

Fur das Baugebiet ist die Grundwassermessstelle GWM 544 102, noérdlich des Untersu-
chungsgebietes, heranzuziehen. Gemald Auswertung dieser Daten betragt der mittlere Grund-
wasserstand 87,06 m. Der mittlere Grundwasserspiegel liegt folglich etwa 1,5 bis 1,0 m unter-
halb der derzeitigen Gelandeoberflache.

Der Grundwasserstand der von der Unteren Wasserbehdrde maf3geblich fur die Bestimmung
des Bemessungsgrundwasserstandes fur Versickerungsanlagen herangezogen wird, ist der
Grundwasserhochwert von 2003 (Dezember bis Februar 2003, bis 88,45 m (1 NHN).

Da die Grundwasserstande zum Rhein hin wieder steigen, ist fir das Baugebiet ,Wormser
Langstralle 2.BA“ ein Bemessungsgrundwasserstand fir Retentionssanlagen von 88,50 m
NHN anzusetzen.
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2.15

2.1.6

2.1.7

2.1.8

Aufgrund der langjéahrigen intensiven landwirtschaftlichen Nutzung sowie der angrenzenden
Landesstral3e ist von Verunreinigungen des oberen Grundwasserleiters mit Nitraten und Koh-
lenwasserstoffen auszugehen.

Hochwasserschutz:

Das Plangebiet liegt im Risiko-Uberschwemmungsgebiet gemaR § 78b WHG.

Schutzgut Klima und Luft

Als sich unmittelbar an bebaute Bereiche (sudlich Industrie- und Gewerbegebiet Wormser
Landstraf3e, 1. Bauabschnitt und Industriegebiet Nord; norddstlich landwirtschaftliche Héfe mit
Wohnhausern und Lagerhallen) anschlieBende Freiflache wirkt sich das Plangebiet aufgrund
der im Vergleich zu versiegelten Flachen héheren Verdunstungsrate positiv auf das Lokalklima
aus, da durch die starkere nachtliche Abkiihlung die Bildung von Kaltluft beglnstigt wird. In
dem ebenen Gelande bleibt die bodennahe gebildete Kaltluft jedoch an Ort und Stelle liegen.

Da eine dauerhafte Vegetation jedoch nutzungsbedingt fehlt, stellt das Plangebiet eine nur
eingeschrankt klimatisch wirksame Ausgleichsflache dar. Thermische Belastungen liegen
nicht vor. Dagegen gibt es stoffliche Belastungen von Klima und Luft, zum einen durch ver-
kehrsbedingte Emissionen entlang der L 3110, zum anderen durch Schadstoff- und Ge-
ruchsemissionen der Industrie- und Gewerbebetriebe im Umfeld.

Wechselwirkungen zwischen den Belangen nach 2.2.1-2.2.4

Die Schutzguter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem MaRe. So fiihrt die Uber-
bauung und Versiegelung von Boden im Plangebiet zu einem Verlust von Bodenfunktionen
und dadurch zu den beschriebenen Veranderungen des Wasserhaushalts, der Lebensraume
von Pflanzen und Tieren, der lokalklimatischen Situation und des Landschaftshbildes.

Erhebliche negative Wechselwirkungen zwischen dem Schutzgut Mensch und den Schutzgi-
tern Boden, Wasser, Klima/Luft, Pflanzen und Tiere sind in dem strukturarmen, durch die in-
tensive landwirtschaftliche Nutzung und die angrenzende Gewerbeansiedlung geprégten
Plangebiet voraussichtlich nicht zu erwarten.

Schutzgut Landschaftsbild

Das Plangebiet wird ausschlie3lich intensiv ackerbaulich genutzt und ist von Feldwegen ein-
gefasst. Naturnahe Landschaftselemente wie Baume und Straucher, die das Gebiet struktu-
rieren und beleben, sind nicht vorhanden. Naturraumliche Eigenarten sind im Gebiet nicht
mehr ablesbar. Friiher charakteristische Wiesenbereiche, die aufgrund der Bodenverhaltnisse
und hoch anstehenden Grundwassers flr den Ackeranbau nicht nutzbar waren, sind nicht
mehr vorhanden. Das Landschaftsbild wird zudem durch die Baulichkeiten des bereits vorhan-
denen angrenzenden Gewerbegebietes und der landwirtschaftlichen Grof3gehofte der Umge-
bung gepragt. Das landwirtschaftliche Anwesen im dstlichen Geltungsbereich ist mit Hecken
und Grol3bdumen, jedoch vorwiegend nicht heimischer Arten, gut eingegriint.

Durch die vorbeifiihrende, hoherliegende und stark befahrene LandesstraRe L 3110 ist das
Plangebiet zudem durch Verkehrslarm beeintrachtigt.

Schutzgut Biologische Vielfalt

Aufgrund der ausschlief3lich landwirtschaftlichen Nutzung ist das Schutzgut biologische Vielfalt
nicht betroffen.
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2.1.9

2.1.10

2.1.11

Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000 Gebiete

Im Plangebiet selbst und seiner unmittelbaren Umgebung gibt es keine nach dem Bundesnha-
turschutzgesetz (BNatSchG) bzw. Hessischen Naturschutzgesetz (HAGBNatSchG), der Eu-
ropéischen Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder der Europaischen Vogelschutzrichtlinie ge-
schitzten Gebiete.

Im weiteren Umfeld vorhandene Schutzgebiete:
NSG /LSG

Das nachstgelegene Landschaftsschutzgebiet (gleichzeitig Naturschutzgebiet) ist der Lam-
pertheimer Altrhein ab ca. 1 km stdlicher Entfernung. Ostlich des Plangebietes in ebenfalls
etwa 2,8 km Entfernung liegt das Landschaftsschutzgebiet Forehabhi.

Natura 2000-Gebiete

Westlich des Plangebietes liegt das Vogelschutzgebiet (VSG) 6316-401 "Lampertheimer Alt-
rhein" (gleichzeitig FFH-Gebiet 6316-401) in einer Entfernung ab ca. 1 km. Ostlich des Sied-
lungskorpers von Lampertheim liegt das VSG 6417-450 "Walder der sudlichen hessischen
Oberrheinebene"” in etwa ab 2,8 km Entfernung.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Kultur- und sonstige Sachguter wie Baudenkmale, archaologische Fundstellen oder Boden-
denkmaler bzw. bauliche Anlagen, die durch das Vorhaben beeintrachtigt oder unwiederbring-
lich zerstért werden kdnnten, sind im Plangebiet nicht dokumentiert.

Das Schutzgut Kulturgiter ist von der Planung daher nicht betroffen.

Im Rahmen der Aufstellung eines Hochwasserrisikomanagementplanes fir den Rhein wurden
geman 8§ 74 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) auf der Grundlage aktueller digitaler Gelandemo-
dellierungen Gefahrenkarten flir den Rhein erstellt. In den Gefahrenkarten sind verschiedene
Hochwasserszenarien abgebildet. Nach der Hochwassergefahrenkarte (HWGK) fur den Rhein
(Blatt "G-008%) ist davon auszugehen, dass der Geltungsbereich bei einem 100-jahrlichen
Hochwasser (HQ1g0) im Falle des Versagens der Hochwasserschutzeinrichtungen (z.B. einem
Dammbruch) Gberschwemmt werden kann. Der Geltungsbereich liegt somit in einem Uber-
schwemmungsgeféahrdeten Gebiet (Risikoliberschwemmungsgebiet) des Rheins.

Ausweislich der genannten Gefahrenkarte sind bei einem Versagen der Hochwasserschutz-
einrichtungen am Rhein somit im Plangebiet Wasserstande von bis zu 4 m mdglich. Da das
Geléande jedoch zur ErschlieBung auf das Niveau der angrenzenden Stral3e (ca. 91 m 4NHN)
angehoben werden wird, ist "nur" noch mit einer Uberflutungshéhe bis zu 3 m zu rechnen.

Schutzgut Mensch

Angrenzende Nutzungen

Das Plangebiet liegt aul3erhalb des bebauten Bereiches von Lampertheim, angrenzend an das
Industriegebiet Nord und begrenzt von der viel befahrenen LandesstralRe L 3110. In der Um-
gebung des Plangebietes befinden sich 3 Aussiedlerhdfe.

Larmbelastungen und Schadstoffemissionen gehen derzeit bereits von der stark befahrenen
LandesstrafRe 3110 und den angrenzenden Industrie- und Gewerbebetrieben aus. Betroffen
sind davon insbesondere die in unmittelbarer Nachbarschaft im Aul3enbereich gelegenen land-
wirtschaftlichen Anwesen.

Zur Abschatzung der Larmeinwirkungen auf die Aussiedlerhéfe kann eine tberschlagige Be-
rechnung nach DIN 18005 angenommen werden. Die Entfernung zum néchst gelegenem Aus-
siedlerhof betragt ca. 100 m. In diesem Bereich liegt keine Gewerbeflache, sondern aus-
schlief3lich die bestehende L 3110 (= Vorbelastung) bzw. die 6ffentlichen Grinflachen. Im Be-
reich von 150 m wirken max. jeweils 1 ha Gewerbeflachen ein. Damit kénnten entsprechend
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2.1.12

2.2

obiger Fachliteratur sogar Larmwerte eines Wohngebietes eingehalten werden, obwohl dies
fur Aussiedlerhofe nicht relevant ist (da keine schutzwirdige Nutzung). Es ist daher davon
auszugehen, dass keine wesentlichen Larmeinwirkungen auf die Aussiedlerhéfe durch das
Gewerbegebiet erfolgen.

Hinsichtlich einer moglichen Erhdéhung der Belastung mit Luftschadstoffen ist nicht zu erwar-
ten, dass durch das neue Gewerbegebiet erhebliche Mehrbelastungen auftreten werden.

Lage im Risiko-Uberschwemmungsgebiet

Hinsichtlich der Lage des Plangebietes im Risiko-Uberschwemmungsgebiet wird auf die Aus-
fuhrungen zu Kap. 2.1.10 verwiesen.

Seveso |l Richtlinie

Die europaische Richtlinie 2012/18/EU vom 04.07.2012 (Seveso-llI-Richtlinie) dient der Be-
herrschung von Gefahren bei schweren Unféllen mit gefahrlichen Stoffen. Der Vollzug dieser
Verordnung erfolgt durch die Bezirksregierungen (Hier Regierungsprasidium Darmstadt). Arti-
kel 13 der Seveso-llI-Richtlinie (,Land-Use-Planning“ oder passiv planerischer Storfallschutz)
nimmt Uber ein Abstandsgebot zwischen einem Betriebsbereich nach § 3 Abs. 5a BImSchG
und verschiedenen Umgebungsnutzungen wie Wohnbebauung oder 6ffentlich genutzten Ge-
bauden auf Verfahren der Bauleitplanung Einfluss.

Die Storfallbetriebe in Lampertheim liegen alle nordwestlich der Kernstadt, entlang der Lan-
desstrafle L 3110. Damit werden hinsichtlich Bestandssiedlungsflachen das Industriegebiet
Nord sowie der erste Bauabschnitt des Gewerbe- und Industriegebiets Wormser Landstral3e
von den Achtungsabsténden lberlagert. Schutzbediirftige Siedlungsflachen, etwa Wohn- oder
Mischgebiete, sind nicht betroffen.

Die unter anderem mit der vorliegenden Bauleitplanung angestrebte Erweiterung des Gewer-
begebiets "Wormser Landstraf3e“ liegt innerhalb von Achtungsabstanden gem. KAS-18. Der
Achtungsabstand des Betriebs Tyczka Uberlagert die Erweiterungsflachen vollstandig, wah-
rend die Achtungsabstande von BASF und GALATA Chemicals eine teilweise Uberlagerung
bewirkt.

Erholungsnutzung

Fur die Erholungsnutzung ist das Plangebiet als intensiv genutzte, strukturlose Ackerflache
von geringer Bedeutung. Feldwege sind als Radwege nicht attraktiv - teilweise auch bereits
umgepflugt.

Entwicklung bei Nichtdurchfiihrung der Planung

Bei Nichtdurchfihrung der Planung verdndert sich der Umweltzustand im Plangebiet selbst
nicht. Die Flachen wirden aufgrund der hohen Ertragskraft mit den entsprechenden negativen
Folgen fur die Schutzgiter weiterhin intensiv landwirtschaftlich genutzt, das struktur- und er-
lebnisarme Landschaftsbild bliebe erhalten.

Prognose uber die Entwicklung des Umweltzustands bei Durchfihrung der Planung

Die mit der Planung verbundene Uberbauung und Versiegelung offenen Bodens mit ihren Aus-
wirkungen auf die Bodenfunktionen, den Wasserhaushalt, die Lebensrdume von Pflanzen und
Tieren, die lokalklimatische Situation und das Landschaftsbild ist nicht vermeidbar.

Die Entwicklung des geplanten Gewerbegebietes mit der dazugehdrigen ErschlieRung wird zu
Umweltauswirkungen fiihren. Diese sind insbesondere hinsichtlich des Schutzgutes Boden
(Versiegelung und Uberbauung bislang offene Ackerflachen) erheblich. Dies bedeutet vor al-
lem den Verlust der Bodenfunktionen verbunden mit einem erhéhten Oberflachenabfluss und
einer verringerten Grundwasserneubildungsrate sowie den Verlust landwirtschaftlicher Nutz-
flachen.

-15 -



GEWERBEGEBIET "WORMSER LANDSTRASSE, 2. BAUABSCHNITT* UMWELTBERICHT

221

222

2.2.3

Die zu erwartenden Umweltauswirkungen des Vorhabens werden nachfolgend tabellarisch zu-
sammengestellt und hinsichtlich ihrer Erheblichkeit beurteilt.

Schutzgut Beurteilung der Umweltauswirkungen Erheblichkeit
Mensch e Larm- und Immissionsbelastungen -

Pflanzen und | e Verlust des potentiellen Lebensraumes :

Tiere

Boden e Verlust an Bodenfunktionen durch Auffiillung, Verdichtung | .,

und Versiegelung
e Auswirkungen auf Grundwasserneubildungsrate, Wasser- |,

Wasser
abfluss und Oberflachenwasserretention

Luft und Klima e Veranderung des Lokalklimas durch Uberbauung und Bo- | *
denversiegelung

Landschaftsbild | e Grundlegende Veréanderung des Landschaftsbildes .

Kultur, Sachgiter |e Nicht dokumentiert -

Wechselwirkun- | e \Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Schutzgitern | -
gen

+«» sehr erheblich e erheblich « weniger erheblich - nicht erheblich

Schutzgut Pflanzen und Tiere

Durch die geplante Uberbauung und Versiegelung bislang landwirtschaftlich genutzter Flachen
geht grundsatzlich potentieller Lebensraum fur Pflanzen und Tiere verloren. Das Plangebiet
weist jedoch aufgrund der intensiven Ackernutzung derzeit nur einen geringen Biotopwert auf.

Da zudem durch die Anlage von Griinflachen mit Baum- und Strauchpflanzungen sowie Gras-
und Krautflachen Sekundéarbiotope fur Insekten, Kleinsauger und Vdgel entstehen, ist von ei-
ner wenig erheblichen Beeintrachtigung des Schutzgutes auszugehen.

Vorbehaltlich der Einhaltung der im Bebauungsplan festgesetzten Malinahmen zur Vermei-
dung werden keine Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG ausgelost.

Schutzgut Flache

Die erforderliche Auffillung des Plangebietes auf ca. 1 - 1,5 m Uber derzeitigen Gelandeni-
veau, die Uberbauung und Versiegelung bislang offener Ackerflachen sowie die Umlagerung
und Verdichtung von Boden durch die Bautétigkeit bedeutet den Verlust hochwertiger Béden
fur die landwirtschaftliche Nutzung.

Es ist von einer erheblichen Beeintrachtigung des Schutzgutes Boden auszugehen.

Schutzgut Boden

Durch die nachfolgend aufgelisteten Wirkfaktoren werden die natirlichen Bodenfunktionen
zerstort und das Schutzgut Boden somit erheblich beeintrachtigt:

Versiegelung

Abgrabung/Bodenabtrag

Ein- und Ablagerung von Material unterhalb/ohne eine/r durchwurzelbaren Bodenschicht
Verdichtung
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e Erosion
e Stoffeintrag bzw. -austrag mit bodenchemischer Wirkung
e Bodenwasserhaushaltsveranderungen

Im Folgenden werden die Planungsdaten dargestellt, die den nachfolgenden Berechnungen
zugrunde liegen.

Nutzung vor Eingriff Nutzung nach Eingriff Flache m2
landwirtschaftliche Nutzflache Verkehrsflache 8.356
landwirtschaftliche Nutzflache Bebauungsflache 83.500

davon 80% bebaut 66.800
davon 20% Grinflache 16.700
landwirtschaftliche Nutzflache Grunflache 29.443
landwirtschaftliche Nutzflache Naturschutzrechtl. Kompensation 17.007
Summe 138.306

Tab. 2: Planungsdaten: Flachenbilanz der Nutzung vor und nach dem Eingriff

Die Flachenbilanz bezieht sich dabei ausschlief3lich auf Béden im Plangebiet, die vor dem
Eingriff landwirtschaftlich genutzt werden und fur die somit eine Bodenfunktionsbewertung der
BFDS5L vorliegt. Dies entspricht einer Flache von 138.306 m? (vgl. Tab. 2).

Fur die geplante Verkehrsflache sowie 80% der Bebauungsflache, die bebaut werden darf,
ergibt sich der vollstandige Verlust der Bodenfunktionen auf 75.156 m2 durch den Wirkfaktor
Versiegelung (vgl. Tab. 2).

Auf den bisher nicht versiegelten, spateren 20 % des als Griunflache verbleibenden Flachen-
teils der Bebauungsflache ist durch die Wirkfaktoren Verdichtung und Stoffeintrag bzw. -aus-
trag mit bodenchemischer Wirkung von einer Beeintrachtigung der Bodenfunktionen mit einer
24 %-igen Verringerung der ursprunglichen Wertstufe des Bodenfunktionserfullungsgrades
auszugehen. Dies entspricht einer Flache von 16.700 mz2 (vgl. Tab. 2).

Der naturschutzrechtlichen Kompensationsflache bleibt die urspringliche Wertstufe des Bo-
denfunktionserfullungsgrades erhalten. Dies entspricht einer Flache von 17.007 m? (vgl. Tab.
2).

Die offentlichen Griunflachen mussen fir die Anlage des Mulden- und Grabensystems in der
Hohenlage verandert werden, so dass hier fur die bauzeitliche Beanspruchung durch die Wirk-
faktoren Verdichtung und Stoffeintrag bzw. -austrag mit bodenchemischer Wirkung von einer
Beeintrachtigung der Bodenfunktionen mit einer 24 %-igen Verringerung der urspriinglichen
Wertstufe des Bodenfunktionserfillungsgrades ausgegangen werden muss. Ein Randstreifen
von ca. 10 m an den Auf3enkanten der offentlichen Grunflachen ist von den Auffillungen nicht
betroffen, so dass die urspriingliche Wertstufe des Bodenfunktionserfillungsgrades erhalten
bleibt, insofern diese wéhrend der Bauphase abgezaunt werden. Davon wird im Folgenden
ausgegangen. Dies entspricht einer Flache von 4.600 m2. Damit verbleiben fir die Bertcksich-
tigung der bauzeitlichen Beanspruchung 24.843 m2 (vgl. Tab. 3)

Diese erheblichen Auswirkungen sind zunachst durch bodenfunktionsbezogene Malinahmen
zu verringern und der verbleibende Kompensationsbedarf ist bodenbezogen auszugleichen.

Die Berechnung des bodenfunktionalen Kompensationsbedarfs unter Berlcksichtigung der
geplanten Vermeidungs- und Ausgleichsmal3inahmen erfolgt nach der Arbeitshilfe zur Ermitt-
lung des Kompensationsbedarfs fir das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland- Pfalz
"Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach BauGB" des Hessischen
Landesamtes fur Naturschutz, Umwelt und Geologie.
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In Tab. 3 ist die entsprechende Flachenbilanz mit der Ermittlung der Wertstufendifferenz der
Bodenfunktionen vor und nach dem Eingriff in Abh&ngigkeit von den verschiedenen Planungen
dargestellt. Methodenbedingt wird hier die Bodenfunktion "Lebensraum fir Pflanzen" fur das
Bewertungskriterium "Standorttypisierung fur die Biotopentwicklung" nur bei den Wertstufen 4
und 5 mitbericksichtigt, so dass diese Bodenfunktion in der Flachenbilanz nicht mit aufgefihrt
ist.

Zusammenfassend ist die Bodenfunktion "Lebensraum fir Pflanzen" mit dem Kriterium "Er-
tragspotenzial " (m238) am starksten durch die Planung betroffen, gefolgt von der "Funktion
des Bodens im Wasserhaushalt" mit dem Kriterium "Wasserspeicherfahigkeit" (Feldkapazitat
FK) (m239) und der "Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium™ mit
dem Kriterium "Nitratriickhaltevermdgen" (m244). Die geringste Betroffenheit weist die Boden-
funktion "Lebensraum fur Pflanzen" mit dem Kriterium "Standorttypisierung fur die Biotopent-
wicklung" (m241) auf.

Der Kompensationsbedarf flr das Schutzgut Boden wurde in Tab. 3 quantitativ in Boden- wer-
teinheiten (BWE) uber die Differenz der Wertstufen der Bodenfunktionsbewertung vor und
nach dem Eingriff multipliziert mit der Eingriffsflache in ha berechnet. Dabei wurden 76,30
BWE ermittelt.

WS
WS vor nWSh ws | ws ?éf;i_ WS | WS
Eingriff| WS vor| WS vor| _. ac- Diffe- | Diffe- |Boden
. . . _..|Eingriff| nach nach
Eingriff|Eingriff X . X . . . renz renz | wert-
Planung m? ha Eingriff|Eingriff| Eingriff . .
Ertrags- Ertrags- Er- einheit
poten- FK Nitrat . Eingriff | Eingriff | (BWE)
- FK N = .
tial po-te n itrat | trags EK Nitrat
tial poten-
tial
Verkehrsflache® 2.550 0,26| 3 3 3 0 0 0 3 3 3 2,30
Verkehrsflache® 5.806 058| 4 3 2 0 0 0 4 3 2 523
Bebauungsflache® 2.946 0,29 3 3 2 0 0 0 3 3 2 2,36
Bebauungsflache!| 18.430 1,84 3 3 3 0 0 0 3 3 3 16,59
Bebauungsflache!| 45.424 4,54 4 3 2 0 0 0 4 3 2 40,88
Grinflachez 24.843 2,48 3 3 8 2,28 2,28 2,28 0,72 0,72 0,72 5,37
unflache-
Grunflache 4600 046 4 3 2 4 3 2 0 0 0 0,00
Randstreifen3
Bauflache - Griin2 737 0,07 3 3 2 2,28 2,28 1,52 0,72 0,72 0,48 0,14
Bauflache - Griin2 4.603 0,46 3 3 3 2,28 2,28 2,28 0,72 0,72 0,72 0,99
Bauflache - Griin2 11.360 1,14 4 3 2 3,04 2,28 1,52 0,96 0,72 0,48 2,45
Kompensations- | 7 1,70| 4 3 3 4 3 3 0 0 0 0,00
flache
138.306 13,83 76,30

Tab. 3: Flachenbilanz der Wertstufendifferenz der Bodenfunktionen vor und nach dem Eingriff und Ab-
leitung des Kompensationsbedarfs in BWE

WS: Wertstufe (1 = sehr gering, 2 = gering, 3 = mittel, 4 = hoch, 5 = sehr hoch)
Erlauterungen zu Tab. 3:

1 Wirkfaktor Versiegelung fihrt zu WS 0

2 Eine bauzeitliche Beanspruchung durch die Wirkfaktoren Verdichtung und Stoffeintrag bzw. -aus-
trag mit bodenchemischer Wirkung fuhrt zu einer 24 %-igen Verringerung der urspringlichen
Wertstufe des Bodenfunktionserfillungsgrades

3 Die urspriingliche Wertstufe des Bodenfunktionserfiillungsgrades bleibt erhalten

Ertragspotenzial: Bodenfunktion: Lebensraum fir Pflanzen, Kriterium Ertragspotenzial (m238)

FK: Bodenfunktion: Funktion des Bodens im Wasserhaushalt, Kriterium Wasserspeicherfahigkeit (Feld-
kapazitat FK) (m239)

Nitratrickhalt: Bodenfunktion: Funktion des Bodens als Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium, Krite-
rium Nitratriickhaltevermdgen (m244)
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2.2.5

2.2.6

2.2.7

Schutzgut Wasser

Die Uberbauung und Versiegelung des Plangebietes verursacht allgemein eine vermehrte Ein-
leitung von Oberflachenwasser in die Kanalisation und die der Vorflut dienenden Gewasser.
Damit steigt letztlich auch die Hochwassergefahr. Die aus diesem Grund geringere Versicke-
rungsrate fuhrt letztlich auch zu einer Reduzierung der Grundwasserneubildung. Durch den
erhdhten Oberflachenwasserabfluss der versiegelten Flachen steigt die Gefahr des Eintrags
von Schadstoffen in die der Vorflut dienenden Gewasser. Im Plangebiet bleiben jedoch unbe-
festigte und wasserdurchlassig befestigte Flachen erhalten, die eine Versickerung von Nieder-
schlagswasser ermoglichen. Zudem sind MalBhahmen zur Rickhaltung und Ableitung des an-
fallenden Niederschlagswassers vorgesehen. Eine erhebliche Beeintrachtigung des Schutz-
gutes Wasser ist daher nicht anzunehmen.

Das Plangebiet liegt im Risiko-Uberschwemmungsgebiet gemaR § 78b WHG. Die Bebauungs-
plananderung bewirkt keine Beeintrachtigung auf das Risiko-Uberschwemmungsgebiet.

Schutzgut Klima und Luft

Die geplante Uberbauung und Versiegelung des Plangebietes fiihrt aufgrund des Verlustes
offener Bodenflachen und der damit verbundenen Reduzierung der Verdunstungsrate zu ge-
ringen Veranderungen des Lokalklimas, da sich versiegelte Flachen starker erwdrmen und
verzdgert abkihlen. Die Bedeutung des Plangebietes als lokalklimatische Ausgleichsflache ist
jedoch aufgrund der fehlenden dauerhaften Vegetation (vor allem von Laubgehélzen) als ge-
ring anzusehen.

Die geplanten Vorhaben weisen keine besondere Anfalligkeit gegeniiber den Folgen des Kii-
mawandels auf. Die geplanten Vorhaben unterliegen den gesetzlichen Anforderungen zur Min-
derung des Ausstol3es schadlicher Klimagase, insbesondere der EnEV. Damit ist davon aus-
zugehen, dass den gesetzlichen Anforderungen an den Klimaschutz in ausreichendem MalR3e
Rechnung getragen wird.

Aufgrund der Vorbedingungen wird sich das Vorhaben nicht erheblich auf das Schutzgut aus-
wirken.

Wechselwirkungen zwischen den Belangen nach 2.2.1-2.2.4

Die Schutzguter beeinflussen sich gegenseitig in unterschiedlichem MaRe. So fiihrt die Uber-
bauung und Versiegelung von Boden im Plangebiet zu einem Verlust von Bodenfunktionen
und dadurch zu den beschriebenen Veranderungen des Wasserhaushalts, der Lebensraume
von Pflanzen und Tieren, der lokalklimatischen Situation und des Landschaftsbildes.

Erhebliche negative Wechselwirkungen zwischen dem Schutzgut Mensch und den Schutzgu-
tern Boden, Wasser, Klima/Luft, Pflanzen und Tiere sowie Landschaftsbild sind in dem struk-
turarmen, durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung und die angrenzende Gewerbean-
siedlung gepragten Plangebiet voraussichtlich nicht zu erwarten.

Schutzgut Landschaftsbild

Durch die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes wird sich das bereits beeintrachtigte
Landschaftsbild weiter Gberformt und damit zunehmend grundlegend veréndert. Die Offenheit
und Transparenz des Landschaftsraumes nimmt weiter ab. Aufgrund der beschriebenen Vor-
belastungen wirkt sich das Vorhaben jedoch weniger erheblich auf das Schutzgut aus.
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2.2.8

2.2.9

2.2.10

2211

Schutzgut Biologische Vielfalt

Die geplanten Maf3nahmen werden keinerlei negative Auswirkungen auf das Schutzgut biolo-
gische Vielfalt haben, da die mdgliche Uberbauung und somit die Versiegelung des Gebiets
nicht erhoht wird. Es wird auf die Ausfiihrungen in Kap. 2.2.1 verwiesen.

Erhaltungsziele und Schutzzweck der Natura 2000 Gebiete

Durch die Lage des Plangebietes ist mit keinen negativen Auswirkungen auf die Schutz- und
Erhaltungsziele der nachstgelegenen Vogelschutz- und FFH-Gebiete sowie der Wasser-
schutzgebiete zu rechnen.

Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter

Durch eine Erweiterung in 8 9 Abs. 1 Nr. 16c BauGB kdnnen Gebiete in Bebauungsplanen
festgesetzt werden, in denen bei der Errichtung baulicher Anlagen bestimmte bauliche oder
technische MalRnahmen getroffen werden mussen, um Hochwasserschaden gar nicht erst ent-
stehen zu lassen, sowie die Art dieser MaRnahmen vorgegeben werden. Daher ist es nun
moglich, bereits im Bebauungsplan, der in einem Risiko-Uberschwemmungsgebiet liegt, fest-
zulegen, dass Vorhaben hochwassersicher errichtet werden missen. Dies ist in den textlichen
Festsetzungen des Bebauungsplanes erfolgt (Festsetzungen zu einer dem Hochwasserrisiko
angepassten Bauweise und Verbote hinsichtlich der Zul&ssigkeit von Kellergeschossen, Heiz-
Olverbraucheranlagen und Vorgabe fir die Hohenlage von Elektroverteilungen und Lagerung
wassergefahrdenden Stoffen). Es wird auf Kap 6.10 der Begriindung verwiesen.

Da eine Uberflutung sehr unwahrscheinlich ist (da nur Extremhochwasser bzw. Risiko Damm-
bruch), erscheinen in der Abwagung der Gesamtbelange nach § 1 Abs. 6 und 7 BauGB die
getroffenen Festsetzungen flr ausreichend.

Schutzgut Mensch

Fur den Menschen sind auf Grund der geplanten Erweiterung des Gewerbegebietes Auswir-
kungen durch Larm- und Luftschadstoffimmissionen sowie durch den Flachenverlust auf die
Erholungsfunktion zu erwarten.

Auswirkungen auf angrenzende Nutzungen

Durch die geplante ErschlieBung und Bebauung des Gebietes ist eine Zunahme des Fahr-
zeugverkehrs und damit eine erhéhte Larm- sowie Luftschadstoffbelastung fir die angrenzen-
den Bereiche anzunehmen. In Abhangigkeit von der Art der Gewerbenutzung ist von betriebs-
bedingten LArm — und Schadstoffemissionen im geplanten Gewerbegebiet auszugehen.

Bei Berlicksichtigung aktueller Umweltstandards beim Bau und Betrieb der zugelassenen Ge-
werbebetriebe ist voraussichtlich nicht mit erheblichen Umweltauswirkungen zu rechnen. Es
wird auf Kap. 6.10 der Begriindung Teil 1 verwiesen.

Auswirkungen durch Lage im Risiko-Uberschwemmungsgebiet

Hinsichtlich der Lage des Plangebietes im Risiko-Uberschwemmungsgebiet wird auf die Aus-
fuhrungen zu Kap. 2.2.10 verwiesen.

Auswirkungen durch angrenzende Nutzungen - Seveso lll Richtlinie

Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie und § 50 BImSchG bertcksichtigend, soll die Entwicklung
von schutzbedirftigen Gebieten, Objekten und Nutzungen unbedingt planerisch unterbunden
werden.

Es wurde die Erstellung eines Gutachtens zum angemessenen Sicherheitsabstand gemar
Artikel 13 der Seveso-llI-Richtlinie zum Betriebsbereich der Tyczka Industrie-Gase-GmbH in
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Auftrag gegeben. Das Gutachten kommt zu dem Ergebnis, dass um das Sondergaslager ein
angemessener Sicherheitsabstand von 350 m anzusetzen ist.

Der ermittelte angemessene Sicherheitsabstand sowie die weiterhin bestehenden Achtungs-
abstande der Storfallbetriebe BASF Lampertheim GmbH und Galata Chemicals GmbH werden
in den Planungen wie folgt beriicksichtigt:

= |Im Bebauungsplan sind bestimmte Anlagen und Nutzungen nur unter der Voraussetzung
ausnahmsweise zulassig, dass ein gutachterlicher Nachweis erbracht wird, dass es sich
um keine schutzbeddrftige Nutzung gem. Art. 14 Seveso-llI-Richtlinie handelt.

= Zur Bericksichtigung der in der Nachbarschaft vorhandenen, als "Storfallanlagen” einge-
stuften Betriebe wurde im Gewerbegebiet der Einzelhandel (als Betrieb mit hohem Publi-
kumsverkehrs) ausgeschlossen. Ein weiterer Ausschluss von Betrieben, der sich an der
Anzahl ihrer Besucher orientiert, istim Rahmen der Baunutzungsverordnung nicht méglich.
Es handelt es sich bei Betrieben mit hoherer Besucheranzahl nicht um "bestimmte Arten”
von Betrieben oder Betriebe mit besonderen Eigenschaften. Anlagen fir kirchliche, kultu-
relle, soziale und gesundheitliche Zwecke und Vergnigungsstatten sind ausnahmsweise
zulassig. Hier kann die Zuldssigkeit der Nutzung von der konkreten Lage im Gewerbege-
biet abhangig gemacht werden. Dartber hinaus kann bei Veranderungen der "Stdrfallan-
lagen" (geringere Einstufung) und Anpassung der Abstandsempfehlungen auch eine Er-
weiterung der Zulassigkeit méglich werden ohne den Bebauungsplan von vornherein ein-
zuschréanken.

Es wird auf die detaillierte Darlegung in Kap. 6.12 der Begriindung zum Bebauungsplan ver-
wiesen. Damit und unter Berlicksichtigung der Tatsache, dass es sich bei dem Plangebiet um
ein Gewerbegebiet handelt, das nicht unter die schutzbedrftige Gebiete i. S. d. 8§ 50 BImSchG
fallt, ist dem Artikel 14 der Seveso Il - Richtlinie im Rahmen der Bauleitplanung ausreichend
Rechnung getragen.

Die Entstehung von neuen als "Storfallanlage” eingestuften Betrieben ist durch die Auswei-
sung als Gewerbegebiet nicht méglich (nur in Industriegebieten zulassig).

Um die Bediirfnisse der angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe und landwirtschaftlichen
Gewerbebetriebe zu beriicksichtigen, sind Anlagen der Abstandsklassen | bis V der Abstands-
liste zum Runderlass des Ministeriums fir Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom
02.04.1998 (Abstandserlass Nordrhein-Westfalen - NRW) und Anlagen mit ahnlichem Emissi-
onsverhalten nicht zul&ssig

Diese Anlagen erfordern einen 1.500 bis 300 m groRen Abstand zu Wohngebieten. Zwar sind
die angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe nicht als Wohngebiete einzustufen, mit der
Einschrankung des Industriegebietes soll aber dem Gebot der Beriicksichtigung der Anforde-
rungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhaltnisse Rechnung getragen werden.

Gemal Abstandserlass NRW verbleiben fir die Zulassigkeit Anlagen der Abstandsklassen VI
und VIl sowie alle genehmigungsbedurftigen Anlagen, die nicht in die Abstandsliste aufgenom-
men worden sind (Anhang 2 des Abstandserlasses). Anlagen der Abstandsklassen VI und VII
erfordern einen 200 bzw. 100 m grofRen Abstand zu Wohngebieten. Um diesen Abstand wei-
terhin zu gewahrleisten, werden im zweiten Bauabschnitt keine Industriegebiete ausgewiesen.

Bei Durchfiihrung der festgesetzten Mal3nahmen sind keine erheblichen nachteiligen Umwelt-
auswirkungen mehr zu erwarten.
Erholungsnutzung

Durch die Offenhaltung von das Plangebiet durchziehenden Grin- und Freiflachen kann das
Gebiet fur die "arbeitsnahe Erholung” kiinftig gut genutzt werden.
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2.2.12

2.2.13

2.3

231

23.2

Auswirkungen infolge der Art und Menge an Emissionen und der erzeugten Abfalle und
der eingesetzten Techniken und Stoffe

In Abhangigkeit von der Art der Gewerbenutzung ist von betriebsbedingten Larm- und Schad-
stoffemissionen im geplanten Gewerbegebiet auszugehen.

Bei Berlicksichtigung aktueller Umweltstandards beim Bau und Betrieb der zugelassenen Ge-
werbebetriebe ist hier jedoch voraussichtlich nicht mit erheblichen Umweltauswirkungen zu
rechnen.

Kumulierung mit Auswirkungen von Vorhaben benachbarter Plangebiete

Es sind keine Vorhaben in benachbarten Gebieten bekannt, die das Bebauungsplangebiet
tangieren. Umgekehrt werden auch durch den Bebauungsplan keine Vorhaben zugelassen,
die sich nachhaltig negativ kumulierend auf die umgebenden Industriegebiete oder landwirt-
schaftliche Anwesen auswirken.

Geplante MaRnahmen zur Vermeidung, Verringerung und zum Ausgleich nachteiliger
Umweltauswirkungen

Bei Realisierung der baurechtlichen und landschaftsplanerischen Festsetzungen des Bebau-
ungsplanes kénnen die beschriebenen Auswirkungen auf die Schutzgiter Mensch, Pflanzen
und Tiere, Boden, Wasser, Klima/Luft gemindert und kompensiert werden.

Allgemeine umweltbezogene Zielvorstellungen

Aus der Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes und der Umweltmerkmale im Plangebiet
sowie der Entwicklungsprognose des Umweltzustandes bei Durchfiihrung der Planung erge-
ben sich fir das Plangebiet folgende umweltbezogene Zielvorstellungen:

e Sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden, dabei Begrenzung der Boden-
versiegelung auf das notwendige Mal3
Diesem Ziel wird durch eine flachensparende ErschlieBung, durch Festsetzungen zur Be-
bauung der Grundstiicke, zur Gestaltung der befestigten Flachen und zum Umgang mit
Mutterboden Rechnung getragen.

e Dauerhafte Sicherung, Regenerationsfahigkeit und nachhaltige Nutzungsféahigkeit des
Wassers
Diesem Ziel dient das Regenwasserbewirtschaftungskonzept, das eine weitgehende
Ruckhaltung und Ableitung des Niederschlagswassers im Plangebiet sicherstellt.

e Entwicklung vielféltiger Biotope fur Tiere und Pflanzen
Diesem Ziel wird durch die Festsetzung verschiedener Grinflachen mit einheimischen
Baum- und Strauchpflanzungen sowie Gras- und Krautflachen und StraRenbaumpflanzun-
gen entsprochen. Es wird auf die in Kapitel 6.13 der Begriindung zum Bebauungsplan
formulierten Ziele der Freiraumplanung verwiesen.

e Gestaltung des Orts- und Landschaftsbildes
Im Hinblick auf dieses Ziel sieht der Bebauungsplan eine intensive Begriinung des Gewer-
begebietes vor.

Malnahmen zur Vermeidung und zur Verringerung nachteiliger Umweltauswirkungen

Folgende Festsetzungen im Bebauungsplan dienen der Vermeidung und Verringerung von
nachteiligen Umweltauswirkungen

e Begrenzung der Flachenversiegelung: Mindestens 20% des Baugrundstiickes sind von
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Bebauung und Versiegelung freizuhalten (durch Festlegung der GRZ von 0,80 als Maxi-
malversiegelung) und dauerhaft zu begrtinen.

Durch Begrenzung der Flachenversiegelung auf das unbedingt notwendige MalR und die
Verwendung wasserdurchlassiger Materialien zur Bodenbefestigung wird die Versickerung
von Oberflachenwasser gefordert und damit die abzuleitenden Niederschlagsmengen re-
duziert. Auch die Einleitung und Versickerung von nicht schadlich verunreinigtem Nieder-
schlagswasser in die Retentionsmulden und -graben dient der maf3geblichen Reduzierung
negativer Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser. Sofern aufgrund der Flachennutzung
schadliche Verunreinigungen der Entwéasserungsflachen und damit des Grundwassers zu
befiirchten sind, missen die Niederschlagsabflisse ausnahmsweise in den Schmutzwas-
serkanal eingeleitet werden.

e Die erforderliche dezentrale Ableitung des auf dem Grundstiick anfallenden Niederschlags-
wassers dient den Schutzgitern Boden und Grundwasser. Die Versickerung des auf dem
Grundstick anfallenden Niederschlagswassers ist aufgrund des nicht versickerungsféahi-
gen Bodens nicht mdglich. Durch die Ableitung tber ein Mulden-Graben-System geht mit
der Wiederherstellung der Bodenfunktionen einher und dient somit der Verminderung des
Eingriffs in das Schutzgut Boden.

Einschrankung:
Die bodenfunktionale Wirkung ist nur gering, da die Malinahme zugleich durch die Anlage
z. B. der Retentionsmulden einen Eingriff in das Schutzgut Boden darstellen kann.

¢ Bei BaumaRnahmen anfallender Oberboden und fiir Vegetationszwecke geeigneter Unter-
boden ist fachgerecht abzutragen, getrennt in Mieten zu lagern und zur privaten Freifla-
chengestaltung wiederzuverwenden. Der Einbau standortfremden Bodens soll vermieden
werden.

¢ Die Verwendung wasserdurchlassiger, offenfugiger und begriinbarer Materialien zur Bo-
denbefestigung kann ebenfalls als Verminderungsmafinahme bewertet werden, da durch
die Teilversiegelung ein gewisser Anteil der "Funktion des Bodens im Wasserhaushalt"
erhalten bleibt.

e Bepflanzung der Grundstiicksfreiflachen

Die Begriinung des Gebietes mit heimischen und standortgerechten Laubbaumen und
Strauchern ist notwendig, um thermisch belastende, versiegelte Flachen und Fassaden zu
Beschatten und damit Aufheizeffekten zunehmend entgegenzuwirken. Zum anderen ist die
in begrenztem Umfang geeignet, potenziellen Lebensraum fur Insekten und Kleinsduger
und Vogel zu schaffen und tragt zur Aufwertung des Landschaft- und Ortsbildes bei.

Festgesetzt ist eine intensive Begriinung des Grundstiickes (20 % der Grundstlcksflache
und verbindliche Pflanzung eines grof3kronigen heimischen Baumes pro 100 m? Grund-
stucksflache).

Diese Flachen werden in der Regel kurzfristig angelegt werden und weisen bereits mittel-
fristig eine gemischte Vegetationsstruktur auf. Eine intensive Begrinung der Grundstuicks-
flache setzt das Vorhandensein einer durchwurzelbaren Bodenschicht voraus, was mit der
Erhaltung der Bodenfunktionen einhergeht.

e Gestaltung der Stellplatze

Diese MalRnahme dient nicht nur der Durchgriinung des Gebietes, sondern insbesondere
auch dem Landschaftsbild.

¢ Anpflanzen von Baumen und Strauchern und sonstigen Bepflanzungen

Baumpflanzungen sind sinnvolle und notwendige freiraumplanerische Komponenten der
stadtebaulichen Planung und wirken positiv auf das Wohnumfeld des Menschen und die
Landschaft im Sinne des bioklimatischen Ausgleichs. Sie tragen zudem zur Verbesserung
der visuellen Erlebbarkeit des Landschaftsbildes bei.
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Die Begrunung der Gewerbegrundstiicke mittels Anpflanzung von Laubbaumen und Stréu-
chern, die Bepflanzung des Stralenraumes mit grof3kronigen Laubbaumen und die Be-
pflanzung der 6ffentlichen Grunflachen mit Laubbaumen und Strauchern dient durch Be-
schattung und Forderung aktiver Verdunstung der Verminderung des Aufheizeffektes ver-
siegelter Flachen und der lokalen Regulierung klimatischer Extreme. Durch die Anlage li-
nienférmiger offentlicher Griinflachen wird zusatzlich die Durchluftung der kinftigen Ge-
werbeflachen beglnstigt.

Eine Bepflanzung setzt das Vorhandensein einer durchwurzelbaren Bodenschicht voraus,
was mit der Erhaltung der Bodenfunktionen einhergeht.

o Folgende MaRRnahmen zur Vermeidung (V) werden durchgefihrt, um Gefahrdungen von
Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von europaischen Vogel-
arten zu vermeiden oder zu mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestande gem. § 44
Abs.1i. V. m. Abs. 5 BNatSchG erfolgt unter Berticksichtigung folgender Vorkehrungen:

(V) Beginn der ErschlieBung des Baugebiets auf den Ackerflachen au3erhalb der gesetz-
lich festgelegten Brutzeiten (1. Marz — 30. September) zum Schutz von Bodenbrtern.

(V) Durchfuhrung der Baumafinahmen entlang der bekannten Eidechsenhabitate am Ste-
phansgraben und an der stidwestlichen Grenze nur am Tage und auf3erhalb der Win-
terruhezeiten (Oktober-Méarz), um ein aktives, eigenstandiges Ausweichen zu ermdg-
lichen.

(V) Schutz der fur Zauneidechsen bekannten Habitate an der Grenze zum bestehenden
Gewerbegebiet durch einen Reptilienzaun, um Einwanderungen in Baustellenflachen
Zu vermeiden.

(V) Rodung von Gehdlzen und Baumen nur auf3erhalb der gesetzlich festgelegten Brut-
zeiten (1. Marz — 30. September).

(V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestdnde nach 8 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der
Rodung von Gehdlzen und Baumfallungen im Bereich des Eidechsenvorkommens
wahrend der Wintermonate die Wurzelstdcke bis April im Erdreich zu belassen.

Soweit die Wurzelstocke in bestehenden oder zukunftigen Grinflachen liegen, sind
sie als wichtige Strukturelemente der Eidechsenhabitate im Boden zu belassen.

(V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestéande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind vor der
Umgestaltung des Stephansgrabens die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzude-
cken, um die Tiere zu vergramen. Die Durchfihrung der MaRnahme ist auf die Zeit
nach der Winterruhe, jedoch vor der Eiablage (je nach Witterung Ende Mérz bzw. An-
fang April bis Anfang Mai) bzw. nach dem Ausschlipfen, jedoch vor dem Aufsuchen
der Winterquartiere (Ende August bis Ende September) zu begrenzen.

(V) Erhalt der fur Zauneidechsen relevanten Habitatstrukturen (Blockschattungen, nieder-
liegende Baumstdmme im Wechsel mit Strauchern) an der Grenze zum bestehenden
Gewerbegebiet.

(V) In gut besonnten Bereichen sind Habitate fur Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu
unterhalten. Dazu ist pro 5.000 gm 6ffentliche Grinflache eine Stein-/Schotter-Schiit-
tung mit stidwestlicher bis stiddstlicher Ausrichtung (incl. Anlage von frostfreien Uber-
winterungsquartieren) anzulegen. Zusatzlich sind Sandflachen als Eiablageplatze so-
wie Totholzelemente als Sonn- und Ruheplatze anzulegen.

Gestaltungskonzept eines Habitats fir Zauneidechsen nach Laufer (2013):

20-25% Straucher
10-15% Brachflachen (Stauden, Altgras)
20-30% dichtere Ruderalvegetation
*  20-30 % luckige Ruderalvegetation auf grabbarem Substrat
+ 5-10% Sonnplatze, Eiablageplatze und Winterquartiere (Steinriegel, Sandlinsen, Totholz-
haufen etc.)
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(V) Uberpriifung des Stephansgrabens vor Beginn der Neugestaltung auf eine Besiede-
lung durch Amphibien.

Im Rahmen der ErschlieBungsarbeiten ist eine 6kologische Baubegleitung sicherzustellen.

e Entsprechend der Auseinandersetzung mit der Seveso Il - Richtlinie werden Gewerbege-
biete (GE) gem. § 8 BauNVO sowie ein sonstiges Sondergebiet gem. 8§ 11 BauNVO fur
Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen flr Saisonarbeitskréfte und Gewerbe ausgewiesen.
Auf die Festsetzung eines Industriegebietes wird verzichtet, damit keine weiteren Stoérfall-
betriebe angesiedelt werden kdnnen.

Bestimmte Anlagen und Nutzungen - die innerhalb der Gewerbegebiet zulassig wéren,
aber u.U. schutzbedurftig sind - sind nur unter der Voraussetzung ausnahmsweise zulas-
sig, dass ein gutachterlicher Nachweis erbracht wird, dass es sich im konkreten Fall um
keine schutzbedurftige Nutzung gem. Art. 14 Seveso-llI-Richtlinie handelt.

Um sicherzustellen, dass fir das Sondergebiet ,Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fiir
Saisonarbeitskrafte und Gewerbe® keine Schutzbedirftigkeit entsteht, sind in den textli-
chen Festsetzungen entsprechende einschréankende Festsetzungen aufgenommen (keine
dauerhafte Belegung der Unterbringungszimmer, keine eigenen Kichen- und Sanitérbe-
reiche in den Zimmern, zulassige Geschossflache der Arbeiterunterkunft auf umgerechnet
ca. 4000 m? reduziert).

¢ Um die Bedirfnisse der angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe und landwirtschaftli-
chen Gewerbebetriebe zu beriicksichtigen, sind Anlagen der Abstandsklassen | bis V der
Abstandsliste zum Runderlass des Ministeriums fiir Umwelt, Raumordnung und Landwirt-
schaft vom 02.04.1998 (Abstandserlass Nordrhein-Westfalen - NRW) und Anlagen mit
ahnlichem Emissionsverhalten nicht zuléssig.

Fazit Schutzgut Boden und Flache:

Die Neuversiegelung von Boden durch Bau- und Verkehrsflachen ist nicht vermeidbar und
kann grundsatzlich nur durch Riickbau bzw. Entsiegelung bereits liberbauter Flachen vollstan-
dig kompensiert werden. Entsprechende MalRnahmen sind im Plangebiet nicht umsetzbar.

Insgesamt ist das Schutzgut Boden durch Versiegelung und Abgrabung auf maximal 75.156
m2 Flache und dem Verlust bzw. der Beeintrachtigung der Bodenfunktionen erheblich betrof-
fen. Hinzu kommen noch auf mind. 24.843 m2 geplanter Griinflache und 16.700 m2 privaten
Grunflachenanteil die bauzeitlichen Beeintrachtigungen der Bodenfunktionen. Fur den Eingriff
in das Schutzgut Boden sind nachfolgende Minderungsmafinahmen anrechenbar:

Kompensationswirkung
Biotop-
Flache MinderungsmaRnahme (MM) |entwicklungs{ Ertrags- [ Feldkapa- | Nitratriick- |[Summe WS-
Teilflache der Planung in ha potential potenzial zitat halt Gewinne
Dezentrale Versickerung von
Niederschlagswasser - - 0,25 - 2,09
(MM)
Bauflachen 8,35 Verwendung
versickerungsfahiger Belage auf
10% der Flache 02 B 0.17
MM)
Dezentrale Versickerung von
Verkehrsflachen 0,835 Niederschlagswasser - - 0,25 - 0,21
(MM)
Verkehrsfiachen 0,0132 Anpfanzen von Baume im 05 0,01
Strassenraum
Grunflachen 0,01 Anpfanzen von Baume am 05 0,01
Ortsrand
Summe Ausgleich nach Bodenfunktionen 247
(BWE) !
Gesamtsumme Ausgleichsbedarf 76.30
Schutzgut Boden ’
Verbleibende Beeintrachtigungen 73,83

Somit kann der Eingriff in das Schutzgut Boden durch die vorgesehene Kompensations-
mafinahme nur geringflgig bodenfunktional kompensiert werden. Es verbleiben bodenbezo-
gene Beeintrachtigungen von 73,83 BWE.
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Fazit Schutzgut Natur und Landschaft:

Das geplante Vorhaben wurde nach der Anlage 3 der Kompensationsverordnung (KV) vom
01.09.2005 (Wertliste nach Nutzungstypen) bewertet und bilanziert. Gemaf § 8 der KV vom
10.11.2018 optiert die Stadt in diesem Verfahren zur Anwendung der Kompensationsverord-
nung vom 1.09.2005. Das Planverfahren lauft seit dem 12.12.2014 (Aufstellungsbeschluss),
so dass die Voraussetzungen des § 8 erfillt sind.

Ergebnis der Flachenbilanz ist, dass der Eingriff in Natur und Landschaft auch bei Berlcksich-
tigung der eingriffsmindernden landschaftspflegerischen Malinahmen auf den Grundstiicken
innerhalb des Plangebietes nicht vollstandig ausgeglichen werden kann. Es verbleibt eine Bi-
otopwertdifferenz von 429.272 Punkten als Defizit.

Fazit Schutzgut Tiere:

Vorbehaltlich der Einhaltung der oben aufgefuhrten Artenschutzmal3nahmen zur Vermeidung
werden keine Verbotstatbestédnde nach § 44 BNatSchG ausgeltst.

Fazit Schutzgut Mensch / Wasser / Sachguter

Durch die Festsetzungen des Bebauungsplanes sind Umweltauswirkungen auf diese Schutz-
guter vermieden worden.

Malnahmen zum Ausgleich oder Ersatz nachteiliger Umweltauswirkungen

Die erforderliche Kompensation wird teilweise durch MafRnahmen (Gehdlzanpflanzungen,
Brachflachen, Wiesenansaat) in der Feldflur und teilweise durch Flachenstilllegung (Bewirt-
schaftungsverzicht) im Lampertheimer Wald erbracht.

Flachenstilllegung (Bewirtschaftungsverzicht) im Lampertheimer Wald

Den Vorgaben der Kompensationsverordnung entsprechend soll ein Teil der Kompensation
durch Flachenstilllegung (Bewirtschaftungsverzicht) von Waldflachen im Stadtwald Lampert-
heim erfolgen. Die Stadt Lampertheim hat hierzu die Birogemeinschaft Contura, Mannheim
mit der Erstellung der "Bewertung und Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsflachen als
naturschutzrechtliche KompensationsmalBRnahme" beauftragt, die im November 2014 vorge-
legt wurde. Diese Bilanzierung ist als Anlage zum Grinordnungsplan beigefiigt.

Es erfolgte eine Ermittlung des potenziellen Biotopwertgewinns gemalf der Hessischen Kom-
pensationsverordnung (KV) unter Berticksichtigung des Bewertungsleitfadens "Zusatzbewer-
tung Nutzungsverzicht in naturnahen Waldbestdnden" des Regierungsprasidiums Darmstadt
fur verschiedene Waldabteilungen in Abstimmung mit der Hessen Forst und der Unteren Na-
turschutzbehdrde Heppenheim.

Aus diesem Gesamtkonzept soll fur den hier vorliegenden Bebauungsplan eine Teilflache der
Waldabteilung 122 A und B angerechnet werden. Als Maf3nahmen sind vorgesehen: "Es ist auf
die forstliche Nutzung der hier untersuchten und dargestellten Bereiche der Abteilung 122 A
und B zu verzichten (Abgrenzung in Plan 2: Pappelaltholz mit Erlenbruch in Abt. 122; - Luftbild
und Bestand -). Vorrangige Ziele sind die Sicherung des Pappelaltholzes, der Menge und Viel-
falt an stehendem und liegendem Totholz sowie die naturgemafle Entwicklung des Sonder-
standortes mit Erlenbruchwald. PflegemalRnahmen sind auf die erforderlichen Verkehrssiche-
rungsmaflinahmen zu beschréanken. Ein Zurtickdrangen der nur vereinzelt auftretenden Neo-
phyten im Gebiet ist nicht erforderlich.

Mit der beschriebenen MalRhahme ist entsprechend der altholzgepragten, stillzulegenden Fla-
che ein rechnerischer Biotopwertgewinn von 107.336 m? x 9 WP/m? = insgesamt 966.024 WP
zu erzielen.

Fur den hier vorliegenden Bebauungsplan wird eine Teilflache von insgesamt 47.697 m2 in An-
spruch genommen werden:

Flur 17 Nr. 160 (Tf. 11.864 m?), Flur 17 Nr. 161 (16.500 m2), Flur 17 Nr. 162 (13.892 m?), Flur
17 Nr. 163 (Tf. 3.574 m2), Flur 17 Nr. 245 (885 m?), Flur 17 Nr. 246 (982 m?).
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Darauf entfallen Insgesamt 429.273 Wertpunkte.

Ausgleichsflache innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes:

Anlage der Ausgleichsflachen auf den Flursticken 246/1 (Stephansgraben), 71/1,
71/2+222+262 (Kechlerslache) nordostlich BA 1

Die GroRRe dieser Flache betragt ca. 1,7 ha und wird landwirtschaftlich (derzeit: Gemuse-
bau) genutzt. Am westlichen Rand verlauft der Stephansgraben.

Im Bauabschnitt 1 wurden die Flachen am ¢stlichen Rand des Baugebietes, im Verlauf des
Stephangrabens / parallel zur Stral3e "Am Kechlersbrunnen", neu angelegt. Hier betragt
die Flachenbreite zwischen 25 - 30 m. Die Geholzflachen haben eine Breite von 5 bzw. 10
m und sind damit als Lebensraum der Feldgeholze optimal dimensioniert. Trotzdem blieb
fur die Entwicklung der Gras- und Krautfluren ausreichend Platz und Besonnung.

Dieses Konzept soll fur die Gestaltung der nérdlich davon gelegenen Ausgleichsflachen
aufgegriffen werden. Hier steht eine Flache von rd. 17.150m? mit einer Breite von 70m und
einer Lange von 245m zur Verfugung.

Hier sind folgende MaflRnahme geplant:

¢ Eine, teils unterbrochene, ansonsten 6-10 m breite heimische und standortgerechte Ge-
hélzpflanzung entlang der StraRe "Am Kechlersbrunnen”,

¢ auf einer Flache von 7.500 m2 wird in zentraler Lage des Flurstlicks eine Mulde herge-
stellt, die - entsprechend der bisherigen Grundwasserstande im Gebiet - temporar Was-
ser fihren wird. Die tiefsten Bereiche der Mulde sollen der Sohlhéhe des Stephangra-
bens entsprechen (die versicherungsrechtlichen Einschrankungen sind zu beachten),

e das ostliche Ufer des Stephansgraben wird an 2 Stellen abgesenkt, sodass eine boden-
feuchte Verbindung zur neugebauten Mulde entsteht. Damit soll die nattirliche Besied-
lung der Mulde durch die vorhandene, amphibische Flora und Fauna der ortlichen Gra-
bensysteme erleichtert werden

e Die Flache der gesamten Mulde wird beim Bau um 25 cm unter das spatere Planum
ausgekoffert. Das Volumen wird durch ein Sand- und Kiesgemisch (0-300) regionaler
Gewinnung ersetzt.

e Die urspringlich geplante Absenkung des gesamten Ostufers des Stephansgrabens
wurde aufgegeben, da hier Zauneidechsen festgestellt wurden. Entlang des gesamten
Ufers und am nordlichen Wegesrand wird ein 10-15 m breiter Gelandestreifen in besonn-
ter Ostexposition freigehalten. Hier werden mehrere Eidechsenhabitate angelegt,

¢ Einsaat der nicht bepflanzten Flachen erfolgt mit regional gewonnenem Saatgut

e Die Parzelle des Stephansgraben ist Teil der Ausgleichsflache und wird ebenso auf
Dauer nach naturschutzfachlichen Gesichtspunkten gepflegt.

e Die hier beschriebenen MalRnahmen sind im Rahmen der Freiflaichenplanung zur Er-
schlieBungsplanung weiter zu detaillieren.

e Entsprechend den Festsetzungen fir die 6ffentlichen Grinflachen des neuen Baugebie-
tes ist auch fir diese Flachen ein Pflegeplan zu erarbeiten. Dieser ist 5 Jahre nach Her-
stellung der Grinflachen, auf der Grundlage einer Erhebung und Bewertung der stan-
daortlichen Entwicklung, zu Uberarbeiten.

Mit Umsetzung der im Bebauungsplan festgesetzten Flachen und deren MaRnahmen ist
der Eingriff in Natur und Landschaft vollstandig ausgeglichen.

Es wird auf die Berechnungen und Ergebnisse des Grinordnungsplanes verwiesen.
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Malnahmen zur Kompensation der Eingriff in den Boden

Kompensationswirkung
Biotop-
Flache entwicklungs{ Ertrags- [ Feldkapa- | Nitratriick- |[Summe WS-
Teilflache der Planung in ha AusgleichsmalRnahem (AM) potential potenzial zitat halt Gewinne
Extensivierung der Flachen auf
80% der Flachen - 1 1 1 6,62
Griinflachen 2,94 (AM) —
Anpflanzung von Gehélzflachen
auf 20% der Flache 0,5 - - - 0,29
(AM)
Entwicklung von Grun- und
Private Grinflachen 1,67 Geholzﬂach?n auf20% der 0,5 - - - 0,17
Flache
(AM)
Entsiegelung von Feldwegen 0,09 Vollentsiegelung 3 3 3 3 0,81
Entsiegelung von Verkehrsflachen BA 1 0,13 Vollentsiegelung 3 3 3 3 116
Anlage Gehdlzpflanzung,
Absenkung 6stliches
Anlage der Ausgleichsflachen aufden Grabenufers, Anlage parallel
Flurstiucken 246/1 (Stephansgraben), 71/1, 17 verlaufenden Senke (temporére 3 1 1 1 850
71/2+222+262 (Kechlerslache) norddstlich ' Wasserflache), Einsaat der
BA Flachen mit autochthonem
Saatgut
(AM)
Inanspruchnahme einer vorlaufenden
ErsatzmalRnahme im Stadtwald
Lampertheim, Waldabteilung 122 Aund B, .
naturpschutzfachliche MarSnaame zur 47 Waldstillegung
Aufwertung von Wald, die keine
bodenfunktionale Auswirkung hat.
Summe Ausgleich nach Bodenfunktionen
17,54
(BWE)
Gesamtsumme Ausgleichsbedarf 73.83
Schutzgut Boden ’
Verbleibende Beeintrachtigungen 56,29

Die Inanspruchnahme einer vorlaufenden ErsatzmafRnahme zur Kompensation von Eingriffen
in Natur und Landschaft ist eine naturschutzfachliche MalBnahme zur Aufwertung von Wald,
die keine bodenfunktionale Auswirkung hat.

Somit kann der Eingriff in das Schutzgut Boden durch die vorgesehene Kompensations-
mafnahme nicht vollstdndig kompensiert werden. Es verbleiben bodenbezogene Beeintrach-
tigungen von 56,29 BWE.

Hinsichtlich der Inanspruchnahme von Béden mit geringem bis mittlerem Funktionserfillungs-
grad wird auf das stadtebauliche Erfordernis der Ansiedlung angrenzend an Gewerbebe-
standsflachen bzw. die Vorgaben des Regionalplanes und des FNP verwiesen. Standortalter-
nativen auf Béden mit geringerem Funktionserfillungsgrad sind nicht gegeben.

Aufgrund der geringen bis mittleren Funktionserfillung der Boden und de gegebenen Rah-
menbedingungen wird vorgeschlagen, als letzter Losungsweg (‘ultima ratio’), den verbleiben-
den Ausgleichsbedarf schutzgutibergreifend zu kompensieren. Dabei soll ein monetarer An-
satz verwendet werden. Das Ingenieurbiro fir Boden- und Grundwasserschutz "Schnittstelle
Boden" hat daher im einen Umrechnungsvorschlag fur das Kompensationsdefizit erarbeitet:

Umrechnung Kompensationsdefizit in Euro

Momentan gibt es verschiedene Ansétze zur In-Wertsetzung eines entsprechenden Defizits,
die im Folgenden fir den vorliegenden Planungsfall berechnet wurden.

Ansatz HMUKLYV (Stand 01/2019, noch nicht endgultig abgestimmt):

Die BWE werden zunachst (1) in Wertpunkte (WP), wie sie gemaR Kompensationsverord-
nung Hessen (KV Hessen 2018) verwendet werden, umgerechnet. Anschliel3end erfolgt die
Berechnung einer Ersatzzahlung geméanR § 6 KV Hessen durch Multiplikation mit 0,40 €/ WP
zuziglich eines regionalen Bodenwertanteils (je WP 10 % des durchschnittlichen Kaufwerts
landwirtschaftlicher Grundstiicke in €/m2 auf Ebene des Landkreises, abzufragen beim Hes-
sischen Statistischen Landesamt).

Daraus ergibt sich:
Q) Umrechnungsfaktor WP = (mittlere BWE/ha :5)
(2) Kosten € = WP * (0,40 €/ WP Grundwert + €/ WP regionaler Bodenwert) * Flache m?
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Planungsfall Bebauungsplan Nr. 071B-00 Industrie- und Gewerbegebiet ,Wormser Land-
stral3e — 2. Bauabschnitt’, Stadt Lampertheim

) Flachenansatz: 75.156 m2 Flachenverlust + 43.854 m2 bauzeitliche Beeintrachtigung
Flachenansatz hiervon 24% = 8,5681 ha

(2) Umrechnungsfaktor WP = [56,29 / 8,5681 ha) : 5] = 1,3139

3) Kosten in € = 1,3139 * (0,40 € WP Grundwert + 0,24 € WP regionaler Bodenwert) *
(85.681 m?) = 72.051,20 €

Der ErschlieBungstrager wird diesen Betrag der Stadt Lampertheim - zweckgebunden fir 6ko-
logische MalRnahmen - zur Verfligung stellen. Derzeit ist geplant, damit die MaRnahme "Nach-
nutzung der entwidmeten Flache am Waldfriedhof" zu unterstitzen.

Bei der ca. 1,3 ha grof3en Flache handelt es sich um eine junge Brachflache (ca. 1 Jahr alt)
und Flachen, auf denen noch Baustoffe gelagert werden.

Abb. 1: entwidmete Flache

Auf der Flache soll ein gro3er wertvoller Trittstein zwischen Wald, Ackerflache und Stadt ent-
stehen. Dazu ist eine landschaftstypische Trockenmagerrasenflache, eingefasst mit Feldge-
holzen geplant.
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Abb. 2: Geplante Entwicklung - Fléache 4 = Biotopflache mit Umpflanzung (Flache 2)

Gefordert werden soll die Ansiedlung von verschiedenen Insekten (z.B. Sandbiene, Schmet-
terlinge, Grashupfer) und Reptilien (z.B. Eidechsen). Durch die Insekten sollen verschiedene
andere Tiere (z.B. Vogel und Fledermause) angelockt werden. Es ist eine extensive Pflege
geplant.

Die schutzgutibergreifende Kompensation erfolgt somit nicht ausschlief3lich tber einen mo-
netaren Ansatz, sondern dient auch ziel- und zweckgerichtet dem Schutzgut Boden.

Der Eingriff in das Schutzgut Boden kann somit als ausgeglichen bewertet werden.

Anderweitige Planungsmaoglichkeiten
Standort

Der geplante Bauabschnitt umfasst eine ca. 20,65 ha gro3e Flache, die zum Uiberwiegenden
Teil intensiv landwirtschaftlich genutzt wird. Sie schlief3t nordlich an den bestehenden ca. 9 ha
(Bruttobauland bei 5,5 ha Nettobauland) groRen 1. Bauabschnitt an, der bis Ende 2018 voll-
standig ausgenutzt sein wird. Bereits mit Stand 30.08.2018 sind alle Gewerbeflachen verkauft
und eine Bebauung in Vorbereitung (Baugenehmigungsverfahren laufen).

Das Gewerbegebiet ist Teil eines grof3en gewerblich genutzten Bereichs am Nordrand von
Lampertheim, der sich gemaR Regionalplan Stidhessen (2010) und Flachennutzungsplan der
Stadt Lampertheim (1994) weiter nach Nordwesten und Nordosten ausdehnen soll. Mogliche
Standortalternativen wurden bereits bei der Aufstellung des Flachennutzungsplans (1994) un-
tersucht. Weitere Alternativen sind nicht vorhanden.

Es wird auf die umfangreiche Alternativenprifung in der Begriindung Teil | Kapitel 5.1 verwie-
sen.

Planinhalt

Der erste Entwurf fur die Planung des Gewerbegebiets, damals noch ,Lache” genannt, wurde
im Jahr 2002 als Erschief3ungsentwurf entwickelt. Aus verschiedenen wurde aus dieser Vari-
ante ein Gesamtkonzept entwickelt, welches bereits flr den Bebauungsplan zum ersten Bau-
abschnitt des Gewerbegebietes ,Wormser Landstrale” als Grundlage diente.
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Auch der vorliegende Bebauungsplan fiir den zweiten Bauabschnitt orientiert sich sehr stark
am Gestaltungsplan, wenngleich in einigen Bereichen Anpassungen notwendig waren. Ein
Grund liegt hierbei in der Zielsetzung des sparsamen Umgangs mit Grund und Boden. Es soll
nicht mehr Flache verbraucht werden, als hinsichtlich des voraussichtlichen Bedarfs der kom-
menden Jahre bendtigt wird. Daher wurde im westlichen Teil das Plangebiet eingekirzt.

-

Zudem gab es Anpassungen aufgrund von Flachen, die nicht von der Stadtentwicklungsge-
sellschaft angekauft werden konnten. Diese standen dementsprechend nicht fiir eine Uberpla-
nung zur Verfigung und wurden, abweichend von der damaligen Planung, nicht mit einbezo-
gen. Hierbei fielen im dstlichen Teil Gewerbeflachen weg, die hun weiterhin landwirtschaftlich
genutzt werden kénnen.

Es wird auf die umfangreiche Alternativenprifung in der Begrindung Teil | Kapitel 5.2 verwie-
sen.

Auswirkungen auf die Schutzguter durch Anfalligkeit des Vorhabens fur schwere Un-
falle und Katastrophen und MaRnahmen zur Vermeidung und Minderung

Im Umweltbericht sind die erheblichen nachteiligen Auswirkungen, die aufgrund der Anfallig-
keit der nach dem Bebauungsplan zuldssigen Vorhaben fiir schwere Unfélle oder Katastro-
phen zu erwarten sind, auf die Belange der Schutzguter Tiere, Pflanzen, Flache, Boden, Was-
ser, Luft, Klima und das Wirkungsgefiige zwischen ihnen sowie auf die Landschaft und die
biologische Vielfalt, auf die Erhaltungsziele und der Schutzzweck der Natura 2000-Gebiete,
auf den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevilkerung insgesamt, und die Auswir-
kungen auf Kulturgiter und sonstige Sachguter, sowie die Wechselwirkungen zwischen den
einzelnen Belangen des Umweltschutzes darzustellen.

Durch den Bebauungsplan werden gewerbliche Nutzungen nach den Bestimmungen der
BauNVO zulassig. Eine Ausweisung als Industriegebiet erfolgte nicht, um die Bedurfnisse der
angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe und landwirtschaftlichen Gewerbebetriebe aus-
reichend zu beriicksichtigen. Zwar sind die angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe nicht
als Wohngebiete einzustufen, mit der Einschrankung auf ein Gewerbegebiet anstelle eines
Industriegebietes soll aber dem Gebot der Beriicksichtigung der Anforderungen an gesunde
Wohn- und Arbeitsverhaltnisse Rechnung getragen werden.

Im Bebauungsplan wurden zudem nach 8§ 1 Abs. 4 Satz 1 Nr. 2 BauNVO Betriebe und Anlagen
mit gefahrlichen Stoffe i. S. der StérfallV so eingeschrankt, dass keine Flachen aul3erhalb des
Geltungsbereiches des Bebauungsplanes neu betroffen sein dirfen. Damit ist wird auch er-
reicht, dass keine Betroffenheit der 0.a. Schutzguter ausgelost wird.

Durch den Bebauungsplan werden somit keine Vorhaben zulassig, fir die eine Anfalligkeit fur
schwere Unfélle oder Katastrophen zu erwarten ist.

-31-



GEWERBEGEBIET "WORMSER LANDSTRASSE, 2. BAUABSCHNITT* UMWELTBERICHT

3.2

Zusatzlichen Angaben

Technische Verfahren bei der Umweltprifung sowie Hinweise auf Schwierigkeiten bei
der Zusammenstellung der Angaben

Die Umweltpriifung basiert auf der Auswertung der bereits vorliegenden Planaussagen und
Daten sowie auf eigenen Ortsbegehungen.

Im Rahmen der ehemals geplanten GesamterschlieBung des Gewerbe-/Industriegebietes "La-
che" wurden die Moglichkeiten zur entwasserungstechnischen ErschlieBung in einem "Mas-
terplan ErschlieBung fur das Baugebiet "Die Lache" gutachterlich untersucht. Der Bebauungs-
plan "Wormser Landstraf3e" setzt die Ergebnisse des Masterplans nahezu vollstandig um.

Die Versickerungsfahigkeit des Bodens ist in einem Baugrundgutachten nachgewiesen.

Grundlage fur die Ermittlung von Kompensationsmafinahmen bildete das Verfahren der Hes-
sischen Kompensationsverordnung (KV) vom 01.09.2005, das im Rahmen des Grinordnungs-
planes zum Bebauungsplan angewendet wurde. Die Ergebnisse wurden bei der Umweltprii-
fung berlcksichtigt.

Die Berucksichtigung der artenschutzrechtlicher Belange nach 8§ 44 BNatSchG erfolgte im
Rahmen einer speziellen artenschutzrechtlichen Prifung auf der Grundlage des "Leitfaden flr
die artenschutzrechtliche Prifung in Hessen" (2. Fassung vom Mai 2011).

Das Schutzgut Boden wurde gemaf3 der vom Hessischen Ministerium fir Umwelt, Energie,
Landwirtschaft und Verbraucherschutz herausgegebenen Arbeitshilfe "Bodenschutz in der
Bauleitplanung — Berticksichtigung von Bodenschutzbelangen in der Abwagung und der Um-
weltprifung nach BauGB in Hessen" bearbeitet.

Zur Bewertung des Schutzguts Boden wurden die vom Hessischen Landesamt fir Natur-
schutz, Umwelt und Geologie (HLNUG) entwickelten Daten und Karten zur Bodenfunktions-
bewertung verwendet. Die Bodenfunktionsbewertung ist Bestandteil der "Bodenflachendaten
1:5.000 landwirtschaftliche Nutzflache (BFD5L)", die seit November 2012 im hessischen Bo-
denViewer verfiigbar sowie als GIS-Dateien bestellbar sind (shp-Format). Dabei wurden die
raumlich hoch aufgeldsten Daten der Bodenschatzung nach einer landesweit einheitlichen Me-
thodik ausgewertet und eine Bewertung der natirlichen Bodenfunktionen nach BBodSchG
vorgenommen. Mittlerweile stehen fur nahezu die gesamte landwirtschaftlichen Nutzflache des
Landes Hessen die BFD5L-Daten zur Bodenfunktionsbewertung zur Verfiigung. Fir die be-
troffene Gemarkung Lampertheim liegen die BFD5L- Daten vor und wurden bei der Bestand-
aufnahme sowie der Auswirkungsprognose und Abschéatzung des Kompensationsbedarfes
verwendet.

Des Weiteren wird der Kompensationsbedarf fiir das Schutzgut Boden nach der Arbeitshilfe
zur Ermittlung des Kompensationsbedarfs fir das Schutzgut Boden in Hessen und Rheinland-
Pfalz "Kompensation des Schutzguts Boden in der Bauleitplanung nach BauGB" ermittelt. Der
Kompensationsbedarf fur das Schutzgut Boden wird demnach quantitativ in Bodenwerteinhei-
ten (BWE) uber die Differenz der Wertstufen der Bodenfunktionsbewertung vor und nach dem
Eingriff multipliziert mit der Eingriffsflache in ha berechnet.

Bei der Erhebung der Grundlagen und der Zusammenstellung der Informationen sind keine
Schwierigkeiten aufgetreten.

Uberwachung der erheblichen Umweltauswirkungen / Monitoring

Gemal § 4c BauGB uberwachen die Gemeinden die erheblichen Umweltauswirkungen, die
aufgrund der Durchfiihrung der Bauleitplane eintreten. Insbesondere unvorhergesehene nach-
teilige Umweltauswirkungen sollen friihzeitig ermittelt werden, um geeignete Gegenmal3nah-
men einleiten zu kdnnen.

Eine Erhéhung der Umweltauswirkungen, die durch die vorliegende Planung entstehen, ist vor
allem aufgrund fehlenden Vollzuges einzelner Bebauungsplanfestsetzungen zu erwarten. Dies

-32-



GEWERBEGEBIET "WORMSER LANDSTRASSE, 2. BAUABSCHNITT* UMWELTBERICHT

3.3

gilt insbesondere fur die Umsetzung und Erhaltung der Bepflanzungen als Ausgleichsmal3-
nahmen auf den privaten Grundstiicken. Die Umsetzung der festgesetzten grinordnerischen
MaflRnahmen des Bebauungsplans, die innerhalb eines Jahres nach Erteilung der Ge-
brauchsabnahme zu realisieren ist, wird durch die Stadt Lampertheim tGberpruft.

Die Ausfuhrung von Kompensationsmaf3nahmen auf 6ffentlichen Flachen wird durch die Stadt
Lampertheim erstmalig ein Jahr nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes Uberprift. Die Ent-
wicklung der Flachen wird im Rahmen der Fertigstellungs- und Entwicklungspflege durch Orts-
besichtigung Uberwacht. Die dauerhafte Erhaltung der MaRnahmen wird durch jahrliche Orts-
besichtigung sichergestellt.

Infolge der Betroffenheit der Boden durch die Planung ist es sinnvoll, MaBnahmen zur Uber-
wachung nachteiliger Auswirkungen auf das Schutzgut Boden zu treffen (8 4c BauGB).

Hierzu werden folgende Vorschlage unterbreitet:

= Kontrolle der Durchfiihrung und der Wirksamkeit bodenbezogener Minderungsmalnah-
men, z. B. durch regelméaRige Ortstermine wahrend der Bauphase

= Kontrolle der Durchfiihrung und der Wirksamkeit der Minderungsmafinahmen mit Bezug
zum Schutzgut Boden (z. B. Einbau wasserdurchlassiger oder fugenreicher Belage, Erhal-
tung von Grinflachen, Anlage von Pflanzflachen), z. B. durch regelmafiige Ortstermine

Allgemein verstandliche Zusammenfassung

Der geplante Bauabschnitt umfasst eine ca. 20,6 ha groRe Flache, die zum Uberwiegenden
Teil intensiv landwirtschaftlich genutzt wird. Davon werden jedoch rund 5,7 ha landwirtschaft-
liche Flachen und landwirtschaftliche Anwesen mit Wirtschafts- und Wohngebauden im Be-
stand erhalten und nicht mit gewerblichen Bauflachen lberplant. Des Weiteren liegt eine ca.
1,7 ha groRRe Ackerflache am dstlichen Rand des Geltungsbereiches, die in diesem Bebau-
ungsplan als landespflegerische Kompensationsflache ausgewiesen wird. Die zur gewerbli-
chen ErschlieBung vorgesehene Flache umfasst damit rund 13 Hektar.

Die neuen Gewerbeflachen umfassen 8,35 ha, das Sondergebiet 0,93 ha, die Verkehrsflachen
0,94 ha. Offentliche Grinflachen werden auf einer Flache von 3,1 ha neu hergestellt.

Das Plangebiet ist Teil eines Gewerbegebietes, das im Regionalplan Sudhessen und im Fla-
chennutzungsplan der Stadt Lampertheim dargestellt ist und dem Gesamtkonzept entspre-
chend nach Bedarf in mehreren Abschnitten erschlossen wird.

Die auf3ere Erschliel3ung erfolgt Uber den Kreisverkehrsplatz an der L 3110 und eine Anbin-
dung an die Chemiestraf3e. Die ErschlieBungsflache muss aufgrund der bestehenden Grund-
wasserverhaltnisse bis zu 1,5 Meter Uiber dem bisherigen Gelandeniveau aufgefiillt werden.

An den Randern des kiinftigen Gewerbegebiets bilden 6ffentliche Griinflachen den Ubergang
zur angrenzenden Landschaft. Die 6ffentlichen Grunflachen des 1.Bauabschnittes werden er-
weitert und dienen der inneren Durchgriinung des Plangebietes. Innerhalb der offentlichen
Grunflachen werden Anlagen zur Regenwasserbewirtschaftung hergestellt.

Zur Vermeidung, Verminderung und zum Ausgleich der durch die Planung entstehenden nach-
teiligen Umweltauswirkungen im Sinne des § 2 Abs. 4 BauGB - die im Wesentlichen durch die
geplante Auffullung und Versiegelung des gewachsenen Bodens sowie durch die Erschlies-
sung und Bebauung entstehen - wurden Maflnahmen zur Beschrankung der Versiegelung und
der baulichen Ausnutzung sowie zur Begriinung der Gewerbegrundstiicke, zur Durchgriinung
und landschatftlichen Einbindung des Gewerbegebietes, zur Niederschlagswasserriickhaltung
und -ableitung sowie zur gebietsexternen Kompensation von Eingriffen im Sinne des Natur-
schutzrechtes festgesetzt.

Mit Umsetzung der im Bebauungsplan festgesetzten Flachen und deren MalRhahmen ist der
Eingriff in Natur und Landschaft vollstandig ausgeglichen.

Des Weiteren erfolgte eine detaillierte Auseinandersetzung mit der Seveso Ill - Richtlinie. Die
Entstehung von neuen als "Storfallanlage” eingestuften Betrieben ist durch die Ausweisung
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als Gewerbegebiet nicht moglich. Gewerbegebiete selbst sind gemaR einschléagiger Richtlinien
grundsétzlich nicht als schutzbeddrftige Gebiete einzustufen. Bestimmte Anlagen und Nutzun-
gen - die innerhalb der Gewerbegebiet zulassig waren, aber u.U. schutzbedurftig sind - sind
nur unter der Voraussetzung ausnahmsweise zulassig, dass ein gutachterlicher Nachweis er-
bracht wird, dass es sich im konkreten Fall um keine schutzbedurftige Nutzung gem. Art. 14
Seveso-llI-Richtlinie handelt.

Um sicherzustellen, dass flr das Sondergebiet ,Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fur Sai-
sonarbeitskrafte und Gewerbe® keine Schutzbedurftigkeit entsteht, sind in den textlichen Fest-
setzungen entsprechende einschrankende Festsetzungen aufgenommen (keine dauerhafte
Belegung der Unterbringungszimmer, keine eigenen Kiichen- und Sanitarbereiche in den Zim-
mern, zuléssige Geschossflache der Arbeiterunterkunft auf umgerechnet ca. 4000 m2 reduziert
= GFZ 0,45).

Um die Bediirfnisse der angrenzenden landwirtschaftlichen Betriebe und landwirtschaftlichen
Gewerbebetriebe zu beriicksichtigen, sind Anlagen der Abstandsklassen | bis V der Abstands-
liste zum Runderlass des Ministeriums fur Umwelt, Raumordnung und Landwirtschaft vom
02.04.1998 (Abstandserlass Nordrhein-Westfalen - NRW) und Anlagen mit ahnlichem Emissi-
onsverhalten nicht zuléssig

Im Plangebiet werden Mal3nahmen durchgefuhrt, um Gefahrdungen von Tier- und Pflanzen-
arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von europaischen Vogelarten zu vermeiden oder
zu mindern. Vorbehaltlich der Einhaltung der beschriebenen ArtenschutzmalRnahmen zur Ver-
meidung werden keine Verbotstatbestdnde nach § 44 BNatSchG ausgelgst.

Das Schutzgut Kultur- und sonstige Sachguter ist von der Planung nicht direkt betroffen. Es
ist allerdings die Lage im Risiko-Uberschwemmungsgebiet zu beachten. Der Bebauungsplan
reagiert hierauf mit Festsetzungen zu einer dem Hochwasserrisiko angepassten Bauweise und
Verboten hinsichtlich der Zulassigkeit von Kellergeschossen, Heizdlverbraucheranlagen und
Vorgaben fir die Héhenlage von Elektroverteilungen und Lagerung wassergefahrdenden Stof-
fen.

Im Ergebnis kann festgehalten werden, dass durch die Bebauungsplanung unter Be-
ricksichtigung der getroffenen Festsetzungen und der Vermeidungs-, Minderungs- und
KompensationsmalRnahmen voraussichtlich keine erheblichen Beeintrachtigungen der
untersuchten Schutzgiter Mensch, Wasser, Pflanzen und Tiere, Klima und Luft sowie
Landschaftshild zu erwarten sind. Erhebliche Beeintrachtigungen entstehen fur das
Schutzgut Boden.

Insgesamt ist das Schutzgut Boden durch Versiegelung und Abgrabung sowie bauzeitliche
Beeinflussung auf 75.156 m2 Flache mit dem Verlust bzw. der Beeintrachtigung der Boden-
funktionen betroffen. Hinzu kommen bauzeitliche Beeintrachtigungen auf 43.854 m2 Flache,
die mit einer Beeintrachtigung der Bodenfunktionen einhergehen. Im Plangebiet liegen Boden
mit einem geringen bis mittleren Erfullungsgrad der bodenfunktionalen Gesamtbewertung vor.

Durch die planexterne KompensationsmafRnahme kann der Eingriff in das Schutzgut Boden
bodenfunktional nicht kompensiert werden, da es sich hierbei um eine naturschutzfachliche
Mafinahme zur Aufwertung von Wald handelt, die keine bodenfunktionalen Auswirkungen hat.
Verbleibende bodenbezogene Beeintrachtigungen bzw. der Verlust der Bodenfunktionen wer-
den im Bebauungsplan Nr. 071B-00 Gewerbegebiet "Wormser Landstral3e - 2. Bauabschnitt"
der Stadt Lampertheim nicht ausgeglichen. Rechnerisch verbleibt ein Defizit von 56,29 BWE.

Dieses wird Uber einen monetaren Ansatz schutzgutibergreifend kompensiert.
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1 Einfuhrung
1.1 Anlass und Aufgabenstellung

Die Stadt Lampertheim beabsichtigt, das zwischen Lampertheim und dem Stadtteil Rosengar-
ten gelegene Industrie- und Gewerbegebiet ,Wormser Landstrale“ zu erweitern und einen 2.
Bauabschnitt als Gewerbegebiet auszuweisen. Ein landwirtschaftlich genutztes Anwesen wird
als Sondergebiet mit der Zweckbestimmung " Landwirtschaft, gewerbliches Wohnen fur Sai-
sonarbeitskrafte und Gewerbe " ausgewiesen.

Der Geltungsbereich des 2. Bauabschnittes umfasst ca. 20,65 ha. Davon werden jedoch rund
5,7 ha landwirtschaftliche Flachen und landwirtschaftliche Anwesen mit Wirtschafts- und
Wohngebauden im Bestand erhalten und nicht mit gewerblichen Bauflachen lUberplant. Des
Weiteren liegt eine ca. 1,7 ha grof3e Ackerflache am 6stlichen Rand des Geltungsbereiches,
die in diesem Bebauungsplan als landespflegerische Kompensationsflache ausgewiesen wird.
Die zur gewerblichen Erschlie3ung vorgesehene Flache umfasst damit rund 13 ha.

Das Plangebiet ist im Regionalplan Stidhessen und im Flachennutzungsplan der Stadt Lam-
pertheim als Industrie- und Gewerbegebiet dargestellt und wird dem Gesamtkonzept entspre-
chend in Abschnitten erschlossen.

Entsprechend § 1a des Baugesetzbuches (BauGB) ist die Stadt Lampertheim als Trager der
Bauleitplanung verpflichtet, bei der Aufstellung von Bebauungsplanen die Belange von Natur-
schutz und Landschaftspflege zu berticksichtigen und in die Abwagung einzubeziehen. Damit
in den Bebauungsplanen gemaf § 18 BNatSchG und § 1 Abs. 5 sowie Abs. 6 Nr. 7 und § la
BauGB die Belange von Naturschutz und Landschaftspflege ausreichend beriicksichtigt wer-
den, ist entsprechend 8 6 HAGBNatSchG. i. V. m. § 11 BNatSchG ein Grunordnungsplan
(GOP) zu erstellen. Die Bestandteile dieses Planes, die in den Bebauungsplan integriert wer-
den, erlangen mit diesem Rechtskraft.

Das Vorhaben stellt naturschutzrechtlich einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Um Art
und Umfang des Eingriffs feststellen zu kdnnen, sind zunéchst die natirlichen Gegebenheiten
(Schutzguter) im Planungsgebiet zu erfassen und ihre Bedeutung fiir den Naturhaushalt, das
Landschaftshild und das Nutzungsgeflige darzustellen und zu bewerten. Darauf aufbauend
sind im Landschaftsplan die durch den geplanten Eingriff zu erwartenden Auswirkungen auf
die Schutzglter zu analysieren und MalRnahmen zu beschreiben, die geeignet sind, diese zu
vermeiden, zu vermindern oder auszugleichen.

Der Umfang der Mal3nahme ist in Bestand und Planung den Tabellen und Planen in Anhang
2 und 3 zu entnehmen.

1.2 Lage und Abgrenzung des Plangebietes

Das Plangebiet befindet sich nordwestlich der Kernstadt Lampertheims. Landwirtschaftlich ge-
nutzte Flachen im Nordwesten, landwirtschaftliche Flachen und ein landwirtschaftlicher Weg
entlang des Industriegleises im Osten, die StralRe ,Am Kechlersbrunnen® im Sludosten, die
Wormser LandstralRe (Landesstral3e L 3110) bzw. der 1. Bauabschnitt des Industrie- und Ge-
werbegebietes ,Wormser Landstralle” im Siudwesten begrenzen das Plangebiet. Norddstlich
schliel3t das geplante Gewerbegebiet an weitere landwirtschaftlich genutzte Flachen an.
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Blick auf das Plangebiet Richtung Westen, Nordwesten, Norden und Osten (von oben nach
unten und von links nach rechts)

Landwirtschaftliche Anwesen im Geltungsbereich

1.3 Rechtliche Grundlagen

Die naturschutzrechtlichen Grundlagen finden sich in der aktuellen Fassung des Bundesna-
turschutzgesetzes (BNatSchG) bzw. des Hessischen Ausfiihrungsgesetzes zum Bundesha-
turschutzgesetz (HAGBNatSchG).

Die baurechtlichen Grundlagen fir die Landschaftsplanung sind in der aktuellen Fassung des
Baugesetzbuches(BauGB ) 81 Abs. 5, 81 Abs. 6 Nr. 7 sowie §la dargestellt.
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1.4 Raumplanerische Vorgaben

Regionalplan Stidhessen (2010)

Der Regionalplan Sudhessen weist das Gebiet als ,Vorranggebiet Industrie und Gewerbe”
(Planung) aus.

Flachennutzungsplan (1994)

Die Flachen des Plangebietes sind im Flachennutzungsplan als "Gewerbliche Bauflachen -
geplant" gekennzeichnet.

Landschaftsplan (2002)
Der Landschaftsplan stellt das Plangebiet als geplante Industrie- und Gewerbeflache dar.

Er enthalt sowohl landschaftsplanerische Leitbilder und Zielaussagen zu den einzelnen
Schutzgitern (Boden, Wasser, Klima, Biotope, Landschaftsbild und Erholung) als auch Aus-
sagen zu Flachenausweisungen in Bezug auf Auswirkungen auf die Schutzgiter und erforder-
liche Malinahmen zur Vermeidung und Verminderung der Eingriffe.

Zum urspriinglich geplanten ,Industriegebiet Lache® (jetzt: Gewerbegebiet ,Wormser Land-
straRe“) nennt der Landschaftsplan im Hinblick auf die Aufstellung eines Bebauungsplanes
folgende MafRnahmen zur Vermeidung und Verminderung der Eingriffe:

e Beschrankung der baulichen H6hen,

e grofRzlugige und dichte Gebietseingriinung mit Grolibdumen, um Fernwirkungen zu vermei-
den und zu verringern,

e Nutzung von Niederschlagswasser als Brauchwasser, Uberleitung tiberschiissigen Nieder-
schlagswassers in die ehemalige Altrheinschlinge und in ein Regenretentionsbecken in
Erdbauweise, dort Entwicklung von nassen und feuchten Biotoptypen,

e Ableitung Uberschiissigen Niederschlagswassers nach Vorklarung in das Grabensystem
des Stephangrabens,

e Sicherung einer hohen gebietsinternen Durchgriinung mit einem hohen Anteil an Grof3b&au-
men, um thermisch belastend wirkende versiegelte Flachen und Fassaden zu beschatten,

e Sicherung der torfigen Boden sowie des Grabens vor Uberbauung, hier eventuell Auswei-
sung eines Grinzugs.

Zur Kompensation der Eingriffe in Natur und Landschaft gibt der Landschaftsplan 2002 fol-
gende Hinweise :

,KompensationsmaflRnahmen werden in grollem Umfang erforderlich, insbesondere sind die
von der Gebietsentwicklung betroffenen besonders geschuitzten Biotope wiederherzustellen.
Dazu eignet sich zum einen die naturnahe Gestaltung eines flach gemuldeten, differenziert
modellierten Regenrtickhaltebeckens in Erdbauweise, zum anderen Mal3nahmen zur naturna-
hen Gestaltung der Graben des Stephansgrabensystems, weiterhin MaRnahmen zur Bio-
topvernetzung zwischen Lampertheim und Rosengarten sowie die Entwicklung von Feucht-
wiesen in der Friedrichsaue.”

Zusammenfassend stellt der Landschaftsplan fest:

,Grundsatzlich sind die Flachen flr eine gewerbliche Entwicklung geeignet. Aufgrund der Fl&-
chenausdehnung kommt es aber zu Beeintrachtigungen verschiedener Schutzguter, die mit



| BEBAUUNGSPLAN "WORMSER LANDSTRASSE - 2. BAUABSCHNITT" GRUNORDNUNGSPLAN |

geeigneten, umfangreichen Malinahmen kompensiert werden kdnnen, sofern die genannten
Mafnahmen zur Vermeidung und Verringerung der Eingriffe in Natur und Landschaft getroffen
werden. Besondere Bedeutung dabei haben die Schutzguter Landschaftsbild, Klima und Was-
ser sowie die Wiederherstellung der nach § 23 HENatG (Stand 2002; im Geltungsbereich nicht
vorhanden) besonders geschutzten Biotopbestande.”

2. Beschreibung und Bewertung von Natur und Landschaft
2.1 Naturrdumliche Gliederung

Das Plangebiet ist Teil der naturrdumlichen Einheit ,Mannheim - Oppenheimer Rheinniede-
rung“, die der Raumeinheit ,Nérdlichen Oberrheinniederung" zugeordnet ist. Die ,Mannheim -
Oppenheimer Rheinniederung"” ist naturraumlich gekennzeichnet durch verlandete Altarme
und Flutrinnen des Rheins, die das flache, nordsidlich ausgerichtete Tiefland gliedern. Das
ehemalige Fluss- und Uberschwemmungsgebiet des Rheins wurde durch Grabensysteme,
Vorflutdnderung (Rheinausbau) und durch Eindeichung stark veréndert.

Das Plangebiet gehort zu den ,Umlaufflachen ehemaliger Rheinmaander®. Als potentielle na-
turliche Vegetation wirde hier ein ,Stieleichen-Hainbuchenwald frischer bis maRig frischer o-
der wechselfrischer und nahrstoffreicher Standorte“ entstehen. Dieser wird u.a. von den Baum-
arten Stieleiche, Hainbuche, Vogelkirsche, Winterlinde, Esche, Spitzahorn und Feldahorn ge-
pragt. In der Strauchschicht finden sich in unterschiedlichen Anteilen u.a. Wasserschneeball,
Hasel, Roter Hartriegel, Liguster, Weil3dorn, Pfaffenhiitchen, Schlehe, Ackerrose, Rote He-
ckenrose, Hundsrose, Wolliger Schneeball, Brombeere und Waldgeif3blatt.

2.2 Relief

Das Plangebiet liegt auf einer Hohe von ca. 89 m bis 89,5 m tber NHN. Das Relief ist eben
bis schwach geneigt. Die Landesstral3e liegt im Mittel auf 90,45 m tber NHN, so dass hier ein
deutlicher Hohenunterschied besteht. Der angrenzende 1. Bauabschnitt wurde weitgehend auf
ca. 90,5 -91 m tiber NHN aufgefullt.

2.3 Flachennutzung

Anhand historischer Karten lasst sich nachweisen, dass das Plangebiet schon im 19. Jh. in
weiten Teilen ackerbaulich und bereichsweise als Griinland genutzt wurde.

Heute wird das Plangebiet und seine Umgebung Richtung Rosengarten intensiv ackerbaulich
bewirtschaftet (Gemuse-, Erdbeeranbau). Der Feldweg, der zu den vorhandenen landwirt-
schaftlichen Betrieben fuhrt, ist betoniert und weist ebenso wie die L 3110 im Randbereich
einen Gras- und Krautbewuchs auf. Zwei weitere Feldwege, die das Gebiet in Ost-West-Rich-
tung durchqueren, wurden inzwischen umgebrochen und werden landwirtschaftlich genutzt.
Im sudostlichen Bereich liegt ein teilweise mit BAumen und Schilf bewachsener Entwasse-
rungsgraben (Stephansgraben), der nur zeitweilig wasserfihrend ist. Weitere Gehélzbestéande
sind auf den Ackerflachen nicht vorhanden.

Im Geltungsbereich befinden 2 landwirtschaftliche Anwesen mit Wirtschafts- und Wohngebau-
den. Das nordwestlich gelegene landwirtschaftlichen Anwesen weist einen tber das Grund-
stuck verteilten Bestand an Gro3bdumen (Korkenzieherweide — Salix matsudana ,Tortuosa®)
auf und ist auf seiner sudwestlichen (an das geplante Gewerbegebiet angrenzenden Seite)
mit einer Gehdlzhecke vorwiegend aus nichtheimischen Ziergehdlzen eingefasst. Das dstliche
landwirtschaftliche Anwesen ist lediglich auf seiner nérdlichen Seite und im Bereich des Wohn-
hauses von Gehdélzpflanzungen eingefasst.
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Grasweg Kleinflachiger Strauchbewuchs an der L3110

Entwasserungsgraben (nordwestliches Plangebiet; links grasbewachsen, rechts mit
Roéhrichtbewuchs)

-

Landwirtschaftliches Anwesen neben Entwasserungsgraben (stdostliches Plangebiet), mit
angrenzender Ackerflache

Landwirtschaftliches Anwesen (geplantes Sondergebiet) mit Randbepflanzung und Baumbe-
stand
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2.4 Schutzguter
241 Geologie und Bdden

GemaR der Geologischen Ubersichtskarte von Hessen 1:300.000 und der Geologischen
Karte von Hessen 1:25.000, Blatt 6316 Worms, liegt das Plangebiet im Bereich des Quartar
- Holozan und weist Schwemmlehm (Lehm bis Ton, z. T. Torfablagerungen) in verlandeten
Flussbetten (hier: Umlaufflachen der Maandersysteme des Rheins) auf.

Die Bodenkarte der Nordlichen Oberrheinebene 1:50.000 weist das Plangebiet als Bereich
alterer Maandersysteme mit Uberwiegend tonigen Auenlehmen aus.

Folgende Bodentypen liegen im Plangebiet vor:

Auenpelosol (Brauner Auenboden) aus schluffig-tonigen Auenlehmen Uber Auenlehmen bis
-tonen Uber Auensand und -kies. Der Bodentyp ist carbonatreich, besitzt eine hohe Sorptions-
kapazitat (hohe nutzbare Feldkapazitat) sowie eine mittlere (im oberen Profilbereich) bis ge-
ringe Wasserdurchlassigkeit. Der Grundwasserstand schwankt und folgt nur mittelbar und ver-
zogert der Wasserfihrung des Rheins. Der Bodentyp weist ein groRes Schwermetallfilterver-
mdgen und mittleres Nitratrickhaltevermogen auf und ist gut fir die Ackernutzung geeignet.

Auengley aus schluffig-tonigem Auenlehm tber Auenlehmen bis -tonen tber Auensand und
-kies in Rinnen der Umlaufflachen. Der Bodentyp ist carbonathaltig bis -reich, toniger Auen-
lehm ist meist carbonatfrei. Er weist eine hohe Sorptionskapazitat (hohe nutzbare Feldkapa-
zitat) sowie eine mittlere bis geringe Wasserdurchlassigkeit auf und ist mittel grundnass. Der
Bodentyp ist mit Schwermetallen nicht belastbar und besitzt ein geringes Nitratriickhaltever-
mogen. Qualmwasser bzw. Niederschlagswasser fiihrt zu Uberstauungen der gering durch-
lassigen Bdden, wodurch Ertragsausfalle entstehen; bei Austrocknung bilden sich Schrumpf-
risse. Der Bodentyp ist dementsprechend gut fiir die Grinlandnutzung, aber nur mittel fur die
Ackernutzung geeignet.

Niedermoor , z. T. mit Bedeckung aus Niedermoortorf oder Auenlehm tber Auenlehm- bis ton
uber Auensand und -kies findet sich kleinflachig innerhalb einer Altlaufrinne des Rheines.

Der Niedermoortorf ist im Gegensatz zum mineralischen Untergrund carbonatfrei. Der Boden-
typ besitzt eine hohe bis sehr hohe Sorptionskapazitat (sehr hohe nutzbare Feldkapazitét)
sowie eine mittlere bis sehr hohe Wasserdurchlassigkeit. Er ist sehr stark bis auR3erst grund-
nass, daher mit Schwermetallen nicht belastbar und besitzt ein geringes Nitratriickhaltever-
mdagen. Die Eignung fir die Griinland- und Ackernutzung wird als mittel bis gering angegeben;
bei hohem Grundwasserstand ist eine landwirtschaftliche Nutzung nicht moglich.

Zusammenfassung: Die Ertragsfahigkeit der Béden fur die Landwirtschaft ist Gberwiegend als
mittel bis gut eingestuft. Ausgenommen sind die Bereiche mit dem Bodentyp Niedermoor, die
eine geringe bis mittlere Ertragsfahigkeit besitzen.

Bei der Beschreibung und Bewertung des Ist-Zustands des Bodens in der Umweltprifung sind
die bisher géangigen, meist rein geologischen oder geomorphologischen Ausfiihrungen zum
Schutzgut Boden durch die Betrachtung der nattirlichen und nutzungsbezogenen Bodenfunk-
tionen sowie der Archivfunktion zu ersetzen. Das entspricht einer Bewertung der im
BBodSchG beschriebenen, zu schiitzenden Bodenfunktionen. Diese Beschreibung und Be-
wertung ist im Umweltbericht in den Kap. 2.1.3, 2.2.3 und 2.3 detailliert dargelegt worden.
Daher ist im Grinordnungsplan ein Verweis auf den Umweltbericht ausreichend.
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Bewertung:

Grundsatzlich dient der offene Boden (neben weiteren wichtigen Funktionen in Okosystemen)
Pflanzen als Standort und liefert ihnen Wurzelraum, Sauerstoff, Wasser sowie mineralische
Nahrstoffe zur Produktion organischer Substanzen. AufRerdem ist er Lebensraum fir unzéh-
lige Bodenlebewesen. Als landwirtschaftliche Nutzflache stellt er die Lebensgrundlage fir
Menschen dar.

Mit seinen Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften wirkt der Boden als ,Reini-
gungssystem® und ist damit insbesondere fur den Schutz des Grundwassers bedeutsam.

Der im Plangebiet vorhandene Bodentyp ist aufgrund der langjahrigen landwirtschaftlichen
Nutzung (Bodenbearbeitung, Entwasserung) anthropogen tberformt.

Schadstoffbelastungen des Bodens durch die langjahrige landwirtschaftliche Bewirtschaftung
(Dungung, Pestizideinsatz), die angrenzende Landesstral3e sowie Eintrag aus der Luft sind
anzunehmen.

Es wird auf den Umweltbericht Kap. 2.1.3, 2.2.3 und 2.3 verwiesen.

2.4.2 Wasser

Oberflachengewasser

Der im 6stlichen Plangebiet befindliche Entwasserungsgraben (Stephansgraben) ist bereits an
das Entwasserungssystem des 1. Bauabschnittes des Gewerbegebietes ,Wormser Land-
strale” angeschlossen.

Graben dienen innerhalb der landwirtschaftlichen Flachen der Ableitung von Niederschlags-
wasser bzw. hoch anstehendem Grundwasser. Sie sind daher lediglich temporar wasserfih-
rend.

Grundwasser:

Nach der Bodenkarte liegt der Grundwasserstand bis auf den Bodentyp Auenpelosol tiefer als
2,00 m unter GOF. Beim Auengley ist ein Abstand von 0,80 - 1,30 m und beim Niedermoor ein
Abstand von 0 - 1,30 m, bei Grundwasserabsenkung von 1,30 - 2,00 m angegeben.

Im Hydrologischen Kartenwerk der Hessische Oberrheinebene wird der Grundwasserflurab-
stand im April 2001 (Hochwasser) mit 2-3 m angegeben.

Es wird auf die detaillierten Ausfihrungen in Kap. 6.10 des Bebauungsplanes verwiesen.

Die Grundwasserstande unterliegen in Abhéangigkeit vom Rheinwasserstand jahreszeitlichen
und jahrlichen Schwankungen von bis zu 3,00 m.

Bei Rheinhochwasser kann es im Plangebiet aufgrund der vorliegenden Bodenverhaltnisse zu
flachenhaften Qualmwasseraustritten sowie Flutungen des stromnahen Bach- und Graben-
systems kommen.

Die Grundwasserergiebigkeit ist in der gesamten Gemarkung einschliel3lich des Plangebietes
grof3 bis sehr gro3. Die Verschmutzungsempfindlichkeit des Grundwassers wird als gering
eingestuft.

Bewertung:

Neben ihrer eigentlichen Funktion sind die vorhandenen Entwéasserungsgraben in der intensiv
genutzten Landschaft wichtige Rickzugsgebiete fur die heimische Tierwelt, die hier Nahrung,
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Versteckmoglichkeiten, Fortpflanzungs- und Uberwinterungsplatze finden. Sie dienen als Aus-
breitungswege fir viele Tiere und Pflanzen und haben daher eine besondere Bedeutung fur
den Biotopverbund.

Das Grundwasser ist als natiirliche Lebensgrundlage des Menschen sowie der Pflanzen- und
Tierwelt zu schitzen und nachhaltig zu sichern.

Der derzeit unversiegelte Boden des Plangebietes erméglicht eine Versickerung von Nieder-
schlagswasser und damit die Neubildung von Grundwasser.

Im Plangebiet ist aufgrund der landwirtschaftlichen Nutzung sowie der angrenzenden Landes-
stral3e von Verunreinigungen des oberen Grundwasserleiters mit Nitraten und Kohlenwasser-
stoffen auszugehen.

2.4.3 Klima und Luft

Der Oberrheingraben gehért zu den warmsten Regionen Deutschlands. Klimatisch ist der
Oberrheingraben durch niedrige Windgeschwindigkeiten, héhere Lufttemperaturen und ge-
ringe Niederschlagsmengen gekennzeichnet. Die mittlere Niederschlagsh6he betragt 500 -
550 mm/Jahr.

Die lokalklimatischen Besonderheiten treten z. B. in den tiefer gelegenen Mulden und tber nur
gering bewachsenen Oberflachen auf. In Strahlungsnéachten (klarer Himmel) kommt es hier
zur Bildung und Ansammlung von Kaltluft.

Fur die Vegetation herrschen ginstige Temperaturverhaltnisse vor; die Mitteltemperatur liegt
ab Marz und bis Ende November schon bei + 5 °C. Somit herrschen 250 Tage im Jahr mit + 5
°C Tagesmitteltemperatur vor; an 180 Tagen im Jahr sind + 10 °C Tagesmitteltemperatur ge-
geben. Bioklimatisch wird die Klimaregion den intensiv belasteten Zonen zugeordnet.

Bewertung:

Als sich unmittelbar an bebaute Bereiche (stdlich Industrie- und Gewerbegebiet Wormser
Landstraf3e, 1. Bauabschnitt und 6stlich Industriegebiet Nord; nérdlich landwirtschaftliche Hofe
mit Wohnh&usern und Lagerhallen) anschlieRende Freiflache wirkt sich das Plangebiet auf-
grund der im Vergleich zu versiegelten Flachen hoheren Verdunstungsrate positiv auf das Lo-
kalklima aus, da durch die starkere nachtliche Abklhlung die Bildung von Kaltluft begtinstigt
wird.

24.4 Pflanzen und Tiere, Biotope, biologische Vielfalt

Innerhalb des Plangebietes und seiner unmittelbaren Umgebung gibt es keine nach dem Bun-
desnaturschutzgesetz (BNatSchG) bzw. Hessischen Naturschutzgesetz (HAGBNatSchG), der
Europaischen Flora-Fauna-Habitat-Richtlinie oder der Européischen Vogelschutzrichtlinie ge-
schitzten Gebiete.

Bedingt durch die intensive landwirtschaftliche Nutzung wurden die nattrlichen Standortbedin-
gungen im Plangebiet und der weiteren Umgebung stark verandert.

Das Gebiet ist heute ausschlief3lich durch ackerbauliche Nutzung gepragt. Gliedernde und
belebende Landschaftselemente wie Bdume, Hecken und Feldgehdlze fehlen weitgehend. Le-
diglich am Stephansgraben im Osten des Gebietes befinden sich einzelne Baume und Schilf-
bestande. Die Vegetation der, sofern vorhanden, zumeist sehr schmalen Ackerrand- sowie
Grabenrandstreifen ist durch Befahren, Dingung und Pestizideinsatz gepragt und weist ein
geringes Artenspektrum auf. Grundséatzlich haben die unbebauten Freiflachen jedoch trotz in-
tensiver landwirtschaftlicher Nutzung eine Bedeutung als potentieller Lebens-, Nahrungs- und
Ruckzugsraum fir Flora und Fauna.
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Gemal der Karte zur Verbreitung des Feldhamsters in Hessen — Stand: Dezember 2005 —
(Hessisches Ministerium fur Umwelt, landlichen Raum und Verbraucherschutz) befindet sich
das Plangebiet im Randbereich eines Feldhamstervorkommens (,Burstadt-Sud®) mit unguns-
tigem Erhaltungszustand der Population bzw. eines Vorkommens mit Nachweisen nach 1995,
die bei neuerlichen Untersuchungen nicht bestatigt wurden (siehe unten).

Bewertung:

Die Bedeutung des Plangebietes als Lebensraum fir Pflanzen und Tiere und damit die biolo-
gische Vielfalt ist aufgrund der ganzjahrig intensiven ackerbaulichen Bewirtschaftung mit Be-
wasserung und der fehlenden naturnahen Landschaftselemente als gering einzustufen. Zu-
dem wirken sich die angrenzenden Industrie- und Gewerbegebiete sowie die nahe gelegene
Landesstralle durch Larm- und Schadstoffimmissionen negativ auf den Biotopwert der FI&-
chen aus.

Spezielle artenschutzrechtliche Prufung (Institut fir Faunistik, Dr. Ulrich Weinhold, Hei-
ligkreuzsteinach, letzte Uberarbeitung und Erganzung November 2019) (siehe auch An-
lage 2 zum Bebauungsplan)

Bei der Aufstellung von Bebauungsplanen sind die artenschutzrechtlichen Verbote und Aus-
nahmen des § 44 BNatSchG zu beriicksichtigen. Diese gelten jedoch nur fur die Arten des
Anhangs IV der FFH-Richtlinie und die europaischen Vogelarten.

Im Frihjahr 2014 wurde das Institut fir Faunistik beauftragt zu prtfen, ob durch das Vorhaben
Zugriffsverbote nach 8§ 44 BNatSchG ausgeldst werden und gegebenenfalls eine spezielle ar-
tenschutzrechtliche Prufung (saP) durchzufihren.

Die Avi- und herpetofaunistische Untersuchungen vor Ort wurden von April bis Juni 2013 /
2014 / 2015 durchgefihrt. Die Untersuchung auf Feldhamstervorkommen im August 2013 und
Mai 2014. Die Artenerfassung wurde 2019 nochmals aktualisiert und die bisherigen Ergeb-
nisse auf Plausibilitat Gberprift.

Die Ergebnisse werden hier zusammengefasst dargestellt

Erfasst wurden die mdglichen Vorkommen heimischer Brutvogel-, Amphibien- und Reptilien-
arten, des Schlammpeitzgers im Stephansgraben sowie des Feldhamsters.

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Priifung wurden die bau- und betriebsbedingten sowie
anlagebedingten Wirkfaktoren des geplanten Gewerbegebietes (Stérungen, Larmimmissio-
nen, Flachenverlust, Barrierewirkung und Kollisionsrisiko) und deren Konfliktpotenzial fur Ar-
ten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und européische Vogelarten untersucht und dargestellt.

Feldhamster
Nachweise auf ein Feldhamstervorkommen konnten nicht erbracht werden.

Amphibien (Grunfrosche, vereinzelt Wasserfrosche) besiedelten den Stephansgraben nur
wahrend seiner wasserfihrenden Phase bis zum Frihsommer. Aufgrund der temporaren Was-
serfuhrung und regelmafiger Eingriffe durch die angrenzende Landwirtschaft ist der Graben
als dauerhafter und bedeutsamer Lebensraum ungeeignet. Ein Vorkommen des Schlamm-
peitzgers konnte dementsprechend nicht festgestellt werden.

Avifauna

Insgesamt wurden 39 Vogelarten erfasst. Das Vorkommen beschrankt sich aber im Wesentli-
chen auf die Randstrukturen des Plangebietes; auf der Flache selbst konnten keine britenden
Vogel nachgewiesen werden; es wurden lediglich Nahrungsgaste festgestellt. Das Brutgebiet
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des Teichrohrsangers befindet sich im Schilfbereich am ndrdlichen Ende des Stephansgra-
bens. Da der Graben jedoch regelmaRigen Eingriffen durch die angrenzende Landwirtschaft
(sowie die Gewasserunterhaltung) unterliegt, zweifelt der Gutachter einen Bruterfolg an dieser
Stelle grundsatzlich an.

Das Plangebiet ist durch seine derzeitige intensive ackerbauliche Nutzung kein geeignetes
Bruthabitat fir heimische Bodenbriter wie Feldlerche und Schafstelze. Dies liegt unter ande-
rem daran, dass Feldlerchen die Nahe zu vertikalen Strukturen (Hecken, Baume, Gebaude)
zum Teil auf mehrere hundert Meter meiden. Je nach Hb6he der vertikalen Struktur ist eine
Meidungsdistanz von 60 bis 120 m anzunehmen. Dabei werden bereits Strukturen ab 2 m
Hohe mit zunehmender Distanz gemieden. Wesentlich glinstigere Bruthabitate fiir die Feldler-
che liegen daher in den weiten offenen Fluren Richtung Lampertheim-Rosengarten und
Birstadt.

Zauneidechse

In Randbereichen des ab 2007 entstandenen Gewerbegebietes, sowie am Stephansgraben
wurden Zauneidechsen gefunden. Diese nutzen als Lebensraum vor allem Strukturen, die am
Rand des bereits erschlossenen Bauabschnittes entstanden sind (Baumstamme, ungenutzte
Griunflachen). Die ersten Erhebungen 2013-15 im Vergleich zu 2019 bestatigen ein dynami-
sches Vorkommen. Dies bestétigt, dass die geplanten und weiter unten beschriebenen Aus-
gleichsmaflinahmen sinnvoll und zielfiihrend sind.

Um die potentielle Betroffenheit dieses Vorkommens der Zauneidechse zu Uberprifen, wurde
fur diese Art eine artenschutzrechtliche Prifung gemafl dem ,Leitfaden fir die artenschutz-
rechtliche Prifung in Hessen® (Fassung Mai 2011) durchgefihrt.

Risiken bestehen demnach hinsichtlich einer zu erwartenden Zunahme des Strafenverkehrs,
die geplanten benachbarten Baumal3nahmen und durch die Neugestaltung des Stephansgra-
bens. Die zu beobachtende derzeitige Ausbreitung der Zauneidechse in das bestehende Ge-
werbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser Landstral3e zeigt jedoch, dass
die Art offensichtlich erfolgreich tber Stral3en hinweg neue Lebensraume erobern kann.

AbschlieRBend zieht der Gutachter folgendes Fazit:

Vorbehaltlich der Einhaltung der (weiter unten) aufgefihrten MaRnahmen zur Vermeidung (V)
und zur Sicherung der kontinuierlichen 6kologischen Funktion (CEF) werden keine Verbots-
tatbestande nach § 44 BNatSchG ausgelost.

2.45 Landschaft und freiraumbezogene Erholung
Landschaft

Das Plangebiet wird ausschlie3lich intensiv ackerbaulich genutzt und ist von Feldwegen ein-
gefasst. Naturnahe Landschaftselemente wie Baume und Straucher, die das Gebiet struktu-
rieren und beleben, sind nicht vorhanden. Naturraumliche Eigenarten sind im Gebiet lediglich
bereichsweise am vorhandenen Relief ablesbar. Das Landschaftsbild wird zudem durch die
Baulichkeiten des bereits vorhandenen angrenzenden Gewerbegebietes und der landwirt-
schaftlichen Grof3gehofte der Umgebung gepréagt.

Durch die vorbeifiihrende, hoherliegende und stark befahrene LandesstraRe L 3110 ist das
Plangebiet zudem durch Verkehrslarm beeintrachtigt.
Freiraumbezogene Erholung

Aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der angrenzenden stark befahrenen
LandesstralRe bietet das Plangebiet fur Erholungsaktivitdten der Bevoélkerung keine Anreize.

10
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Bewertung:

Durch die geplante Erweiterung des Gewerbegebietes wird das bereits beeintrachtigte Land-
schaftsbild weiter Uberformt. Die Offenheit und Transparenz des Landschaftsraumes nimmt
weiter ab. Dartber hinaus ist mit zusatzlichen Larmbelastungen zu rechnen.

Eine unmittelbare Nutzbarkeit des Plangebietes fur die Bevolkerung und das damit verbun-
dene Erholungs- und Erlebnispotential ist nicht gegeben; dennoch wird die landwirtschatftlich
genutzte Flache derzeit im Gegensatz zu Siedlungsflachen als naturnaher Freiraum und Teil
der Landschaft empfunden.

3. Beeintrachtigungen der Schutzgtter

Mit der Entwicklung des Gewerbegebiets sind Eingriffe in Natur und Landschaft verbunden.
Dazu gehoren insbesondere

o die Auffullung des Geléandes,
e die Uberbauung und Versiegelung des Bodens und
o die Veranderung des Landschaftshildes.

Die dadurch zu erwartenden Auswirkungen werden nachfolgend in Bezug auf die verschiede-
nen Schutzgiiter von Naturschutz und Landschaftspflege dargestellit.

3.1 Relief und Boden

Im Plangebiet werden Relief und Boden insbesondere durch folgende MalRnahmen verandert:

e Uberdeckung des gewachsenen Bodens durch Auffiilllungen der StraBenverkehrsflachen
und u.U. auch der Gewerbeflachen um ca. 1 bis 1,5 Meter tber dem derzeitigen Gelan-
deniveau;

e Bereichsweise Abgrabungen im Zusammenhang mit dem Bau von Retentionsmulden und
Entwasserungsgraben;

e Umlagerung und Verlust des belebten Oberbodens;
¢ Bodenverdichtung durch Baumaschinen und Baufahrzeuge;
e Uberbauung und Versiegelung offenen Bodens.

Diese MalRnahmen werden zu einer erheblichen Beeintrachtigung des gewachsenen Bodens
fuhren, die nicht auszugleichen ist. Die zu erwartende Versiegelung bislang offener Ackerfla-
chen bedeutet neben dem Verlust hochwertiger Boden fur die landwirtschaftliche Nutzung
auch den Verlust der naturlichen Filter- und Pufferfunktion der Boden vor allem hinsichtlich
des Eintrags von Schadstoffen in das Grundwasser sowie den Verlust der Verdunstungsfahig-
keit sowie der Speicherféahigkeit fur Niederschlagswasser. Auf3erdem geht mit der geplanten
Uberbauung Boden als potentielle Lebensgrundlage und Lebensraum von Pflanzen und Tie-
ren verloren. Der Verlust an gewachsenem Boden ist irreversibel.

Es wird auf den Umweltbericht Kap. 2.1.3, 2.2.3 und 2.3 verwiesen.

3.2 Wasser
Das Schutzgut Wasser wird durch folgende MalRnahmen beeinflusst:

e Uberbauung, Verdichtung und Versiegelung bisher offener Bodenflachen
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Allgemein bewirkt die durch Bebauung und Versiegelung verursachte verringerte Versickerung
von Niederschlagswasser zum einen eine Verminderung der Grundwasserneubildungsrate
(Trinkwasser) und zum anderen die Erh6hung des Oberflachenabflusses. Letzteres zieht ei-
nen vermehrten Wassereintrag in die Vorfluter und eine verstarkte Verschmutzung der Ober-
flachengewdasser nach sich. Bei ungehindertem Ablauf der Niederschléage in die Kanalisation
sowie die Graben, Bache und Flusse steigt letztlich die auch die allgemeine Hochwasserge-
fahr.

3.3 Klima und Luft
Das Schutzgut Klima und Luft wird durch folgende Maflinahmen beeinflusst:
e Uberbauung und Versiegelung bisher offener Bodenflachen.

Mit der Realisierung der geplanten Bauvorhaben werden die potentiell lokalklimatisch belas-
tend wirkenden Bereiche ausgedehnt. Es werden sich typische Merkmale des Stadtklimas ein-
stellen. Uberbauung und Versiegelung fiihren durch die eingeschréankte Verdunstungsrate zu
einer Aufheizung der Flachen und schlie3lich zu einer Verzégerung und Reduzierung der
nachtlichen Abkuhlung. Dies bewirkt, dass die ortliche Bildung von Kaltluft eingeschréankt wird.
Der Weitertransport von Frisch- und Kaltluft wird durch die zu erwartenden Gebaude behindert.
Die klimatischen Wirkungen bleiben jedoch im Wesentlichen auf die geplanten Bauflachen
selbst beschrankt. Dartiber hinaus ist durch die voraussichtliche Zunahme des Stral3enver-
kehrs und durch Emissionen der Gewerbebetriebe mit zunehmenden Schadstoffbelastungen
der Luft zu rechnen. Vorbelastungen bestehen jedoch bereits durch die angrenzende stark
befahrene Landesstral3e L 3110 sowie die siidlich gelegenen Industriebetriebe.

3.4 Pflanzen und Tiere, Biotope, biologische Vielfalt
Das Schutzgut Pflanzen und Tiere, Biotope wird durch folgende MalRBhahmen beeinflusst:
e Uberbauung und Versiegelung offenen Bodens;

o Potentielle Stérungen einheimischer Arten, insbesondere der Zauneidechse und von Bo-
denbritern durch die BaumalRnahmen;

e Potentielle Rodung von Geholzen und Beseitigung von Ruderalflachen.
¢ AuRenbeleuchtung des Gebietes;

Durch die geplante Uberbauung und Versiegelung der bislang landwirtschaftlich genutzten
Flachen wird grundsatzlich potentieller Lebensraum fir Pflanzen und Tiere vernichtet. Da das
Plangebiet jedoch aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung und der fehlenden
natirlichen Landschaftselemente derzeit nur einen geringen Biotopwert aufweist, bleibt die
geplante gewerbliche Nutzung hier tatsachlich von geringer Bedeutung fiir das Schutzgut.

Die Mdglichkeit, fur Tiere und Pflanzen Lebensrdume zu schaffen, wie sie fur den Naturraum
typisch waren, z.B. Feuchtwiesen, Schilfbestande, besteht nach der Uberbauung und Versie-
gelung des Bodens im Plangebiet nur in eingeschréanktem Malf3.

Durch n&chtliche Beleuchtung, z. B. von Stral3en, werden insbesondere fliegende nachtaktive
Insekten, aber auch Fledermause und nachtaktive Vdgel, in ihrem Lebensrhythmus gestort,
da sie sich an den kinstlichen Lichtquellen orientieren. Durch das Umschwirren der Lichtquel-
len verbrauchen Insekten viel Energie, die ihnen zur Nahrungs- und Partnersuche fehlt. Haufig
verenden sie in undichten Leuchtengehausen, aus denen sie nicht herausfinden.

12



| BEBAUUNGSPLAN "WORMSER LANDSTRASSE - 2. BAUABSCHNITT" GRUNORDNUNGSPLAN

3.5 Landschaft, freiraumbezogene Erholung

Aufgrund der Vorbelastung durch die bereits vorhandene Gewerbeflachen sowie der fehlen-
den Ausstattung des Landschaftsraumes mit charakteristischen naturraumlichen Strukturen
und Landschaftselementen als Folge der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung ist das Land-
schaftserleben und damit die Bedeutung flr die Erholung der Bevdlkerung gering. Gleichwonhl
wird die Erweiterung des Gewerbegebietes das Landschaftsbild weiter verandern. Der Land-
schaftsraum zwischen Lampertheim und dem Stadtteil Rosengarten wird so nach und nach
grundlegend Uberformt.

4. Naturschutzfachliches MalBhahmenkonzept
Maflnahmen zur Vermeidung (V), zur Minderung (M) und zum Ausgleich (A) unver-
meidbarer Eingriffe

Ausgehend von den Bestandsanalysen und der Beurteilung der durch die Gewerbegebietser-
weiterung zu erwartenden Auswirkungen auf Natur und Landschaft werden Ziele und Mal3-
nahmen dargestellt

e zum Schutz und zur Entwicklung des Naturhaushaltes und der biologischen Vielfalt,

e zur Begrunung und Einbindung des Gewerbegebietes in die Landschaft sowie

e zum Schutz und zu Férderung von Tier- und Pflanzenarten des Anhanges IV der der FFH-
Richtlinie und der europaischen Vogelarten.

4.1. Unvermeidbare Eingriffe

Die durch den Bebauungsplan initiierten Bauvorhaben sind grundsatzlich nicht vermeidbar
ohne die Planungsabsicht aufzugeben

4.2. MalBnahmen zur Vermeidung und zur Minderung von Eingriffen

Folgende Vorkehrungen sind zu treffen, um die Geféahrdungen von Tier- und Pflanzenarten
und Lebensrdumen zu vermeiden oder zu mindern, einschl. der Arten des Anhangs IV der
FFH-Richtlinie und von européischen Vogelarten

4.2.1 Ubergreifende MaBnahmen

(V) Geholze

Rodung von Gehdlzen und Baumen nur aufRerhalb der gesetzlich festgelegten Brutzeiten (1.
Marz - 30. September).

(V) Eidechsen

Zur Vermeidung der Verbotstatbestdénde nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der Rodung
von Gehdlzen und Baumfallungen im Bereich des Eidechsenvorkommens wahrend der Win-
termonate die Wurzelstécke bis April im Erdreich zu belassen.

Soweit die Wurzelstécke in bestehenden oder zukiinftigen Grunflachen liegen, sind sie als
wichtige Strukturelemente der Eidechsenhabitate im Boden zu belassen.
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(V) Qualifizierte Bauleitung

Alle BaumaRnahmen sind durch eine naturschutzfachlich qualifizierte Bauleitung zu begleiten.

(V) AulRenbeleuchtung

Zum Schutz nachtaktiver Tierarten sind ausschlief3lich Natriumdampflampen (SE/ST-Lampen)
fur die AuRBenbeleuchtung an Gebauden und ErschlieBungsstralen zu verwenden, da diese
wegen des geringeren UV-Anteils im Licht deutlich weniger Insekten anziehen als Quecksil-
berdampflampen. Alternativ sind aus Artenschutzgriinden auch warmweif3e LED - Leuchten,
die nach oben abgeschirmt sind, sinnvoll einsetzbar.

(V) Boden

Zum Schutz und zur Entwicklung des Bodens dienen die folgenden Ziele und Ma3nahmen:

¢ die Reduzierung der Versiegelung auf das unbedingt erforderliche MaR3;

o der Schutz des Bodens vor Schadstoffeintrag;

e der Schutz des belebten Oberbodens vor Uberdeckung bei der Auffiillung des Plangebie-
tes;

o die Anlage von o6ffentlichen und privaten Grunflachen zur Sicherung offenen Bodens.

Dementsprechend werden zur Minimierung und Kompensation des Eingriffes folgende Mal3-
nahmen vorgeschlagen:

¢ eine flachensparende ErschlieBung durch Reduzierung der Fahrbahnbreite mit einseitigen
Parkstreifen;

¢ die wasserdurchlassige Befestigung von Stellplatzen, Fahrwegen und Lagerflachen, wobei
Ausnahmen zugelassen werden kénnen, sofern aufgrund der Nutzung schadliche Verun-
reinigungen des Bodens oder des Grundwassers zu beflrchten sind;

o der belebte Oberboden, der im Zuge der BaumaRRnahme abgetragen wird, ist in nutzbarem
Zustand zu erhalten. Die schadensfreie Lagerung und Wiederverwendung sind vorzuse-
hen.

¢ Mindestens 20 % der Flache der gewerblichen Baugrundstiicke und des Sondergebietes
sind dauerhaft zu begriinen. Mindestens die Halfte dieser Flache ist als zusammenhan-
gende Griunflache anzulegen.

Es wird auf den Umweltbericht Kap. 2.3 verwiesen.

(V) Wasser

Zum Schutz und zur Entwicklung des Wasserhaushaltes dienen die folgenden Ziele:

e der Schutz des Entwasserungssystems und des Grundwassers vor Schadstoffeintrag und

o die moglichst vollstdndige Rickhaltung und Versickerung bzw. Verdunstung des anfallen-
den Niederschlagswassers im Plangebiet.

e Zur Vermeidung von Schadstoffeintragen in das Grundwasser bzw. die der Vorflut dinenden
Gewasser werden die folgenden Mal3nahmen vorgeschlagen:

o Befestigte Flachen und Stellplatze sind mit wasserdurchléassigen oder fugenreichen Bela-
gen zu befestigen. Ausnahmen kdnnen zugelassen werden, sofern aufgrund der Nutzung
schadliche Verunreinigungen des Bodens oder des Grundwassers zu beflrchten sind.
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¢ Niederschlagsabflisse dirfen nicht in den o6ffentlichen Schmutzwasserkanal eingeleitet
werden. Ausnahmen koénnen zugelassen werden, wenn schadliche Verunreinigungen der
Entwasserungsflachen zu beflirchten sind.

o Dacheindeckungen mit Metallwerkstoffen dirfen nur verwendet werden, wenn sie dauerhaft
beschichtet sind und das anfallende Niederschlagswasser nicht schadlich verandern.

o Bei der Baustelleneinrichtung und der Bauausfiihrung sowie bei der Auswahl der verwen-
deten Baustoffe sind Schadstoffeintrage in das Grundwasser durch geeignete Mal3nahmen
zu vermeiden.

Zur Rickhaltung und Versickerung des anfallenden Niederschlagswassers im Plangebiet sieht
das zum Bebauungsplan erarbeitete Regenwasserbewirtschaftungskonzept folgende Maf3-
nahmen vor:

¢ Das auf den gewerblichen Grundstlicken anfallende, nicht schadlich verunreinigte Nieder-
schlagswasser ist auf den gewerblichen Grundsticken zu bewirtschaften und gedrosselt in
die Retentionsmulden in den 6ffentlichen Grunflachen einzuleiten.

o Der Niederschlagsabfluss von den o6ffentlichen Verkehrsflachen ist Uber straf3enbeglei-
tende Entwasserungsrinnen in die Retentionsmulden in den offentlichen Grinflachen ein-
zuleiten.

¢ Innerhalb der 6ffentlichen Grunflachen sind entsprechend der angeschlossenen abfluss-
wirksamen Flache drainierte Retentionsmulden herzustellen und dauerhaft zu unterhalten.

Zum Schutz und zur Entwicklung des Wasserhaushaltes dient darliber hinaus folgende Fest-
setzung des Bebauungsplans:

e Extensive Dachbegriinungen werden empfohlen und vollstandig auf den zu begriinenden
Grundstucksanteil angerechnet.

Dachbegriinungen werden aufgrund des erheblichen Aufwandes fiir Bau und Unterhaltung im
Bebauungsplan nicht zwingend vorgeschrieben. Sie kdnnen sich jedoch eingriffsmindernd
auswirken, da sie je nach Bauweise und Witterung erhebliche Niederschlagsmengen (50-60%
im Jahresmittel) zurtickhalten und speichern. Dementsprechend werden sie auf den zu begri-
nenden Grundstiicksanteil der Gewerbegrundstiicke vollstandig angerechnet.

(V) Klima und Luft

Zum Schutz und zur Entwicklung von Klima und Luftqualitat dienen folgende Ziele:

o die dauerhafte Bepflanzung eines Mindestanteils jedes Gewerbegrundstiickes einschliel3-
lich der Begrinung von D&chern;

¢ die Pflanzung von StralRenbaumen;

¢ die Anlage und Bepflanzung 6ffentlicher Grinflachen;

o die vorrangige Verwendung von Laubgehdlzen bei der Bepflanzung von Griunflachen.

Dementsprechend werden zur Minimierung und Kompensation des Eingriffes folgende Mal3-
nahmen vorgeschlagen:

¢ eine flachensparende ErschlieRung durch Reduzierung der Fahrbahnbreite mit einseitigen
Parkstreifen;
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¢ die dauerhafte Begriinung von mindestens 20 % der Flache der Gewerbegrundstticke, wo-
bei mindestens die Halfte dieser Flache ist als zusammenhangende Griunflache anzulegen
ist.

e Je 100 gm der zu begriinenden Grundstiicksflache ist grundsatzlich 1 grol3kroniger Laub-
baum zu pflanzen. Alternativ sind 2 kleinkronige Laubbaume oder 25 Straucher zu pflanzen.
Eine Kombination aus den o. g. Vorgaben ist zulassig und sinnvoll. 1 Strauch kann auch
durch 2 Kletter- oder Rankpflanzen ersetzt werden.

e Extensive Dachbegrinungen werden empfohlen und vollstandig auf den zu begriinenden
Grundstuicksanteil angerechnet.

¢ die Pflanzung grofR3kroniger Laubbaume in den ErschlielBungsstral3en sowie

¢ die Anlage und Bepflanzung der offentlichen Griinflachen mit Laubbaumen und -strau-
chern.

Die Schaffung dauerhafter Grinstrukturen beeinflusst das Klima und die Luftqualitat positiv.
Laubgehdlze, vor allem aber groRkronige Baume tragen mit zunehmendem Alter durch Schat-
tenwurf und Transpiration, die sich temperaturmindernd auswirken, sowie Staubbindung er-
heblich zur Verbesserung des Kleinklimas bei.

Durch die landschaftliche Einbindung und Durchgriinung des Gewerbegebietes mit Baum- und
Strauchpflanzungen werden zudem Windgeschwindigkeiten reduziert.

Auch Dachbegrinungen wirken sich bei umfassender Durchfiihrung klimatisch positiv aus. Die
bei starker Sonneneinstrahlung von den Dachflachen abstrahlende Wéarme wird erheblich re-
duziert. Die Verdunstung von Niederschlagswasser wird erhdht und fihrt in Abhangigkeit vom
Flachenumfang der Begriinungen zu einem ausgeglichenen Kleinklima.

4.2.2 Unmittelbar verortbare Malhahmen

Die in Klammern gesetzten "Kurzzeichen mit Ziffer" entsprechen den Eintragungen in PLAN 2
- "Entwicklungsplan®.

(V1) Bodenbriter

Beginn der ErschlieBung des Baugebiets auf den Ackerflachen auf3erhalb der gesetzlich fest-
gelegten Brutzeiten (1. Marz — 30. September) zum Schutz von potentiellen Bodenbritern.

(V2) Eidechsen

Durchfuihrung der Baumaf3nahmen entlang der bekannten Eidechsenhabitate an der siidwest-
lichen Grenze nur am Tage und auf3erhalb der Winterruhezeiten (Oktober-Méarz), um ein akti-
ves, eigenstandiges Ausweichen zu ermdglichen.

(M1) Eidechsen/Stephansgraben

Die saP ging noch davon aus, dass das 0Ostliche Ufer des Stephangrabens Uber die gesamte
Lange abgesenkt werden soll, um die neu gestaltete Ausgleichsflache mit dem wechselfeuch-
ten Lebensraum des Grabens zu verbinden.

Aufgrund des Eidechsenvorkommens wird diese Planungsabsicht auf den Durchstich an 2-3
Stellen mit jeweils einer Sohlenbreite von 2 m reduziert. Diese MaRnahmen dirfen nur am
Tage und aul3erhalb der Winterruhezeiten (Oktober-Mérz) erfolgen, um ein aktives, eigenstén-
diges Ausweichen der Tiere zu ermdglichen. Vor der Umgestaltung des Stephansgrabens sind
die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzudecken, um die Tiere zu vergramen. Die Durch-
fuhrung der MafRnahme ist auf die Zeit nach der Winterruhe, jedoch vor der Eiablage (je nach
Witterung Ende Méarz bzw. Anfang April bis Anfang Mai) bzw. nach dem Ausschlipfen, jedoch
vor dem Aufsuchen der Winterquartiere (Ende August bis Ende September) zu begrenzen.

16



| BEBAUUNGSPLAN "WORMSER LANDSTRASSE - 2. BAUABSCHNITT" GRUNORDNUNGSPLAN

Damit werden Verbotstatbestande nach 8§ 44 BNatSchG (1), 1 - 3 vermieden.

(V3) Reptilienzaun

Schutz der flr Zauneidechsen bekannten Habitate an der Grenze zum bestehenden Gewer-
begebiet durch einen Reptilienzaun, um Einwanderungen in Baustellenflachen zu vermeiden.

(V5) Habitatstrukturen

Erhalt der fir Zauneidechsen relevanten Habitatstrukturen (Blockschittungen, niederliegende
Baumstamme im Wechsel mit Strauchern) an der Grenze zum bestehenden Gewerbegebiet.

(V6) Amphibien

Uberprifung des Stephangrabens vor Beginn der Neugestaltung auf eine Besiedelung durch
Amphibien. Ggf. sind bauliche Malinahmen nur wéahrend einer Trockenperiode zulassig.
Siehe (M1) - Neugestaltung wurde erheblich reduziert.

4.3. MalBnahmen zum Ausgleich von Eingriffen
(A1) Baugrundstiicke

¢ Mindestens 20 % der Flache der Gewerbegrundstiicke und des Sondergebietes ist dauer-
haft und mdglichst zusammenhangend u begriinen und gemaf den Mindestvorgaben zu
bepflanzen (s.o.).

e Dachbegriinungen bieten vielen Tier- und Pflanzenarten zusatzlich Lebensrdume. Exten-
siv begrinte Dachflachen werden empfohlen und vollstandig auf den zu begriinenden
Grundstucksanteil angerechnet.

(Al) Pflegeplan

Im Rahmen der landschaftsbaulichen Ausfiihrungsplanung ist ein Pflegeplan zu erarbeiten.
Dieser ist 5 Jahre nach Herstellung der Grunflachen, auf der Grundlage einer Erhebung und
Bewertung der standortlichen Entwicklung, zu Gberarbeiten.

(A2) Begriinung der ErschlieBungsstralen

Entlang der ErschlieBungsstralen sind Hochstdamme, 3x verpflanzt, in ausreichend dimensio-
nierten Pflanzbeeten fachgerecht zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten.

Art/Sorte: Alnus cordata

Aus Erfahrungen der letzten Jahre macht es keinen Sinn mehr, einheimische Arten an solchen
Sonderstandorten zu pflanzen. Aufgrund des hohen Versiegelungsgrades in einem Gewerbe-
gebiet ist der Strahlungssaldo und die Durchschnittstemperatur gegentiber dem Umland deut-
lich erh6ht. Hinzu kommen die steigenden Temperaturen aufgrund des Klimawandels. Dies
fuhrt bei ungeeigneten Arten/Sorten zu stressbedingten Wuchsproblemen und Krankheiten.
Dazu gehdren erfahrungsgemal leider alle einheimischen Arten. Die Folgen sind fehlender
Zuwachs, spéarliche Kronenbildung und friihe Vergreisung.

Die Sorte stammt aus Italien und ist warmeresistent. Mit ihr wurden im Stadtgebiet gute Erfah-
rungen gemacht. Sie ist auch in Zeiten steigender Durchschnittstemperaturen wichsig, bildet
schnell eine grof3e Krone und ist krankheitsresistent.

Dies bedeutet einen bewul3ten Verzicht auf biotische Lebensraumfunktionen zugunsten klima-
tischer und visueller Ausgleichsfunktionen.
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(A3) Gestaltung der Offentliche Griinflachen

Einzelbdume und Baumreihen
e Baume werden innerhalb der 6ffentlichen Grinflachen, insbesondere am Rand des Plan-
gebietes, wie folgt gepflanzt:

Hecken - / Gebilschpflanzungen

e Die offentlichen Grunflachen des Gewerbegebietes werden mit heimischen und standort-
gerechten Laubgehdlzen bepflanzt. Dabei sollen durch eine aufgelockerte, gruppenweise
Pflanzung der Geholze Saumzonen mit Gras- und Krautflachen eine Vielfalt an Teille-
bensrdumen entstehen.

Naturnah angelegte Entwasserungsgraben

e Die Entwéasserungsgraben in den Grinflachen des Gewerbegebietes werden mit einhei-
mischen und standortgerechten Baumen und Strauchern bepflanzt. Sie sollen struktur-
reich gestaltet und seitlich abgeflacht werden. Die Béschungen sind mit standortgerech-
tem Wiesensaatgut einzusaen.

Retentionsmulden und Flachen mit naturnaher Grasansaat

e Die Retentionsmulden sind naturnah zu profilieren. Die Mulden und die anderen von
Baum- und Strauchbewuchs freizuhaltenden Flachen sollen eine naturnahe Gras- und
Krauteransaat mit regional erzeugtem Saatgut erhalten. Vorgesehen ist die Entwicklung
der Flachen zu einer extensiv gepflegten Wiese mit Altgrasbestanden und Sukzessions-
bereichen im Ubergang zu den Geholzflachen.

¢ Im Vergleich zur Bestandssituation wird das Plangebiet durch die Anlage 6ffentlicher und
privater Griinflachen fur Flora und Fauna aufgewertet. Es entstehen Lebensraume, die
innerhalb des Plangebiets derzeit nicht vorhanden sind. Die Baum- und Strauchpflanzun-
gen und die extensiv zu pflegenden Gras- und Krautflachen sind in begrenztem Umfang
geeignet, potentiellen Lebensraum fir Insekten-, Amphibien-, Reptilien-, Kleinsduger- und
Vogelarten zu schaffen. Da die heimische Tierwelt jedoch an heimische und standortge-
rechte Pflanzenarten angepasst und gebunden ist, sollen diese vorrangig gepflanzt wer-
den.

e Die neu entstehenden Grunstrukturen (Entwéasserungsgraben, Mulden, Grinflachen,
Baumreihen) tragen auRerdem zum drtlichen Biotopverbund bei

(A4) Anlage von Eidechsenhabitaten

In gut besonnten Bereichen sind Habitate flir Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu unterhal-
ten. Dazu ist pro 5.000 gm o6ffentliche Grunflache eine Stein-/Schotter-Schuttung mit sudwest-
licher bis stdostlicher Ausrichtung (incl. Anlage von frostfreien Uberwinterungsquartieren) an-
zulegen. Zusétzlich sind Sandflachen als Eiablageplatze sowie Totholzelemente als Sonn- und
Ruheplatze anzulegen.

Gestaltungskonzept eines Habitats fir Zauneidechsen nach Laufer (2013):
e 20-25% Straucher

o 10-15% Brachflachen (Stauden, Altgras)

e 20-30% dichtere Ruderalvegetation

e 20-30 % luckige Ruderalvegetation auf grabbarem Substrat

e 5-10% Sonnpléatze, Eiablageplatze und Winterquartiere (Steinriegel, Sandlinsen, Totholz-
haufen etc.)
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(A5) Lebensraum Graben

Die Entwasserungsgraben in den Grunflachen des Gewerbegebietes sollen strukturreich ge-
staltet und seitlich abgeflacht werden. Die Flachen werden im Wechsel mit einheimischen und
standortgerechten Baumen und Strauchern bepflanzt bzw. mit. standortgerechtem Wiesen-
saatgut eingesét.

Auf Anregung der Grinordnungsplanung wurden folgende strukturelle und organisatorische

Mafnahmen bei der Planung der Regenwasserbewirtschaftungsanlagen bertcksichtigt:

e Die Sohlen der Versickerungsmulden und der Entwasserungsgraben wurden auf eine mi-
nimale Breite von 280cm festgesetzt. Nach Rucksprache mit dem Bauhof der Stadt Lam-
pertheim wird dies eine maschinelle Pflege mit Entfernung des Mahd- und Schnittgutes
ermoglichen. Dies wird die dauerhafte Erhaltung der gewilinschten Habitatstrukturen si-
cherstellen.

¢ Die Sohlen der Entwasserungsgraben erhalten abschnittsweise Vertiefungen, um nach
Niederschlagen eine langer anhaltende Vernassung der Grabensohlen zu ermdglichen.

e Im ersten Bauabschnitt wurden die Boschungen der Grében mit einer Bdschungsneigung
von rd. 1:1,5 hergestellt. Abgesehen von den zentral verlaufenden Graben werden die
Boschungsneigungen im 2. BA, TA 1 auf 1:2, in Teilbereichen bis 1:3,5 abgeflacht. Dies
soll, insbesondere fur Amphibien, bessere Lebensraumbedingungen auf3erhalb der Nass-
zonen ermdglichen, insbesondere leichtere Riickzugsmoglichkeiten bei Anstieg des Was-
serpegels+
AulRerdem erleichtert dies die PflegemalRnahmen zur dauerhaften Sicherung der ge-
wiinschten Habitatstrukturen.

5. Bilanzierung der zu erwartenden Eingriffe in Natur und Landschaft und Aus-
gleichsmalBRnahmen

Das geplante Vorhaben wurde nach der Anlage 3 der Kompensationsverordnung (KV) vom
01.09.2005 (Wertliste nach Nutzungstypen) bewertet und bilanziert. Mit Datum vom
10.11.2018 ist die neue Kompensationsverordnung (KV) in Kraft getreten. Gemaf § 8 dieser
KV optiert die Stadt in diesem Bebauungsplanverfahren zur Anwendung der Kompensations-
verordnung vom 1.09.2005. Das Planverfahren lauft seit dem 12.12.2014 (Aufstellungsbe-
schluss), so dass die Voraussetzungen des § 8 erfiillt sind. Die Bilanzierung ist als Anhang
dem Grunordnungsplan beigefigt.

Bestand (siehe Bestandsplan und Flachendaten - Anhang 2)

Es ist zunachst anzumerken, dass die Flachen, die als landwirtschaftliche Flachen bzw. private
Grunflache festgesetzt sind, nicht Teil der Kompensationsberechnung sind. Diese Flachen
wurden ausschlief3lich deshalb in den Bebauungsplan aufgenommen, um zu vermeiden, dass
diese nach Bebauung des Gewerbegebietes als Flachen nach § 34 BauGB bewertet werden
und somit ohne Bebauungsplan - und damit auch ohne Kompensationsberechnung - als ge-
werbliche Bauflachen umgenutzt werden kénnten.

Zulassig sind auf diesen Flachen somit nur diejenigen Eingriffe in Natur und Landschaft, die
auch vor - bzw. ohne Bebauungsplan derzeit bereits zulassig sind. Somit kann eine Kompen-
sationsbewertung entfallen. Es handelt sich hierbei um die - auch im Bestandsplan gekenn-
zeichneten - landwirtschaftlichen Flachen und das Hofgut im Osten des Plangebietes, eine in
Privatbesitz befindlichen und verbleibende Flache angrenzend an den Bauabschnitt 1 und die
bereits hergestellte StraRenverkehrsflache als Teilflache aus dem provisorischen Wendeham-
mer. Die Flache des Wendehammers selbst und die westlich angrenzende Wiesenflache wur-
den zwar im 1. Bauabschnitt bereits Uberplant (als gewerbliche Bauflache) - werden aber zur
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besseren Ubersicht und Vergleichbarkeit mit den Planungsdaten hier entsprechend ihrer der-
zeitigen Auspragung bewertet (Nutzungstyp-Nr. 11.225 und 10.530).

Die nicht zu bewertenden Flachen umfassen 57.021 gm, so dass zur Kompensationsberech-
nung 149.440 gm verbleiben. Diese gliedern sich in:

Acker, intensiv bewirtschaftet (Nutzungstyp-Nr. 11.191)

StraRenrand am provisorischen Wendehammer in Bauabschnitt 1 als Extensivwiese aus-
gepragt (Nutzungstyp-Nr. 11.225)

Das in die Planung integrierte Hofgut (Neuausweisung als Sondergebiet) wurde gemar der
tatséchlichen Nutzung / Bebauung bewertet:

o Dachflachen und Hofflachen versickern das Regenwasser vor Ort - daher Bewertung
unter Nutzungstyp-Nr. 10.715,

e Die innerhalb der Hofflachen stehenden grof3en Einzelgehdlze sind zwar nicht hei-
misch, aber aufgrund ihrer Auspragung unter Nutzungstyp-Nr. 04.120 mit einem Fla-
chenanteil von 5 gm bewertet,

e die die Flache nach Osten abgrenzende Hecke als nicht heimisch mit Nutzungstyp-Nr.
02.500,

o die Ubrigen Gartenflachen aufgrund ihrer Auspragung als strukturreiche Hausgéarten
Nutzungstyp-Nr. 11.222

Feldweg, betoniert und Wendehammer (s.0.), asphaltiert - versickern in angrenzenden Fla-
chen (Nutzungstyp-Nr. 10.530)

Hecke, stralRenbegleitend entlang des ndrdlich angrenzenden Weges "Am Kechlersbrun-
nen" (Nutzungstyp-Nr. 02.600)

Graben zwischen einem Hofgut und den angrenzenden Weges "Am Kechlersbrunnen"
(Nutzungstyp-Nr. 05.243)

Planung (siehe Entwicklungsplan und Flachendaten - Anhang 3)

Die gewerblichen Bauflachen und das Sondergebiet wurden gemaf den textlichen Festset-
zungen des Bebauungsplanes bewertet:

e Angesetzt ist eine Flachenversiegelung nach festgesetzter GRZ von 0,8. Es wird als
"worst-case" angenommen, dass hiervon 5% nicht an die Regenwasserversickerung
angeschlossen werden kénnen (Verschmutzungsgefahr). Diese Flachen sind entspre-
chend mit dem Nutzungstyp-Nr. 10.710 bewertet, die tGibrigen Flachen sind an die Re-
genwasserversickerung anzuschlief3en und mit dem Nutzungstyp-Nr. 10.715 bewertet.

o 20% der Flachen sind als Grunflachen anzulegen und nach Mindestvorgaben zu be-
pflanzen. Dies entspricht dem Nutzungstyp-Nr. 11.221

o Dachflachen und Hofflachen versickern das Regenwasser vor Ort - daher Bewertung
unter Dachflachen, nicht begriint, mit Regenwasserversickerung (Nutzungstyp-Nr.
10.715)

Verkehrsflachen, versiegelt mit Regenwasserversickerung (Nutzungstyp-Nr. 10.530) - hier
ist - entsprechend der ErschlieBungsplanung - als "worst-case" angenommen, dass 300 gm
an den Kanal angeschlossen werden (Spulung). Diese sind bewertet mit (Nutzungstyp-Nr.
10.520)
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Offentliche Griinflachen sind gemaR den detaillierten Festsetzungen des Bebauungsplan
wie folgt gegliedert

o Die Grabensohle mit ihrer Breite von 2,80 m auf der Lange der zugeordneten Griunfla-
che - entspricht dem Nutzungstyp-Nr. 05.242

o Die zu bepflanzende Flache je nach zugeordneten Griinflache (15% bzw. 20% Fla-
chenanteil geman textlichen Festsetzungen) - entspricht dem Nutzungstyp-Nr. 02.400

o Die Ubrigen Flachenanteile entsprechen der Nutzungstyp-Nr. 06.930 - Aufwertung um
3 WP

Begrundung des Korrekturzuschlags nach Ziff. 2.3 der Anlage 2 zur Kompensa-
tionsverordnung:

Durch die verbindlichen Festsetzungen des Bebauungsplanes zur Verwendung von
regional gewonnenem Saatgut ist die Aufwertung um 3 WP je Quadratmeter gerecht-
fertigt. Sie verbleibt damit noch um 1 WP unter den in der neuen Kompensationsver-
ordnung von 2018 fur diesen Biotoptyp angesetzten Wer von 25 WP.

Einzelbdume im StralRenbaum sind nach Nutzungstyp-Nr. 04.120 bewertet, da eine sich als
besonders resistent und an diesem Standort gut wachsend herausgestellte Sorte (Alnus
cordata) gepflanzt werden soll, die zwar standortgerecht ist und sicherlich die gewilnschte
klimatische Wohlfahrtswirkung erzeugen wird, aber nicht unbedingt als heimisch gewertet
werden kann.

Einzelbdume am Ortsrand - die gemaR textlichen Festsetzungen gesondert ausgewiesen
wurden - sind nach Nutzungstyp-Nr. 04.110 bewertet. Auf der Lange der Flache sind - bei
Vorgabe eines 10 m Abstandes der Baume untereinander - 33 Baume zu pflanzen.

Kompensationsflache innerhalb des Geltungsbereiches des Bebauungsplanes:

Gemarkung Lampertheim, Flur 30 246/1 (Stephansgraben), 71/1, 71/2, 222, 262 (Kech-
lerslache) nordostlich BA 1, ca. 1,7 ha

Die Flache wird landwirtschaftlich (derzeit: Gemisebau) genutzt. Am westlichen Rand ver-
lauft der Stephansgraben.

Im 1. Bauabschnitt wurden bereits die Flachen am 6stlichen Rand des Baugebietes im wei-
teren Verlauf des Stephangrabens parallel zur Straf3e "Am Kechlersbrunnen" neu angelegt.
Hier betragt die Flachenbreite zwischen 25 - 30 m. Die Gehdlzflachen haben eine Breite
von 5 bzw. 10 m und sind damit als Lebensraum der Feldgehdlze optimal dimensioniert.
Trotzdem blieb fur die Entwicklung der Gras- und Krautfluren ausreichend Platz und Be-
sonnung.

Dieses Konzept soll fur die Gestaltung der nordlich davon gelegenen Ausgleichsflachen
aufgegriffen werden. Hier steht eine Flache von rd. 17.150m? mit einer Breite von 70m und
einer Lange von 245 m zur Verfigung.

Hier sind folgende Maflinahme geplant:

¢ Eine, teils unterbrochene, ansonsten 6-10 m breite heimische und standortgerechte Ge-
holzpflanzung entlang der Strafe "Am Kechlersbrunnen®,

e auf einer FlAche von 7.500 m? wird in zentraler Lage des Flurstiicks eine Mulde herge-
stellt, die - entsprechend der bisherigen Grundwasserstande im Gebiet - temporar Was-
ser fihren wird. Die tiefsten Bereiche der Mulde sollen der Sohlhéhe des Stephangra-
bens entsprechen (die versicherungsrechtlichen Einschrankungen sind zu beachten),
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e das Ostliche Ufer des Stephansgraben wird an 2 Stellen abgesenkt, sodass eine boden-
feuchte Verbindung zur neugebauten Mulde entsteht. Damit soll die natirliche Besied-
lung der Mulde durch die vorhandene, amphibische Flora und Fauna der drtlichen Gra-
bensysteme erleichtert werden

e Die Flache der gesamten Mulde wird beim Bau um 25 cm unter das spatere Planum
ausgekoffert. Das Volumen wird durch ein Sand- und Kiesgemisch (0-300) regionaler
Gewinnung ersetzt.

o Die urspringlich geplante Absenkung des gesamten Ostufers des Stephansgrabens
wurde aufgegeben, da hier Zauneidechsen festgestellt wurden. Entlang des gesamten
Ufers und am nérdlichen Wegesrand wird ein 10-15 m breiter Gelandestreifen in be-
sonnter Ostexposition freigehalten. Hier werden mehrere Eidechsenhabitate angelegt,

¢ Einsaat der nicht bepflanzten Flachen erfolgt mit regional gewonnenem Saatgut

o Die Parzelle des Stephansgraben ist Teil der Ausgleichsflache und wird ebenso auf
Dauer nach naturschutzfachlichen Gesichtspunkten gepflegt.

e Die hier beschriebenen MaRnahmen sind im Rahmen der Freiflachenplanung zur Er-
schlieBungsplanung weiter zu detaillieren.

e Entsprechend den Festsetzungen fiur die offentlichen Griinflachen des neuen Bauge-
bietes ist auch fir diese Flachen ein Pflegeplan zu erarbeiten. Dieser ist 5 Jahre nach
Herstellung der Griinflachen, auf der Grundlage einer Erhebung und Bewertung der
standortlichen Entwicklung, zu Uberarbeiten.

Auf diese MalBnahme entfallen insgesamt 129.415 Wertpunkte, die bereits im Rahmen der
Flachenbilanz fir das Plangebiet bertcksichtigt wurden (siehe Blatt 4 der KV -Berechnung)

Ergebnis der Flachenbilanz ist, dass der Eingriff in Natur und Landschaft auch bei Berticksich-
tigung der eingriffsmindernden landschaftspflegerischen MalBnahmen auf den Grundstiicken
innerhalb des Plangebietes nicht vollstandig ausgeglichen werden kann. Negativ wirkt sich
dabei insbesondere die hohe Versiegelung und Uberbauung der Flachen aus. Es verbleibt
eine Biotopwertdifferenz von 429.272 Punkten als Defizit.

Durch das geplante Bauvorhaben wird in erheblichem Mal3 in die freie Landschaft bzw. Feldflur
eingegriffen. Durch den Eingriff gehen jedoch insbesondere landwirtschaftlich intensiv ge-
nutzte Flachen verloren; natlrliche und naturnahe Strukturen wie Baume, Feldgehdélze und
Ackerrandstreifen sind im Plangebiet so gut wie nicht vorhanden. Um den weiteren Verlust
landwirtschaftlicher Nutzflachen durch naturschutzrechtliche Kompensationsmaf3hahmen zu
begrenzen, ist vorgesehen, die gebietsexterne Kompensation nicht ausschlief3lich durch Maf3-
nahmen zur Aufwertung der Feldflur wie Gehdlzanpflanzungen, Brachflachen und Wiesenan-
saat zu erbringen. Den Vorgaben der Kompensationsverordnung entsprechend soll ein Teil
der Kompensation durch Flachenstilllegung (Bewirtschaftungsverzicht) von Waldflachen im
Stadtwald Lampertheim erfolgen. Die Stadt Lampertheim hat hierzu die Birogemeinschaft
Contura, Mannheim mit der Erstellung der "Bewertung und Bilanzierung potenzieller Waldstill-
legungsflachen als naturschutzrechtliche KompensationsmalRnahme" beauftragt, die im No-
vember 2014 vorgelegt wurde. Diese Bilanzierung ist als Anhang 4 dem Griinordnungsplan
beigefugt. Es werden nachfolgende Flachen in Anspruch genommen:

Kompensationsflachen im Wald (Inanspruchnahme einer vorlaufender ErsatzmafRnahme):
(Tf. = Teilflache bzw. tlw.= teilweise))

Stadtwald Lampertheim, Waldabteilung 122 A und B

Gemarkung Lampertheim, Flur 17 Nr. 160 tlw., 161-166, 176, 218, 219 tlw., 241-246, 247
tlw. Bruch

Derzeitiger Bestand: Pappelaltholz mit Erlenbruch
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Geplante Malinahme : Nutzungsverzicht in naturnahen Waldbestanden
Wirksame/ abgegrenzte Stilllegungsflache: 107.336 m2; Aufwertung 966.024 Wertpunkte

Daraus soll eine Teilflache von ca. 47.697 m? in Anspruch genommen werden:
Flur 17 Nr. 160 (Tf. 11.864 m?), Flur 17 Nr. 161 (16.500 m?), Flur 17 Nr. 162 (13.892 m?),
Flur 17 Nr. 163 (Tf. 3.574 m2), Flur 17 Nr. 245 (885 m?), Flur 17 Nr. 246 (982 m3).

Auf diese MaBhahme entfallen insgesamt 429.273 Wertpunkte als Aufwertung.

Die externe Kompensationsmafinahme wird geman § l1a (3) BauGB dem Bebauungsplan Nr.
071 B - 00 ,Wormser LandstralRe — 2. Bauabschnitt“ zugeordnet.

Mit Umsetzung aller MaBhahmen des geplanten Vorhabens ist somit der Eingriff in Na-
tur und Landschaft vollstandig ausgeglichen.

Die Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co KG fihrt als von der Stadt beauftragter Er-
schlieBungstrager die Ausgleichsmaflinahmen nach § 9 Abs. 1a BauGB durch und stellt die
hierfir erforderlichen Flachen bereit. Flachen, die nicht bereits in Besitz der Stadt Lampertheim
sind, werden nach Durchfiihrung der KompensationsmafRhahmen gemafd stadtebaulichem
Vertrag an die Stadt tGbertragen. Somit ist ein dauerhafter Erhalt der Flachen gesichert.

6. Zusatzliche Grinordnerische Empfehlungen

Uber die Festsetzungen des Bebauungsplan hinaus wird empfohlen fiir die Mindestbepflan-
zung ausschlieBlich heimische und standortgerechte Baum- und Straucharten der nachfolgen-

den Artenliste zu verwenden:

GrofR3kronige Laubbaume:

Acer platanoides in Sorten Spitzahorn
Betula pendula Sandbirke
Fraxinus excelsior Gemeine Esche
Quercus robur Stieleiche

Tilia cordata in Sorten Winterlinde
Kleinkronige Laubbdume:

Acer campestre Feldahorn
Carpinus betulus Hainbuche
Prunus avium Vogelkirsche
Sorbus aria Mehlbeere
Sorbus aucuparia Eberesche
Sorbus intermedia Mehlbeere
Straucher:

Cornus sanguineum Roter Hartriegel
Cornus mas Kornelkirsche
Corylus avellana Haselnuss
Crataegus monogyna Weil3dorn
Euonymus europaeus Pfaffenhitchen
Ligustrum vulgare Liguster
Lonicera xylosteum Heckenkirsche
Rosa arvensis Feldrose

Rosa canina Hundsrose
Rosa rubiginosa Schottische Zaunrose
Salix caprea Salweide
Sambucus nigra Holunder
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Viburnum opulus Gemeiner Schneeball

7. Verwendete Unterlagen

1.
2.
3.

Regierungsprasidium Darmstadt (2010): Regionalplan Studhessen 2010
Lohr und Wiedenroth (1994): Flachennutzungsplan der Stadt Lampertheim

Biro fur Landschaftsplanung Muhlinghaus (BfL) (2002): Landschaftsplan der Stadt
Lampertheim

Geologische Ubersichtskarte von Hessen 1:300.000, 4. Aufl., Hrsg. Hessisches
Landesamt fur Bodenforschung, Wiesbaden 1989

Geologische Karte von Hessen 1:25.000, Blatt 6316 Worms, Hrsg. Hessisches Lan-
desamt fir Bodenforschung, Wiesbaden 1977

Bodenkarte der nérdlichen Oberrheinebene 1:50.000, Hrsg. Hessisches Landesamt
fur Bodenforschung, Wiesbaden 1990

Hydrogeologisches Kartenwerk Hessen 1:300.000, Hrsg. Hessisches Landesamt
fur Bodenforschung, Wiesbaden 1991

Klimafunktionskarte Hessen 1:200.000, Hrsg. Hessisches Ministerium fir Wirt-
schaft, Verkehr und Landesentwicklung, 1997

Hydrologisches Kartenwerk Hessische Oberrheinebene, Hessische Landesamt fir
Umwelt und Geologie, Dezernat Hydrologie, Az. W3vp; Datum der Bearbeitung: De-
zember 2001

8. Anhang

1.

2
3.
4

Flachenbilanz gem. Anlage 2 der Kompensationsverordnung
Bestandsplan mit Flachen- und Strukturdaten
Entwicklungsplan mit Flachen- und Strukturdaten

Birogemeinschaft Contura, "Bewertung und Bilanzierung potenzieller Waldstillle-
gungsflachen als naturschutzrechtliche Kompensationsmalinahme", Mannheim,
November 2014
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Anhang 1
Flachenbilanz gem. Anlage 3 der Kompensationsverordnung vom 1.09.2005

Bez. der MaRnahme: Bebauungsplan "Wormser Landstrale, 2. BA"
Stand: 8.02.2019

Nutzungs-/Biotoptyp Wertpunkte Flachenanteil (gm) Biotopwert
nach je gm je Biotop- / Nutzungstyp
Anlage 2 KV
vor MalRnahme nach MaRnahme vorher nachher
Sp.2x Sp. 3 Sp.2x Sp. 4
Sp. 1 Sp. 2 Sp. 3 Sp.4 Sp. 5 Sp.6
Ubertrag:
02.400 27 6.088,00 164.376,0

Hecken-/Gebiischpflanzung neu
heimisch, standortgerecht

02.500 23 460,00 10.580,00
Hecken-/ Geblschpflanzung
nicht heimisch, Mindestanforderungen
von 02.400 nicht erfullt

02.600 20 222,00 222,00 4.440,00 4.440,00
Hecken,stralRenbegleitend

04.110

Einzelbaum heimisch (Ortsrand)
33 Stiuck a 3 m? 31 99,00 3.069,00
(ohne Flachenanrechnung)

04.120

Einzelbaum, nicht heimisch
3 Stuck a* 5 m2 26 15,00 390,00
32 Stiick a” 3 m2 (Strassenbaume) 26 96,00 2.496,00
(ohne Flachenanrechnung)

Summe / Ubertrag: 682,00 6.310,00 15.410,00 174.381,00

Biotopwertdifferenz: Biotopwertdifferenz:
Summen der Sp. 6 minus Sp.5
(nur auf dem letzten Blatt fur die GesamtmalRnahme)




Anhang 1
Flachenbilanz gem. Anlage 3 der Kompensationsverordnung vom 1.09.2005

Bez. der MaRnahme: Bebauungsplan "Wormser Landstrale, 2. BA"
Stand: 8.02.2019

Nutzungs-/Biotoptyp Wertpunkte Flachenanteil (gm) Biotopwert
nach jegm je Biotop- / Nutzungstyp
Anlage 2 KV
vor MalRnahme nach MaRnahme vorher nachher
Sp.2x Sp. 3 Sp.2x Sp. 4
Sp.1 Sp. 2 Sp. 3 Sp.4 Sp. 5 Sp.6
Ubertrag: 682,00 6.310,00 15.410,00 174.381,00
05.242 29 6.463,00 187.427,00
Neuanlage arten- /struktureicher Graben
05.243 36 1.313,00 47.268,00
arten-/strukturarme Grében
06.930 24 34.905,00 837.720,00
Naturnahe Grinlandanlage
10.520 und 10.710 3 4.014,00 12.042,00

Nahezu versiegelte Flachen (Asphalt,
Pflaster) und Dachflachen nicht
begrint

10.530 und 10.715 6 6.554,00 79.175,00 39.324,00 475.050,00
versiegelte Flachen (Asphalt, Pflaster
und Dachflachen nicht begriint,
mit Regenwasserversickerung

Summe / Ubertrag: 8.549,00 130.867,00 102.002,00 1.686.620,00

Biotopwertdifferenz: Biotopwertdifferenz:
Summen der Sp. 6 minus Sp.5

(nur auf dem letzten Blatt fur die GesamtmalRnahme)




Anhang 1

Flachenbilanz gem. Anlage 3 der Kompensationsverordnung vom 1.09.2005

Bez. der MaRnahme: Bebauungsplan "Wormser Landstrale, 2. BA"

Stand: 8.02.2019

Nutzungs-/Biotoptyp Wertpunkte Flachenanteil (gm) Biotopwert
nach je gm je Biotop- / Nutzungstyp
Anlage 2 AAV
nach MaRnahme vorher nachher
Sp.2x Sp. 3 Sp.2x Sp. 4
Sp.1 Sp. 2 Sp. 3 Sp.4 Sp. 5 Sp.6
Ubertrag: 8.549,00 130.867,00 102.002,00 1.686.620,00
11.222 (B) 25 1.599,00 39.975,00
Arten- und strukturreiche
Hausgarten
11.225 21 1.053,00 22.113,00
Extensivrasen
11.191 16 138.239,00 2.211.824,00
Acker, intensiv genutzt
11.221 14 18.573,00 260.022,00
Gartnerisch gepflegte Anlagen im
besiedelten Bereich
Summe / Ubertrag: 149.440,00 149.440,00 2.375.914,00 1.946.642,00

Biotopwertdifferenz:
Summen der Sp. 6 minus Sp.5

(nur auf dem letzten Blatt fir die Gesamtmalinahme)

Biotopwertdifferenz:

-429.272,00

Defizit




Anhang 1
Flachenbilanz gem. Anlage 3 der Kompensationsverordnung vom 1.09.2005

Bez. der MaRnahme: Bebauungsplan "Wormser Landstrale, 2. BA"
Stand: 8.02.2019

Nutzungs-/Biotoptyp Wertpunkte Flachenanteil (gm) Biotopwert
nach je gm je Biotop- / Nutzungstyp
Anlage 2 KV
vor Malinahme nach MalRnahme vorher nachher
Sp.2x Sp. 3 Sp.2xSp. 4
Sp.1 Sp. 2 Sp. 3 Sp.4 Sp. 5 Sp.6
Ubertrag:

Innerhalb des Geltungsbereiches: Kompensationsflache Gemarkung Lampertheim, Flur 30 Nr. 246/1 (Stephansgraben), Nr. 71/1, 71/2, 222 und 262 (Kechlerslach

Bereits in der Gesamtflachenbilanz Seite 1 bis 3 enthalten!

02.400 27 1.610,00 43.470,00
Hecken-/ Gebuschpflanzung neu
heimisch, standortgerecht

2.600 20 222,00 222,00 4.440,00 4.440,00
Hecken, stralRenbegleitend

05.242 36 1.313,00 47.268,00

Arten-/strukturarme Graben

11.191 16 15.472,00 247.552,00

Acker, intensiv genutzt

05.242 29 3.313,00 96.077,00
Neuanlage arten-/strukturreicher

Graben

06.930 24 11.862,00 284.688,00

Naturnahe Grinlandanlage

Summe / Ubertrag: 17.007,00 17.007,00 299.260,00 428.675,00

Biotopwertdifferenz: Biotopwertdifferenz:
Summen der Sp. 6 minus Sp.5
(nur auf dem letzten Blatt fir die Gesamtmalinahme) 129.415,00 Aufwertung




LEGENDE

Bestand LDW und Strasse (nur Farbflache)
ohne Bewertung in
Kompensationsberechnung

11.191
Acker intensiv

11.225
Extensivrasen

11.222
@ Arten- und strukturreiche
Hausgarten mit Einzelgehdlzen

10.715
versiegelte Hofflachen und Dachflachen
mit Regenwasserversickerung

10.530
versiegelte offentliche Flache (Asphalt /
Beton) mit Regenwasserversickerung

05.243
Arten- /strukturarme Graben

02.500
Hecken/Geblsche, nicht heimisch

02.600
Hecken straRenbegleitend

oo

04.120
Einzelbaum, nicht heimisch

!

Geltungsbereich des
Bebauungsplanes

Blocknummer Zuordnung nach
Datentabelle
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Flachen- und Strukturdaten - Wormser Landstrasse BA 2 - Bestand
Basis: Bebauungsplanentwurf - 15.11.2018 -Wb.

Versiegelte
Arten- Dach-/ Hof- Flache Arten- Hecken
Istrukturreiche| flachen -mit | (Asphalt) mit | /strukturarme straBen- Hecken- nicht
Flachengroésse Acker intensiv| Grasland Hausgarten | RWversickerg. | Rwversickerg. Grében begleitend heimisch
Abschnitt gm gm Abschnitt|  (11.191) (11.225) (11.222) (10.715) (10.530) (05.243) (02.600) (02.500)
Flur 30 - Nr. 111 4.797 4.797
Flur 30 - Nr. 2 9.864 9.864
Flur30-Nr. 3 10.929 10.929
Flur 30 - Nr. 4 1.651 1.651
Flur 30 -Nr. 5 9.372 9.372
Flur 30 - Nr. 6 6.002 6.002
B Flur 30 - Nr. 711 3.265 61.918 3.265
Flur 30 - Nr. 7/2 3.269 3.269
Flur 30 - Nr. 7/3 3.255 3.255
Flur 30 - Nr. 8 5.708 5.708
Flur 30 -Nr. 9 2.840 2.840
Feldweg - Flur 30 - Nr. 216/2 tiw. 966 966
Flur 30 - Nr. 30 11.521 11.521
Flur 30 - Nr. 29 4.485 4.485
Flur 30 - Nr. 28 15.045 15.045
C  |LDW Hoflachen - Flur 30 - Nr. 27/1 - Haus 1.000 40.942 755 245
LDW Hofflachen - Flur 30 - Nr. 27/4 - Hof 4.712 160 4.522 30
LDW Hofflachen - Flur 30 - Nr. 27/3 - LDW 3.649 2.434 684 101 430
Feldweg - Flur 30 - Nr. 218/2 tlw. (nur bewerteter Bereich) 530 530
Flur 30 - Nr. 41 6.505 6.505
Flur 30 - Nr. 42 2.852 2.852
Flur 30 - Nr. 43/1 2.559 2.559
Flur 30 - Nr. 43/2 2.302 a 2.302
D Flur 30 - Nr. 44 5.641 29.57 5.641
Flur 30 - Nr. 45 3.694 3.694
Flur 30 - Nr. 46/1 4.247 4.247
Flur 30 - Nr. 261 1.773 1.053 720
Flur 30 - Nr. 222 253 253
Flur 30 - Nr. 246/1 1.313 1.313
E Flur 30 - Nr. 71/1 222 17.007 222
Flur 30 - Nr. 71/2 12.845 12.845
Flur 30 - Nr. 262 2.374 2.374
Bestandsflachen - ohne Wertung (LDW - incl. 40/2
F und Strasse - Bestand) 57.021
[Geltungsbereich [ 206.461] 149.440] 138.239] 1.053] 1.599] 6.554 1.313] 222] 460]
I 149.440

I:\GOP Freitag\19-02-08 - Flachen- und Strukturdaten WL BA 2 - Bestand.xIsx

aus CAD: 206.504 gm - Werte zur Bilanzierung aus Bestand nehmen - Planung +0,15%
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Alle Angaben = gm

Landwirt-
Strassen und Naturnahe schaftliche
Strassen und Wege garterisch Griinlandein- Nutzung -
Wege Dachflachen -|  (Asphalt- gepflegte saat Hecken- Hecken- Bestanderhalt
(Asphalt- mit Pflaster) - [Dachflachen -| Anlagenim | Naturnaher (Flachen, Geblsch- Geblsch- Hecken und Strassen
Zuord- Pflaster) - mit [ RWversicke- ohne ohne Ver- besiedeten Graben - | Béschungen, | pflanzung pflanzung stralen- Bestand
nungs- RWableitung rung RWableitung | sickerung Bereich Sohle* Mulden) (15% Flache) | (20% Flache) [ begleitend (ohne
BA 2 Lange [ kennziffer (10.530) (10.715) (10.520) (10.710) (11.221) (05.242) (06.370) (02.400) (02.400) (02.600) Wertung)
Strassenverkehrsflachen 8.900 4% 8.600 300
Strassenverkehrsflachen - Bestand 544 544
Offentliche Griinflachen 30.671 15%
Flache | 1.841 163 3 1.565 276
Flache II-A* 8.298 336 5 941 5.886 1.471
Flache 1I-B* 3.215 144 4 403 2.249 562
Flache Il 2.082 84 2 235 1.570 277
Flache IV 1.580 62 2 174 1.195 211
Flache V 475 95 1 475
Flache VI 2.134 164 1 2.134
Flache VII 860 63 1 860
Flache VIII* 1.725 63 2 176 1.316 232
Flache IX* 2.164 122 4 342 1.458 364
Flache X* 3.265 163 4 456 2.247 562
Flache XI* 3.032 151 4 423 2.087 522
[
Kompensationsflache 17.007 8% 3.313 11.862 1.610 222
Private Griinflache - LDW 2.211 1% 2.211
Landwirtschaftliche Flachen - Bestand 54.266 26% 54.266
Gewerbeflachen 83.500 40%
Max. uberbaubare / versiegelbare Flachen - GRZ 0,8 66.800
davon ggfs. ohne Versickerung - 5%** 3.340 3.340
davon ggfs. mit Versickerung - 95% 63.460 63.460
Freiflachen - zu bepflanzen - 20% 16.700 16.700
Sondergebiet 9.361 5%
Max. uberbaubare / versiegelbare Flachen - GRZ 0,8 7.489
davon ggfs. ohne Versickerung - 5%** 374 374
davon ggfs. mit Versickerung - 95% 7.115 7.115
Freiflachen - zu bepflanzen - 20% 1.873 1.873
Gesamtflache 206.460 100% 79.175 4.014 18.573 6.463 34.905 6.088 222 57.021
I [
206.460
149.440

alle 25 m wird eine 25 m lange Senke in der Grabensohle (2,80 m breite) eingebaut, gesamte Grabensohle als naturnah bewertet (Lange x 2,80 m Breite)
Es wird angenommen, dass max. 5% gewerblicher Flachenversiegelungen nicht an die Rwversickerung angeschlossen werden dirfen (Verschmutzungsgefahr)

Offentlich Griinflache gem. "Textlichen
Festsetzungen" Bebauungsplan

®-®
O-@
]

Offentliche Griinflaiche gemaR Anhang 3 -
B-Plan (Flachen- und Strukturdaten)
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Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme
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Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

i T i el 1:25000

Copyright (c) Hessisches Landesvermessungsamt (2000)

Abb. 1: Lage der beiden potenziellen Stilllegungsflachen stdlich und norddstlich Lampertheim
(Ausschnitt aus TK 6417)
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Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

2. Anlass

Die Stadt Lampertheim beabsichtigt, fir die naturschutzrechtliche Kompensation im Rahmen
ihrer Bauleitplanung Flachen im Lampertheimer Stadtwald heranzuziehen.

In verschiedenen Waldabteilungen wurden hierzu von Hessen Forst Flachen fur eine
Nutzungsaufgabe vorgeschlagen. Im Rahmen einer am 20.08.2014 durchgefihrten
Waldbegehung unter Teilnahme von Vertretern der Stadt Lampertheim, Hessen Forst und der
UNB erfolgte eine Vorabstimmung Uber eine grundsétzliche Eignung dieser Flachen.

Von den besichtigten Flachen wurden die folgenden potenziellen Stilllegungsflachen als fur
naturschutzrechtliche KompensationsmafRnahmen geeignet befunden:

e Eichen-Altholz in Abt. 41 (rd. 2,5 ha)

e Altholzbestand (Hybridpappelbestand) mit Erlenbruchwald auf stark venésstem
Sonderstandort in Abt. 122 (rd. 11,4 ha).

Die vorliegende Bearbeitung bewertet die Bestdnde nach erfolgter Gelandeaufnahme am 20.
und 24.10. 2014.

Die Ermittlung des potenziellen Biotopwertgewinns gem. KV erfolgt unter Beriicksichtigung der
“Hinweise flur naturschutzrechtliche Kompensationsmallnahmen im Wald“ (Arbeitshilfe des
HMUELV vom 21.07.2009), insbesondere dem darin zitierten Bewertungsleitfaden
LZusatzbewertung Nutzungsverzicht in naturnahen Waldbestanden" (RP Darmstadt, Stand
24.11.2005)

3. Potenzielle Stilllegungsflache: Eichen Altholz in Abt. 41

(vgl. Plan 1: Eichen Altholz in Abt. 41)

Verortung: Stadt Lampertheim, Gemarkung Lampertheim, Flur 74, Flstk. Nr. 1 tiw.

Stadtwald Lampertheim, Waldabteilung. 41.

FlachengroRRe: Wirksame Teilflache: 24.020 m2 (Abgegrenzte Teilflache: 25.150 m2 abzigl.
Wildasungsflache: 1.130 m?).

Kompensationsmalnahme: Nutzungsverzicht in naturnahen Waldbestanden.

3.1 Ortliche Situation

3.1.1 Flachenschutzstatus

Forstrechtlich (faktisch):
e Erholungswald
e Schutzwald hinsichtlich verschiedener Funktionen (verschiedene Klimaschutzwald

Naturschutzrechtlich (ausgewiesen):
e Landschaftsschutzgebiet: LSG Forehahi
e Natura 2000: VSG 6417-450 ,Walder der sldlichen hessischen Oberrheinebene*

3.1.2 Boden

Die Bodenkarte von Hessen (L6316 Worms, M 1:50.000) verzeichnet fur den hier betroffenen
Standort den Bodentyp 124: Braunerden aus 3 — 8 dm FlugsandflieRerde (Hauptlage) Uber 3 bis
>10 dm Flugsand Uber Terassensand (Pleistozan). Gemaf Forsteinrichtung stockt der Bestand
auf tiefgriindigem Boden: Sand, schluffiger Sand tber lehmigem Sand, Skelettanteil < 5%.

CONTURA LANDSCHAFT PLANEN Seite 4



Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

3.1.3 Potenzielle natirliche Vegetation (HPNV)

Die Standortkarte der Vegetation in Hessen (M 1:200.000) zeigt fur das gesamte Waldgebiet
nordostlich Lampertheim als HPNV den ,Flattergras-Buchenwald“ (Milio-Fagetum), eine
mesotraphente Buchenwaldgesellschaft die eine Mittelstellung zwischen dem deutlich
bodensauren, oft skelettreichen und krautschichtarmen Hainsimsen-Buchenwald (Luzulo-
Fagetum) und dem reicheren, basiphytischeren Waldmeister-Buchenwald (Galio-Fagetum)
einnimmt!. Faktisch ist das Waldgebiet jedoch weitgehend durch Kiefernbestande gepragt.

3.1.4 Natura 2000

Die geplante Stilllegungsflache befindet sich im Vogelschutzgebiet 6417-450 ,Walder der
sudlichen hessischen Oberrheinebene®.

i
UL Kisfernwald

] wnecsy
-A [: mittedall, struuraem (152)
o |:] mittedall, struldurreich (153)
%\g : :] alt, strukturreich (155) FL'

Abb 2: Ausschnltt aus Karte 1 ,,Habltatelnhelten zur Grunddatenerhebung (GDE) des VSG 6417-450.

Die Biotoptypen- und Lebensraumerfassung der GDE weist — vermutlich mal3stabsbedingt —
den vorliegend betroffenen Waldbestand in Abt.41 als mittelalten, strukturarmen Kiefernwald
aus (Typ 152, vgl. Abb. 1), was den tatsachlichen Verhaltnissen in diesem Bereich
(strukturreicher Laubmischwald mit Eichen-Altholz, s. Kap. 3.2) nicht entspricht.

Mal3gebliche Erhaltungsziele des Natura 2000-Gebietes bestehen in der Erhaltung

o lockerer, offener Sandkiefernwélder mit Gber das Gebiet verstreuten, ausreichend gro3en
Lichtungen
e strukturreicher Eichen-Mischwalder mit hohem Anteil an Alteichen

e von Buchenwaldanteilen mit einem hohen Anteil von Altbuchen

! Pflanzensoziologisch ist der Assoziationsrang der Gesellschaft nicht unumstritten; je nach Autor wird
das Milio-Fagetum auch als Milium effusum-Ausbildung der Luzula pilosa-Fagus sylvatica-Gesellschaft
gefasst, die dem eher bodensauren Fliigel zuzurechnen ist.
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Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

e (ber die ganze Flache des Gebiets verteilter, insbesondere aber in den Waldrand-nahen
Bereichen ausreichend grof3er Bestédnde an Altbdumen

e kleinerer, storungsarmer Gewasserhabitate
und den hieran angebundenen Vogelarten:

e die Waldarten Mittelspecht, Grauspecht, Schwarzspecht, Kleinspecht, Dohle, Hohltaube
o die Offenlandarten Neuntéter, Schwarzkehlchen, Brachpieper, Steinschmatzer

e die Bewohner von Halboffenland oder Ubergangsbereichen zwischen Wald und Offenland
Heidelerche, Ziegenmelker, Wendehals, Wiedehopf, Gartenrotschwanz und

o die Bewohner von Gewdassern und an Gewasser gebundener Bereiche Haubentaucher,
Zwergtaucher, Kormoran, Graureiher, Reiherente, Tafelente, Rohrweihe

Bezlglich der umzusetzenden Erhaltungs- und EntwicklungsmaRnhahmen erfolgt im Rahmen
der GDE eine Konkretisierung von MalBnahmen nach Sektoren. Fir den hier betrachteten
Bereich (,Sektor 3: Waldsektor mit Defiziten* in der GDE) sind vorgesehene prioritare
MaRnahmen:

e Erhthung des Strukturreichtums im Wald, d.h. starkere vertikale und horizontale Gliederung
und hoherer Anteil unterschiedlicher Altersphasen

e Erhohung des Anteils an Altbdumen, mindestens 1-2 Baume, vor allem Buche, pro ha mit
BHD uber 50 cm

e Belassung des Totholzes, insbesondere stehenden Totholzes, im Wald.

Die jetzt vorgesehenen StillegungsmaRnahmen gehen Uber diese konkretisierende
Erhaltungszielsetzung der Grunddatenerhebung (,Bewirtschaftungsanpassung“) deutlich
hinaus. Fur die Entwicklung naturnaher Waldgesellschaften mit Zerfallsstrukturen und den
davon profitierenden Tierarten (Spechte, aber auch Flederméause u.a) sind diese MaRnahmen
daher von besonderem Wert.

3.2 Bestandssituation und -beschreibung

3.2.1 Vermerk der Stadt Lampertheim, Besichtigungstermin 20.08.2014

Wesentlich fur die Eignung als Kompensationsmal3nahme ist der vorhandene, etwa
zweihundertjahrige Stieleichenbestand auf 24% der Gesamtflache von 3,8 ha. Damit ist dies ist
der alteste Eichenbestand im Stadtwald Lampertheim. Das Datenblatt der Forsteinrichtung fur
den Stadtwald gibt als weiteren Hauptbestand etwa 120jéhrige Kiefern (53%) und Buchen
(21%) an. AuRerdem gibt es hier einzelne Douglasien und Fichten sowie
Traubenkirschenaufwuchs auf 24% der Gesamtflache von 3,8 ha. Damit ist dies ist der alteste
Eichenbestand im Stadtwald Lampertheim. Das Datenblatt der Forsteinrichtung fir den
Stadtwald gibt als weiteren Hauptbestand etwa 120jéhrige Kiefern (53%) und Buchen (21%) an.
AulRerdem gibt es hier einzelne Douglasien und Fichten sowie Traubenkirschenaufwuchs.

In einer abgestorbenen, stehenden Eiche nahe des Forstweges Diebseck-Schneise befindet
sich zudem das Quartier einer Bartfledermaus-Kolonie, die im Juni 2014 Gber ein besendertes
Exemplar entdeckt wurde. Die Stadtwaldflache kann im Rahmen des sogen.
Kernflachenkonzeptes von Hessen Forst fur den Staatswald ein Vernetzungselement bilden. In
den Kernflachen wird bereits dauerhaft auf eine Fortsetzung der forstlichen Nutzung verzichtet.

Innerhalb der Abteilung befindet sich der Hochsitz des Jagdpé&chters mit einer Kirrungs- bzw.
Wildasungsflache.

Die Abteilung ist im Norden und Siden durch Forstwege, im Osten durch den in der Altersstufe
deutlich unterschiedlichen Baumbestand (Stangenholzstadium) abzugrenzen. Im westlichen
Bereich wurde der Bestand durch das Unwetter vom 10. August 2014 stark in Mitleidenschaft
gezogen. Windwurfbedingt entspricht der Baumbestand hier nicht mehr dem urspriinglichen
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Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

Zustand. Der urspringlich grofl3er geplante Stilllegungsbereich in Abt. 41 wurde deshalb durch
Hessen Forst neu abgegrenzt. (Gesamtflache 25.150 m2, davon Wildasungsflache 1.130 m2).

3.2.2 Bestandsaufnahme am 22. und 24.10.2014

Im neu abgegrenzten Stilllegungsbereich stellt sich der Wald als heterogener
Laubmischwaldbestand mit relativ geringen Anteilen Nadelholz in einem umliegend vor allem
durch Kiefern gepragten Wald dar. Die Auswirkungen des Sturms vom 10. August sind auch in
der neu abgegrenzten Flache deutlich erkennbar: im Nordwesten aber auch im sonstigen
Bestand liegen einige Alteichen, Altbuchen und —kiefern; der Charakter insgesamt ist aber
schon der eines stehenden Bestandes.

Abb. 3: Alteichen und ,stehendes Totholz* in der potenziellen Stilllegungsflache.

Die Baumschicht deckt zwischen 50 und 70 % der Flache. Mal3geblichen Anteil hieran hat die
Buche, neben einigen élteren Exemplaren ist hier ein mittelalter Bestand anzutreffen. Auffallig
sind hierin die etwa 200jahrigen Alteichen mit Dicken zwischen 50 und 70 cm, die etwa zur
Haélfte als noch belaubtes aber meist tendenziell abgéngiges Altholz, zum anderen als
stehendes Totholz den Bestand pragen (vgl. Abb. 2). Grob Uberschlagen dirften sich etwa 40 -
50 solche Eichen in der Stilllegungsflache befinden. Daneben durchmischen auch einige altere
und auch jingere Fichten und Kiefern den Bestand; ihr Anteil ist aber deutlich geringer als in
den durch die Neuabgrenzung nun auf3erhalb liegenden Flachen; insbesondere im Siden ist
die Kiefer deutlich dominanter.

Die Strauchschicht deckt zwischen 10 und 50 % der Flache. Dominant ist hier in besonderem
Mafle ebenfalls die Buche (bis zu 90 %), daneben ist vor allem die Spéate Traubenkirsche
(Prunus serrotina) vertreten, ferner auch Fichte, Kiefer und Douglasie in insgesamt eher
geringen Anteilen. Der Neophyt Prunus serrotina scheint ortlich stark im Vormarsch zu sein und
dringt teilweise auch bereits in die Baumschicht vor.
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Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
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Die Krautschicht deckt in den nicht zu lichten Bereichen (Wildasungsflache ist deutlich
grasreicher) etwa 10 % der Flache. Neben Keimlingen und Jungwuchs von Buche, Kiefer und
Spater Traubenkirsche sind einige wenige acidophile Arten charakteristisch, In erster Linie das
Gras Avenella (Deschampsia) flexuosa (Drahtschmiele) sowie das Moos Polytrichum
formosum, daneben auch Carex pilulifera (Pillensegge) sowie Luzula cf. pilosa® (Behaarte
Hainsimse). Vereinzelt (an den Randern) konnte auch das Waldflattergras (Milium effusum)
angetroffen werden; an den Randern wie auch in der Wildasungsflache waren weitere Arten der
Walder und Waldrander zu finden wie Braychypodium sylvaticum, Poa nemoralis, Urtica dioica,
Rubus fruticosus agg., Sarothamnus scoparius u.a.

Mit der angetroffenen Artenkombination in der Krautschicht ist der durch Buchen mafgeblich
gepragte Waldbestand als acidophytische Ausbildung des Milio-Fagetums zu fassen und somit
als der HPNV entsprechend einzuordnen. Mit sich fortsetzender Buchenwald-Entwicklung ist
mittel- bis langfristig ein allmahlicher Rickgang der Versauerung nicht unwahrscheinlich, so
dass das Waldflattergras und aber auch andere basiphilere Arten die Krautschicht bereichern.

Der Bestand enthélt einiges an stehendem und liegendem Totholz, die meisten Eichen weisen
Hohlen, insbesondere Spechtlécher, Windrisse, Astabbriiche und vereinzelt auch Stammbruch
auf, wodurch hier neben Spechten (Mittelspecht) und Folgebrutern auch Flederméusen
mafgebliche (Teil-) Lebensraume zur Verfiigung stehen (auf das hier im Juni 2014 im
stehenden Eichen-Totholz entdeckte das Quartier einer Bartfledermaus-Kolonie wurde bereits
oben hingewiesen)

3.2.3 Forstliche Bewertung [/ Bezug zum forstlichen Kernflachenkonzept
(Stellungnahme des FA Lampertheim vom 25.09.2014 )

Bei Abteilung 41 B handelt es sich um den altesten Eichenbestand im Stadtwald Lampertheim
(Alter: 203 Jahre). Er liegt im VSG ,Walder der sudlichen hessischen Oberrheinebene® und
stitzt das Vorkommen der eichenrelevanten Vogelarten, die in den Erhaltungszielen des
Gebiets erfasst sind, (insb. Mittelspecht und anderer Spechtarten) sowie Fledermausarten
(insb. Bartfledermaus) nach FFH-Richtlinie. Gleichzeitig schlie3t er eine Liicke zwischen den
Eichenbestdnden aus dem Kernflachenkonzept des Forstamts Lampertheim in den
benachbarten Staatswaldbereichen Birstadt Lorsch und Wildbahn (Abteilungen 607, 149 und
515/516). Somit entstehen ,Kernflachen“ eines Biotopverbundes. Der Landschaftsplan der
Stadt Lampertheim unterstitzt diese Flachenauswahl.

3.3 Malnahmen

Es ist auf die forstliche Nutzung des gesamten abgegrenzten Altholzbereichs der Abteilung 41
zu verzichten. Vorrangiges Ziel ist die Erhaltung des vorhandenen Eichen-Altbestandes sowie
des stehenden und liegenden Totholzes (Habitatbdume) und eine naturgemafle Entwicklung
des Buchenbestandes.

PflegemalRnahmen sind auf das Einddmmen invasiver Neophyten (hier der Spéten
Traubenkirsche) und der erforderlichen Verkehrssicherungsmaflinahmen zu beschranken. Zum
Einddmmen der Spaten Traubenkirsche ist eine sukzessive Entfernung in einem zweijdhrigen
Turnus durchzufihren.

2 Jahreszeitlich bedingt kann ein Verwechslung mit der WeiRlichen Hainsimse (Luzula luzuloides) nicht
ganz ausgeschlossen werden
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3.4 Bewertung

Die Bewertung erfolgt gemafll dem Bewertungsleitfaden ,Zusatzbewertung Nutzungsverzicht in
naturnahen Waldbestanden® des Regierungsprasidiums Darmstadt. Hierin ist ausgeflhrt:

»Ein Nutzungsverzicht ist in naturschutzfachlich bereits sehr hochwertigen Waldbestanden
zur Forderung des Arten- oder Biotopschutzes als Kompensationsmaflinahme
anerkennungsfahig. Bewertet wird die sich aus dem derzeitigen Zustand des Waldbestandes
ergebende Aufwertung durch den Verzicht auf eine ansonsten zulassige und sich
aufdrangende Nutzung des Waldbestands.

Fur die Zwecke der Zusatzbewertung allein ist keine Vorher-nachher-Betrachtung
erforderlich.

Die Beurteilung orientiert sich an der Existenz und Wertigkeit der einzelnen
Bewertungskriterien, welche die naturschutzfachlich relevantesten Einzelaspekte abdecken.
Erheblich anthropogen geschadigte Waldbestande kénnen nicht bewertet werden.

|. Basisbewertung

1. Je Bewertungskriterium soll i. d. R. maximal 1 Wertpunkt (WP) pro m2 vergeben
werden.

2. Bei herausragender Wertigkeit eines mit * versehenen Kriteriums kénnen maximal 1,5
WP/m? vergeben werden.

3. Die Obergrenze (Summe) der Basisbewertung betragt 10 WP/m2,

Il. Korrekturzuschlag innerhalb von Naturschutzgebieten, Nationalparks oder ,NATURA
2000“-Gebieten gemafn} Anlage 2 Nr. 2.3 der KV

1. Hat ein Nutzungsverzicht gunstige Wirkungen auf ein Naturschutzgebiet, einen
Nationalpark oder auf ein ,NATURA 2000“-Gebiet, die Uber die zur Erhaltung oder
Herbeifiihrung eines ginstigen Erhaltungszustandes der maf3geblichen Bestandteile des
Gebietes hinausgehen, so kann maximal der gemal Ziffer |. fir ein Kriterium vergebene
Punktewert/m2 zusatzlich vergeben werden.

2. Eine zusatzliche Bewertung kann nur erfolgen, wenn ein Kriterium eine erhebliche
gunstige Wirkung fur das Erhaltungsziel entfaltet. Die Bewertung ist daher
schutzgebietsbezogen und separat von der Basisbewertung flr jedes Kriterium getrennt
herzuleiten und detailliert zu begriinden.

. Allgemeine Vorgaben

1. Die Gesamtobergrenze (Basisbewertung plus Korrekturzuschlag) betragt 20 WP/mz,
2. Die kleinste Wertpunkte-Einheit betragt 0,5 WP/m2,
3. Einem Antrag auf Nutzungsverzicht ist die Bestandsbeschreibung aus dem
Forsteinrichtungs- bzw. Betriebswerk in Kopie beizufugen. Der Leitfaden ist als
Aufnahmebogen zu verwenden. Soweit fir die Bewertung erforderlich, ist er durch
Anlagen zu ergénzen.
4. Das Bewertungsschema kann in der vorliegenden Form nur in Altbestdnden angewandt
werden.*

Fur den vorgesehenen Nutzungsverzicht in Abt. 41 kommt es somit zu folgender Bewertung:

3.4.1 Bewertungsschema (fur Nutzungsverzicht in Abt. 41):

Totholzbewohner *

Wertigkeit durch ausreichend vorhandenes starkes Totholz (stehend und liegend)

Bewertung (WP/m?): 15WP
Begrindung der Bewertung:

Im Stilllegungsbereich befinden sich sowohl liegendes als auch

stehendes Totholz in erheblichem Umfang. In einer abgestorbenen,
stehenden Eiche nahe des Forstweges Diebseck-Schneise befindet
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sich das Quartier einer Bartfledermaus-Kolonie. Der besonders
hohe Wert dieser Totholzbereiche wird hierdurch unterstrichen.
(FUhrt zur maximaler Bewertung).

Altholzbewohner*

Wertigkeit der Lebensraumfunktion fir Altholzbewohner, mafRgeblich bestimmt
durch den Altholzanteil, die Bestandesstruktur (Beispiel Schwarzspecht: Existenz
freier Anflugsbereiche und vorhandene Biotopvernetzungen (Beispiel
Wasserfledermaus: Existenz von erreichbaren und als Jagdrevier geeigneten
Wasserflachen)

Bewertung (WP/m?): 15 WP
Begriindung der Bewertung:

Die Flache bietet stark dimensioniertes Altholz in einem relativ

lichten Bestand. Es stehen freie Anflugbereiche aber auch

ausreichend Unterschlupfmdglichkeiten zur Verfligung. So befinden

sich in den totholzreichen Alteichen eine groRe Anzahl von

Spechthdhlen, Holzspalten und Grof3hdhlen in der

Stilllegungsflache. Mit Stammdurchmessern bis zu 70 cm und rd.

200 Jahre alten Eichen ist der Bestand 6kologisch besonders

wertvoll. (Fuhrt zur maximaler Bewertung).

Zusatzbewertung/Korrekturzuschlag wegen Lage in Natura 2000-
Gebiet (VSG 6417-450) (WP/m2):

Begrindung der Bewertung:

Die jetzt vorgesehenen Stilllegungsmal3nahmen gehen Utber die
konkretisierende MalBhahme zur Erreichung der Erhaltungsziel-
setzung der GDE fir diesen Bereich des VSG
(,Bewirtschaftungsanpassung®) deutlich hinaus. Fir die Entwicklung
naturnaher Waldgesellschaften mit Zerfallsstrukturen und die davon
profitierenden Zielarten den VSG (Spechte, aber auch Fledermause
u.a) sind diese MalBhahmen daher von besonderem Wert.

1.0 WP

Wesentlicher Bestandteil eines Biotopverbundes

rdumliche Néahe zu gréReren naturschutzfachlich hochwertigen Bereichen

Bewertung (WP/m?): 1.0 WP
Begrindung der Bewertung:

Der Alteichenbestand schlief3t eine Liicke zwischen den

Eichenbestanden aus dem Kernflachenkonzept des Forstamts

Lampertheim in den benachbarten Staatswaldbereichen Burstadt

Lorsch und Wildbahn (Abteilungen 607, 149 und 515/516). Somit

entstehen hier ,Kernflachen® eines Biotopverbundes.

NatlUrliche Baumartenzusammensetzung

Orientierung an HPNV

Bewertung (WP/m?): 0,5 WP
Begrindung der Bewertung:

Buche und Eiche sowie (eingeschrankt) die Kiefer lassen sich als
HPNV-konform ansehen. Die Vorkommen von Douglasie, Fichte

und vor allem der Spéten Traubenkirsche fiihren zur Abwertung.
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Natlrliche Begleitflora
Orientierung an HPNV

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:

Die Krautschicht entspricht der HPNV (Milio-Fagetum,

acidophytische Ausbildung mit Avenella flexuosa, Carex pilulifera

und Luzula pilosa und vereinzelt auch Milium effusum.

Existenz verschiedener Waldentwicklungsphasen
z.B. Zerfallsphase und Verjiingungsphase

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:
Der Bestand enthalt Altholz-, Zerfalls- und Verjingungsphase.

Langjahrige unbeeinflusste Entwicklung
Zeithorizont mindestens 10 Jahre

Bewertung (WP/m?): 1,0WP
Begrindung der Bewertung:

In den vergangenen 10 Jahren erfolgte in diesem Kernbereich keine
Holznutzung.

Potential ungestérter Entwicklung

vollstéandig erfullt, wenn sich HPNV ohne ForstschutzmaRnahmen /waldbauliche
Malnahmen einstellt

Bewertung (WP/m?): 0,5 WP
Begriindung der Bewertung:

Naturverjiingung der Buche ist vorhanden, die Entwicklung der
HPNYV stellt sich weitgehend von selbst ein. Konkurrenz entsteht
allerdings durch den invasiven Neophyt Prunus serrotina (Spate
Traubenkirsche) der durch PflegemafRnahmen zuriickgedrangt wird.
Im Bereich des ndérdlich verlaufenden Forstweges kann es bei
Windbruch o.a. zu forstlichen RAumungsaktivitaten kommen.
Vorbeugende Sicherungsmalinahmen werden nicht durchgefihrt.

Natlrlicher Sonderstandort
z.B. Uberschwemmungsbereich eines Flusses

Bewertung (WP/m?):
Begriindung der Bewertung:

10

Summe: 9,0 WP

3.5 Bilanzierung

Mit der beschriebenen Malnahme ist entsprechend der altholzgepragten, stillzulegenden

Flache ein rechnerischer
Biotopwertgewinn i.H. von 24.020 m2 * 9 WP/m? = insgesamt 216.180 WP

Zu erzielen.
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4. Potenzielle Stilllegungsflache: Pappelaltholz mit Erlenbruch in Abt. 122

(vgl. Plan 2 und 3: Pappelaltholz mit Erlenbruch in Abt. 122)

Verortung: Stadt Lampertheim, Gemarkung Lampertheim, Flur 17, Flstk. Nr. 160 tlw., 161-166,
176, 218, 219 tlw., 241 — 246, 247 tlw.
Stadtwald Lampertheim, Waldabteilung. 122 A und B.

FlachengroRe: Wirksame / abgegrenzte Stilllegungsflache: 107.336 m2.

KompensationsmafRnahme: Nutzungsverzicht in naturnahen Waldbestanden

4.1 Ortliche Situation

4.1.1 Flachenschutzstatus

Forstrechtlich (faktisch):
e Erholungswald
e Schutzwald hinsichtlich verschiedener Funktionen (Wasser, Landschaft, Klima u.a.)

Naturschutzrechtlich:
e Ges. geschutzt nach § 30 BNatSchG (,Bruch-, Sumpf- und Auenwalder...)

- Angrenzend (Fl.4, Nr. 175): wertvolles Biotop nach HB: Nr. TK6416/B0038 ,Kleines
Stillgewasser im ,Bruch“ S Lampertheim® (350 m2)“. u.a.

- 200 m 6stlich: VSG 6417-450

4.1.2 Boden

Die Bodenkarte von Hessen (L6316 Worms, M 1:50.000) verzeichnet fir den hier betroffenen
Standort den Bodentyp 19: Niedermoore mit Auengleyen und Nalgleyen, ortl. aus 2 bis > 10
dm Auenschluff, -lehm und/oder -ton, Uber/aus 3 bis >20 dm Torf, meist Gber 2 bis > 10 dm
Stillwasserschluff und/oder -ton, Uber Flusssand (Holozan). Ganz im Siden ist fur den
wegparallelen Streifen ein Boden aus anthropogen umgelagerten natirlichen Substraten
dargestellt: Regosol aus (...) Kippmaterial (subrezent) aus Flugsand oder Terassensand (...),
ortlich Torf.

Gemald Forsteinrichtung stockt der Bestand auf mittelgriindigen bis sehr tiefgrindigen Boden:
Hochflutlehm (carbonathaltig) bzw. Sand, Ton tber tonigem Ton, Skelettanteil unter 5 %.

4.1.3 Potenzielle natirliche Vegetation (HPNV)

Die Standortkarte der Vegetation in Hessen (M 1:200.000) weist fur den gesamten durch
Niedermoorbdden gepragten Bereich sudlich Lampertheim landwirtschaftliche Flache mit einer
,mittleren Ackereignung“ aus. Im Bereich des in der Standortkarte dargestellten ,Bachgrabens®
(entspricht dem heute stark verndssten Bereich im Osten der Abt 122 - vgl. Plan 2:
Pappelaltholz mit Erlenbruch in Abt. 122) ist als HPNV jedoch ein ,Erlenbruch- /
Erlensumpfwald“ anzunehmen, der im Textteil als ,auf Nassgley, Anmoorgley- und
Niedermoorbdden stockender Schwarzerlenbruchwald® beschrieben wird.
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4.1.4 Faunistische Vorinformationen

Flederméuse

Im Rahmen einer Fledermauserfassung im Zusammenhang mit der geplanten Errichtung einer
Windenergieanlage auf der Deponie "Lampertheimer Wald*“ aus dem Jahr 2012 wurden fur den
Lampertheimer Wald Erfassungsdaten der Jahre ab 2004 zusammengestellt.

Braunes Langohr (P. auntus)

Graues Langohr (P. austriacus)

B fl 1S (M. bechsteinii)
GroRe Bartfledermaus (M. brandtii)

Wasserfled is (M. daub if)

GroRes Mausohr (M. myotis)
Fransenfledermaus (M. natterer)

Rauhhautfledermaus (P. nathusii)

>OCHOO)> O

Zwergfledermaus (P, pipistrellus)
Breitflugelfledermaus (E. serotinus)

Kleiner Abendsegler (N. leisler)

Bechsteinfledermaus
Fransenfledermaus
Grofler Abendsegler
Kleiner Abendsegler
Rauhautfledermaus
Wasserfledermaus
Zwergfledermaus
Fransenfledermaus
Braunes Langohr
Kleiner Abendsegler
Fransenfledermaus |
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Abb. 4: Dokumentierte Fledermausnachweise im Lampertheimer Wald unweit der pot. Stilllegungsflache
(Kartenausschnitt aus dem Gutachten ,Errichtung einer Windenergieanlage auf der Deponie
"Lampertheimer Wald" - Erfassung von Fledermausen.” Biro Spang.Fischer.Natschka GmbH, 2012)

Neben den allgemein haufigen Arten Abendsegler und Zwergfledermaus wurden im Wald 3 bis
4 km nordéstlich des Untersuchungsgebietes Bechsteinfledermaus, Rauhautfledermaus,
Wasserfledermaus, Fransenfledermaus und Braunes Langohr nachgewiesen. Fur die beiden
letztgenannten sind dort auch Wochenstuben dokumentiert.

Nach Auskunft des lokalen Fledermaus-Experten Dirk Bernd (Nabu Bergstrale) ist von
Vernetzungsbeziehungen in die geplante Stilllegungsflache auszugehen. Aufgrund der Gréle
des Gebietes und der vorhandenen Strukturen (vielfaltige Hohlen und Spalten im Alt- und
Totholz) sind hier bis zu 10 Fledermausarten zu erwarten, darunter neben den oben genannten
auch die im Lampertheimer Wald bereits mehrfach nachgewiesene Grol3e Bartfledermaus
sowie die Breitfligelfledermaus.

Vogel

Das EU-Vogelschutzgebiet 6417-450 ,Walder der sudlichen hessischen Oberrheinebene”
beginnt knapp 200 m 06stlich der pot. Silllegungsflachen. Von Vernetzungsbeziehungen mit
diesem Gebiet ist auszugehen.

Fir die Dokumentation der Vogelarten des VSG wurde im Rahmen der Grunddatenerhebung
nicht das gesamte Gebiet kartiert sondern Probeflachen definiert. Die Probeflachen ,PF Heide"
und ,PF Wald Mitte” liegen 1 bzw. 2 km 06stlich des geplanten Stilllegungsgebietes. Aus der
Gilde der Waldarten sind in den dortigen Altholzbestanden (in erster Linie im PF Wald-Mitte) die
VSG-Zielarten Mittelspecht, Grauspecht, Schwarzspecht, Kleinspecht, und Hohltaube sowie der
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Pirol nachgewiesen. Das Vorkommen einiger dieser Arten in den Altholzbestanden des
Untersuchungsgebietes ist zu erwarten.

Amphibien

Im westlich an das Untersuchungsgebiet angrenzenden Flurstick Fl. 4, Nr 175 wurden im
Rahmen der Hessischen Biotopkartierung mehrere wertvolle Feuchtbiotope dokumentiert (zur
Lage siehe Plan 3: ,Pappelaltholz mit Erlenbruch; - Lage der Waldabteilung und Flurstiicke - ):

e HB: 6416/B0038 Kleines Stillgewasser im ,Bruch“ S Lampertheim
e HB: 6416/B0039 Feuchtbrache im ,Bruch“ S Lampertheim
e HB: 6416/B0040 Schilfréhricht 2 im ,Bruch® S Lampertheim

Das Stillgewasser (B0038) wird im Rahmen der Hessischen Biotopkartierung als
LAmphibienbiotop“ benannt. Vor Ort weisen Schilder die Flache mit Feuchtbrache,
Rohrichtflachen und Stillgewasser als ,Amphibienschutzgebiet” aus

Abb. 5: ,Amphibienschutzgebiet® auf Flurstiick Nr. 175, unmittelbar westlich der pot. Stilllegungsflache)

Die im Laufe der letzten Jahre u.a. durch Stau der Entwasserungsgraben zunehmend
vernassten Waldflachen des untersuchten Erlenbruchs dienen den Amphibien dieses
,Schutzgebietes' als grof3flachiger und strukturreicher Austausch- und Rickzugsraum.

4.1.5 Landschaftsplan der Stadt Lampertheim

Im Rahmen des Leitbildes werden ,Leitideen fir die Sicherung und Entwicklung der torfigen
Standorte* entwickelt. FUr den Untersuchungsraum wird formuliert: ,Stdlich von Lampertheim
im "Bruch" Sicherung und Entwicklung der Vegetation als Bruchwald, Weidengebiische,
Rohrichte und Nasswiesen mit extensiver Bewirtschaftung. Weiterhin Ergédnzung und
Erweiterung der Waldbestéande auf derzeit ackerbaulich genutzten Flachen und Entwicklung
von Teilbereichen der bestehenden Waldbestande in nicht mehr bewirtschaftete Bruchwalder
(Naturwaldparzellen mit natirlicher Dynamik und "kleinflachigem Mosaikzyklus"). Anstau der
entwéassernden Graben innerhalb der Waldchen zur Wiederverndssung sowie zur Sicherung
der feuchten und nassen Standorte®.

Diesem Leitbild entspricht die vorgesehene Stilllegung in hohem Mal3e.
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4.2 Bestandssituation und -beschreibung

4.2.1 Vermerk der Stadt Lampertheim, Besichtigungstermin 20.08.2014

Die ursprunglich zu 100 % mit Hybridpappeln aufgeforsteten Flachen sind heute weitgehend mit
Schwarzerlen und bereichsweise mit geringen Anteilen von Eschen und Weiden bewachsen.
1993 wurde hier ein durch Abgrabung entstandenes Stillgewasser von ca. 350 m2? GrélRe
kartiert. Bereichsweise sind die Abteilungen aufgrund des hoch anstehenden Grundwassers
nicht begehbar. GemaR Forsteinrichtung wird die Flache fir Kompensationsmaflinahmen
(Nutzungseinstellung, Entwicklung naturnaher Waldgesellschaften) empfohlen.

4.2.2 Bestandsaufnahme am 21. und 22.10.2014

Der hier untersuchte Bereich der Waldabteilung 122 A und B (und noch einige der nordwestlich
angrenzenden (Wald-) Flachen) ist mafigeblich durch das hoch anstehende Grundwasser und
die entsprechenden Niedermoorbéden gepragt. Die das Gebiet durchziehenden urspriinglichen
Entwasserungsgraben wurden abgesperrt und bilden heute Uberwiegend dauerhaft
wassergefillte ,Gelande-Rinnen* ohne Wasserbewegung. Mehrere dm hoch steht das Wasser
(aktuell, aber wohl auch Uber ldngere ZeitrAume) auch auf einer 30 bis Gber 50 m breiten
Flache entlang der Ostgrenze im Gebiet. In manchen Kartenwerken ist hier der ,Bachgraben®
verzeichnet, der sich jedoch in der groRen Wasserflache vor Ort kaum mehr abgrenzen lasst.
Andere Bereiche der Abteilung sind nicht in diesem Male langfristig Uberschwemmt aber
dennoch ausgepragt feucht bis nass. Die Verndssung des gesamten Gebietes hat in den letzten
Jahren augenscheinlich zugenommen; es bestehen somit flachendeckend Voraussetzungen fir
Erlenbruchstandorte (vgl. in Plan 2: Luftbild mit Bestandsgrenzen und Wasserflachen)

Abb. 6: Blick von Westen auf die von den Hybridpappeln gepragte Bestandskulisse.

Das Bild des Waldes wird weithin gepragt durch die bis zu 35 m hohen und bis zu 100 cm
dicken Hybridpappeln (Populus x canadensis) die altersbedingt zunehmend abgéngig, oft aber
auch noch recht vital sind. Durch Ast-und Kronenbruch sowie durch komplett umgefallene
B&aume ist in groRem Umfang stehendes und liegendes Totholz vorhanden. Im Unterstand, vom
teilweise gedrangten Stangenholzstadium bis in die erste Baumschicht, teilweise auch schon
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bis zu 25 m hoch, pragen Erlen den Bestand. Ganz im Osten (Wasserflachen im Bereich des
Bachgrabens) wird der Bestand wesentlich Ilckiger; hier sind auch Baum- und Strauchweiden
(Salix alba, Salix cinerea u.a.) pragend. Samtliche Hybridpappeln und auch ein groRRer Teil der
Erlen stammen aus Pflanzungen, Erlen-Naturverjiingung ist jedoch in nennenswertem Umfang
vorhanden.

Der ca. 11 ha grof3e Bestand ist somit keine homogene Flache; sondern stellt sich bezlglich
Bodennasse und Bestandsstrukturen vielféltig dar. Die Bestandsaufnahme (s.u.) differenziert in
erster Linie habituell unter Beriicksichtigung von Uberflutungssituation, Artendominanzen,
Struktur und Krautschicht.

Der Bestand im Einzelnen (FL.-Nr. entspricht Plan 2, Mal3e der Gehdlze sind geschéatzt)

Fl. 1(a bis c): Erlenbruch mit in der Baumschicht dominierender Erle

Gut abgrenzbar wachsen im Norden, der Mitte und im Siden des Gebietes relativ ,homogene*
Bestdnde aus Schwarzerle die Gberwiegend aus Pflanzungen stammen. In diesen Bestdnden
kommt die Hybridpappel als Altholz im Oberstand nur vereinzelt vor. Stehendes und liegendes
Totholz ist vorhanden. Alter, Wassersituation und Krautschicht stellt sich unterschiedlich dar:

Die Erlen in El._la stehen &uRRerst nass und erreichen Hohen zwischen 15 und 20 (25) m,
sowie Durchmesser zwischen 15 und 30 (40) cm. Die in der Wasserflache erkennbare
Krautschicht besteht aus Seggen (v.a. Carex acutiformis) und Schilf (Phragmites communis),
die einzeln und truppweise auftreten oder auch gré3ere Flachen bedecken. (vgl. Abb. 4).

.

iy N : i ""};'

{

Abb. 7: Blick von Osten in den homogenen Erlenbruch-Bestand FI. 1a im Osten der Gebietsmitte. Auf
dem deutlich 0.F. anstehenden Grundwasser haben sich Wasserlinsen-Decken gebildet. Auffallig sind
die umfangreichen GroRRseggenbestande (v.a Carex acutiformis, auch Carex gracilis, hier mit nur
etwas Schilf), vereinzelt auch mit Schwertlilie (Iris pseudacorus).
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Der Erlenbestand in Fl. 1b erreicht ahnliche Hohen wie Fl. 1a, steht aber Gberwiegend nicht
so nass. In der Krautschicht sind somit neben den meist nicht so haufigen Hygrophyten (am
haufigsten Schilf, ferner auch Binsen und GroRseggen — der eutrophen Situation
entsprechend — Arten wie Urtica dioica, Rubus fruticosus, oder auch Glechoma hederacea
haufig anzutreffen. Bemerkenswert ist das vereinzelte Auftreten von Ribes nigrum,
(Schwarze Johannisbeere), Assoziations-Charakterart des Carici elongatae-Alnetum, der fur
den Raum typischen Erlenbruch-Gesellschatft.

Der Bestand in Fl. 1c im Suden des Gebietes (vgl. Abb. 5) befindet sich noch im
Stangenholz-Stadium (Dm 5 — 15 cm, H. 10 -15 m), ist deutlich gedrangter und steht in
Teilen auch trockener.

1
7 ! ) f 8 3
Tl ¥ |

Abb. 8: Blick von Suidwesten auf das relativ dicht gedréngte Erlen-Stangenholz Fl. 1c im Siden. Davor
zwei abgebrochene Pappel-Altbdume

Fl. 2: Erlenbruch mit viel Hybridpappel-Altholz im Oberstand

Die strukturreichsten Bestande finden sich in den Bereichen der Fl. 2. Insbesondere fur Vogel
und Flederméduse besteht hier ein sehr grof3es Angebot an Altholz und Totholz (stehend und
liegend). Die natlrliche Erlenbruchwald-Entwicklung ist hier am weitesten vorangeschritten.
Wassergepragte und weniger nasse Bereich wechseln sich teilweise kleinrdumig ab. In der
Baumschicht finden sich neben stehendem Pappelaltholz Erlen verschiedenen Alters,
eingestreut sind Eschen, vereinzelt auch Weidenarten (Salix alba, S. fragilis). In der
(vorhandenen aber geringmachtigen) Strauchschicht sind mit Prunus padus (Einheimische
Traubenkirsche), Frangula alnus (Faulbaum), Euonymus europaeus (Pfaffenhitchen), Salix
cinerea (Grauweide) u.a. gesellschafts- und standorttypische Arten vertreten. Als Charakterart
des Carici elongatae-Alnetum tritt hier Ribes nigrum, (Schwarze Johannisbeere) auf.
Vorherrschende Seggenart in den nassen Bereichen ist Carex acutiformis, nur vereinzelt wurde
die namengebende Charakterart Carex elongata (Walzensegge) angetroffen.
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Abb. 9: Blicke in den ganz im Westen gelegenen Erlenbruch-Bestand (Fl. 2) von Osten aus der
Gebietsmitte heraus: Bereiche mit deutlich U.F. anstehendem Grundwasser wechseln sich mit weniger
feuchten ab; das liegende Totholz der méachtigen Hybridpappeln ist haufig bildpragend, pragnant auch
der Schragstand eines noch lebenden Pappel-Altbaums (Bild unten). In der Naturverjingung der Erle
treten mit Ribes nigrum (oben rechts) und Prunus padus (oben links) Charakterarten des Alnion und des
Alno-Ulmion auf; was die Nahe und das Entwicklungspotenzial der Bestédnde zur HPNV unterstreicht.
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Fl. 3: Luckiger, sehr nasser Bruchwald aus Erle und Weidenarten

Ganz im Osten (Wasserflachen entlang des Bachgrabens) ist der Baumbestand teilweise sehr
luckig; Réhricht- und Grol3seggenarten (Phragmites communis, Carex acutiformis, Carex acuta)
treten oOrtlich stark hervor und bilden in gréf3eren Lichtliicken eigene kleine Bestéande.

Abb. 10: Blick von Sudosten in den liickigen, sehr nassen Bruchwald aus Erle und Weidenarten im
Bereich des ,Bachgrabens®.

In diesem Bereich haben - neben den Erlen - Strauch- und Baumweiden (Salix cinerea, Salix
alba, S. fragilis / S. x rubens) oft wesentlichen Anteil an der Baumschicht. An den Randern im
Ubergang zum ostlich parallel verlaufenden, erhoht gelegenen Weg zeigen die Bestande einen
zuweilen etwas auenwaldartigen Charakter (Schleiergesellschaften mit Calystegia sepium,
verwildertem Wein (Vitis vinifera ssp.), Solanum dulcamara; vereinzelt auch mit Ulmus spec.
(strauchformig). Auch treten hier vereinzelt einige Neophyten auf, die im sonstigen Bruchwald
eher fehlen (Parthenocissus quinquefolia, Reynoutria japonica) Diese floristischen Elemente
und der hohe Baumweidenanteil in diesem Bereich (v.a. Salix alba) sind mdglicherweise
tatsachlich Auenwaldrelikte (,Bachgraben®).

Fl. 4: Rohricht mit Gehodlzsukzession

Fortsetzung der Fl. 3 nach Norden. In einem Abschnitt des ,Uberfluteten Bachgrabens® ist hier
ein groReres Schilfrohricht ausgepragt in dem Gehdlze (v.a. Weidenarten) aufkommen.
Langfristig wird sich auch hier Bruchwald entwickeln.

Fl. 5: mehrjdhrige Ruderalbrache auf frischem Standort mit Gehdlzsukzession

Waldfreie Flache ganz im Siden: Bestand aus Brennnesseln mit Solidago canadensis
(Neophyt); aufkommende Gehdlze: Sambucus nigra (Holunder), Prunus serrotina (Spate
Traubenkirsche, Neophyt), Kiefern, (Pinus sylvestris). Nur sporadisch ist eine Feuchtepragung
erkennbar (Kleiner Schilfbestand im Nordosten).

Insgesamt ist dieser Bestand nicht dem Bruchwaldkomplex zuzurechnen und in der
vorgesehenen Stilllegungsflache nicht enthalten.

Zusammenfassung:
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Der untersuchte ca. 11 ha grofRe Erlenbruchwaldkomplex in Abteilung 122 A und B umfasst
sehr nasse, feuchte sowie maRig feuchte Standorte mit entsprechend differenziert
ausgepragtem Bruchwald und auch offeneren Bereichen.

Pragend und ein wesentlicher Grund fiir die vorgesehene Stilllegung sind die 50 bis 60 Jahre
alten, bis zu 35 m hohen und bis zu 100 cm dicken Hybridpappeln (Populus x canadensis) die
altersbedingt zunehmend abgangig, teilweise aber auch noch recht vital sind. Durch Ast- und
Kronenbruch sowie durch komplett umgefallene Baume ist in groBem Umfang stehendes und
liegendes Totholz vorhanden. Zudem entwickelt sich auf dem Niedermoorstandort, welcher
durch VerschlieRen der vormaligen Entwasserungsgraben eine grof3flachige Verndssung
erfahren hat und noch erfahrt, ein differenzierter Erlenbruchwaldkomplex mit jingeren und
alteren Stadien, mit und ohne Pappeln im Oberstand; maRig feuchten bis hin zu sehr nassen,
dann oft auch lichteren und gehoélzarmeren Bereichen, in denen Weiden haufiger, und die
starker durch Réhrichtarten und Gro3seggen gepragt sind.

Vor allem in den starker tberfluteten Bereichen sind neben Schilf (Phragmites communis) horst-
bzw. truppweise (manchmal sogar flachenhaft) Carex-Arten anzutreffen. Im Bereich der Graben
sind dies oft Carex acuta (=C. gracilis), in den sehr nassen Bruchwaldflachen (im Osten vor
allem Carex acutiformis; auch Carex elongata ist anzutreffen (Charakterart des Carici
elongatae-Alnetum), und weitere Grol3seggen wie z.B. Carex pseudocyperus und natirlich
Binsen wie auch Juncus effusus.

In den weniger nassen Erlenbestédnden des Gebietes sind in der Krautschicht Brennnessel,
Brombeere, Gundermann und andere Nahrstoffzeiger vertreten. Regelmaliig ist auch Schilf
vorhanden, je nach Lichtsituation allerdings meist mit etwas spéarlicher Deckung. In diesen
weniger nassen Abschnitten oder Teilflichen sind die typischen Nassezeiger des Bruchwalds
naturgemafl weniger Uppig: Carex-Arten sind rar, andere typische Feuchtwaldarten sind
dagegen durchaus anzutreffen: Vorkommen von Solanum dulcamara, Ribes nigrum (AC des
Carici elongatae-Alnetum), auch Ribes rubrum oder Symphytum officinale sowie die haufig
mosikartige Verzahnung mit den nasseren Teilflachen legt allerdings nahe, auch diese
Besténde als 6kologisch hochwertigen, standortgerechten Teil des Erlenbruchwaldkomplexes
zu begreifen, zumal auch hier in der Strauchschicht mit Prunus padus (Einheimische
Traubenkirsche), Frangula alnus (Faulbaum), Euonymus europaeus (Pfaffenhiitchen) oder auch
Salix cinerea (Grauweide) standorttypische, einheimische Arten pragend sind.

Insgesamt gewinnt man den Eindruck, dass sich der vorliegende, bereits sehr hochwertige
Erlenbruchwaldkomplex in einer dynamischen Entwicklung befindet, die mit der Altholz-/
Totholzsituation zu tun hat, aber auch standortbedingt ist: Durch die gegenwartig noch
zunehmende Vernassung ist hier die Bruchwaldentwicklung ,im Prozess® und erfasst so auch
die heute noch weniger nassen Bereiche. In diesem Sinne ist die Stilllegung der gesamten
projektierten Flache durchzufihren.

4.2.3 Forstliche Bewertung [/ Bezug zum forstlichen Kernflachenkonzept
(Stellungnahme des FA Lampertheim vom 25.09.2014 )

Bei Abteilung 122 A und B handelt es sich um alte Pappelbestande (55 Jahre) mit sehr hohem
Totholzanteil und teilweise schon weit fortgeschrittener Entwicklung zur nattrlichen
Waldgesellschaft eines Erlenbruchwaldes. Ausschlaggebend fir die Auswahl waren der
Sonderstandort (Niedermoorstandort einer ehemaligen Altrheinschlinge mit hoch anstehendem
Grundwasser) und die Nachbarschaft mit Kernflachen des Staatswaldes Lampertheim, sodass
im Bruch ein grol3er zusammenh&ngender Kernflachenkomplex entsteht.

CONTURA LANDSCHAFT PLANEN Seite 20



Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

4.3 Malnahmen und Abgrenzung der Stilllegungsflache

Es ist auf die forstliche Nutzung der hier untersuchten und dargestellten Bereiche der Abteilung
122 A und B zu verzichten (Abgrenzung in Plan 2: Pappelaltholz mit Erlenbruch in Abt. 122; -
Luftbild und Bestand -). Vorrangige Ziele sind die Sicherung des Pappelaltholzes, der Menge
und Vielfalt an stehendem und liegendem Totholz sowie die naturgeméale Entwicklung des
Sonderstandortes mit Erlenbruchwald.

PflegemaBnahmen sind auf die erforderlichen Verkehrssicherungsmaflinahmen zu
beschranken. Ein Zurtckdrangen der nur vereinzelt auftretenden Neophyten im Gebiet ist nicht
erforderlich.

4.4 Bewertung

Die Bewertung erfolgt gemaR dem Bewertungsleitfaden ,Zusatzbewertung Nutzungsverzicht in
naturnahen Waldbestanden® des Regierungsprasidiums Darmstadt. Hierin ist ausgeflhrt:

»Ein Nutzungsverzicht ist in naturschutzfachlich bereits sehr hochwertigen Waldbestanden
zur Foérderung des Arten- oder Biotopschutzes als Kompensationsmaflinahme
anerkennungsfahig. Bewertet wird die sich aus dem derzeitigen Zustand des Waldbestandes
ergebende Aufwertung durch den Verzicht auf eine ansonsten zulassige und sich
aufdrangende Nutzung des Waldbestands.

Fur die Zwecke der Zusatzbewertung allein ist keine Vorher-nachher-Betrachtung
erforderlich.

Die Beurteilung orientiert sich an der Existenz und Wertigkeit der einzelnen
Bewertungskriterien, welche die naturschutzfachlich relevantesten Einzelaspekte abdecken.
Erheblich anthropogen geschédigte Waldbestdnde kdnnen nicht bewertet werden.

|. Basisbewertung

1. Je Bewertungskriterium soll i. d. R. maximal 1 Wertpunkt (WP) pro m2 vergeben
werden.

2. Bei herausragender Wertigkeit eines mit * versehenen Kriteriums kénnen maximal 1,5
WP/m2 vergeben werden.

3. Die Obergrenze (Summe) der Basisbewertung betragt 10 WP/m2,

Il. Korrekturzuschlag innerhalb von Naturschutzgebieten, Nationalparks oder ,NATURA
2000“-Gebieten gemall Anlage 2 Nr. 2.3 der KV

1. Hat ein Nutzungsverzicht gunstige Wirkungen auf ein Naturschutzgebiet, einen
Nationalpark oder auf ein ,NATURA 2000“-Gebiet, die Uber die zur Erhaltung oder
Herbeifilhrung eines glnstigen Erhaltungszustandes der mafigeblichen Bestandteile des
Gebietes hinausgehen, so kann maximal der geman Ziffer I. fir ein Kriterium vergebene
Punktewert/m? zuséatzlich vergeben werden.

2. Eine zusatzliche Bewertung kann nur erfolgen, wenn ein Kriterium eine erhebliche
gunstige Wirkung fir das Erhaltungsziel entfaltet. Die Bewertung ist daher
schutzgebietsbezogen und separat von der Basisbewertung fir jedes Kriterium getrennt
herzuleiten und detailliert zu begriinden.

. Allgemeine Vorgaben

1. Die Gesamtobergrenze (Basisbewertung plus Korrekturzuschlag) betragt 20 WP/mz,
2. Die kleinste Wertpunkte-Einheit betragt 0,5 WP/m2.
3. Einem Antrag auf Nutzungsverzicht ist die Bestandsbeschreibung aus dem
Forsteinrichtungs- bzw. Betriebswerk in Kopie beizufiigen. Der Leitfaden ist als
Aufnahmebogen zu verwenden. Soweit fiur die Bewertung erforderlich, ist er durch
Anlagen zu ergénzen.
4. Das Bewertungsschema kann in der vorliegenden Form nur in Altbestdnden angewandt
werden.*

Fur den vorgesehenen Nutzungsverzicht in Abt. 122 kommt es somit zu folgender Bewertung:

CONTURA LANDSCHAFT PLANEN Seite 21



Stadt Lampertheim Bilanzierung potenzieller Waldstilllegungsfl&chen
als naturschutzrechtliche KompensationsmaBnahme

4.4.1 Bewertungsschema (fur Nutzungsverzicht in Abt. 122 A und B):

Totholzbewohner *
Wertigkeit durch ausreichend vorhandenes starkes Totholz (stehend und liegend)

Bewertung (WP/m?): 15 WP
Begriindung der Bewertung:

Stehendes und liegendes Totholz in verschiedenen Dimensionen,
Ast- und Kronenabbriche sowie umgestirzte B&ume in
verschiedenen Verwitterungsstadien sind in erheblichem Umfang
und Uber die gesamte Flache verteilt anzutreffen.

Nach Auskunft des lokalen Fledermaus-Experten Dirk Bernd (Nabu
BergstraRe) sind in dem Areal aufgrund der GrofRe und der
vorhandenen Strukturen (vielfaltige Hohlen und Spalten im Alt - und
Totholz) und der angrenzenden/umgebenden Waldbestande (VSG
6417-450) bis zu 10 Fledermausarten zu erwarten, darunter die
etwa 3 bis 4 km norddstlich des Untersuchungsgebietes nachge-
wiesenen  Arten Bechsteinfledermaus, Rauhautfledermaus,
Wasserfledermaus, Fransenfledermaus und Braunes Langohr, fir
die teilweise auch Wochenstuben dokumentiert sind, sowie die im
Lampertheimer Wald bereits (auch mit Wochenstuben) mehrfach
nachgewiesene GroRRe Bartfledermaus sowie die Breitfligel
fledermaus .

Altholzbewohner*

Wertigkeit der Lebensraumfunktion fur Altholzbewohner, mafigeblich bestimmt
durch den Altholzanteil, die Bestandesstruktur (Beispiel Schwarzspecht: Existenz
freier  Anflugsbereiche und vorhandene Biotopvernetzungen (Beispiel
Wasserfledermaus: Existenz von erreichbaren und als Jagdrevier geeigneten
Wasserflachen)

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:

Die Flache bietet stark dimensioniertes Altholz in strukturreichen
Bestanden. Es stehen freie Anflugbereiche aber auch in grof3er
Zahl Unterschlupfmdglichkeiten zur Verfugung. So befinden sich in
den machtigen totholzreichen Pappeln eine grol3e Anzahl von
Spechthdhlen, Holzspalten und GrofRhdhlen. Mit Stammdurch-
messern bis zu 100 cm ist der Bestand o6kologisch besonders
wertvoll. (Da Teile der Gesamtflache keine Altbdaume aufweisen,
wird hier nicht die eigentliche zutreffende ,maximale
Hochstbewertung® (1,5 WP) sondern nur die ,regulare
Hoéchstbewertung“ (1,0 WP) angesetzt.)

Wesentlicher Bestandteil eines Biotopverbundes

rdumliche Néhe zu gréRReren naturschutzfachlich hochwertigen Bereichen

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:

Ausschlaggebend fir die Auswahl als Kernflache sind (neben
Totholzreichtum und Sonderstandort) die Nachbarschaft mit
Kernflachen des Staatswaldes Lampertheim, sodass im Bruch ein

grolRer zusammenhangender Kernflachenkomplex entsteht.

In direkter Nahe liegt zudem das Natura 2000-Gebiet VSG 6417-
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450 ,Walder der sudlichen hessischen Oberrheinebene® mit dem
(insbesondere in Bezug auf die Vogel- und Fledermausfauna) von
bedeutsamen Vernetzungsbeziehungen auszugehen ist.

Natlrliche Baumartenzusammensetzung
Orientierung an HPNV

Bewertung (WP/m?): 0,7 WP
Begrindung der Bewertung:

Die Entwicklung zur natlrlichen Waldgesellschaft eines
Erlenbruchwaldes (Hier: Carici elongatae-Alnetum in verschiedenen
Auspragungen) ist bereits weit vorangeschritten: Schwarzerle ist
flachendeckend Bestands-bestimmend, Weidenarten (Salix alba, S.
fragilis, S. cinerea ) sind vor allem in besonders nassen Bereichen
vorhanden. Typische Straucher feuchter (Niedermoor-)Standorte
(Euonymus europaeus, Frangula alnus, Prunus padus, Salix
cinerea), sind vorhanden. Der Gehdlzbestand ist insofern als
HPNV-konform anzusehen.

Die aus Pflanzung stammenden, totholzreichen alten Hybridpappeln
haben einen hohen 6kologischen Wert und sind aus diesem Grund
im Bestand zu belassen. Dennoch fuhren diese hinsichtlich einer
,naturlichen’ Baumartenzusammensetzung zu einer Reduzierung
des eigentlich maximalen Punktwertes um 0,3 WP.

Natlrliche Begleitflora
Orientierung an HPNV

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:

Unter Berucksichtigung der differenzierten Standortbedingungen

des Erlenbruchwaldes im Gebiet (Hier: Walzenseggen-
Erlenbruchwald (Carici elongatae-Alnetum) in verschiedenen
Auspragungen) zeigt die Krautschicht mit standortgerechten,
gesellschaftstypischen Carex-Arten (Carex acutiformis u.a.),
vereinzelt auch mit den Charakterarten der Gesellschaft (Carex
elongata, Ribes nigrum) sowie weiteren typischen Arten (z.B.
Solanum dulcamara) die Nahe zur HPNV.

Existenz verschiedener Waldentwicklungsphasen
z.B. Zerfallsphase und Verjiingungsphase

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:
Der Bestand enthalt Altholz-, Zerfalls- und Verjingungsphasen.

Langjahrige unbeeinflusste Entwicklung
Zeithorizont mindestens 10 Jahre

Bewertung (WP/m?): 1,0 WP
Begrindung der Bewertung:
In den vergangenen 10 Jahren erfolgte keine Holznutzung.

Potential ungestérter Entwicklung

vollstéandig erfullt, wenn sich HPNV ohne ForstschutzmaRnahmen /waldbauliche
MalRnahmen einstellt

Bewertung (WP/m?): 0,8 WP
Begrindung der Bewertung:

Es handelt sich um Erlenbestande mit sehr hohem Totholzanteil
und teilweise schon weit fortgeschrittener Entwicklung zur
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naturlichen  Waldgesellschaft eines  Erlenbruchwaldes Die
Krautschicht mit standortgerechten Carex-Arten und anderen
gesellschafts- und standortypischen Arten zeigt die Nahe und
selbstandige Entwicklung hin zur HPNV. Naturverjungung der Erle
ist vorhanden, die Entwicklung der HPNV stellt sich weitgehend von
selbst ein.

Neophyten-Konkurrenz spielt in den Bestanden keine Rolle,
spezielle Pflegemafinahmen sind nicht erforderlich.

Im Bereich der einigen den AuBBenrdndern verlaufenden Feld oder
FuBwege kann es bei Windbruch o0.4. zu forstlichen
R&umungsaktivitdten kommen.

Vorbeugende Sicherungsmalinahmen werden nicht durchgefihrt.

Nattrlicher Sonderstandort
z.B. Uberschwemmungsbereich eines Flusses

Bewertung (WP/m?):

Begrindung der Bewertung:

Die pot. Stillegungsflache ist ein grof3flachig vernasstes Waldgebiet:
Niedermoorstandort einer ehemaligen Altrheinschlinge mit hoch
anstehendem Grundwasser. Das Wasser steht in weiten Teilen 0.F.
Die méaRig feuchten bis vollkommen Uberfluteten strukturreichen
Flachen und Graben dienen dem ,Amphibienschutzgebiet® auf dem
benachbarten Flurstick Nr. 175 als groR¥flachiger und
strukturreicher Austausch- und Riickzugsraum).

Summe:

9.0 WP

4.5 Bilanzierung

Mit der beschriebenen MalRnahme ist entsprechend der altholzgepragten, stillzulegenden

Flache ein rechnerischer

Biotopwertgewinn von 107.336 m2* 9 WP/m2 = insgesamt 966.024 WP

Zu erzielen.
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1. Einleitung

Die Stadt Lampertheim plant die Erweiterung des 2. Bauabschnitts des Gewerbegebiets ,,Wormser
LandstraBe”. Gemif3 dem LEITFADEN FUR DIE ARTENSCHUTZRECHTLICHE PRUFUNG IN HESSEN (2.

Fassung Mai 2011) gelten folgende Vorgaben:

(...) Bei der Aufstellung von Flichennutzungs- und Bebauungsplinen sind die
artenschutzrechtlichen Verbote und Ausnahmen zu beriicksichtigen. Zwar erfassen die
artenschutzrechtlichen Verbote erst die tatsdchliche Vorhabensverwirklichung und nicht deren
planerische Vorbereitung durch die Aufstellung von Bauleitpldnen. Jedoch konnen Bauleitpline,
deren Festsetzungen nicht ausriumbare Hindernisse durch den besonderen Artenschutz
entgegenstehen, die ihnen zugedachte stadtebauliche Entwicklungs- und Ordnungsfunktion nicht
erfiillen und verstoBen somit gegen § 1 Abs. 3 BauGB. Fiir die stddtebauliche Erforderlichkeit
geniigt allerdings wie bisher, dass eine naturschutzrechtliche Ausnahme- oder
Befreiungsmoglichkeit besteht (sog. Hineinplanen in eine Ausnahme- oder Befreiungslage;
standige Rechtsprechung seit VerwG, NVwZ-RR 1998, 162; zuletzt OVG Koblenz, NVwZ-RR
2008, 514).

In Planungs- und Zulassungsverfahren sind jedoch die Malgaben des § 44 Abs. 5 BNatSchG
zu beachten. Danach gelten die Zugriffsverbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG bei der Durchfiihrung
eines zugelassenen Eingriffs oder eines nach den Vorschriften des BauGB zulédssigen Vorhabens
(B-Plane nach § 30, wihrend Planaufstellung nach § 33, im Innenbereich nach § 34) nur fiir die
Arten des Anhangs IV der FFH-RL und die européischen Vogelarten. Auf einen besonderen
Schutz nach der EG-VO Nr. 338/97 oder der BArtschV kommt es nicht an.

Alle iibrigen Tier- und Pflanzen-Arten sind weiterhin als Bestandteil des Naturhaushalts im
Rahmen der Eingriffsregelung oder auch nach anderen Rechtsgrundlagen (z.B. Belang i.S.d. §
35 Abs. 3 Nr. 5 BauGB) zu beriicksichtigen (...).

Das Institut fiir Faunistik wurde durch die Stadtentwicklung Lampertheim GmbH & Co. KG
beauftrag, zu priifen, ob Zugriffsverbote nach §§ 44 BNatSchG durch das Vorhaben ausgelost
werden und gegebenenfalls eine spezielle artenschutzrechtliche Priifung (saP) durchzufiihren.
Diese beinhaltet:
die Darstellung und Ermittlung der artenschutzrechtlichen Verbotstatbestinde nach § 44
Abs. 11.V.m. Abs. 5 Anderung BNatSchG beziiglich der gemeinschaftsrechtlich geschiitzten
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Arten (alle europdischen Vogelarten, Arten des Anhangs IV FFH-Richtlinie), die durch das
Vorhaben erfiillt werden konnen.

die Priifung der naturschutzfachlichen Voraussetzungen fiir eine Ausnahme von den
Verboten gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG.

dariiber hinaus eine Priifung fiir die nicht gemeinschaftsrechtlich geschiitzten Arten, die

gemil nationalem Naturschutzrecht (vgl. § 14 Abs. 3 S. 3 HENatG) geschiitzt sind.

1.1 Datengrundlagen

Als Datengrundlagen wurden herangezogen:
Auswertung von Grundlagenwerken, Fachliteratur und fachspezifischen Onlineportalen
(vgl. Kapitel Literatur)
Avi- und herpetofaunistische Untersuchungen vor Ort (April bis Juni 2013/2014/2015/2019)
Untersuchung auf Feldhamstervorkommen (August 2013 und Mai 2014)
Auswertung Habitats Directive reporting und Birds Directive reporting

(http://ec.europa.eu/environment/nature/)

Gelidndebegehung zur Feststellung der 6kologisch bedeutsamen Strukturen und deren
Raumbezug zum Plangebiet

Aktualisierung und Plausibilitéitspriifung 2019

1.2 Untersuchungsgebiet und methodisches Vorgehen

Methodisches Vorgehen und Begriffsabgrenzungen der nachfolgenden Untersuchung stiitzen sich
auf den LEITFADEN FUR DIE ARTENSCHUTZRECHTLICHE PRUFUNG IN HESSEN (2. Fassung Mai 2011).
Das Plangebiet befindet sich nordlich und nordéstlich des bestehenden Gewerbegebiets ,,Wormser
LandstraBe, es hat eine GroBe von ca. 21 ha (Abb. 1) und wird, wie auch die umgebende
Landschaft, derzeit intensiv ackerbaulich genutzt. Im Norden grenzt das Plangebiet an
landwirtschaftliche Betriebe. Im Siiden liegt das bestehende Gewerbegebiet ,,Wormser Landstraf3e*
und nach Westen folgen weitere Ackerflichen. Im Osten befinden sich ebenfalls Ackerflachen und
ein Lagerplatz der BASF (Abb. 2). Zwei teils mit Baumen und Schilf gesdumte Wassergriben
durchziehen das Plangebiet von Nordost nach Siidwest und stellen die einzigen Strukturen dar,
welche nicht ackerbaulich genutzt werden. Die Abgrenzung des Untersuchungsgebiets orientierte

sich an den raumlichen Gegebenheiten und vorhandenen Grenzstrukturen (Abb. 2).
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Entwurf zur Betelligung der Offentiichkelt und der Behdrden
gem. § 3 Abs. 2 und § 4 Abs, 2 BauGB

6’"&” Bebauungsplan "Wormser Landstralte 2.BA"
3 Bebauungsplan Nr.: 071B-00
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Abb. 2: Lage des Bebauungsplangebiets ,,Wormser Landstrae® - 2. Bauabschnitt (rot) und des
zugehorigen Untersuchungsgebiets 2014 (blau gestrichelt) im raumlichen Kontext.
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1.3 Bestandserfassung

Die avi- und herpetofaunistischen Untersuchungen sowie Untersuchungen auf weitere
artenschutzrechtlich relevante Arten (z. B. Schlammpeitzger) fanden bei geeignetem Wetter an

folgenden Terminen statt:

Tab. 1: Erfassungszeiten der avi- und herpetofaunistischen Untersuchungen.

Datum Tageszeit Untersuchte Arten Wetter
18.4.2013 | 18:00 bis 20:15 Uhr Avi — und Herpetofauna heiter, 18 — 20 °C
11.5.2013 | 18:45 bis 19:45 Uhr Avifauna sonnig, spiter leicht bedeckt, 14 °C
24.5.2013 | 19:40 bis 20:40 Uhr Avifauna wechselnd bewolkt, 13 °C
30.5.2013 | 16:00 bis 17:30 Uhr Avi — und Herpetofauna wechselnd bewdlkt, 16 °C
4.6.2013 | 19:00 bis 20:30 Uhr Avifauna, sonstige Arten heiter, 20 °C
11.6.2013 | 5:30 bis 06:50 Uhr Avifauna, sonstige Arten Hochnebel, 14 °C
27.6.2013 | 5:40 bis 06:40 Uhr Avifauna bedeckt, 18 °C
28.6.2013 | 19:00 bis 20:50 Uhr Avi — und Herpetofauna bewolkt, warm, 21° C
8.5.2014 | 13:45 bis 14:45 Uhr Avifauna heiter, 18 °C
3.6.2014 | 11:00 bis 13:30 Uhr Avi — und Herpetofauna sonnig, spiter leicht bedeckt, 21 °C
12.6.2014 | 5:45 bis 10:00 Uhr | Avi — und Herpetofauna, sonstige heiter, 17 — 22 °C
18.6.2014 | 18:15 bis 19:45 Uhr Avifauna heiter, 25 °C
Herpetofauna, sonstige
19.6.2014 | 8:15 bis 10:45 Uhr (Schlammpeitzger) heiter, 17 — 20 °C
23.6.2014 | 12:00 bis 13:30 Uhr | Avi — und Herpetofauna, sonstige heiter, miBiger Wind, 22 °C
05.04.2015| 7:30 bis 9:30 Uhr Avifauna (Rebhuhn) kiihl, 4 °C
09.04.2015 | 18:50 bis 20:00 Uhr Avifauna (Rebhuhn) heiter - wolkig, 24 °C
18.07.2019 | 11:00 bis 12:30 Uhr Herpetofauna heiter - wolkig, 23,5 °C
13.09.2019 | 11:00 bis 13:30 Uhr Herpetofauna wolkig bis bedeckt, 23 °C, trocken.

Die Erfassung der heimischen Brutvogelfauna wurde gemidf3 den Empfehlungen des Handbuchs
landschaftsokologischer Leistungen (VUBD 1999) durchgefiihrt. Protokolliert wurden alle Vogel,
die entweder gesehen (Fernglas 8 x 30) oder gehort (Reviergesang, Flug- und Kontaktrufe) wurden.
Als Brutvogel wurden die Arten klassifiziert, die an drei oder mehr der fiinf Begehungstermine
nachgewiesen wurden und/oder eindeutig revieranzeigendes (Brutpflegeverhalten, Reviergesang)
Verhalten zeigten. Als Nahrungsgast wurden die Arten klassifiziert, die an weniger als drei
Terminen nachgewiesen werden konnten. Arten, die nur beim Uberfliegen des
Untersuchungsgebietes beobachtet wurden, wurden weder als Brutvogel noch als Nahrungsgast
eingruppiert. Sie sind mit UF bezeichnet. Im April 2015 wurden zudem noch zwei zusitzliche
Begehungen zur Uberpriifung des Status des Rebhuhns durchgefiihrt. Hierbei wurde auch mit

Klangattrappen gearbeitet.
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Die Untersuchung der Herpetofauna (Amphibien und Reptilien) erfolgte gemil3 den Empfehlungen
des Handbuchs landschaftsokologische Leistungen (VUBD 1999). Dabei wurden insbesondere auf
das Vorhandensein geeigneter Habitatstrukturen, wie Sonn-, Versteck- und Laichplétze geachtet.
Die Untersuchung der sonstigen Arten erfolgte als eine Art Ubersichtsbegehung. Dabei wurde
insbesondere auf das Vorhandensein geeigneter Habitatstrukturen geachtet, die das Vorkommen
artenschutzrechtlich relevanter Arten vermuten lassen. Am 19.06.2014 wurde der im Plangebiet
befindliche Wassergraben speziell auf ein mogliches Vorkommen des Schlammpeitzgers hin
untersucht.

Die Untersuchung auf Feldhamstervorkommen erfolgte am 01.08., 09.08.2013 und 15.05.2014.
Fiir die Kartierungsarbeiten wurde ein Team von vier Personen zusammengestellt, welches durch
den Projektleiter zuvor im Erkennen und sicheren Ansprechen von Hamsterbauen geschult worden
war (vgl. hierzu GRULICH 1981, WEINHOLD 1996). Im Falle eines Baufundes oder sonstigen
eindeutigen Nachweises (Lebendbeobachtung, Totfund) wurden die GauB3-Kriiger-Koordinaten mit
einem GPS-Handy (Garmin Etrex) erfasst. Besonderheiten des jeweiligen Baus, wie z. B. die Anzahl
der Réhren, die Feldfrucht und die Ortlichkeit wurden in einem standardisierten Erfassungsprotokoll
eingetragen. Die Personen liefen in einer Reihe mit 2 m Abstand zueinander iiber die Flichen und
gingen jedes Feld streifenweise, von Feldgrenze zu Feldgrenze, ab.

Die Ergebnisse der oben genannten Untersuchungen finden sich unter Kap. 4, S. 10 (Bestand sowie

Darlegung der betroffenen Arten).

2. Wirkfaktoren

2.1 Stérungen

Zeitlich begrenzte Storungen von Wildtieren und Vogeln konnen baubedingt durch den Einsatz von
Maschinen und Gerit eintreten. Vogel und Wildtiere werden das Baugebiet daher meiden. Durch
die bestehende ackerbauliche Nutzung ist jedoch eine, nicht unerhebliche Vorbelastung hinsichtlich
der Prisenz von Menschen und dem Einsatz von landwirtschaftlichen Maschinen anzunehmen. In
der iiberwiegend landwirtschaftlich gepridgten Landschaft ist die Anwesenheit von Menschen und
Maschinen alltdglich. Daher ist grundsétzlich von einer sehr geringen Storbelastung der Tierwelt

aufgrund der bestehenden Gewohnung auszugehen.
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2.2 Larmimmissionen

Maschinenlidrm tritt baubedingt wihrend der Bauphase und gegebenenfalls betriebsbedingt auf.
Durch die ackerbauliche Nutzung ist jedoch eine, nicht unerhebliche Vorbelastung hinsichtlich des

Einsatzes von landwirtschaftlichen Maschinen und deren Lirmimmission anzunehmen

(Landmaschinen und Forstmaschinen mit ca. 90 dB, Quelle: www.hug-technik.com). In der
tiberwiegend landwirtschaftlich geprigten Landschaft ist die Anwesenheit von Menschen und
Maschinen alltéglich. Daher ist grundsitzlich von einer sehr geringen Storbelastung der Tierwelt

aufgrund einer bereits bestehenden Gewohnung auszugehen.

2.3 Flachenverlust

Das Gewerbegebiet wird anlagenbedingt ca. 21 ha an Fliche in Anspruch nehmen. Diese Fliche
steht heimischen Tierarten als potenzieller Lebensraum kiinftig nicht mehr oder nur noch
eingeschrinkt zur Verfiigung. Durch die intensive ackerbauliche Nutzung mit zwei Ernten/Jahr hat
das Baugebiet jedoch nur eine sehr eingeschrinkte Wertigkeit als Lebensraum fiir heimische

Tierarten.

2.4 Barrierewirkung

Durch den 2. Bauabschnitt des Gewerbegebiets kommt es zu einem Liickenschlul zwischen dem
bestehenden bereits realisierten 1. Bauabschnitt und den landwirtschaftlichen Betrieben im Norden.
Eine Barrierewirkung fiir heimische Vogelarten besteht nicht. Auch die in den Randstrukturen
lebenden Zauneidechsen sind hiervon nicht betroffen, da diese nicht durch die Flidche selbst
wandern, sondern auf artspezifische Korridore angewiesen sind. Eine bestehende Vernetzung mit

bedeutsamen Lebensraumen wird ebenfalls nicht unterbrochen.

2.5 Kollisionsrisiko

Es ist davon auszugehen, dass sich die Verkehrsdichte betriebsbedingt erhéhen wird. Dadurch erhoht
sich folglich auch das Kollisionsrisiko fiir die Zauneidechse, insbesondere in den stralennahen
Bereichen des Vorkommens. Eine gewisse Vorbelastung besteht bereits durch den vorhandenen,
geringen Verkehr entlang dieser Straf3en.

Bei einem Verkehrsaufkommen von < 5000 Kfz/24h wird allerdings eine Erhohung des
Kollisionsrisikos fiir Tierarten, welches iiber das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, nicht erreicht.
Dariiber hinaus ist bei einer zuldssigen Hochstgeschwindigkeit von < 50 km/h ebenfalls nicht von
einem erhohten Kollisionsrisiko auszugehen (LANDESBETRIEB STRABENBAU UND
VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Auch wird durch den Bau der Zuwegungen in dieser

8
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GroBenordnung fiir synanthrop lebende Tierarten keine wirklich neue Situation geschaffen, da im
siedlungsnahen Bereich eine Vielzahl von Straen mit unterschiedlicher Nutzungsintensitéit
existiert, an welche diese Artengemeinschaft adaptiert ist. Von einer signifikanten Erhohung iiber
das natiirliche Lebensrisiko hinaus ist daher nicht auszugehen, da sich die Hauptverkehrslast
vorzugsweise in den frithen Morgen- und Spétnachmittagstunden (Berufsverkehr) abspielen wird.
Der morgendliche Berufsverkehr liegt in der Regel auB8erhalb der Hauptaktivititszeit der Tiere, so
daB3 nur wihrend des nachmittdglichen Berufsverkehrs bei geeigneter, sommerlich warmer
Wetterlage von einem Unfallrisiko auszugehen ist. Die zu beobachtende derzeitige Ausbreitung der
Zauneidechse in das bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser
LandstraBe zeigt, dass die Art offensichtlich erfolgreich iiber Stralen hinweg neue Lebensriume

erobern kann. Der Konflikt wird daher als gering eingestuft.

Tabelle 2 gibt einen Uberblick die Wirkfaktoren und deren mégliches Konfliktpotenzial.

Tab. 2: Wirkfaktoren des geplanten Gewerbegebiets ,,Wormser Landstra3e®, 2. Bauabschnitt, sowie

deren Konfliktpotenzial.

Wirkfaktor Erliduterung Dauer Konflikt fiir Arten des
Anhangs IV der FFH-RL und
europiische Vogelarten

Stoérungen Baubedingt durch Einsatz von | temporir wihrend Bauphase | gering aufgrund bestehender
Maschinen Vorbelastung durch
Intensivlandwirtschaft
Lirmimmissionen bau- und betriebsbedingt Temporir wihrend Bauphase | gering aufgrund bestehender
durch Einsatz von Maschinen | und dauerhaft durch Betrieb Vorbelastung durch
Intensivlandwirtschaft
Flachenverlust bau- und anlagenbedingt dauerhaft gering aufgrund bestehender

Entwertung durch
Intensivlandwirtschaft
Barrierewirkung anlagenbedingt dauerhaft gering bzw. nicht relevant,
da keine Betroffenheit formal
relevanter Arten
Kollisionsrisiko anlagenbedingt dauerhaft geringe Betroffenheit
straBennaher Vorkommen der
Zauneidechse

3. MaBBnahmen zur Vermeidung (V) und zum

Ausgleich (A)

Folgende Vorkehrungen zur Vermeidung werden durchgefiihrt, um Gefihrdungen von Tier- und
Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie und von europidischen Vogelarten zu vermeiden
oder zu mindern. Die Ermittlung der Verbotstatbestande gem. § 44 Abs. 1i. V. m. Abs. 5 BNatSchG
erfolgt unter Beriicksichtigung folgender Vorkehrungen:
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(V) Beginn der ErschlieBung des Baugebiets auf den Ackerflidchen aulerhalb der gesetzlich

festgelegten Brutzeiten (1. Mirz — 30. September) zum Schutz von Bodenbriitern.

(V) Durchfiihrung der BaumafBnahmen entlang der bekannten Eidechsenhabitate am
Stephansgraben und an der siidwestlichen Grenze nur am Tage und au3erhalb der
Winterruhezeiten (Oktober-Mirz), um ein aktives, eigenstindiges Ausweichen zu
ermoglichen.

(V) Schutz der fiir Zauneidechsen bekannten Habitate an der Grenze zum bestehenden
Gewerbegebiet durch einen Reptilienzaun, um Einwanderungen in Baustellenflichen zu
vermeiden.

(V) Rodung von Geholzen und Bdumen nur auBlerhalb der gesetzlich festgelegten
Brutzeiten (1. Miarz — 30. September).

(V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestinde nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der
Rodung von Gehdlzen und Baumféllungen im Bereich des Eidechsenvorkommens wihrend
der Wintermonate die Wurzelstdcke bis April im Erdreich zu belassen.

(V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestinde nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind vor der
Umgestaltung des Stephansgrabens die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzudecken,
um die Tiere zu vergramen.

(V) Erhalt der fiir Zauneidechsen relevanten Habitatstrukturen (Blockschiittungen,
niederliegende Baumstamme im Wechsel mit Strauchern) an der Grenze zum bestehenden
Gewerbegebiet.

(A) In gut besonnten Bereichen sind Habitate fiir Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu
unterhalten. Dazu ist pro 5.000 gm 6ffentliche Griinfldche eine Stein-/Schotter-Schiittung
mit siidwestlicher bis siidostlicher Ausrichtung (incl. Anlage von frostfreien
Uberwinterungsquartieren) anzulegen. Zusitzlich sind Sandflichen als Eiablageplitze

sowie Totholzelemente als Sonn- und Ruheplitze anzulegen.

Gestaltungskonzept eines Habitats fiir Zauneidechsen nach Laufer (2013):

. 20-25% Striaucher

. 10-15% Brachfliachen (Stauden, Altgras)

. 20-30% dichtere Ruderalvegetation

. 20-30 % liickige Ruderalvegetation auf grabbarem Substrat

. 5-10% Sonnplitze, Eiablageplitze und Winterquartiere (Steinriegel, Sandlinsen, Totholzhaufen etc.)

(V) Uberpriifung des Stephansgrabens vor Beginn der Neugestaltung auf eine Besiedelung
durch Amphibien.

Die Mallnahmen sind 6kologisch zu begleiten.

10
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4. Bestand sowie Darlegung der betroffenen Arten

4.1 Bestand und Betroffenheit der Arten nach Anhang IV der FFH-
Richtlinie

Gemil dem LEITFADEN FUR DIE ARTENSCHUTZRECHTLICHE PRUFUNG IN HESSEN (2. Fassung Mai
2011), ist folgende Vorgehensweise vorzunehmen:

(...) Aus einer zu erstellenden Liste der im Untersuchungsraum vorkommenden und potentiell
vorkommenden Anhang IV Arten und europédischen Vogelarten erfolgt die Ermittlung der fiir das
Vorhaben relevanten Arten (s. Kapitel 4.2). Fiir die jeweils betroffene Art wird in einzelnen
Priifschritten erarbeitet, ob die Verbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1 bis 4 BNatSchG bei der Verwirklichung
des Vorhabens beriihrt werden. Wird dies bei allen Verboten verneint, so ist das Vorhaben in Bezug
auf das Artenschutzrecht zulédssig und damit die artenschutzrechtliche Priifung abgeschlossen.
Grundsitzlich ist in einem ersten Schritt eine Abschichtung des fiir die Artenschutzpriifung
heranzuziehenden Artenspektrums der Anhang IV- und europidischen Vogelarten fiir ein

konkretes Vorhaben insoweit moglich, als diejenigen Arten,

deren natiirliches Verbreitungsgebiet nicht im Bereich um das geplante Vorhaben liegt
(Zufallsfunde, Irrgiste),
die nicht im Wirkraum des geplanten Vorhabens vorkommen, wobei sowohl die durch das
Vorhaben bedingten anlagebezogenen (direkter Standort des Vorhabens) als auch die bau-
(z.B. Arbeitsstreifen, separate Baustrassen, Verlarmung durch Baufahrzeuge) und
betriebsbedingten (Ldrm, Schadstoff-, Lichtemissionen etc.) Wirkprozesse zu
beriicksichtigen sind, oder
die gegeniiber den jeweiligen Wirkfaktoren des Vorhabens nach gesicherten Kenntnissen
keine Empfindlichkeit aufweisen bzw. erwarten lassen,

von einer weiteren Betrachtung ausgeschlossen werden konnen. Dies ist entsprechend zu

begriinden und zu dokumentieren.

Die sich aus dieser Abschichtung ergebende Liste der sog. relevantem Arten fiir eine

Artenschutzpriifung sollte mit den Naturschutzbehdrden abgestimmt werden (...).

11
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Beziiglich der Tierarten nach Anhang IV a) FFH-RL sowie der Européischen Vogelarten nach Art.
1 VRL ergibt sich somit aus § 44 Abs.1, Nrn. 1 bis 3 i.V.m. Abs. 5 BNatSchG fiir nach § 15
BNatSchG zulissige Eingriffe folgende Verbote:

Schidigungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 1 und 3 i.V.m. Abs. 5§ BNatSchG): Beschiddigung oder
Zerstorung von Fortpflanzungs- und Ruhestitten und damit verbundene vermeidbare Verletzung
oder Totung von Tieren oder ihrer Entwicklungsformen. Abweichend davon liegt ein Verbot nicht
vor, wenn die Okologische Funktion der von dem Eingriff oder Vorhaben betroffenen

Fortpflanzungs- oder Ruhestétten im rdumlichen Zusammenhang gewahrt wird.

Storungsverbot (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 i.V.m. Abs. 5§ BNatSchG): Erhebliches Stoéren von Tieren
wihrend der Fortpflanzungs-, Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten.
Abweichend davon liegt ein Verbot nicht vor, wenn die Storung zu keiner Verschlechterung des

Erhaltungszustandes der lokalen Population fiihrt.

4.1.1 Tierarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie

Es konnten keine Nachweise auf ein Feldhamstervorkommen erbracht werden. An der Peripherie

des Plangebiets wurden Zauneidechsen und Mauereidechsen festgestellt (Abb. 3, Tab. 3, 4, 5).

Tab. 3: Ubersicht iiber die Tierarten des Anhang IV der FFH-Richtlinie, (RL = Rote Liste, *=
ungefihrdet, 3 = gefihrdet, V = Vorwarnliste) und aktuelle Rote Liste Hessens (Stand 2010).

Artname deutsch|Artname wiss. |RL D|RL HE|FFH|FFH-Erhaltungszustand HE
Zauneidechse Lacerta agilis v * IV |griin (glinstig)

Mauereidechse  |Podarcis muralis| V 3 IV |griin (glinstig)

Die Mauereidechse wurde nur auflerhalb des Plangebiets entlang der Bahngleise und auf einer
Brachfliche im Siiden festgestellt. Eine Betroffenheit und Empfindlichkeit gegeniiber den

Wirkfaktoren des Vorhabens ist daher nicht gegeben und eine vertiefende Priifung nicht vonnoten.

Die Zauneidechse kommt an verschiedenen Stellen rund um das Plangebiet vor. Die Fundorte
befanden sich iiberwiegend an der siidwestlichen Begrenzung des Untersuchungsgebiets an den
Entwisserungsgriben, entlang des Stephansgrabens und an der nordlichen Boschungskante der

Flurstiicks 71/2 sowie am siidlichen Rand des Flurstiicks 262. Die Population scheint sich entlang

12
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des stillgelegten Bahngleises in nordwestlicher Richtung auszudehnen. Dort konnte ein weibliches
Tier nachgewiesen werden. In siidostlicher Richtung der Bahnlinie konnte kein Tier nachgewiesen
werden. Ein Vorkommen kann jedoch nicht ausgeschlossen werden. Auch auf den Brachfldchen
siidlich des Plangebiets und nordlich der Wormser Strale konnten ebenfalls Zauneidechsen
nachgewiesen werden. Das Vorkommen ist also nicht auf die unmittelbare Umgebung des
Plangebiets beschridnkt. 2019 wurden die Vorkommen entlang der Entwésserungsgriben im
Stidwesten und auf unbebauten Flichen im bestehenden Gewerbegebiet bestitigt. Eine potentielle
Betroffenheit besteht ausschlieBlich durch die Besiedlung des Uferstreifens am Stephansgraben. Da
dieser jedoch bei Hochwasserereignissen sehr viel Wasser fithrt und auch die umliegenden
Ackerfldchen durch Druckwasser verndssen (Weinbach pers. comm. 2019), ist zu vermuten, dass

dieser Lebensraum nur in trockenen Jahren erschlossen werden kann.

13
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Abb. 3: Oben, Fundorte von Zauneidechsen 2014. Unten, Fundorte von Zauneidechsen und
Mauereidechsen 2019 in den Randgebieten des Plangebiets (rot) und dessen Umgebung.
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Tab. 4: Anzahl, Alter, Geschlecht und Fundstellen von Zauneidechsen in den unmittelbaren
Randstrukturen des Untersuchungsgebietes. M = Ménnchen, W = Weibchen, ? = unbekannt.

Datum |M | W | ? | Subadulte | Summe | Fundstellen

362014 |3 |1 |6 0 10 sidwestliche Begrenzung des UG,
Stephansgraben, Flurstlick 71/2

12.6.2014|1 | 0 | 4 0 5 siidwestliche Begrenzung des UG,
Boschungskante im Norden des Flurstick 71/2

12620140 |1 | O 0 1 Bdschung des stillgelegten Bahngleises in
Richtung Nordwesten

19.6.2014 |1 |1 | 6 0 8 Brachflachen zwischen Wormser StraRe und
dem Plangebiet

23.6.2014 | - | - | - 0 0 Keine Nachweise

18.7.2019| 2 | 1 | - 0 3 Ubersichtsbegehung, Siidwestliche BPlan-
Grenze an Entwadsserungsgraben

139.2019| 1| 2 | - 7 10 Norddstlich BPlan-Grenze an Bahngleisen und
Aufschittung BA 1.

Tab. 5: Anzahl, Alter, Geschlecht und Fundstellen von Mauereidechsen, M = Méannchen, W =
Weibchen, ? = unbekannt

Datum |M | W | ? | Subadulte | Summe |Fundstellen
13.9.2019 1 6 7 Boschung des stillgelegten Bahngleises und
Brachflache BA 1.

Griinfrosche (Pelophylax spec.) besiedelten den Stephansgraben und auch den Graben im
Nordwesten wihrend derer wasserfilhrenden Phasen. Am nordlichen Ende des Stephansgraben
wurden am 3. Juni 2014 zwei subadulte und ein adulter Wasserfrosch (Pelophylax spec.)
nachgewiesen, am 12. Juni ca. 15 Tiere aller Altersstufen. Eine nidhere Artbestimmung auf den
gelisteten Kleinen Wasserfrosch war leider nicht moglich. Am 18. Juni wurden im Stephansgraben
keine Tiere mehr angetroffen. Der Graben war zu diesem Zeitpunkt fast vollstindig ausgetrocknet.
AuBer am Stephansgraben waren wihrend dieser Begehungen auch in den Gehoften die Rufe von
Wasserfroschen zu horen. Uber die annuale und saisonale Wasserfiihrung des Grabens gibt es keine
Daten. Im Rahmen der Plausibilitdtskontrollen am 18.07. und 13.09.2019 konnte festgestellt werden,
dass der Graben zumindest in diesem Jahr noch wasserfiihrend war.

Ob ein Gewdsser fiir den Kleinen Wasserfrosch geeignet ist, hingt im Wesentlichen von zwei
Faktoren ab: Es muss einen reichen Pflanzenbewuchs aufweisen und zudem gut besonnt sein.
GroBere Seen und weitgehend unbewachsene Abgrabungsgewdisser werden nur selten besiedelt. Das
gleiche gilt fiir Fliisse. Allerdings beherbergen Flussauen und Auengewisser mitunter grofere
Vorkommen des Kleinen Wasserfrosches. In stark vom Menschen iiberformten Gewéssern fehlt die

Art.
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An den Gewdssern halten sich die Tiere tagsiiber an schlammigen Uferzonen zwischen dem
Bewuchs in Sprungweite tieferer Wasserstellen auf.

Im Gegensatz zu den nahe verwandten Arten Teich- und Seefrosch weist der Kleine Wasserfrosch
keine enge, ganzjdhrige Bindung an die Gewdsser auf. So verlassen die Tiere bei der Nahrungssuche
ofter das Gewisserumfeld. Auch werden regelmifig Wanderungen iiber Land unternommen — z.B.
sind die Jungfrosche in Klein(st)gewissern wie Wagenspuren oder Trittsiegeln von Weidetieren
anzutreffen. Diese dienen als Ruheplitze und Trittsteine bei der Ausbreitung. An den
Laichgewissern tritt die Art von Mairz bis Anfang Juli auf. (Quelle: www. https:/ffh-
anhang4.bfn.de/arten-anhang-iv-fth-richtlinie).

Der unregelmifBig wasserfithrende und regelmifigen Eingriffen von Seiten der Landwirtschaft
ausgesetzte Stephansgraben ist auch fiir ein Vorkommen des Schlammpeitzgers (Misgurnus

fossilis) nicht geeignet.

Der Stephansgraben soll durch die aktuelle Planung aufgewertet werden und auf dem Ostlich
angrenzenden Acker ein temporires Gewdisser entstehen, so dass die Moglichkeit fiir eine dauerhafte
Besiedlung durch die oben genannten Arten besteht. Vorbehaltlich der Umsetzung der
Vermeidungsmafnahmen unter Punkt 3, wird keine Empfindlichkeit gegeniiber den Wirkfaktoren

des Vorhabens erwartet.
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Aligemeine Angaben zur Art

| 1. Durch das Vorhaben betroffene Art

Artname deutsch (wissenschaftlich)

Zauneidechse (Lacerta agilis)

‘ 2. Schutzstatus und Gefdahrdungsstufe Rote Listen
@ FFH-RL- Anh. IV - Art WV RL Deutschland
|:| Europaische Vogelart WX RL Hessen
...... gef. RLregional
| 3. Erhaltungszustand
Bewertung nach Ampel-Schema glinstig unglinstig- unglinstig-
unzureichend schlecht
GRUN ROT

EU [] =

(http://biodiversity.eionet.europa.eu/article17)

Deutschland: kontinentale Region |:| @ |:|
(http://www.bfn.de/0316 bewertung arten.html)

Hessen & D |:|

(VSW (2009, korrigiert 2011): Zum Erhaltungszustand der Brutvogelarten in Hessen; s. Anlage 3)

(FENA (2011): Erhaltungszustand der Tier- und Pflanzenarten des Anhangs IV der FFH-RL in Hessen; s. Anlage 4)

4, Charakterisierung der betroffenen Art

4.1 Lebensraumanspriiche und Verhaltensweisen

Kurze Beschreibung mit Quellenangaben.

Zauneidechsen besiedeln Magerbiotope, wie trockene Waldrander, Bahndamme, Heideflachen, Dlnen, Steinbriiche,
Kiesgruben, Wildgarten, sonnenexponierte Boschungen und ahnliche Lebensrdaume mit einem Wechsel aus offenen,
lockerbodigen Abschnitten und dichter bewachsenen Bereichen. In kiihleren Gegenden beschranken sich die
Vorkommen auf warmebegiinstigte Stidbdschungen. Wichtig sind auch Elemente wie Totholz und Steine. Die Art wird
aufgrund ihrer Habitatvielfalt in Sid- und Stidwestdeutschland als euryok eingestuft (ELBING et al. 1996).

4.2 Verbreitung
Kurze Beschreibung mit Quellenangaben zu Vorkommen und —wenn mdéglich - Bestandsentwicklung in

- Europa:
Nach der Waldeidechse hat die Zauneidechse das grofRte Verbreitungsareal aller Halsbandeidechsen. Es erstreckt sich
von Stidengland im Westen bis zum Baikalsee und Nordwest China im Osten. Im Norden bilden Stidschweden und das
Baltikum die Verbreitungsgrenze, wahrend im Siiden die Grenze von den Pyrenden Uber die Bergregionen
Sudfrankreichs und die Italienischen Alpen nach Osteuropa verlauft. (Alfermann &Nicolay 2003).

- Deutschland:
In Deutschland zdhlt die Zauneidechse zu den haufigsten Reptilienarten und ist Uber das gesamte Bundesgebiet
verbreitet. Deutliche Verbreitungsliicken finden sich jedoch im Nordwestdeutschen Tiefland sowie den Westlichen
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und Ostlichen Mittelgebirgen aufgrund naturrdumlicher Gegebenheiten oder auch im Alpenvorland durch intensive
Landwirtschaft bedingt. (Alfermann & Nicolay 2003).
- Hessen:

Entgegen der bisherigen Annahme, dass die Zauneidechse im Norden und Osten von Hessen eher sporadisch verbreitet
ist, zeigen die neueren Kartierungsdaten hier doch eine gute Verbreitung der Art. Auch im Siiden ist sie nahezu
flaichendeckend verbreitet. Viele der scheinbaren Verbreitungsliicken diirften sich vermutlich durch gezieltes Kartieren
schlieBen lassen. Tatsachlich weitgehendst zauneidechsenfrei sind mit Sicherheit die bewaldeten Hochlagen im
Kellerwald, in der Rhén, im Vogelsberg sowie im Taunus. Als Kulturfolger besiedelt die Zauneidechse heute
vornehmlich anthropogen gepragte Standorte. In klimatisch beglinstigten Gebieten in denen diese (z. B. Abgrabungen,
groRere Brachen) zahlreich vorzufinden und zudem moglicherweise optimal vernetzt sind, sind stabile Populationen
zu erwarten. Jedoch darf, wie dies auch z. B. in Rheinland-Pfalz der Fall ist, flaichendeckend von einer anhaltend
ricklaufigen Bestandsentwicklung ausgegangen werden. Beschleunigt durch Verschlechterung der Habitatqualitat,
Nutzungsaufgabe marginaler Standorte mit einhergehender Sukzession z.B. im Obst- und Weinbau sowie durch
weitere Aufforstung waldnaher Magerrasen (Alfermann &Nicolay 2003).

Wichtigste Quellen fiir Hessen sind die landesweiten Art-Gutachten (FENA).

Falls fiir den Untersuchungsraum vorliegend, kénnen Fundpunkte (iber die Natis-Datenbank (FENA) recherchiert werden.Hinweis
auf ggf. genauere Darstellung in den Planunterlagen.

Vorhabensbezogene Angaben

‘ 5. Vorkommen der Art im Untersuchungsraum

|E nachgewiesen |:| potenziell

Kurzbeschreibung mit Quellenangaben, insbesondere zur:
- Bedeutung des Vorkommens (mit Angaben zur Erhebungsmethode bzw. Verweis auf Planunterlagen) und Lage zum
Vorhaben

In den Randbereichen des Untersuchungsgebiets wurden zwischen 5 und 10 Individuen nachgewiesen Die Fundorte
befanden sich (berwiegend an der sidwestlichen Begrenzung des Untersuchungsgebiets an den
Entwésserungsgraben, entlang des Stephansgrabens und an der nérdlichen Béschungskante der Flurstticks 71/2 sowie
am slidlichen Rand des Flurstiicks 262. Die Population scheint sich entlang des stillgelegten Bahngleises in
nordwestlicher Richtung auszudehnen. Dort konnte ein weibliches Tier nachgewiesen werden. In siidostlicher Richtung
der Bahnlinie konnte kein Tier nachgewiesen werden. Ein Vorkommen kann jedoch nicht ausgeschlossen werden. Auch
auf den Brachflachen siidlich des Plangebiets und nérdlich der Wormser StraBe konnten ebenfalls Zauneidechsen
nachgewiesen werden. Das Vorkommen ist also nicht auf die unmittelbare Umgebung des Plangebiets beschrankt.
2019 wurden die Vorkommen entlang der Entwdasserungsgrdaben im Siidwesten und auf unbebauten Flachen im
bestehenden Gewerbegebiet bestatigt.

Im Fall eines nur potenziellen Vorkommens ist darzulegen,
(1.) welche Gegebenheiten (insb. Biotop-Strukturen) fur die Moglichkeit des Vorkommens der Art sprechen,
(2.) aus welchen Griinden der Nachweis des Vorkommens nicht gefiihrt werden konnte.

6. Prognose und Bewertung der Tatbestidnde nach § 44 BNatSchG

6.1 Entnahme, Beschadigung, Zerstorung von Fortpflanzungs- und Ruhestéatten (§ 44 Abs. 1
Nr. 3 BNatSchG)

a) Kénnen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten aus der
Natur entnommen, beschddigt oder zerstort werden? |X| ja |:| nein

(Vermeidungsmalnahmen zunachst unberiicksichtigt)
Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.

Durch die Neugestaltung des Ostufers des Stephansgraben im Osten des Plangebiets kdnnen potentielle
Fortpflanzungs- und Ruhestatten zerstort werden.
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b) Sind VermeidungsmalRnahmen méglich? |X| ja |:| nein

Kurze Beschreibung der Mafinahmen, z. B. Bauzeitbeschrénkung.
Bewertung, ob die 6kologische Funktion der betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestétten durch Vermeidungsmalnahmen gewahrleistet
werden kann.

Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.

- (V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der Rodung von Gehdlzen
und Baumfallungen im Bereich von Eidechsenvorkommen wahrend der Wintermonate die Wurzelstécke bis April
im Erdreich zu belassen.

- (V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind vor der Umgestaltung des
Stephansgrabens die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzudecken, um die Tiere zu vergramen.

- Die MaRnahmen sind 6kologisch zu begleiten.

¢) Sind vorgezogene Ausgleichs-MaRBnahmen (CEF) méglich? |:| ja |E nein

Kurze Beschreibung der MafSnahmen, die zum Funktionserhalt der Fortpflanzungs- oder
Ruhestdtte herangezogen werden kénnen, insbesondere Umfang, 6kologische
Wirkungsweise, Beginn und Dauer der MafSnahme, Prognose, wann die 6kologische
Funktion erreicht sein soll.

Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.

Festlegung von Funktionskontrolle/Monitoring und Risikomanagement.

Durch die Neugestaltung des Stephansgrabens und Anlage von Retentionsflachen gehen die Funktionen der dort
potentiell betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestatten verloren.

d) Wird die 6kologische Funktion im rdumlichen Zusammen-
hang gewahrt (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)? |E ja |:| nein

Kurze Begriindung, insbesondere Angaben zur Wirksamkeit
(Zeitpunkt, Plausibilitat) von Vermeidungs- sowie CEF-MalRnahmen.
Falls nein, Beschreibung der verbleibenden Beeintrachtigung.

Die Eidechsenpopulation hat die, erst seit wenigen Jahren vorhandenen Lebensrdume neu erschlossen. Insofern ist
davon auszugehen, dass die Quellpopulation auflerhalb des Plangebiets zu finden ist. Lediglich durch die
Neugestaltung des Stephansgrabens sind potentielle Fortpflanzungs- und Ruhestadtten dieser Art betroffen. Die
besiedelten Lebensraumstrukturen entlang der Versickerungsgraben im Siiden bleiben ebenso erhalten, wie
diejenigen auflerhalb des Plangebiets. Es ist daher davon auszugehen, dass die Art den neugestalteten Bereich des
Stephansgrabens wieder besiedeln wird, so geeignete Strukturen vorhanden sind. Durch die Anlage von neuen
Eidechsenhabitaten innerhalb der OG Flachen wird dies gewihrleistet und ausgeglichen. Die dkologische Funktion im
raumlichen Zusammenhang bleibt daher erhalten.

(A) In gut besonnten Bereichen sind Habitate fur Eidechsen anzulegen und dauerhaft zu unterhalten. Dazu ist pro
5.000 gm offentliche Grinfliche eine Stein-/Schotter-Schittung mit sidwestlicher bis sudéstlicher
Ausrichtung (incl. Anlage von frostfreien Uberwinterungsquartieren) anzulegen. Zusitzlich sind Sandflachen
als Eiablageplatze sowie Totholzelemente als Sonn- und Ruheplatze anzulegen.

Gestaltungskonzept eines Habitats fiir Zauneidechsen nach Laufer (2013):

o 20-25% Straucher

. 10-15% Brachflachen (Stauden, Altgras)

o 20-30% dichtere Ruderalvegetation

o 20-30 % luckige Ruderalvegetation auf grabbarem Substrat

o 5-10% Sonnplatze, Eiablagepldtze und Winterquartiere (Steinriegel, Sandlinsen, Totholzhaufen etc.)

Der Verbotstatbestand ,Entnahme, Beschadigung,
Zerstérung von Fortpflanzungs- und Ruhestatten" tritt ein. |:| ja |E nein
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6.2 Fang, Verletzung, Totung wild lebender Tiere (§ 44 Abs.1 Nr.1
BNatSchG)

a) Kénnen Tiere gefangen, verletzt oder getdtet werden? |E ja |:| nein

Kurze Darstellung des Konflikts mit den wesentlichen vom Vorhaben ausgehenden

Wirkungen, i. S. einer Wirkungsprognose. Ggf. Quantifizierung der Beeintrdchtigung.

Es ist darzulegen, ob durch das Vorhaben eine signifikante Erhéhung der Tétungs-/

Verletzungsrate (iber das allgemeine Lebensrisiko hinaus zu erwarten ist.

Wenn ,,nein”: Begriindung, warum keine Schddigung prognostiziert wird.
Baubedingt kénnen durch die Neugestaltung des Stephansgrabens bzw. die dortige Anlage der Retentionsflachen
Individuen zu Schaden kommen.

Betriebsbedingt ist davon auszugehen, dass sich die Verkehrsdichte erh6hen wird. Dadurch erhoht sich folglich auch
das theoretische Kollisionsrisiko fur die Zauneidechse, insbesondere in den strallennahen Bereichen des Vorkommens.
Eine gewisse Vorbelastung besteht bereits durch den vorhandenen Verkehr entlang der Stralen. Bei einem
Verkehrsaufkommen von < 5000 Kfz/24h wird allerdings eine Erhéhung des Kollisionsrisikos fur Tierarten, welches
Uber das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, nicht erreicht. Darlber hinaus ist bei einer zuldssigen
Hochstgeschwindigkeit von < 50 km/h ebenfalls nicht von einem erhoéhten Kollisionsrisiko auszugehen
(LANDESBETRIEB STRARENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Von einer signifikanten Erhohung tber
das natirliche Lebensrisiko hinaus ist jedoch nicht auszugehen, da sich die Hauptverkehrslast vorzugsweise in den
frihen Morgen- und Spatnachmittagstunden (Berufsverkehr) abspielen wird. Der morgendliche Berufsverkehr liegt in
der Regel auRerhalb der Hauptaktivitatszeit der Tiere, so dass nur wahrend des nachmittdglichen Berufsverkehrs bei
geeigneter, sommerlich warmer Wetterlage von einem Unfallrisiko auszugehen ist. Die zu beobachtende derzeitige
Ausbreitung der Zauneidechse in das bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser
LandstraRe zeigt, dass die Art offensichtlich erfolgreich Giber Straen hinweg neue Lebensraume erobern kann. Der
Konflikt wird daher als gering eingestuft.

b) Sind Vermeidungs-MalRnahmen méglich? |E ja |:| nein

Wenn ja, kurze Beschreibung der Vermeidungsmafinahmen zum Schutz von Individuen,

z.B.

- Konfliktvermeidende Bauzeitenregelung

- das Baufeld wird vor dem Besetzen der Fortpflanzungs- / Ruhestdtte und nach dem
Verlassen gerdumt

- Baufeldinspektion: Potenzielle Aufzucht- und Ruhestdtten (z.B. Baumhdéhlen) werden
vor Eingriff auf Besatz gepriift

- Umsiedlung

- fiir bes. kollisionsgefdhrdete Tierarten: Durchldsse, Bepflanzung/ Abweissysteme, Lage
der Trasse im Einschnitt

Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.
Festlegung von Funktionskontrolle/Monitoring und Risikomanagement.
- (V) Durchfihrung der BaumaRRnahmen entlang der bekannten Eidechsenhabitate nur am Tage und aulRerhalb
der Winterruhezeiten (Oktober-Marz), um ein aktives, eigenstandiges Ausweichen zu ermdglichen.

- (V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind bei der Rodung von Gehdlzen
und Baumfallungen im Bereich des Eidechsenvorkommens wahrend der Wintermonate die Wurzelstocke bis
April im Erdreich zu belassen.

- (V) Zur Vermeidung der Verbotstatbestande nach § 44 BNatSchG (1), 1 - 3 sind vor der Umgestaltung des
Stephansgrabens die betroffenen Uferbereiche mit Folien abzudecken, um die Tiere zu vergramen.

- (V) Schutz der fiir Zauneidechsen bekannten Habitate an der Grenze zum bestehenden Gewerbegebiet durch
einen Reptilienzaun, um Einwanderungen in Baustellenflachen zu vermeiden.

- Die MaRnahmen sind 6kologisch zu begleiten.
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c) Werden unter Beriicksichtigung der VermeidungsmaBnahmen im Zusammenhang mit der

,Entnahme, Beschadigung, Zerstérung von Fortpflanzungs- oder Ruhestitten" Tiere gefangen,

verletzt oder getotet?
[Jja X nein

Kurze Begriindung, welche Tétungs- und Verletzungsrisiken - trotz
VermeidungsmafSnahmen - bestehen.

Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.
Durch die MalRnahmen zur Vermeidung wird erreicht, dass keine Tiere zu Schaden kommen.

Es ist davon auszugehen, dass sich die Verkehrsdichte betriebsbedingt erhéhen wird. Dadurch erhdht sich folglich auch
das Kollisionsrisiko fiir die Zauneidechse, insbesondere in den stralennahen Bereichen des Vorkommens ,Am
Kechlersbrunnen®. Eine gewisse Vorbelastung besteht bereits durch den vorhandenen, geringen Verkehr entlang
dieser StraRe. Bei einem Verkehrsaufkommen von < 5000 Kfz/24h wird allerdings eine Erh6hung des Kollisionsrisikos
far Tierarten, welches liber das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, nicht erreicht. Darliber hinaus ist bei einer
zulassigen Hochstgeschwindigkeit von < 50 km/h ebenfalls nicht von einem erhéhten Kollisionsrisiko auszugehen
(LANDESBETRIEB STRARENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011). Von einer signifikanten Erhéhung Uber
das natdirliche Lebensrisiko hinaus ist jedoch nicht auszugehen, da sich die Hauptverkehrslast vorzugsweise in den
frihen Morgen- und Spatnachmittagstunden (Berufsverkehr) abspielen wird. Der morgendliche Berufsverkehr liegt in
der Regel auBerhalb der Hauptaktivitatszeit der Tiere, so dass nur wahrend des nachmittaglichen Berufsverkehrs bei
geeigneter, sommerlich warmer Wetterlage von einem Unfallrisiko auszugehen ist. Die zu beobachtende derzeitige
Ausbreitung der Zauneidechse in das bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser
LandstraRe zeigt, dass die Art offensichtlich erfolgreich iber Stralen hinweg neue Lebensrdume erobern kann. Der
Konflikt wird daher als gering eingestuft.

d) Wenn JA — kann die 6kologische Funktion der Fortpflanzungs- oder Ruhestatten im rdumlichen
Zusammenhang erfiillt werden (§ 44 Abs. 5 Satz 2 BNatSchG)?

Xja [ nein
Begriindung unter Verweis auf Pkt. 6.1.d)

Wenn JA — kein Verbotstatbestand!

Die Eidechsenpopulation hat sich die, erst seit wenigen Jahren vorhandenen Lebensraume neu erschlossen. Insofern
ist davon auszugehen, dass die Quellpopulation auBerhalb des Plangebiets zu finden ist. Lediglich durch die
Neugestaltung und Verlegung des Stephansgrabens sind Fortpflanzungs- und Ruhestatten dieser Art betroffen. Die
ebenfalls erst seit kurzem besiedelten Lebensraumstrukturen entlang der Versickerungsmulde im Siiden bleiben
ebenso erhalten, wie diejenigen auBerhalb des Plangebiets. Es ist daher davon auszugehen, dass die Art den
neugestalteten Bereich des Stephansgrabens wieder besiedeln wird, so geeignete Strukturen vorhanden sind. Durch
die CEF-MaRBnahme wird dies gewahrleistet. Die zu beobachtende derzeitige Ausbreitung der Zauneidechse in das
bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser Landstrafle zeigt, dass die Art
offensichtlich erfolgreich Uber StraRen hinweg neue Lebensrdume erobern kann. Die Okologische Funktion im
raumlichen Zusammenhang bleibt daher erhalten.

e) Werden unter Beriicksichtigung der VermeidungsmaBnahmen wildlebende Tiere gefangen,

verletzt oder getétet — ohne Zusammenhang mit der ,Entnahme, Beschadigung, Zerstérung von
Fortpflanzungs- oder Ruhestitten"?

|:| ja |E nein

Kurze Begriindung, welche Tétungs- und Verletzungsrisiken - trotz VermeidungsmafSnahmen - bestehen. Ggf. Querverweis zur
genaueren Darstellung in den Planunterlagen.
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Durch die MaBnahmen zur Vermeidung wird erreicht, dass keine Tiere zu Schaden kommen.

Es ist davon auszugehen, dass sich die Verkehrsdichte betriebsbedingt erhéhen wird. Dadurch erhoht sich folglich auch
das Kollisionsrisiko fiir die Zauneidechse, insbesondere in den straRennahen Bereichen des Vorkommens ,Am
Kechlersbrunnen”. Eine gewisse Vorbelastung besteht bereits durch den vorhandenen, geringen Verkehr entlang
dieser StraRe. Bei einem Verkehrsaufkommen von < 5000 Kfz/24h wird allerdings eine Erhéhung des Kollisionsrisikos
fir Tierarten, welches Uber das allgemeine Lebensrisiko hinausgeht, nicht erreicht. Darliber hinaus ist bei einer
zuldssigen Hochstgeschwindigkeit von < 50 km/h ebenfalls nicht von einem erhéhten Kollisionsrisiko auszugehen
(LANDESBETRIEB STRARENBAU UND VERKEHR SCHLESWIG-HOLSTEIN 2011).Von einer signifikanten Erh6hung tber
das natiirliche Lebensrisiko hinaus ist daher nicht auszugehen, da sich die Hauptverkehrslast vorzugsweise in den
frihen Morgen- und Spatnachmittagstunden (Berufsverkehr) abspielen wird. Der morgendliche Berufsverkehr liegt in
der Regel auRerhalb der Hauptaktivitatszeit der Tiere, so dass nur wahrend des nachmittaglichen Berufsverkehrs bei
geeigneter, sommerlich warmer Wetterlage von einem Unfallrisiko auszugehen ist. Die zu beobachtende derzeitige
Ausbreitung der Zauneidechse in das bestehende Gewerbegebiet hinein bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser
LandstraRe zeigt, dass die Art offensichtlich erfolgreich tber Stralen hinweg neue Lebensrdume erobern kann. Der
Konflikt wird daher als gering eingestuft.

Der Verbotstatbestand , Fangen, Toten, Verletzen" tritt ein. |:| ja |E nein

6.3  Storungstatbestiande (§ 44 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG)

a) Kénnen wild lebende Tiere wahrend der Fortpflanzungs-,
Aufzucht-, Mauser-, Uberwinterungs- und Wanderungszeiten

gestort werden?

|E ja |:| nein
Kurze Darstellung des Konflikts mit den wesentlichen vom Vorhaben ausgehenden
signifikanten Stérungen, i. S. einer Wirkungsprognose.
Ggf. Quantifizierung der Beeintréichtigung, z. B. Anzahl der betroffenen Brutplétze und
Auswirkungen auf den Bruterfolg.

Durch die Bautatigkeiten ist eine Stérung vorkommender Individuen potentiell moglich. Dabei muss jedoch
bericksichtigt werden, dass der Planbereich intensiv landwirtschaftlich genutzt wird und sich unmittelbar angrenzend
ein Gewerbegebiet befindet. Insofern ist von einer geringen Storanfélligkeit dort lebender Tiere auszugehen, so dass
eine Erheblichkeit aufgrund der Vorbelastung des Gebiets nicht offensichtlich ist.

b) Sind VermeidungsmalRnahmen méglich? |E ja |:| nein

Wenn ja, Beschreibung der Mafinahmen, die zur Vermeidung der Stérfolgen dienen
kénnen. Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.

Durchfiihrung der BaumaRnahmen nur am Tage und auBerhalb der Winterruhezeiten (Oktober-Marz), um ein
aktives, eigenstiandiges Ausweichen zu ermoglichen. Erhalt der Versteckmdglichkeiten entlang der stidlichen
Versickerungsmulde.

¢) Wird der Erhaltungszustand der lokalen Population
verschlechtert (= erhebliche Stérung)? |:| ja @ nein

Kurze Darstellung, ob und warum sich der Erhaltungszustand der lokalen Population trotz

der Vermeidungsmafinahmen verschlechtert/nicht verschlechtert.

Insbesondere Angaben

- zur Abgrenzung der lokalen Population

- zum Erhaltungszustand der lokalen Population vor dem Eingriff (nach den Kriterien der
landesweiten Artgutachten (FENA), d.h. Populationsstruktur, Habitatqualitdt,
Beeintrdchtigungen

- i.S. einer Prognose, ob und inwieweit sich der Erhaltungszustand der lokalen
Population verschlechtert
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Ggf. Querverweis zur genaueren Darstellung in den Planunterlagen.

Das Plangebiet ist in seiner Gesamtheit flir die Art als Lebensraum weitgehend ungeeignet. Lediglich an dessen
Peripherie und am Stephansgraben finden sich Eidechsenvorkommen. Aufgrund der Vorbelastung des Gebiets
(Intensivlandwirtschaft, Gewerbegebiet) ist von einer geringen Stéranfalligkeit dort lebender Tiere auszugehen, so
dass eine Erheblichkeit nicht offensichtlich ist. Von einer Verschlechterung des Erhaltungszustandes durch eine
erhebliche Stérung ist nicht auszugehen.

Der Verbotstatbestand ,,erhebliche Storung" tritt ein. |:| ja |E nein

Ausnahmegenehmigung nach § 45 Abs. 8 BNatSchG erforderlich?

Tritt einer der Verbotstatbestande des § 44 Abs. 1

Nr. 1-4 BNatSchG ein? |:| ja |E nein
(Unter Bericksichtigung der Wirkungsprognose

und der vorgesehenen Malinahmen)

Wenn JA - Ausnahme gem. § 45 Abs.7 BNatSchgG, ggf. i. V. mit Art. 16 FFH-RL erforderlich!
Weiter unter Pkt. 3 ,,Prifung der Ausnahmevoraussetzungen®.

Wenn NEIN — Prifung abgeschlossen

7. Zusammenfassung
Folgende fachlich geeigneten und zumutbaren MafBnahmen sind in den Planunterlagen dargestellt und
beriicksichtigt worden:

|E VermeidungsmaBnahmen

CEF-MaBnahmen zur Funktionssicherung im raumlichen Zusammenhang

|:| FCS-MaBnahmen zur Sicherung des derzeitigen Erhaltungszustandes der Population Gber
den ortlichen Funktionsraum hinaus

Flr die oben dargestellten MaBnahmen werden in den Planunterlagen
Funktionskontrolle/Monitoring und Risikomanagement verbindlich festgelegt und in die Zulassung
aufgenommen

Unter Beriicksichtigung der Wirkungsprognose und der vorgesehenen MafRnhahmen

|E tritt kein Verbotstatbestand des § 44 Abs. 1 Nr. 1- 4 ein, so dass keine Ausnahme gem. § 45 Abs.
7 BNatSchgG, ggf. in Verbindung mit Art. 16 FFH-RL erforderlich ist

|:| liegen die Ausnahmevoraussetzungen vor gem. § 45 Abs. 7 BNatSchG, ggf. in Verbindung mit
Art. 16 Abs. 1 FFH-RL

|:| sind die Ausnahmevoraussetzungen des § 45 Abs. 7 BNatSchG in Verbindung mit Art. 16 Abs. 1
nicht erfillt
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4.1.2 Bestand und Betroffenheit Europaischer Vogelarten nach Art. 1 der Vogelschutz-Richtlinie

Fiir die aufgefiihrten Arten sind die Verbotstatbestidnde in der Regel letztlich nicht zutreffend, da aufgrund ihrer Verbreitung, Lebensweise und Brutbiologie davon ausgegangen werden
kann, dass die 6kologische Funktion ihrer Fortpflanzungs- und Ruhestitten im rdumlichen Zusammenhang (bezogen auf § 44 Abs.1 Nr.1 und 3 BNatSchG) weiterhin gewahrt wird bzw.
keine Verschlechterung des Erhaltungszustand der lokalen Population eintritt (bezogen auf § 44 Abs.1 Nr.2 BNatSchG). Daher miissen diese Arten keiner ausfiihrlichen Priifung

unterzogen werden.

Abkiirzungen: EU-VSRL = européische Vogelschutzrichtlinie (79/409/EWG) I = Art des Anhangs I der EU-Vogelschutzrichtlinie , Z = gefihrdete Zugvogelart nach Art. 4.2 der
Vogelschutzrichtlinie (Artenauswahl fiir die nach Definition des hessischen Fachkonzeptes EU-Vogelschutzgebiete ausgewiesen wurden) (alle heimischen, wild lebenden Vogelarten
unterstehen Art. 1 der EU-Vogelschutzrichtlinie), EHZ = Erhaltungszustand (FV = giinstig, Ul = ungiinstig-unzureichend, U2 = ungiinstig-schlecht), VSW = Vogelschutzwarte

Gefihrdungskategorien der Roten Liste Hessen (2006):
Kategorie 0: Erloschen oder verschollen
Kategorie 1: Vom Erloschen bedroht

Kategorie 2: Stark gefdhrdet

Kategorie 3: Gefahrdet

Kategorie R: Arten mit geographischer Restriktion

Kategorie V: Arten der Vorwarnliste

Gefihrdungskategorien der Roten Liste Deutschland (2008):
Kategorie 0: Bestand erloschen
Kategorie 1: Vom Aussterben bedroht
Kategorie 2: Stark gefdhrdet
Kategorie 3: Gefihrdet

Kategorie R: Arten mit geographischer Restriktion in Deutschland
Kategorie V: Vorwarnliste

Potenziell
Schutzstatus nach EHZ [betroffen | Potenziell
Vorkommen § 10 BNatSchG Status Rote|Rotejgesamtinach § 44 |betroffen | Potenziell
N= § = besonders | = regelmaRiger Brutvogel|Brutpaar- Liste|Liste| nach |Abs.1 nach § 44 |betroffen nach Erlauterung ([Verbotstat-
wiss. nachgewiesen | Status geschiitzt 11l = Neozoe oder bestand in HE | D | VSW |Nr.1 [Abs.1 Nr.2|§ 44 Abs.1 Nr.3|6kologischer |zur bestinde

Dt. Artname lArtname P = potenziell |EU-VSRL| §8§ = streng geschiitzt | Gefangenschaftsfliichtling [Hessen 2006(2007| 2009 |BNatSchG|BNatSchG |BNatSchG Status Betroffenheit |erfiillt?
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
allenfalls keine

Amsel Turdus merula N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
allenfalls keine

Bachstelze IMotacilla alba § | > 10.000 FV  |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,

Carduelis allenfalls keine
Bluthdnfling cannabina N § | > 10.000 V|V Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
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Potenziell
Schutzstatus nach EHZ [betroffen | Potenziell
Vorkommen § 10 BNatSchG Status Rote|Rotejgesamtinach § 44 |betroffen | Potenziell
N= § = besonders | = regelmaRiger Brutvogel|Brutpaar- Liste|Liste| nach |Abs.1 nach § 44 |betroffen nach Erlauterung ([Verbotstat-
wiss. nachgewiesen | Status geschiitzt 11l = Neozoe oder bestand in HE | D | VSW |Nr.1 [Abs.1 Nr.2|§ 44 Abs.1 Nr.3|6kologischer |zur bestinde
Dt. Artname lArtname P = potenziell |EU-VSRL| §§ = streng geschiitzt | Gefangenschaftsfliichtling [Hessen 2006(2007| 2009 |BNatSchG|BNatSchG |BNatSchG Status Betroffenheit |erfillt?
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Fringilla allenfalls keine
Buchfink coelebs N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
ISylvia allenfalls keine
Dorngrasmiicke  [communis N § | > 10.000 Vv FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
allenfalls keine
Elster Pica pica N § | 10.000-15000] FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
Brutvogel am
Rande des
Plangebiets,
Phasianus ansonsten keine
Fasan colchicus N § " - 2.000-5.000 - Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
Passer allenfalls keine
Feldsperling imontanus N § | > 10.000 V|V Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
Alauda allenfalls keine
Feldlerche arvensis N § | > 10.000 V|3 Ul |Nein Nein IE] Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Certhia allenfalls keine
Gartenbaumlaufer|brachydactyla N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
allenfalls keine
Gartengrasmiicke [Sylvia borin N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast [Betroffenheit [Nein
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Potenziell
Schutzstatus nach EHZ [betroffen | Potenziell
Vorkommen § 10 BNatSchG Status Rote|Rotejgesamtinach § 44 |betroffen | Potenziell
N= § = besonders | = regelmaRiger Brutvogel|Brutpaar- Liste|Liste| nach |Abs.1 nach § 44 |betroffen nach Erlauterung ([Verbotstat-
wiss. nachgewiesen | Status geschiitzt 11l = Neozoe oder bestand in HE | D | VSW |Nr.1 [Abs.1 Nr.2|§ 44 Abs.1 Nr.3|6kologischer |zur bestinde
Dt. Artname lArtname P = potenziell |EU-VSRL| §§ = streng geschiitzt | Gefangenschaftsfliichtling [Hessen 2006(2007| 2009 |BNatSchG|BNatSchG |BNatSchG Status Betroffenheit |erfillt?
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Emberiza allenfalls keine
Goldammer citrinella N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
ISerinus allenfalls keine
Girlitz lserinus N § | > 10.000 \ Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
keine
Graureiher |Ardea cinerea N z § | 750-1.000 3 Ul |[Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Carduelis allenfalls keine
Grinfink chloris N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Phoenicurus allenfalls keine
Hausrotschwanz |ochruros N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
Passer allenfalls keine
Haussperling domesticus N § | > 10.000 V|V Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
allenfalls keine
Kohlmeise Parus major N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Kein Status im
Phalacrocorax Gebiet. Nur keine
Kormoran carbo N z § | 450-550 2 Ul |Nein Nein Nein Uberfliegend |Betroffenheit [Nein
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Potenziell
Schutzstatus nach EHZ [betroffen | Potenziell
Vorkommen § 10 BNatSchG Status Rote|Rotejgesamtinach § 44 |betroffen | Potenziell
N= § = besonders | = regelmaRiger Brutvogel|Brutpaar- Liste|Liste| nach |Abs.1 nach § 44 |betroffen nach Erlauterung ([Verbotstat-
wiss. nachgewiesen | Status geschiitzt 11l = Neozoe oder bestand in HE | D | VSW |Nr.1 [Abs.1 Nr.2|§ 44 Abs.1 Nr.3|6kologischer |zur bestinde
Dt. Artname lArtname P = potenziell |EU-VSRL| §§ = streng geschiitzt | Gefangenschaftsfliichtling [Hessen 2006(2007| 2009 |BNatSchG|BNatSchG |BNatSchG Status Betroffenheit |erfillt?
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
ansonsten keine
Mdausebussard Buteo buteo N 8§ | 5000-10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
ansonsten keine
Mauersegler lApus apus N § | > 10.000 Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Delichon ansonsten keine
Mehlschwalbe urbicum N § | > 10.000 3|1V Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Monchsgras- ISylvia allenfalls keine
micke atricapilla N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Luscinia Plangebiets,
imegarhyncho allenfalls keine
Nachtigall ls N § | 3.000-5.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
Kein Status im
Gebiet,
lAlopochen Gelegenheits- |keine
Nilgans aegyptiaca N § " - 100-150 GF Nein Nein Nein gast Betroffenheit [Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
ansonsten keine
Rabenkrahe Corvus corone N § | > 10.000 Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Hirundo ansonsten keine
Rauchschwalbe |rustica N § | > 10.000 31V Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
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Potenziell
Schutzstatus nach EHZ [betroffen | Potenziell
Vorkommen § 10 BNatSchG Status Rote|Rotejgesamtinach § 44 |betroffen | Potenziell
N= § = besonders | = regelmaRiger Brutvogel|Brutpaar- Liste|Liste| nach |Abs.1 nach § 44 |betroffen nach Erlauterung ([Verbotstat-
wiss. nachgewiesen | Status geschiitzt 11l = Neozoe oder bestand in HE | D | VSW |Nr.1 [Abs.1 Nr.2|§ 44 Abs.1 Nr.3|6kologischer |zur bestinde
Dt. Artname lArtname P = potenziell |EU-VSRL| §§ = streng geschiitzt | Gefangenschaftsfliichtling [Hessen 2006(2007| 2009 |BNatSchG|BNatSchG |BNatSchG Status Betroffenheit |erfillt?
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
allenfalls keine
Rebhuhn Perdix perdix N § | > 10.000 2|2 U2 |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Columba allenfalls keine
Ringeltaube lbalumbus N § | 5.000-10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
Milvus ansonsten keine
Schwarzmilan migrans N | §§ | 350-450 Vv Ul |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit, [Nein
Brutvogel
auBerhalb des
Plangebiets,
ISturnus allenfalls keine
Star Isturnus N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Brutvogel
QuBerhalb des
Plangebiets,
Carduelis allenfalls keine
Stieglitz carduelis N § | > 10.000 Ul |[Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit |Nein
Betroffenheit
gering, da
Bruterfolg
durch
Brutvogel Eingriffe von
innerhalb des [Seiten der
Plangebiets an |Landwirtsch.
lAcrocephalus Verlust zweier |den grundsatzlich
Teichrohrsdnger |scirpaceus N § | 1.500-2.000 | V Ul |Nein Nein BP Wassergraben |anzuzweifeln. [Nein
Brutvogel
IStreptopelia aulerhalb des |keine
Tlrkentaube decaocto N § | 5.000-10.000( 3 Ul |Nein Nein Nein Plangebiets Betroffenheit [Nein
Falco keine
Turmfalke tinnunculus N 8§ | 2.000-5.000 FV |Nein Nein Nein Nahrungsgast |Betroffenheit [Nein
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Potenziell
Schutzstatus nach EHZ [betroffen | Potenziell
Vorkommen § 10 BNatSchG Status Rote|Rotejgesamtinach § 44 |betroffen | Potenziell
N= § = besonders | = regelmaRiger Brutvogel|Brutpaar- Liste|Liste| nach |Abs.1 nach § 44 |betroffen nach Erlauterung ([Verbotstat-
wiss. nachgewiesen | Status geschiitzt 11l = Neozoe oder bestand in HE | D | VSW |Nr.1 [Abs.1 Nr.2|§ 44 Abs.1 Nr.3|6kologischer |zur bestinde
Dt. Artname lArtname P = potenziell |EU-VSRL| §§ = streng geschiitzt | Gefangenschaftsfliichtling [Hessen 2006(2007| 2009 |BNatSchG|BNatSchG |BNatSchG Status Betroffenheit |erfillt?
Brutvogel
QuBerhalb des [keine
\Wacholderdrossel [Turdus pilaris N § | > 10.000 Ul |Nein Nein Nein Plangebiets Betroffenheit [Nein
Brutvogel
Motacilla QuBerhalb des [keine
Wiesenschafstelzelflava N § | > 10.000 FV |Nein Nein Plangebiets Betroffenheit [Nein
Brutvogel
Phylloscopus aulerhalb des |keine
Zilpzalp collybita N § | > 10.000 FV |Nein Nein Nein Plangebiets Betroffenheit [Nein
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5. Gutachterliches Fazit

Die in den Jahren 2013, 2014 und 2015 durchgefiihrten Untersuchungen zum Arteninventar und die
daraus gezogenen Schlussfolgerungen haben nach einer in 2019 erfolgten Plausibilititskontrolle

weiterhin ihre Giiltigkeit.

Vorbehaltlich der Einhaltung der unter Punkt 3 aufgefiihrten MaBnahmen zur Vermeidung und

zum Ausgleich werden keine Verbotstatbestinde nach § 44 BNatSchG ausgelost.

Es wurden insgesamt 39 Vogelarten nachgewiesen. Deren Vorkommen beschrinkte sich im
Wesentlichen auf die Randstrukturen des Plangebiets, vor allem auf die Geholzstreifen und
Baumbestidnde entlang der Bahnstrecke, Gehofte und Wirtschaftsgebdude nordlich der Fliche,
sowie den Boschungsbereich und das Gewerbegebiet im Siiden und entlang des Stephansgrabens als
auch der Wassergriben im Nordwesten. Im Plangebiet selbst konnten keine briitenden Vogel
nachgewiesen werden. Es wurde lediglich von Bachstelze, Nilgans und Rabenkrihe zur
Nahrungssuche aufgesucht. Daneben konnten jagende Mauersegler, Rauch-und Mehlschwalben
tiber der Fliche beobachtet werden.

Durch die Verlegung des Stephansgrabens im Siidosten und die Uberbauung des Grabens im
Nordwesten verliert der Teichrohrsinger zwei Brutplitze, deren Qualitéit vor dem Hintergrund der
Eingriffe durch die Landwirtschaft, jedoch grundsitzlich anzuzweifeln ist. Die Art besitzt in der
Gesamtbilanz hessenweit einen ungiinstigen Erhaltungszustand. Durch die Nihe zum Rhein mit
seinen Altwassern und dem NSG Biedensand, die eine Vielzahl an Bruthabitaten vorhalten, kann
jedoch von einem lokal giinstigen Erhaltungszustand ausgegangen werden. Die
Erheblichkeitsschwelle wird daher auf lokaler Ebene nicht erreicht, da die Wirkungsempfindlichkeit
der Art vorhabensspezifisch so gering ist, dass mit hinreichender Sicherheit und ohne weitergehende
Priifung davon ausgegangen werden kann, dass keine Verbotstatbestinde ausgelost werden kdnnen.
Die okologische Funktion der von dem Eingriff betroffenen Fortpflanzungs- und Ruhestitten im
raumlichen Zusammenhang wird weiterhin erfiillt, d. h. eine Verschlechterung der Voraussetzungen
fiir eine erfolgreiche Fortpflanzung und ungestorte Ruhephasen der lokalen Individuengemeinschaft

einer Art kann ausgeschlossen werden.

Das Plangebiet ist durch seine derzeitige intensive ackerbauliche Nutzung kein geeignetes
Bruthabitat fiir heimische Bodenbriiter, wie Fasan, Feldlerche, Rebhuhn und Schafstelze. Durch

den Gemiiseanbau liegen die Fldchen im Friihjahr lange brach und sind ohne Deckung. Im Sommer
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folgt dann oft unmittelbar nach der Ernte eine zweite Einsaat, so dass ein erfolgreiches
Brutgeschehen fiir die vorgenannten Arten kaum nachvollziehbar ist.

Dariiber hinaus meidet insbesondere die Feldlerche die Nihe zu vertikalen Strukturen (Hecken,
Biume, Gebidude) zum Teil auf mehrere hundert Meter (HENNING et al. 2003, OPPERMANN et al.
2008). Nach WEBER et al. (2000) ist eine (Meidungs-)Distanz von 60 bis 120 m je nach Hohe der
vertikalen Struktur anzunehmen. Dabei werden nach WITTINGHAM et al. (2003) Strukturen ab 2 m
Hohe mit zunehmender Distanz gemieden. Der Art bliebe daher nur ein relativ schmaler Bereich im
Zentrum des Plangebiets als Neststandort iibrig, geht man davon aus, dass sie von den Gehoften im
Norden und dem Gewebegebiet im Siiden oben erwihnte Abstidnde einhélt. Wesentlich giinstigere
Bruthabitate fiir die Feldlerche liegen daher in den weiten offenen Fluren Richtung Lampertheim-

Rosengarten und Biirstadt.

Das Rebhuhn wurde nur ein Mal beobachtet und zwar in einer Brachfliche im bestehenden
Gewerbegebiet direkt an der Wormser Landstrae. Weitere Nachweise und Sichtungen gelangen,
auch mit Hilfe von Klangattrappen nicht. Potentiell geeignete Strukturen fiir diese Art finden sich
im Plangebiet kaum. Allenfalls die Randbereiche im Siiden sowie die Anpflanzungen um die
Gehofte im Norden kdmen hierfiir in Frage. Fortpflanzungsstitten innerhalb des Plangebiets sind

aus vorgenannten Griinden daher auszuschlieBen.

Geringfiigig betroffen ist ein Vorkommen der Zauneidechse. Risiken bestehen hinsichtlich einer zu
erwartenden Zunahme des Straenverkehrs und durch die Neugestaltung des Stephansgrabens. Die
zu beobachtende derzeitige Ausbreitung der Zauneidechse in das bestehende Gewerbegebiet hinein
bis hin zur Verkehrsinsel an der Wormser Landstrae zeigt jedoch, dass die Art offensichtlich
erfolgreich iiber StraBen hinweg neue Lebensrdume erobern kann. Eine Auslosung von
Verbotstatbestdnden vorbehaltlich der Einhaltung der unter Punkt 3 aufgefiihrten MaBnahmen zur

Vermeidung und zum Ausgleich, ist auch hier nicht gegeben.
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Abb. 6: Blick iiber den westlichen Teil des Plangebiets (Aufnahme 08. Mai 2014). Die Ackerflichen sind

noch nicht begriint. Im Vordergrund ist die von den Zauneidechsen besiedelte Versickerungsmulde an der
Grenze zum bestehenden 1. Bauabschnitt des Gewerbegebiets ,,Wormser Landstra3e* bei Lampertheim zu
sehen.

Abb. 7: Zustand des Plangebiets am 23. Juni 14. Die Ackerfldachen sind mit Bohnen bestellt, die noch
einen geringen Deckungsgrad aufweisen.
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Abb. 8: links: Zauneidechsenhabitat mit alten Baumstimmen an der siidlichen Grenze des Plangebiets,
rechts: minnliche Zauneidechse auf einem der Baumstimme (Aufnahmen aus 2014).
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Abb. 10: Blick entlang des Stephansgrabens nach Siiden am 08. Mai 2014. Im vorderen Schilfbewuchs
briitete ein Teichrohrsidnger. Zauneidechsen besiedelten den Uferbereich entlang des Erdbeerfeldes und
Griinfrosche den Graben solange er wasserfithrend war. Der Graben samt Ufer wurde im Juni 2014
ausgebaggert.

P

Abb. 11: Stephnsgab

n wserfhend am 13.09.2019.
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Abb. 12: Blick nach Nordwesten in Richtung Plangebietsgrenze. Aufnahme vom 09.04.2015.

75

S gt

Abb. 13: Blick nach Norden zur westlichen Plangebietsg
vom 18.07.2019.

ren

ze (-Ackerﬂ'achen links des Weges). Aufnahme
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Abb. 14: Wassergraben im Nordwesten auf3erhalb des Plagebiets mit im Sommer temporédren Vorkommen
von Wasserfroschen. Der Teichrohrsédnger briitete 2013 im Schilfbestand im Bildhintergrund. Aufnahme
vom 09.04.2015.
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Die Schatzung des zu erwartenden Verkehrsaufkommens wird auf der Grundlage der ,Hinweise
zur Schatzung des Verkehrsaufkommens von Gebietstypen” der Forschungsgesellschaft fir Stra-
Ren- und Verkehrswesen (FGSV-Dokument Nr. 147 vom November 2017) aufgestellt.

Ermittlung der Berechnungsgrundlagen

Im Ausbauzustand des 2. BA betragt die Nettobaulandflache 8,34 ha. Im Ausbauzustand des 3. BA
werden weitere 4,73 ha Nettobaulandflache erschlossen. Die gesamte Nettobaulandflache betragt
fur den 2. und 3. BA 13,07 ha.

Fiar den 2. BA und 3. BA sind derzeit nur die Gebietsgrof3en bekannt. Es liegen noch keine konkreten
Nutzungsvorstellungen oder Nutzungsabsichten vor. Daher werden fiir die Abschétzung des Ver-
kehrsaufkommens die Nettodichtewerte fir Gewerbe- und Industriegebiete herangezogen. Diese

liegen bei:
Gebietstyp Einwohner/ha | Beschéftigte/ha
Gewerbegebiet 0-10 60-300
Industriegebiet 0-5 10-150

Es werden — basierend aus den Erfahrungen aus dem 1. BA — folgend aufgefiihrte Werte angenom-
men. Diese befinden sich fur die Einwohner jeweils im unteren Bereich und fir die Beschaftigten
bezogen auf Gewerbegebiete ebenfalls im unteren Bereich und bezogen auf Industriegebiete im

mittleren Bereich.

Bauabschnitt Einwohner/ha | Beschatftigte/ha

2. BA 2 80

3. BA 2 80
Draus ergibt sich:

Bauabschnitt 2 Einwohner > Beschattigte

2. BA 17 667

3. BA 10 378

Summe 2. und 3. BA 27 1.045

Das Verkehrsaufkommen in Gewerbe- und Industriegebieten wird bestimmt von den Faktoren:

- Beschaftigte

- Kunden und Besucher
- Wirtschaftsverkehr

""""""""""""""" Beratung 68307 Mannheim
Planung Amselstrale 27
Bautiberwachung Fon 06 21-1226648-0
2019-1312 Verkehrsaufkommen.docx Fax 06 21-1226648-88

67227 Frankenthal Sparkasse Rhein-Haardt Commerzbank

Stockingerstrale 22 IBAN: DE22546512400005094651  IBAN: DE51670800500709143600

Fon 06233-2390580 BIC: MALADE51DKH BIC: DRESDEFF670

Fax 06233-2390585 www.fast-partner.de info@fast-partner.de Blatt 1
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Daruber hinaus sind die Gebietsgréf3e, die Lage innerhalb der Gemeinde, die Nutzungsstruktur (z.B.
Kleinteiligkeit) und der Branchenmix von Bedeutung.

Verkehrsaufkommen Einwohner

Die Wegezahl der Bewohner ergibt sich aus der Einwohnerzahl, multipliziert mit deren spezifischer
Wegehaufigkeit. Sie liegt im Durchschnitt bei 3,0 bis 3,5 Wegen pro Werktag in bestehenden Gebie-
ten. In Neubaugebieten sind die Durchschnittswerte mit 3,5 bis 4,0 Wege pro Werktag aufgrund des
héheren Anteiles mobiler Bevilkerungsgruppen etwas héher anzusetzen.

Es werden — basierend aus den Erfahrungen aus dem 1. BA — folgende Werte angenommen:

Bauabschnitt Einwohner Wegehaufigkeit Verkehrsaufkommen
2. BA 17 4,0 68 Fahrten/Tag
3. BA 10 4,0 40 Fahrten/Tag
Summe 2. und 3. BA 27 - 108 Fahrten/Tag

Verkehrsaufkommen Beschaftigte

Das Verkehrsaufkommen der Beschéftigten (Wege zur/von der Arbeit und in der Mittagspause) be-
tragt bei Produktionsbetrieben, Transportgewerbe und Einzelhandel 2,0 bis 2,5, bei Handwerk und
Dienstleistung/Buro 2,5 bis 3,0 Wege pro Beschéftigtem und Tag.

In der Regel kommen bei ausreichendem Parkplatzangebot bis zu 90% der Beschéftigten mit dem
Pkw zur Arbeit. Eine OPNV-Anbindung und eine nahe Lage zu Wohngebieten sind beim 2. und 3.
BA des Industrie- und Gewerbegebietes ,Wormser Landstrafl3e“ nicht gegeben.

Bei der Umrechnung in Pkw-Fahrten kann fur den Beschéftigtenverkehr ein Besetzungsgrad von 1,1
Personen/Fahrzeug angesetzt werden.

Es werden — basierend aus den Erfahrungen aus dem 1. BA — folgende Werte angenommen:

Bauabschnitt Beschaftigte | Wegehaufigkeit | Besetzungs- Verkehrs-
grad aufkommen

2. BA 667 2,5 11 1.516 Fahrten/Tag

3. BA 378 2,5 11 859 Fahrten/Tag

Summe 2. und 3. BA 1.045 - - 2.375 Fahrten/Tag

Verkehrsaufkommen Kunden- und Besuchsverkehr

Kunden- und Besucherverkehr tritt in Gewerbegebieten in Verbindung mit Dienstleistungsbetrieben
(z.B. Verwaltungen, Biros, Praxen) Einzelhandel sowie Freizeiteinrichtungen auf. Im Dienstleis-
tungsbereich betragt der Kunden- und Besucherverkehr zwischen 0,5 und 100 Wegen pro Beschéf-
tigtem. Eine Abschétzung des Kunden- und Besucherverkehrs ist anhand folgender Tabelle moglich:

Kundenwege je Beschéftigtem

Transport/Produktion 05-1
Dienstleistungen mit wenig Publikumsverkehr 05-1
Publikumsorientierte Dienstleistungen 5-10
Schnellrestaurants (stadtische Lagen) 90 — 100

Es werden — basierend aus den Erfahrungen aus dem 1. BA — folgende Werte angenommen:

Bauabschnitt Beschaftigte | Wegehaufigkeit Verkehrsaufkommen
2. BA 667 4 2.668 Fahrten/Tag
3. BA 378 4 1.512 Fahrten/Tag
Summe 2. und 3. BA 1.045 - 4.180 Fahrten/Tag
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Verkehrsaufkommen Wirtschaftsverkehr

Der Wirtschaftsverkehr eines Gewerbegebietes (Wege in Ausiibung des Berufes) setzt sich zusam-
men aus einem Anteil an Wegen, die von dort Beschaftigten unternommen werden, und einem Anteil
von Wegen, die ,von au3en“ in das Gebiet unternommen werden.

Der Anteil an Wegen, der von dort Beschéftigten durchgefuhrt wird, ist mit 0,5 bis 2,0 Wegen pro
Beschaftigtem und Tag anzusetzen.

Der von auf3en eingetragene Wirtschaftsverkehr (An- und Ablieferungen aul3erhalb des Gebietes
liegender Unternehmen, Fahrten in Ausibung des Berufes, die nicht schon unter Kunden und Be-
suchern abgehandelt sind, z.B. Geschéftsvertreter, Versorgungs- und Servicefahrten (Mill, Repara-
turen usw.)) kann vereinfachend als Zuschlag mit 5 % (bei eher kleingewerblich strukturierten Ge-
bieten) bis zu 30% (bei eher gréf3eren, nicht monostrukturierten Gebieten) zu den fir das Gebiet
ermittelten Fahrten der Beschaftigten hinzugerechnet werden.

Es werden — basierend aus den Erfahrungen aus dem 1. BA — folgende Werte angenommen:

Bauabschnitt Beschaftigte | Wegehaufigkeit Zuschlag Verkehrs-
aufkommen

2. BA 667 2,0 5% 1.401 Fahrten/Tag

3. BA 378 2,0 5% 794 Fahrten/Tag

Summe 2. und 3. BA 1.045 - - 2.195 Fahrten/Tag

Geschétztes zu erwartendes Verkehrsaufkommen

Aus der Aufsummierung der Verkehrsaufkommen aus den einzelnen Teilbereichen ergibt sich das
zu erwartende Verkehrsaufkommen fur den 2. und 3. BA des Industrie- und Gewerbegebietes
~Wormser Landstraf3e".

Fir den 2. BA liegt das zu erwartende Verkehrsaufkommen bei 5.653 Fahrten/Tag.

Fir den 3. BA liegt das zu erwartende Verkehrsaufkommen bei 3.205 Fahrten/Tag.

Fur den 2. und 3. BA liegt das zu erwartende Verkehrsaufkommen bei 8.858 Fahrten/Tag.

Verkehrsaufkommen | 2. BA 3. BA 2.und 3. BA
Einwohner 68 Fahrten/Tag 40 Fahrten/Tag 108 Fahrten/Tag
Beschattigte 1.516 Fahrten/Tag 859 Fahrten/Tag 2.375 Fahrten/Tag
Kunden- und Besu- 2.668 Fahrten/Tag 1.512 Fahrten/Tag 4.180 Fahrten/Tag
cher
Wirtschaftsverkehr 1.401 Fahrten/Tag 794Fahrten/Tag 2.195 Fahrten/Tag
Summe 5.653 Fahrten/Tag 3.205 Fahrten/Tag 8.858 Fahrten/Tag
Fazit

Das Gewerbe- und Industriegebiet ,Wormser Landstrafl3e* kann aus Richtung des Industriegebietes
Nord, der Abfahrt zum Industriegebiet ,Kublinger Weg"“ und Uber den Kreisverkehr an der L3110
angefahren werden. In der Begrindung zum Bebauungsplan Wormser LandstraRe vom 14.07.2006
wurden fir das gesamte Gebiet 12.835 Fahrzeuge prognostiziert.

Aufgestellt: Ingenieurbiro Fast und Partner
November 2021 Umwelttechnologie fiir Wasserwirtschaft und Infrastruktur

""""""""""""""" Beratung 68307 Mannheim 67227 Frankenthal Sparkasse Rhein-Haardt Commerzbank
Planung Amselstrale 27 Stockingerstralle 22 IBAN: DE22546512400005094651  IBAN: DE51670800500709143600
Bauiiberwachung Fon 06 21-1226648-0 Fon 06233-2390580 BIC: MALADE51DKH BIC: DRESDEFF670
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Drucksache 2021/346

Produkt:

Federflhrung: FB 65 Immobilienmanagement

Bearbeiter/in: Herr Lidke

Datum: 08.10.2021

Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Magistrat der Stadt Lampertheim 18.10.2021

Stadtentwicklungs-, und 30.11.2021
Bauausschuss

Stadtverordnetenversammlung 10.12.2021

Schillercafé - Abbruchkosten und Buchwert

Sachdarstellung:

Im Antrag der CDU-Fraktion und der Fraktion Bindnis 90/Die Grinen Bewertung des
Schillercafés/Umgestaltung Schillerplatz wurde die Information hinsichtlich der Abbruchkosten
und des Buchwertes gewtlinscht.

Der Buchwert zum Stand 01.01.2021 des Gebaude Schillercafé betragt 456.135 €.
Es erfolgt eine jahrliche Abschreibung von 8.146 €.
Demnach betragt der Buchwert zum Jahresende 2021 dann 447.989 €.

Die Abbruchkosten gliedern sich wie folgt auf:

Abbruch Pavillon:
855 m® x 51,- € = 43.605, - € netto, 19% MwSt. = 51.889,95 € brutto

Abbruch Trafo:
79 m3x 51,-€ =4.029, - € netto, 19% MwSt. =4.794,51 € brutto

Verflllen des Kellergeschosses: ~ 65,- €/m?
142,25 m? x 65,- € = 9246,25 €/m? x 2,70 m = 24.964,75 €

Dies wirden dann insgesamt Abbruchkosten in Hohe von ca. 81.690 € ergeben.
Folgende weitere Fragen waren aber im Weiteren zu klaren:

Ob der Trafo an anderer Stelle errichtet werden muss. Am Trafo ist ein 6ffentliches Telefon,
auch hier muss der Verbleib geklart werden.

Im KG des Pavillons befindet sich die Zuleitung fiir den Brunnen. Es muss geklart werden, wie
die Anlage weiter betrieben werden kann/soll. Diese Kosten kénnen noch nicht abgeschatzt
werden.

Lampertheim, 08.10.2021
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Dietmar Lidke Gottfried Stérmer
Fachbereichsleitung 65 Blrgermeister
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Drucksache 2021/346
1. Erganzung

Produkt:

Federfuhrung: FB 65 Immobilienmanagement

Bearbeiter/in: Herr Lidke

Datum: 26.10.2021

Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Magistrat der Stadt Lampertheim 16.11.2021

Stadtentwicklungs-, und 30.11.2021
Bauausschuss

Stadtverordnetenversammlung 10.12.2021

Schillercafé - Abbruchkosten und Buchwert, Beantwortung weiterer Fragen
Sachdarstellung:
Von Seiten des Magistrates wurden folgende weitere Fragen gestellt.

1. Frage der Kosten Versetzung Trafohaus

Hier wurde der Kontakt von Seiten FB 65 mit dem EWR aufgenommen. Folgende Antwort wurde
gegeben:

,Die Station ist von zentraler Bedeutung zur Versorgung der umliegenden Innenstadt. Ganzlich
entfallen kann Sie also nicht. Ein Neubau als Ersatz ware theoretisch mdglich. Dazu misste
aber ein geeignetes Grundstiick in unmittelbarer Nahe zum jetzigen Standort von der Stadt
erhalten. Die von uns in den Raum gestellten 100.000 € sind naturlich nur eine sehr vage
Kostenschatzung. Es kommt letztlich auf den neuen Standort an und wie aufwendig der Tiefbau
dorthin umzusetzen ist. Auch die Ausstattung und den Aufbau einer neuen Station mussten
gepruft werden. Nur die neue Station (ohne Kabelarbeiten) dirfte zwischen 50.000 € und 80.000
€ kosten. Dazu kdmen dann noch der notwendige Tiefbau, Material und Montage der Kabel und
der Abriss/Abbau der alten Station. Diese Kosten kann ich aus jetziger Sicht aber leider
unmoglich abschatzen®.

2. Frage Kosten fur Rickbau Brunnenanschlisse
In einem Gesprach zwischen Energieried und dem FB 70 wurden Kosten in Hohe von ca. 2.500

Euro benannt.

Fachbereich Immobilienmanagement Blrgermeister
Fachbereichsleiter
Lidke Stérmer
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Drucksache 2021/388

Produkt:

Federflhrung: FB 65 Immobilienmanagement

Bearbeiter/in:

Datum: 08.11.2021

Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Magistrat der Stadt Lampertheim 16.11.2021

Magistrat der Stadt Lampertheim 22.11.2021

Stadtentwicklungs-, und 30.11.2021
Bauausschuss
Stadtverordnetenversammiung 10.12.2021

Vorstellung Portfoliobericht Fachbereich Immobilienmanagement

Sachdarstellung:

In der letzten STVV am 29.10.2021 wurde durch Herrn BM Stérmer in Aussicht gestellt, den im
Fachbereich Immobilienmanagement erarbeiteten Portfoliobericht vorzustellen. Dies auch vor
dem Hintergrund des Beschlusses zum Antrag ,Konzeption flr den stadtischen
Wohnungsbestand®.

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, dass der nun vorliegende Bericht ein erster
Schritt/Momentaufnahme ist in ein umfassendes Portfoliomanagement. Sukzessive werden
durch den Fachbereich Immobilienmanagement weitere Daten erhoben und eingebunden sowie
entsprechende strategische Vorschlage unterbreitet.

Portfolio-Management Bericht des Fachbereichs Immobilienmanagement

Portfoliomanagement, also Verwaltung und Steuerung des Gebaudebestands als Ganzes
hinsichtlich seiner Zusammensetzung, ist eine wichtige Facette des strategischen Gebaude-
managements. Portfoliomanagement ist daher flir Kommunen unverzichtbar! Liegenschaften
spielen fir Kommunen eine zentrale Rolle: Einerseits schaffen sie die Rdume, in denen das
offentliche Leben stattfinden kann, andererseits verursachen sie hohe Kosten. Letzteres hangt
auch mit den gesellschaftlichen und politischen Anforderungen zusammen, die an kommunale
Gebaude gestellt werden. Egal ob Inklusion, demographischer Wandel oder Energieeffizienz,
Kommunen missen derartigen Herausforderungen im Bestand begegnen.

Fir das Immobilienmanagement der Stadt Lampertheim stehen derzeit neben der Nachhaltigkeit
der Bestandsimmobilien vor allem die Themen Klimaschutz, Inklusion und Barrierefreiheit sowie
der demografische Wandel im Vordergrund. Hinzu kommt die konsequente Umsetzung der
Betreiberverantwortung, bei der es zum Beispiel um die Aktualisierung des Brandschutzes geht.
All das erfordert tiefe Eingriffe in den Bestand: ,Der langfristige Nutzungshorizont macht es
erforderlich, den kommunalen Gebdudebestand strategisch und weitsichtig zu planen, um fir die
sich andernden Bedingungen gerlstet zu sein.

Notwendige Voraussetzung fiir erfolgreiches Portfoliomanagement ist daher eine sachgerechte
Datenbasis.
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Solche Informationen kénnen beispielsweise sein:
* Verkehrsanbindung,
« Standort, Lage,
* Baurechtliche Méglichkeiten/Potenziale,
» Politische Vorgaben/Festlegungen,
+ (Gebaudegestaltung,
* Flexible Nutzungsmoglichkeiten im Objekt,
» Technischer/baulicher Zustand des Obijekts,
* Baujahr,
* Restnutzungsdauer/-bedarf,
- Zeitliche Umsetzbarkeit,
* Architektur (erhaltenswert)
* Vertragliche Bindungen,
» Kulturelle Faktoren (Denkmalschutz),
* Touristische Aspekte,
* Weitere lokal definierte Ziele.

Im Rahmen von Portfoliomanagement lassen sich eine Reihe von Strategien identifizieren, die
auf den drei Grundrichtungen

+ Bestand mehren

+ Bestand reduzieren

* Bestand umgestalten beruhen.

Die wichtigsten Strategien im Uberblick:

[ Strategien im Portfoliomanagement 1

—~[ Bestand mehren } ——[ Bestand reduzieren ] Bestand umgestalten }
4[ Kauf/Neubau ] 4[ Verkauf ] Nutzungszusammenlegung ]
4[ Anmietung J [ Abmietung J Umnutzung J
_ { opp J 4[ Objektibertragung ] Sanierung/mbau ]

Standarddnderung

TR

Intensivierung/Mehrfachnutzung

Stilllegung

I N I R I I R

)
)
Externe Vermietung ]
]
)

Standortoptimierung

Vorgehen

Um entsprechend in ein umfassendes Portfoliomanagement zu kommen, ist zunachst die
Erfassung des Ist-Zustandes ein wichtiger Zwischenschritt. Diesen hat der FB 65 fir einen
grofien Teil abgeschlossen. Die Ergebnisse sind im Portfoliobericht dargestellt. Die Gebaude
wurden dabei auf Grundlage einer fachlichen Einschatzung bewertet. In einem ersten Schritt
wurden die Gebaude anhand einer Benotung nach Schulnoten klassifiziert.

Der FB 65 wird in weiteren Schritten fiir die Gebaude die Datengrundlage ausbauen. Mit der
differenzierten Darstellung der Gebaude wird der FB 65 dann fir die einzelnen Gebaude
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entsprechend der zuvor angefuhrten Portfoliostrategien Vorschlage zum Umgang unterbreiten.
Dabei wird der FB 65 im Rahmen eines Benchmarks Kennwerte vergleichbarer Gebaude aus
anderen Kommunen zugrunde legen und weitere Kriterien zur Beurteilung des Gebaudes mit
einbeziehen.

Umsetzungsszenario

Im Bericht wurde im Punkte 5.1 das Handlungsfeld Wohnen zunachst in Angriff genommen.
Dies hat zum einem mit dem kritischen Gebdudebestand zu tun aber zum anderen auch mit der
Dringlichkeit in diesem Bereich weitere Schritte zu unternehmen. Hier darf als Stichwort
bezahlbarer Wohnraum benannt werden. In der STVV am 29.10.2021 wurde auch der Antrag
der SPD-Fraktion ,Konzeption flr den stadtischen Wohnungsbestand® von allen Fraktionen
mitgetragen. Im Bericht wurde unter dem Punkt 5.1 deshalb ein Vorgehensmodell aufgezeigt,
welches vor allem die Stol3richtung der Bestandsreduzierung und Abgabe an Investoren mit der
Verpflichtung zur Umsetzung sozialen Wohnungsbaus zum Ziel hat. Dieses Szenario ware aber
noch mit den sozialpolitischen Zielen weiter zu beleuchten.

Fachbereich 65
Immobilienmanagement

Lidke Stérmer
(Fachbereichsleiter) (Burgermeister)
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1. Anlass fiir den Bericht

Der weit Uberwiegende Teil kommunaler Dienstleistungen kénnte ohne bereitgestellte
Flachen, sei es als Geb&ude oder als Grundstiicke, nicht erbracht werden. Die Nutzung
dieser Ressourcen ist stets mit Bewirtschaftungskosten und Werteverzehr verbunden, die
vom Haushalt zu erwirtschaften sind. Aus diesem Grunde muss Kommunen daran gelegen
sein, ihren Immobilienbestand so zusammenzusetzen und zu steuern, dass er die
immobilienbezogenen Anforderungen der produkterstellenden Bereiche erflllt und zugleich
eine wirtschaftliche Bedarfsdeckung ermdglicht. Kommunale Gebaude l6sen Jahr flr Jahr
Folgekosten aus, die vom Haushalt zu tragen sind. Schlissel zur Wirtschaftlichkeit
kommunaler Gebdude ist daher nicht nur die kostenoptimale Bewirtschaftung der einzelnen
Objekte, sondern unabdingbar auch die Steuerung der Zusammensetzung sowie der
Entwicklung dieses Bestandes insgesamt. Portfoliomanagement ist daher fiir Kommunen
unverzichtbar! Liegenschaften spielen fir Kommunen eine zentrale Rolle: Einerseits schaffen
sie die Raume, in denen das 6ffentliche Leben stattfinden kann, andrerseits verursachen sie
hohe Kosten. Letzteres hangt auch mit den gesellschaftlichen und politischen Anforderungen
zusammen, die an kommunale Gebaude gestellt werden. Egal ob Inklusion,
demographischer Wandel oder Energieeffizienz, Kommunen missen derartigen
Herausforderungen im Bestand begegnen.

Portfoliomanagement ist ein Instrument, das Orientierung und Transparenz (ber vorhandene
Werte schafft und Analysen und Entscheidungsgrundlagen zur Verfugung stellt. Bestandteil
des Portfoliomanagements ist zugleich die Steuerungskomponente. Sie beinhaltet

« die Ableitung von Zielen fir das Portfolio und seine einzelnen Objekte aus der
Gesamt-Immobilienstrategie und den Bedarfen der Nutzer,

» die Herstellung von Beziigen zwischen den angestrebten Zielen, also dem Soll, und
dem Ist-Bestand sowie

» die Entwicklung und Umsetzung von Strategien zur Erreichung dieser Ziele.

Anstelle einer rein technischen Betrachtung liefert die Portfolioanalyse néamlich ein
ganzheitliches Bild des Bestands. Daraus lassen sich dann entsprechend den individuellen
Erfordernissen konkrete Handlungsvorgaben fir strategische Entscheidungen ableiten.
Ausldser fur Investitionen sind neben der Ublichen Regelinstandhaltung nicht zuletzt die
stetig wachsenden Anforderungen an die Funktionalitédt der Immobilien, die etwa die
Inklusion oder die Ganztagesbetreuung mit sich bringen. Wir erweitern das System also, um
zusatzlich zu den Zustandsdaten erganzende Informationen zur Gebaudequalitat zentral

ablegen und auswerten zu kénnen.*

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim 3



Eine Besonderheit von Immobilienportfolios liegt im langen Lebenszyklus der Objekte. Der
Werteverzehr wird in doppischen Haushalten durch Abschreibungen dargestellt.
Grundsticke werden i.d.R. nicht abgeschrieben, da sie keinem Verschlei3 unterliegen.

Kommunen halten ihre Immobilien nicht zur Gewinnerzielung, sondern nutzen diese zur
Erfallung ihrer eigentlichen Aufgaben der Daseinsvorsorge, also um ihren Einwohnern
Bildung und Sport zu ermdglichen, Jugendbetreuung und Kultur anzubieten usw. Dabei steht
kein materieller Gewinn im Vordergrund, im Gegenteil: Kommunale Immobilien erzielen
meist keine externen Einnahmen, geschweige denn Gewinne. Bei rein kaufmannischer
Betrachtung sind diese Objekte und die damit erflllten Aufgaben unrentabel (Beispiele:
Schulbetrieb, Theater, Kita). Doch dies bedeutet im Umkehrschluss nicht, dass diese Kosten
fur die 6ffentliche Hand keine Rolle spielen: Die Kommunalverfassungen geben den
Kommunen auf, sparsam und wirtschaftlich mit inrem Vermégen umzugehen. Daraus folgt,
dass kommunale Immobilien selbstverstandlich auch sparsam und wirtschaftlich zu steuern

sind.

Fir das Immobilienmanagement der Stadt Lampertheim stehen derzeit neben der
Nachhaltigkeit der Bestandsimmobilien vor allem die Themen Klimaschutz, Inklusion und
Barrierefreiheit sowie der demografische Wandel im Vordergrund. Hinzu kommt die
konsequente Umsetzung der Betreiberverantwortung, bei der es zum Beispiel um die
Aktualisierung des Brandschutzes geht. All das erfordert tiefe Eingriffe in den Bestand: ,Der
langfristige Nutzungshorizont macht es erforderlich, den kommunalen Gebaudebestand
strategisch und weitsichtig zu planen, um fur die sich &ndernden Bedingungen gerlstet zu

sein.

Notwendige Voraussetzung fur erfolgreiches Portfoliomanagement ist daher eine
sachgerechte Datenbasis.

Solche Informationen kénnen beispielsweise sein:

» Verkehrsanbindung,

« Standort, Lage,

» Baurechtliche Mdglichkeiten/Potenziale,

» Politischer Vorgaben/Festlegungen,

* Gebaudegestaltung,

» Flexible Nutzungsmdoglichkeiten im Objekt,
» Technischer/baulicher Zustand des Objekts,
» Baujahr,

» Restnutzungsdauer/-bedarf,

o Zeitliche Umsetzbarkeit,
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» Architektur (erhaltenswert, Wettbewerb war vorgestaltet),

» Vertragliche Bindungen,
» Kulturelle Faktoren (Denkmalschutz),
» Touristische Aspekte,

* Weitere lokal definierte Ziele.

Im Rahmen von Portfoliomanagement lassen sich eine Reihe von Strategien identifizieren,

die auf den drei Grundrichtungen o Bestand mehren o Bestand reduzieren o Bestand

umgestalten beruhen. Die wichtigsten Strategien im Uberblick:

‘ Strategien im Portfoliomanagement ‘

; — l.

.

«\ Bestand umgestaten ’

Bestand mehren ’ —{ Bestandreduzieren
Kauf/Neubau | -I Verkauf
: Anmietung ‘ %l Abmieteung
—-( BPP | H Objektiibertragung
‘ 1 Abriss

2. Vorgehen

Um entsprechend in ein umfassendes Portfoliomanagement zu kommen, ist zunéchst die

( Nutzungs- ‘

| zusammenlegung
—+ Umnutzung l
% Sanierung/Umbau l

{ Standardanderung ‘

{‘ Nutzungsintensivierung |
/Mehrfachnutzung

{ Externe Vermietung ‘

% Stilllegung l

4 Standortoptimierung ‘

Erfassung des Ist-Zustandes ein wichtiger Zwischenschritt. Diesen hat der FB 65

abgeschlossen. Die Ergebnisse sind im weiterem dargestellt. Die Gebaude wurden dabei auf
Grundlage einer fachlichen Einschatzung bewertet. Der FB 65 wird in weiteren Schritten fiir
die Gebaude die Datengrundlage ausbauen. Mit der differenzierten Darstellung der Gebaude
wird der FB 65 dann fiir die einzelnen Geb&ude entsprechend der zuvor angefihrten
Portfoliostrategien Vorschlage zum Umgang unterbreiten. Dabei wird der FB 65 im Rahmen
eines Benchmarks Kennwerte vergleichbarer Gebaude aus anderen Kommunen zugrunde

legen und weitere Kriterien zur Beurteilung des Gebaudes mit einbeziehen.

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim



In einem ersten Schritt wurden die Gebaude anhand einer Benotung nach Schulnoten
klassifiziert. Dabei werden 3 Bereiche unterschieden:

* Allgemeiner Zustand
» Gebaudehllle

» Technische Gebaudeausristung

Die Benotung stellt sich wie folgt dar:

Note bzw. Zustand 1 Neuwertig oder besser, energetisch und technisch auf dem
neuesten Stand. Neubau oder Durchfliihrung einer
hochwertigen Grundinstandsetzung in allen Gewerken, sodass
eine Restnutzungsdauer vergleichbar mit einem Neubau

entsteht.

Note bzw. Zustand 2 Gebéaude, die mehr als Uberdurchschnittlich unterhalten
wurden. Es hat Modernisierungen und Instandsetzungen
erfahren, wobei es aber von der Grundstruktur weitestgehend
erhalten blieb.

Note bzw. Zustand 3 Laufend unterhaltenes Gebaude mit zwischenzeitlich bzw.
langer zurlckliegenden (20 Jahre) durchgefihrten
Teilmodernisierungen. Es ist kein Instandhaltungsstau
vorhanden bzw. ist dieser im Rahmen von
Schdénheitsreparaturen (oder einer jahrlichen Ricklage)
behebbar.

Note bzw. Zustand 4 Ausreichender Zustand, durchschnittlich laufend unterhaltenes
Gebé&ude ohne zuletzt stattgefundene Erneuerung von
Bauteilen (z.B. Heizung, Fenster), Instandhaltung nur bei
Bedarf, grundsétzlich keine durchgefliihrte Modernisierung.

Note bzw. Zustand 5 Ein Gebaude, das noch genutzt werden kann, bei dem aber flir
eine weitere bzw. andauernde Nutzung in absehbarer Zeit
(kurzfristig) Sanierungen und Modernisierungen erforderlich
werden. Alle Gewerken sind betroffen.

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim



Alfred-Delp-StraBe 50, Huttenfeld
Alfred-Delp-StraBe 50, Huttenfeld
Am Sportplatz2 -18, Hofheim

Am Sportplatz 20, Hofheim
BackhausstraRe 51, Hofheim
Bahnhofsplatz, Lampertheim
Balthasar-Neumann-StraRe 1-3, Hofheim
DieselstraBe 2, Lampertheim
DieselstralRe 4 -6, Lampertheim
DieselstraBe 8, Lampertheim
Domgasse 2-4, Lampertheim
Europaring 7, Lampertheim
FlorianstraRe 4 -8, Lampertheim
GartenstralRe 2, Lampertheim
Heideweg 2a, Lampertheim
Heideweg 2b, Lampertheim
Helene-LangeWeg 1, Lampertheim
Helene-LangeWeg 3, Lampertheim
IndustriestraBe 35, Lampertheim
KaiserstraBe 28a, Lampertheim
KirchstraRe 53-55, Hofheim
KirchstraBe 57, Hofheim

LindenstraRe 1, Hofheim

Lochgasse 3, Hofheim

Lochgasse 5, Hofheim

Lorscher StraRe, Hittenfeld
Martin-Karcher-StraBe, Lampertheim
Martin-Kércher-StraBe 37, Lampertheim

3. Gesamtiibersicht Objekte FB 65 per 30.09.2021

Geba&udesteckbriefe der stadtischen Liegenschaften

Feuerwehr

Birgerhaus, Sporthalle
Wohnen

Sporthalle

Feuerwehr
Sanitargebaude
Birgerhaus, Krippe
Altenwohnheim

Krippe

Kindergarten
Verwaltungsgebéude, Blcherei
Kita

Feuerwehr, DRK, Wohnen
Gartnerunterkunft
Wohnen

Wohnen

Kindergarten

Krippe

Bauhof, Diakonische Werk
Schillercafé

Wohnen

Wohnen

AltesRathaus

Wohnen

Wohnen
Friedhofsgebdude
Sanitargebadude

Café

Martin-Kércher-StraBe 39, Lampertheim
Neugasse 4, Hofheim
NeuschloBstraBe, NeuschloR
RheingoldstraRe, Rosengarten
RheingoldstraRe 5, Rosengarten
RheingoldstraRe 7, Rosengarten
RingstraBe 27, Lampertheim
Romerstrale 102, Lampertheim
Romerstrale 104, Lampertheim
Romerstrale 120, Lampertheim
RémerstraRe 21, Lampertheim
RémerstraRe 35, Lampertheim
RémerstraRe 39, Lampertheim
RémerstraRe 43, Lampertheim
RémerstraRe 51, Lampertheim
SaarstraBe 46, Lampertheim
SaarstraBe 48, Lampertheim
Schuberstrae 37, Hofheim
SchulstraBe 4, Hofheim
UhlandstraRe 7, Hofheim
Viernheimer StraRe 58, Hittenfeld
Wacholderweg 14, NeuschloB
Wacholderweg 16, NeuschloB
Wattenheimer Weg 4, Hofheim
Weidweg 4, Lampertheim
Weidweg 8, Lampertheim
WilhelmstraRe 60, Lampertheim

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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LAMPERTHEIM

Friedhofsgebaude
Wohnen
Friedhofsgebaude
Friedhofsgebaude
Verwaltung, Kindergarten, DGH
Kirchenraum, Wohnen
Kita

Stadthaus

Altes Rathaus
Kirchenraum, Wohnen
Heimatmuseum

VHS

Senioren

Scheune
Zehntscheune
Kindergarten
Kinderhort
Kindergarten

Wohnen

Wohnen

Umkleide, Sportgebaude
Kindergarten

Krippe
Friedhofsgebaude
Umkleide, Wohnen
Sporthalle

Musikschule

00



Die folgende Ubersicht erldutert die Steckbriefe der Gebaude.

Beispiel // Erlduterung

Adresse MusterstraRe 99
Gemarkung Lampertheim
Nutzung Feuerwehr

Das Gebaude wird, je nach Nutzung, mit
BWZK 7760 _ einer BWZ-Nummer gemaR
Bauwerkszuordnungskatalog versehen.

Baujahr 1985
Umba / Sari AnBau2614 GréRere Anderungen im oder am

L Sanierung n. au _ Gebaude werden hier zeitlich

Heizung 2019 dokumentiert.
Denkmalschutz Nein
— Steht das Gebaude unter Denkmalschutz.

Energieausweis Nain Ist ein Energieausweis vorhanden.
Bruttoflach £ 588

ruttoflache [m’] — Bruttoflache - inklusive aller Bauteile.

Nettoflache - reine Nutzungsflache.

Nettoflache [m?] 490 -

Energiekennzahl Strom 1 20

IST / SOLL Energiekennzahlen in kWh/m? bezogen
. auf die Nettogrundflache und den
Energiekennzahl witterungsbereinigten
Wirme IST / SOLL 144 100 Jahresenergieverbrauch.
CO? - Bilanz [t/a] 17:7
Gebzudehiille Bewertung des Gebaudeszustands im

Allgemeiner Zustand 2 Schulnotensystem von 1-5.
Gebaudehiille 3 Die Indikatorgrafik stellt entsprechend

— den vergebenen Noten den Handlungs-
TGA 5 Allgemeiner bedarf am Gebaude grafisch dar.

TGA Zustand Im Beispiel: dringender Handlungs-

bedarf bei der Gebdudetechnik

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Waérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehulle

TGA

Alfred-Delp-StraRe 50

Huttenfeld

Feuerwehr

7760

1985

Anbau 2014
Heizung 2019
Nein

Nein

588

490

11 20

144 100

17,7

Gebaudebeschreibung

Das Feuerwehrgebaude ist grundsatzlich in einem
guten Zustand .

Energetisch ist der Zustand dem Baujahr
entsprechend ebenfalls gut. Die Heizkérper sind
elektronisch geregelt und auf die Nutzungszeiten
programmierbar . Die Fahrzeughalle wurde 2014
angebaut.

Die erhéhte Energiekennzahl fur Warme ist dadurch
zu erklaren, dass die Heizanlage das energetisch
schlechtere Burgerhaus mit beheizt und sich dadurch
die Kennzahl verschlechtert.

Gebadudehiille

Allgemeiner

UEh Zustand

01
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand
Gebé&udehiille

TGA

Y 1.11] (—
west LAMPERTHEIM

Am Sportplatz 2-18
Hofheim
Wohnen
6100
1962 - 1967 Geb&udebeschreibung
Die Geb&ude sind augenscheinlich in einem sehr
schlechten Zustand.
Nein Die Warmeversorgung findet tber dezentrale Ol -
Einzeléfen statt.
Nein
80 - 96
67 - 80
B B Gebaudehiille
5
4
5
Allgemeiner
U Zustand
03
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Am Sportplatz 20
Hofheim
Sporthalle

5100

1978

2020 - Dachsanierung
2013 - Heizung

Nein

Nein

2006

1672

39 25!

173 110

1Y [ .11 (—
wes LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Der Zustand der Halle ist in einigen Bereichen
sanierungsbedurftig. Der Hallenboden ist in keinem
guten Zustand. Die technischen Anlagen, wie
Lautsprecher und ahnliches sind nicht mehr 100%
funktionsfahig. Auch Bereiche der Dachentwasserung
die durch das Gebaude verlaufen missen teilweise
Uberarbeitet werden.

Energetisch ist die Beleuchtung und Liftungsanlage
in einem schlechten Zustand und muss dringend
erneuert werden. Die Fassade ist ungedammt und
Fenster und Tiren sind ebenfalls
sanierungsbedurftig.

Gebaudehiille

Allgemeiner

U Zustand

04
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Geb&udehtlle

TGA

BackhausstraRe 51

Hofheim

Feuerwehr

7760

1981
2010 - Anbau
2010 - Sanierung

Hauptgebiude, Fenster,
WDVS, Heizung

Nein

Nein

846

705

35 20

98 100

2552

L4
Burkibd wmwd in

TAD
wes LAMPERTHEIM

Gebiudebeschreibung

Aus energetischer Sicht wurde das Gebdude 2010
weitestgehend ertiichtigt.

Gebaudehiille

Allgemeiner

U Zustand

05
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Balthasar-Neumann-StraRe1-3
Hofheim
Krippe / Burgerhaus

4400 / 4710

— 1Y [.11] F—
wet LAMPERTHEIM

1968 Gebaudebeschreibung

2018 - Komplettsanierung

Das Gebaude wurde im Jahr 2018 komplett
umgebaut und modernisiert, daher ist der Zustand
als neuwertig zu betrachten.

Nein

Nein

748 / 1966

623 /1638

5 20/30

37 110 /135

TGA

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

06
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Wairme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

DieselstraRe2
Lampertheim
Seniorenwohnheim

6210

1975

2003 - Fassadendammung,
Austausch der Fenster

Nein

Nein

1.864

1.553

197 105

67,1

Gebaudebeschreibung

Die Gebaudehiille des Seniorenwohnheims wurde
2003 energetisch ertlchtigt. Der allgemeine Zustand
wie zum Beispiel die Wasserrohre ist jedoch sehr
schlecht und bedarf einer Sanierung.

Der Allgemeinzustand l&sst sich auf das Baujahr
zurtickfiihren und ist daher ,,in die Jahre” gekommen.

Die Heizung ist auch schon alter und sollte im
Rahmen der energetischen Optimierung stadtischer
Gebdude modernisiert werden.

Gebaudehiille

Allgemeiner

s Zustand

07
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

DieselstraRe4-6
Lampertheim
Kinderkrippe

4400

1975

2013 - Fassadendammung
2010 - Fenster 50%

Nein

Nein

271

226

197 110

67,1

1Y [.11] [—
wess LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Der Allgemeinzustand |dsst sich auf das Baujahr
zuriickfuhren und ist daher ,in die Jahre” gekommen.

Der Gebaudeteil wurde urspringlich als Teil vom
Altenwohnheim genutzt und ist daher nicht optimal
fir die Betreuung von Kindern ausgelegt.

Die Heizung der Anlage befindet sich in den
Kellerrdumen und versorgt Altenwohnheim,
Kindergarten und *krippe.

2013 wurde ein WDVS angebracht und im oberen
Bereich 2010 die Fenster ausgetauscht.

Es ist dringend empfohlen eine aulenliegende
Verschattung an den Fenstern zur Hofseite
anzubringen.

Gebudehiille

Allgemeiner

e Zustand

08
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

DieselstraRe8
Lampertheim
Kindergarten

4400

1972

2021 - Anbau

2020 - Dachsanierung mit
Dammung

2011 - Fassadendammung
2005 - Fenstertausch

Nein

Nein

643

503

—BY[.11] —
wees LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Der Allgemeinzustand lasst sich auf das Baujahr
zurlickfihren und ist daher ,in die Jahre“ gekommen.

2021 wurde das Gebdude durch einen Anbau

erweitert und das Dach komplett saniert und
warmegedammt.

Gebaudehiille

Allgemeiner

U Zustand

09
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebdudehdiille

TGA

Domgasse 2-4
Lampertheim
Verwaltungsgebaude

1320

1987

2021 - Fassadenddmmung
2021 - Austausch der Fenster
Nein

Nein

2.778

2.416

55 20

117 80

1Y [ 11] —
wess LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Das Gebdude ist grundsatzlich in einem guten
Zustand. Eine groRere Schwachstelle ist jedoch der
Keller und die dort liegenden Raume. Hier dringt
wohl durch undichte AuRenanschliisse von AuRen
Feuchtigkeit in das Mauerwerk.

2021 wurde das Gebaude komplett auRen saniert.

Heizung und Luftungsanlage sind jedoch mittlerweile
auch alter und sollten demnéachst modernisiert

werden.
Gebgudehille
Allgemeiner
1A Zustand
10
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wirme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Europaring 7
Lampertheim
Kita

4400

1Y 1 11| ——
wess LAMPERTHEIM

1973 Gebdudebeschreibung

Nein

528

465

23 20

70 110

4,8

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Das Gebaude wurde seit Errichtung nicht energetisch
ertlichtigt. Hier ware also Handlungsbedarf.

Nein Die Heizung ist ein Gas-Brennwert Gerat und deshalb
fur den Betrieb in Ordnung.

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

11
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

FlorianstraBe 48
Lampertheim
Feuerwehr / DRK

7760

1987

2020 - Anbau Fahrzeughalle
2021 - Fenster in Wohnungen

Nein

Nein

3.500

2.917

32 20

264 100

120

Y[ 11| [—
west LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Der Zustand des Gebaudes ist nicht sehr gut. Die
Fenster sollten ausgetauscht werden.

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Geb&udehiille

Allgemeiner
Zustand

12
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wirme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Heideweg2a
Lampertheim
Wohnen

6100

1967 Gebaudebeschreibung

1Y [.11] F—
wess LAMPERTHEIM

2015 - Fenster

Nein

Nein

607

506

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebdudehiille

Allgemeiner
Zustand

13
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

=STA
s LAM

PERTHEIM

Heideweg2b
Lampertheim
Wohnen

6100

1969 Gebaudebeschreibung

Nein

Nein

602

502

Gebaudehiille

Allgemeiner

U Zustand

14
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wairme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Helene-Lange-Weg 1

Lampertheim

Kindergarten

4400

1997 Gebdudebeschreibung

Y |.11] [—
e LAMPERTHEIM

Nein

Nein

845

704

22 20

207 110

38,2

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudehille

Allgemeiner
Zustand

15

22



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebadudehtille

TGA

PERTHEIM

mSTA
e LAM

Helene-Lange-Weg 3
Lampertheim
Kinderkrippe

4400

2015 Gebadudebeschreibung

Nein

Nein

996

830

20 20

31 110

Gebaudehiille

7,4

Allgemeiner

G4 Zustand

16
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebdaudehille

TGA

—By[.1I] —
wess LAMPERTHEIM

IndustriestraBe 35
Lampertheim
Diakonisches Werk

1300

1960 Gebaudebeschreibung

Nein

Nein

379

316

Gebaudehiille

Allgemeiner

1GA Zustand

17
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebé&udehiille

TGA

KaiserstraRe 28a
Lampertheim
Schillercafé

6710

1995 Geb&udebeschreibung

1Y [.11] N—
wes LAMPERTHEIM

Nein

Nein

216

180

76 20

= 105

5,1

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

18
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Y11 F—
wes LAMPERTHEIM

Kirchstrale 53 -55
Hofheim
Wohnen

6100

1900 Gebdudebeschreibung

Nein

Nein

602

502

Gebaudehtille

Allgemeiner

U Zustand

19
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wiérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Kirchstrae 57

Hofheim

Wohnen

6100

1995

Nein

Nein

593

494

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

1Y [.11] —
wes LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

TGA

Gebdudehiille

Allgemeiner
Zustand

20

27



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofldche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

LindenstraRe 1

Hofheim

Altes Rathaus

1320

1711

2008 - Komplettsanierung

Ja

Nein

365

304

1Y [.11] ——
west LAMPERTHEIM

Geb&udebeschreibung

Die Fenster und Heizungsanlage sind neuwertig.

Gebaudehiille

Allgemeiner

1A Zustand

21

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehtlle

TGA

Lochgasse 3 -5

Hofheim

Wohnen

6100

1954

2003 - Modernisierung

Nein

Nein

680

567

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

W STADI...
we LAMPE

RTHEIM

Gebaudebeschreibung

Gebdudehiille

TGA

All

gemeiner

Zustand

22

29



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

B[ .11] —
wes LAMPERTHEIM

Lorscher StraRe
Huttenfeld
Trauerhalle

4800

2019 Gebdudebeschreibung

Nein

Nein

Gebaudehiille

Allgemeiner

ifea Zustand

23

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Martin-Karcher -StraRe 37

Lampertheim

Café

6710

2019

Nein

Nein

70

58

20

105

I.
t

RTHEIM

Gebaudebeschreibung

TGA

Gebdudehiille

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Allgemeiner
Zustand

24

31



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

PERTHEIM

S
- e

at

f <t

. (et

Neugasse 4

waa
=,
>

Hofheim

-~
il 8
il i=

Wohnen

N

6100

1900 Gebé&udebeschreibung

Das Geb&ude ist zur Zeit nicht bewohnbar!

Nein

Nein

316

263

Gebaudehille

Allgemeiner

U Zustand

25
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

NeuschloBstrale

NeuschloR

Friedhofsgebaude

4800

1983

Nein

Nein

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudebeschreibung

—1y/.11] ——
wes LAMPERTHEIM

2018 - Dachsanierung

TGA

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

26

33



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

RheingoldstralRe

Rosengarten

Friedhofsgebidude

1) [.11] [—
e LAMPERTHEIM

4800
= Gebdudebeschreibung
Nein
Nein
Gebaudehille
3

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Allgemeiner
Zustand

27

34



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

RheingoldstraRe 5
Rosengarten

DGH, Kindergarten

| 1] (—
west LAMPERTHEIM

4710 / 4400

1948 / 1966 Gebaudebeschreibung
Das gesamte Gebaude wird sowohl als Birgerhaus
mit Verwaltung als auch als Kindergarten genutzt.

Nein Das Dach uns die Fassade wurde erneuert und mit
Dammung versehen, soweit ist die Gebdudehiille also

Nein in gutem Zustand. Die Heizung ist eine alte Olheizung
und ist dringend auszutauschen.

154 / 109

128 /91

15 30/20

136 135/ 110

22,6

TGA

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

28

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a ]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

RheingoldstraRe 7

Rosengarten

6100

1950

Nein

Nein

71

59

Kirchenraum / Wohnen

LY.L [—
wes LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

TGA

Gebaudehiille

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Allgemeiner
Zustand

29

36



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

RingstraRe 27

Lampertheim
Kita

4400

2018

Nein

Nein

1.025

854

Gebaudebeschreibung

“STADT,
e lAMP

ERTHEIM

Kita-Neubau 2018.

20

110

TGA

Gebaudehiille

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Allgemeiner
Zustand

30

37



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehdlle

TGA

1320

1970

Nein

Nein

3.025

2.521

51

102

38

RoémerstraRe 102
Lampertheim

Stadthaus

MSTADT.. ...
wes LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

2013 - Fenster

Stadtverwaltung von Lampertheim. Der allgemeine
Zustand ist nicht mehr ganz zeitgemaR, aber weillt
keine gréReren oder gravierende Méangel auf.

Die Fenster wurden 2013 ausgetauscht, die Fassade
jedoch ist ungedammt.

Die Heizung befindet sich im benachbarten ,Alten
Rathaus” und besteht aus zwei Brennwertthermen.
Die Heizkorper sollten ausgetauscht und Beleuchtung
allgemein modernisiert werden.

20

80

Gebdudehiille

Allgemeiner

2 Zustand

31

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

RomerstraRe 104
Lampertheim
Altes Rathaus

4710

1900

Ja

Nein

510

425

53 20

102 80

13,2

SSTADL........
e LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Das ,Alte Rathaus” wird als Blrgerhaus und
Besprechungsraum genutzt. Der Allgemeine Zustand
ist sehr in die Jahre gekommen und nicht besonders
gut.

Die Hiille ist ungedammt und die Fenster sollten
unter Beachtung des Denkmalschutzes saniert
werden.

Die Heizung ist eine Gasbrennwerttherme und daher
gut. Die Verteilung und die Art der Warmeiibergabe
ist nicht gut und sollte modernisiert werden.

Gebaudehiille

Allgemeiner

LA Zustand

32

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

R[] —
wes LAMPERTHEIM

RomerstraRe 120

Lampertheim
Wohnen
6100
1966 Gebiudebeschreibung
Das Wohngebaude ist in keinem guten Zustand und
sollte sowohl allgemein als auch energetisch
dringend saniert werden.
Nein
Nein
1.237
1.031
Gebaudehiille
5
4
4
Allgemeiner
s Zustand
33
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1) /.11 F—
wess LAMPERTHEIM

Adresse RomerstrafRe 21

Gemarkung Lampertheim

Nutzung Heimatmuseum

BWZK 9120

Baujahr 1737 Gebaudebeschreibung

Umbau / Sanierung -
Das Heimatmuseum ist ein historisches Gebdude und
beherbergt eine kleine Ausstellung liber das Leben
und Arbeiten aus frilhen Lampertheimer Zeiten. Das
Denkmalschutz Ja Gebaude wird gut unterhalten und kann so weiterhin
auch als solches genutzt werden.

Energieausweis Nein
Bruttoflache [m?] 150
Nettoflache [m?] 125

Energiekennzahl Strom

38 40
IST / SOLL
Enﬂerglekennzahl 259 75
Warme IST / SOLL Gebiudehiille
CO? - Bilanz [t/a] 10,6
Allgemeiner Zustand 3
Gebaudehiille 4
TGA 5
Allgemeiner
G Zustand
34
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wirme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

RoémerstraRe 35

Lampertheim

VHS

4330

1835

Nein

881

734

22 20

198 90

39

1Y [.11] F—
wess LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

TGA

Geb&udehiille

Allgemeiner
Zustand

35
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettoflidche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

RomerstraRe 39
Lampertheim
Seniorentreff

4710

1845 Gebaudebeschreibung

R[] [—
west LAMPERTHEIM

Ja

Nein

390

825

22 40

198 135

39

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

36

43



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebdudehiille

TGA

Romerstrale 51
Lampertheim
Zehntscheune

4710

1770

Ja

Nein

1.361

1.134

11 30

166 135

32,6

Ry .11 [—
west LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Gebdudehiille

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Allgemeiner
Zustand

37

44



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

SaarstralRe 46

Lampertheim

Kindergarten

4400

1973 Gebdudebeschreibung

1Y [.11] F—
wes LAMPERTHEIM

2011 - Fenster
2011 - WDVS -

Nein

Nein

536

447

24 20

68 110

8,5

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudehiille

Allgemeiner
Zustand

38

45



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wairme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Saarstralle 48

Lampertheim

Kinderhort

4400

1969 Gebaudebeschreibung

— 1Y [.11] F—
wet LAMPERTHEIM

2010 - Fenster
2010 - WDVS -

Nein

Nein

419

349

15 20

111 110

7,8

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudehdlle

Allgemeiner
Zustand

39

46



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettoflidche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

SchubertstraBe 37

Hofheim

Kindergarten

4400

1973

2019 - teilweise
Beleuchtung

Nein

Nein

667

556

16 20

43 110

8,0

W STADT,. .o
wes LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

TGA

Gebdudehiille

Allgemeiner
Zustand

40
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

1Y [.11] F—
wes LAMPERTHEIM

SchulstraBe 4
Hofheim
Wohnen

6100

1967 Gebaudebeschreibung

Nein

Nein

538

448

Gebéaudehiille

Allgemeiner

16A Zustand

41

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand
Gebaudehille

TGA

UhlandstraBe 7

Hofheim

Wohnen

6100

1958

Nein

Nein

314

262

B STADT...s nee
et LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Gebaudehiille

Allgemeiner

U Zustand

42

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wérme IST / SOLL

CO0? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Viernheimer StrafRe 58
Hittenfeld
Vereinsgebdude

5410 / 5450

2001

Nein

Nein

723

602

11 30

53 135

02

Geb&udebeschreibung

R[] F——
west LAMPERTHEIM

Gebgudehiille

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Allgemeiner
Zustand

43

50



1Y [.11] f——
wes LAMPERTHEIM

Adresse Wacholderweg 14

Gemarkung Neuschlo

Nutzung Kindergarten

BWZK 4400

Baujahr 1987 Gebaudebeschreibung

Umbau / Sanierung 2013 - Dachsanierung
2013 - Fenster -
2013 - WDVS

Denkmalschutz Nein

Energieausweis Nein

Bruttofliche [m?] 498

Nettoflidche [m?] 415

Energiekennzahl Strom

- 0
IST / SOLL 2
En“erglekennzahl 207 110
Wérme IST / SOLL Gebiudehiille
CO? - Bilanz -
Allgemeiner Zustand 3
Gebaudehiille 2
TGA 2
Allgemeiner
TeA Zustand
44
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1) /.1 (—
wet LAMPERTHEIM

Adresse Wacholderweg 16

Gemarkung NeuschloR

Nutzung Krippe

BWZK 4400

Baujahr 2013 Geb&udebeschreibung

Umbau / Sanierung -

Denkmalschutz Nein
Energieausweis Nein
Bruttofliche [m?] 923
Nettofliche [m?] 769

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Wiarme IST / SOLL

- 110
Gebdudehille

CO? - Bilanz -

Allgemeiner Zustand 2

Gebaudehiille 2 A

TGA 2

Allgemeiner

I Zustand

45

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim



Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttofliche [m?]

Nettofliche [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Wirme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand

Gebaudehiille

TGA

Wattenheimer Weg 4

Hofheim

Friedhofsgebaude

4800

Nein

Nein

B 1] f—
wes LAMPERTHEIM

Gebaudebeschreibung

Gebaudehiille

Allgemeiner

L Zustand

46

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim
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Adresse
Gemarkung
Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom
IST / SOLL

Energiekennzahl
Warme IST / SOLL

CO? - Bilanz [t/a]

Allgemeiner Zustand
Gebaudehiille

TGA

Weidweg 4
Lampertheim
Umkleide / Wohnen

5410/ 6122

—RY[.11] —
wess LAMPERTHEIM

1980 Gebadudebeschreibung

2012 - Heizung

Nein

Nein

744

620

23 30

153 135

19

TGA

Portfoliobericht der Stadt Lampertheim

Gebaudehtille

Allgemeiner
Zustand

47

54



Y[ 1] A—
west LAMPERTHEIM

Adresse Weidweg 8
Gemarkung Lampertheim
Nutzung Sporthalle
BWZK 5100
Baujahr 1983 Geb&udebeschreibung
Umbau / Sanierung - Heizung
2016 - Dach -
Denkmalschutz Nein
Energieausweis Nein
Bruttofliche [m?] 3.553
Nettoflache [m?] 2.961

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL 23 2
En:erglekennzahl 83 110
Warme IST / SOLL Gebiudehiille
CO? - Bilanz -
Allgemeiner Zustand 3
Gebaudehiille 4
TGA 2
Allgemeiner
TCA Zustand
48
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Adresse

Gemarkung

Nutzung

BWZK

Baujahr

Umbau / Sanierung

Denkmalschutz

Energieausweis

Bruttoflache [m?]

Nettoflache [m?]

Energiekennzahl Strom

IST / SOLL

Energiekennzahl
Wairme IST / SOLL

CO? - Bilanz

Allgemeiner Zustand

Gebéaudehiille

TGA

WilhemlstraRe 60

Lampertheim

Musikschule

4300

1925

Nein

Nein

491

409

260 90

1Y [.11] ——
west LAMPERTHEIM

Gebiudebeschreibung

Gebdudehiille

Allgemeiner

ek Zustand

49
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4, Weitere Entscheidungsparameter

Kennzahlen und damit verbundene Mdéglichkeiten des Benchmarks sind ein wichtiges
Instrument fUr die Beurteilung von Situationen und kénnen Hinweise auf mégliche
Fehlentwicklungen geben. Der Fachbereich Immobilienmanagement hat sich deshalb
entschlossen sich an den Kennzahlen der KGSt Kommunale Gemeinschaftsstelle fur
Verwaltungsmanagement zu orientieren, dass diese Zahlenwerk verlasslich ist und mit Hilfe
von vielen Kommunen entstanden, ist

4.1 Kennzahlen und Benchmarks

Kennzahlen flir Portfoliobericht

den Betriebskosten

Kennzahl Einheit Berechnungsregel

Gesamtkosten pro gm BGF | Euro (Abschreibungskosten Gebaude + Verzinsungskosten Gebaude +
Grundsteuer + Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungskosten +
Eigenreinigung Grundreinigungskosten + Fremdreinigung -
Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung
Glasreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten + Kosten AuBentatigkeiten +
Abfallkosten + Abwasserkosten +
Wasserverbrauchskosten + Regenwasserkosten +
Wérmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten" + Hausmeisterkosten
+ Versicherungskosten + Sonstige Betriebskosten + Verwaltungskosten +
Erhaltungskosten" + Wartungs - / Prifungskosten)
/ Bruttogrundfléche (BGF)

Kalk. Geb&udekosten pro Euro (Abschreibungskosten Gebaude + Verzinsungskosten Gebaude) /

qm BGF Bruttogrundflache (BGF)"

Betriebskosten pro gm BGF | Euro (Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungs-kosten + Reinigung
Glasreinigungskosten + Eigenreinigung Grundreinigungskosten +
Fremdreinigung - Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten + Kosten AuBBentatigkeiten + Abfallkosten + Ab-
wasserkosten + Regenwasserkosten + Wasserverbrauchskosten +
Warmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten + Versicherungskosten
+ Wartungs - / Priifungskosten + Grundsteuer + Sonstige Betriebskosten +
Hausmeisterkosten) / Bruttogrundfldche (BGF)

Bewirtschaftungskosten pro | Euro (Grundsteuer + Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungskosten +

gm BGF Eigenreinigung Grundreinigungs-kosten + Fremdreinigung - Boden -/
Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung Glasreinigungskosten +
Fremdreinigung Grundreinigungskosten + Kosten AuBentatigkeiten +
Abfallkosten + Abwasserkosten + Wasserverbrauchskosten +
Regenwasserkosten + Warmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten
+ Hausmeisterkosten + Versicherungskosten +
Sonstige Betriebskosten + Verwaltungskosten +
Erhaltungskosten + Wartungs - / Prifungskosten) /
Bruttogrundflache (BGF)

Reinigungskosten gesamt Euro (Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Eigenreinigung

ER u. FR pro gm BGF Grundreinigungs-kosten + Fremdreinigung - Boden - /
Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung Glasreinigungskosten +
Fremdreinigung Grundreinigungskosten) / Bruttogrundflache (BGF)

Stromverbrauchskosten pro | Euro Stromverbrauchskosten / Bruttogrundflache (BGF)

gm BGF

Stromverbrauchskosten pro | Cent Stromverbrauchskosten / Stromverbrauch * 100

kWh Strom

Erhaltungskosten pro gm Euro Erhaltungskosten / Bruttogrundflache (BGF)

BGF

Warmeverbrauchskosten Euro Warmeverbrauchskosten / Bruttogrundflache (BGF)

pro gm BGF

Warmeverbrauchskosten Cent Warmeverbrauchskosten / Warmeenergieverbrauch * 100

pro kWh Wérmeenergie

Anteil Reinigungskosten an | Prozent (Eigenreinigung Boden - /Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung

Glasreinigungskosten + Eigen-reinigung Grundreinigungskosten +
Fremdreinigung - Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten) /

(Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung
Glasreinigungskosten + Eigenreinigung Grundreinigungskosten +
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Fremdreinigung - Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten + Kosten AuBentatigkeiten + Abfallkosten + Ab-
wasserkosten + Regenwasserkosten + Wasserverbrauchskosten +
Warmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten + Versicherungskosten
+ Wartungs - / Prifungskosten + Grundsteuer + Sonstige Betriebskosten +
Hausmeisterkosten) *100

Anteil Stromkosten an den
Betriebskosten

Stromverbrauchskosten /

(Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung
Glasreinigungskosten + Eigenreinigung Grundreinigungskosten +
Fremdreinigung - Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten + Kosten AuBentatigkeiten + Abfallkosten + Ab-
wasserkosten + Regenwasserkosten + Wasserverbrauchskosten +
Warmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten + Versicherungskosten
+ Wartungs - / Prifungskosten + Grundsteuer + Sonstige Betriebskosten +
Hausmeisterkosten) *100

Anteil Warmekosten an den | Prozent (Warmeverbrauchskosten) /

Betriebskosten (Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Reinigung
Glasreinigungskosten + Eigenreinigung Grundreinigungskosten +
Fremdreinigung - Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten + Kosten AuBBentatigkeiten + Abfallkosten + Ab-
wasserkosten + Regenwasserkosten + Wasserverbrauchskosten +
Warmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten + Versicherungskosten
+ Wartungs - / Prifungskosten + Grundsteuer + Sonstige Betriebskosten +
Hausmeisterkosten) *100

Flache pro Nutzer/in qm Bruttogrundflache (BGF) / Nutzer / innen

Energieverbrauch pro mz Kilowattst | (Stromverbrauch + Warmeenergieverbrauch) /

BGF unden "F010 - Bruttogrundfldche (BGF)

Stromverbrauch pro gm Kilowattst | Stromverbrauch / Bruttogrundflache (BGF)

BGF unden

Bruttogrundflache (BGF) am Die Bruttogrundfldche wird nach der DIN 277 ermittelt, d.h. die

Grundrissflache aller Geschosse (vom Kellergeschof3 bis
Dachgeschof3) wird aufgenommen.

Schematisch ist die BGF folgendermafBen darstellbar:

BGF = Nettogrundflache (NGF) + Konstruktionsflache (KF)
NRF = Nutzflache (NF) + Technische Funktionsflache (TF) +
Verkehrsflache (VF)

4.2 Kosten

Wichtige Informationen zur Unterstitzung der Entscheidungsfindung liefert die Kosten- und

Leistungsrechnung.

Hier sind 3 Kostenstellenberichte beispielhaft angefiihrt, wobei aufgrund der Umstellung in
der Finanzsoftware noch keine kalk. Kosten zugeordnet sind.

a. Kostenstelle 1011014003 Gebaudemanag. 84003 Am Sportplatz 2-18 Wohnh&user

Position Betrag in Euro
Summe der ordentlichen Ertréage (Mieteinnahmen) 40.154
Aufwendungen 49.840
Interne Leistungen (Bauhof) 10.750
Jahresergebnis nach ILV -20.438

b. 1011014009 Gebaudemanag. 84009 DieselstraBe 2 Altenwohnheim

Position Betrag in Euro
Summe der ordentlichen Ertrage (Mieteinnahmen) 152.678
Aufwendungen 114.531
Interne Leistungen (Bauhof) 38.507
Jahresergebnis nach ILV -360
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c. 1011014301 Gebaudemanag. 84301 DieselstralBe 4 Kita

Position Betrag in Euro
Aufwendungen 195.170
Interne Leistungen (Bauhof) 15.444
Jahresergebnis nach ILV -210.614

4.3 Verbrauchsmengen

Far eine Reihe von Objekten liegt Datenmaterial zum Thema Energie vor. Hier ist sei das

Beispiel Stadthaus, S.38 angefuhrt.

Ist Soll
Energiekennzahl Strom 51 20
Energiekennzahl Warme 102 80
CO? Bilanz (t/a) 38

Die Energiekennzahlen in kWh/m? beziehen sich auf die Nettogrundflache und den

witterungsbedingten Jahresenergieverbrauch.

Sukzessive werden die anderen Gebaude mit in die Betrachtung aufgenommen.

5. Handlungsempfehlungen

Im Punkt 1 wurde beschrieben, welche Strategien sich ableiten lassen. Diese werden auch in

den folgenden Handlungsfelder zugrunde gelegt.

5.1 Themenfeld Wohnen

Auch die Stadt Lampertheim steht vor folgenden wohnungspolitischen Herausforderungen:

» Langfristig bezahlbarer (Miet-)Wohnraum fir breite Bevdlkerungsschichten
* Enormer Sanierungsstau im stadtischen Gebaudebestand (siehe Portfoliobericht)
» Demographischer Wandel, z.B. selbstbestimmtes Wohnen im Alter

» Flichtlinge dauerhafter Wohnraum und Integration
» Gute soziale Mischung, Integration und Inklusion
» Beteiligung der Blrger

Gebéaude- und Wohnungsbestand

Neben den privaten Anbietern am Markt ist die Stadt Lampertheim auch als Anbieter von
Wohnungen auf dem Markt aktiv. Der Fachbereich Immobilienmanagement hat folgende

Objekte und Wohnungen in der Verantwortung:

Objekte

Anzahl Wohnungen

Am Sportplatz 4 — 18 8
Seniorenwohnheim DieselstraBe 34
FlorianstraBe 4 — 6 6
Heideweg 2a 12
Heideweg 2b (gebundener Wohnungsbestand) 15
IndustriestralBe 33 4
KirchstraBe 53/55 5
KirchstraBe 57 8
Lochgasse 3-5 12
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Neugasse 4

Riesengasse 7

RémerstraBe 120
SchulstralBe 4

UhlandstraBe 7

Weidweg 4, Sportlerumkleide
Summe

2w 2| =] w

33

Die einzelnen Objekte wurden im Punkt 3 klassifiziert. Hier zeigt sich, dass dieser enorme
Sanierungsstau in den kommenden Jahren durch die Stadt Lampertheim nicht abzubauen
sein wird, eher wird sich dieser noch weiter verschlechtern. Auf der anderen Seite ist es
wichtiges sozialpolitisches Ziel preiswerten Wohnraum anzubieten. Deshalb kommen aus
den Portfoliostrategien nur Handlungsempfehlungen aus den Strategien Bestand reduzieren
bzw. Bestand umgestalten in Frage.

Eine L6sungsmdglichkeit ist die sogenannte Konzeptvergabe. Viele Kommunen haben
diesen Weg schon beschritten und haben positive Erfahrungen damit gemacht.

Bei Konzeptvergaben handelt es sich zumeist um GrundsticksverauBerungen der
6ffentlichen Hand, die dabei Einfluss nimmt auf Art und Maf3 der Nutzung und Gestaltung,
ohne dabei selbst die Rolle des Bauherrn oder Investors einzunehmen Dabei werden
kommunale Grundstiicke gerade nicht ausschlieBlich zum Héchstpreis, sondern im Rahmen
von wettbewerblichen Verfahren nach der Qualitét des von den Bewerbern geforderten
Konzeptes in Erbpacht vergeben oder verauBert. Das Konzept kann dabei sowohl einen
Nutzungsvorschlag als auch die hochbauliche Gestaltung oder beides beinhalten. Bewertet
werden etwa die Erfillungsgrade der vorgegeben 6kologischen, sozialen sowie
stadtebauliche und architektonische Kriterien oder auch quantitative oder qualitative
Programmvorgaben. Eine solche Konzeptvergabe sieht wie folgt aus:

Was ist eine Konzeptvergabe

* Vergabe zum Festpreis — keine Hochstpreise!
» Bestes Konzept nach MaBgabe festgelegter Kriterien
* Qualitat des eingereichten Konzepts bestimmt die Vergabeentscheidung

Warum Konzeptvergabe

» Beitrag zur Stabilisierung der lokalen Grundstiickspreise
» Bericksichtigung birgerschaftlicher Initiativen

* Kommunale Ziele umsetzen und Qualitaten sichern

» Gesellschaftlicher Mehrwert vor wirtschaftlicher Rendite

Ziele der Konzeptvergabe

» Schaffung bezahlbaren Wohnraums

» Spekulation mit Wohnraum verhindern

* Wohnraum fur die ortsanséssige Bevdlkerung schaffen
* Mehrgenerationenwohnen unterstiitzen

* nachbarschaftliche Unterstiitzung

» Wohnungstausch férdern

» Gemischte Bewohnerschaft

* Vielfalt an HaushaltsgréBen férdern

» Schaffung bezahlbaren Wohnraums
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» 0Okologische Orientierung des Bauvorhabens

» Anteil an nachwachsenden oder recycelten Rohstoffen erhéhen
» umweltgerechte Entsorgung und Recycling

* Energiebedarf und Energieerzeugung alternativ umsetzen

» Alternative Mobilitatskonzepte verwirklichen

» Vernetzung der neuen Nachbarschaft

+ Engagement der Bewohner*innen férdern

* Angebote fir nachbarschaftliche Aktivitaten

» raumliche Angebote / Gemeinschaftsraume

» Treffpunkte im Freiraum

* unterschiedliche Wohnungsgréf3en

» unterschiedliche Wohnungszuschnitte

 flexible bauliche Strukturen

* Anpassung des Wohnraums an sich andernde Lebenssituationen und —phasen
* Wohnen in allen Lebensphasen

Ablauf des Verfahrens Konzeptvergabe

a. Vorbereitungsphase
» Entwicklung von Planungsrecht*
» gutachterliche Fixierung der Grundstiickspreise
» Definition der Zielsetzungen der Entwicklung
» Entwickeln eines Verfahrens zur Vergabeentscheidung
» Erstellen von Vermarktungsunterlagen

b. Umsetzungsphase

» Vermarktungsauftakt und Abgabe der Bewerbungen

» die Vorprifung erfolgt durch die Verwaltung ggf. mit Unterstiitzung von externen
Fachleuten

» Durchfiihrung von Bewerbungsgesprachen (bei niederschwelligen Verfahren
notwendig)

» ein Ausschuss bewertet die Bewerbungen und schlégt die zu berlcksichtigende
Projekte vor

» der Gemeinderat beschlie3t die Grundstlicksvergabe, die Projekte erhalten eine

* Reservierungszusage fur die Grundstiicke

Beispiel fiir Wertungskriterien

Konzeptqualitat

Stadtebauliche Qualitat insgesamt 30 %
Stadtebauliche Planung 15 %
Beriicksichtigung denkmalpflegerischer Belange 10 %
Berlcksichtigung von Aspekten der Nachhaltigkeit 5%
Image und Innovation insgesamt 20 %

Architektursprache

Einhaltung gestalterische Vorgaben z.B. maBstébliche, angemessene Geb&udekubatur und
Dachform; 15 %

Konzept zum ruhenden Verkehr, Nahmobilitat 5%
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Soziale Kriterien

Anteil der Sozialwohnungen an den Gesamtwohnungen
Verteilung der Sozialwohnungen auf dem Baufeld
Nutzerangepasste Architektur und Freiflachengestaltung
Wohnqualitat / Wohnformen

Mogliche Umsetzungsobjekte

insgesamt 50 %
15 %
10 %
10 %
15 %

Folgende Objekte wirden sich fir eine solche Konzeptvergabe anbieten:

Objekte Anzahl Wohnungen
Am Sportplatz 4 — 18 8
Seniorenwohnheim DieselstraBe 34
Heideweg 2a 12
Heideweg 2b (gebundener Wohnungsbestand) 15
KirchstraBe 53/55 5
KirchstraBe 57 8
Lochgasse 3-5 12
Neugasse 4 3
RoémerstraBe 120 10
SchulstralBe 4 5
UhlandstraBe 7 7
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Anlass fur den Bericht

Auf das Immobilienmanagement werden in den kommenden Jahren grol3e
Herausforderungen zukommen. Folgende Einflisse sind hier zu nennen: L

* immenser Instandhaltungsstau

« Klimaziele und Nachhaltigkeitsziele

* Innovation, Digitalisierung und Automatisierung, BIM

» Gesetzesfllle, Betreiberverantwortung, Inklusion, Brandschutz
» Steigende Grundstuckspreise und Baupreise

* Nutzungszyklen werden immer kurzer

» Steigende Komplexitat der Projekte

* Neue Arbeitswelten

* Fehlendes Fachpersonal und Zunahme der Komplexitat der Losungen, Zukunftsfahige
Kompetenzen



Portfoliomanagement als ein wichtiger Baustein [

Portfoliomanagement ist ein Instrument, das Orientierung und Transparenz Gberi iy
vorhandene Werte schafft und Analysen und Entscheidungsgrundlagen zur
Verfugung stellt. Bestandteil des Portfoliomanagements ist zugleich die

Steuerungskomponente. Sie beinhaltet

 die Aufbereitung des relevanten Zahlenmaterials als Entscheidungsgrundlage

+ die Ableitung von Zielen fur das Portfolio und seine einzelnen Objekte aus der Gesamt-

Immobilienstrategie und den Bedarfen der Nutzer,

+ die Herstellung von Bezlgen zwischen den angestrebten Zielen, also dem Soll, und dem

Ist-Bestand sowie

+ die Entwicklung und Umsetzung von Strategien zur Erreichung dieser Ziele.



Vorgehen Portfoliomanagement

Folgende Schritte wurden unternommen: o

« Erfassung des Ist-Zustandes als ein wichtiger Zwischenschritt

« Gebaude wurden dabei auf Grundlage einer fachlichen Einschatzung
bewertet

* Ausbau der Datengrundlage

» entsprechend der Portfoliostrategien werden durch FB 65 Vorschlage zum
Umgang unterbreitet

« im Rahmen eines Benchmarks Kennwerte vergleichbarer Gebaude aus
anderen Kommunen zugrunde gelegt und

» weitere Kriterien zur Beurteilung des Gebaudes werden zukunftig mit
einbezogen



Strategien im Portfoliomanagement

Bestand mehren

Kauf/Neubau

Anmietung

NI I I

OPP

_{

Bestand reduzieren

Bestand umgestalten

Verkauf

Nutzungszusammenlegung

Abmietung

Umnutzung

Objektubertragung

Sanierung/Umbau

Abriss

Standardanderung

Intensivierung/Mehrfachnutzung

Externe Vermietung

Stilllegung

Standortoptimierung




Klassifizierung der Gebaude

Dabei werden 3 Bereiche
unterschieden:

* Allgemeiner Zustand
» Gebaudehulle
 Technische Gebaudeausristung

Note bzw. Zustand 1

Neuwertig oder besser, energetisch und technisch auf dem
neuesten Stand. Neubau oder Durchfiihrung einer
hochwertigen Grundinstandsetzung in allen Gewerken, sodass
eine Restnutzungsdauer vergleichbar mit einem Neubau

entsteht.

Note bzw. Zustand 2

Gebaude, die mehr als Uberdurchschnittlich unterhalten
wurden. Es hat Modernisierungen und Instandsetzungen
erfahren, wobei es aber von der Grundstruktur weitestgehend

erhalten blieb.

Note bzw. Zustand 3

Laufend unterhaltenes Gebaude mit zwischenzeitlich bzw.
langer zurtckliegenden (20 Jahre) durchgefiihrten
Teilmodernisierungen. Es ist kein Instandhaltungsstau
vorhanden bzw. ist dieser im Rahmen von
Schoénheitsreparaturen (oder einer jahrlichen Ricklage)
behebbar.

Note bzw. Zustand 4

Ausreichender Zustand, durchschnittlich laufend unterhaltenes
Gebaude ohne zuletzt stattgefundene Erneuerung von
Bauteilen (z.B. Heizung, Fenster), Instandhaltung nur bei

Bedarf, grundséatzlich keine durchgefihrte Modernisierung.

Note bzw. Zustand 5

Ein Gebaude, das noch genutzt werden kann, bei dem aber fur
eine weitere bzw. andauernde Nutzung in absehbarer Zeit
(kurzfristig) Sanierungen und Modernisierungen erforderlich

werden. Alle Gewerken sind betroffen.




		Note bzw. Zustand 1

		Neuwertig oder besser, energetisch und technisch auf dem neuesten Stand. Neubau oder Durchführung einer hochwertigen Grundinstandsetzung in allen Gewerken, sodass eine Restnutzungsdauer vergleichbar mit einem Neubau entsteht.



		Note bzw. Zustand 2

		Gebäude, die mehr als überdurchschnittlich unterhalten wurden. Es hat Modernisierungen und Instandsetzungen erfahren, wobei es aber von der Grundstruktur weitestgehend erhalten blieb.



		Note bzw. Zustand 3

		Laufend unterhaltenes Gebäude mit zwischenzeitlich bzw. länger zurückliegenden (20 Jahre) durchgeführten Teilmodernisierungen. Es ist kein Instandhaltungsstau vorhanden bzw. ist dieser im Rahmen von Schönheitsreparaturen (oder einer jährlichen Rücklage) behebbar. 



		Note bzw. Zustand 4

		Ausreichender Zustand, durchschnittlich laufend unterhaltenes Gebäude ohne zuletzt stattgefundene Erneuerung von Bauteilen (z.B. Heizung, Fenster), Instandhaltung nur bei Bedarf, grundsätzlich keine durchgeführte Modernisierung.



		Note bzw. Zustand 5

		Ein Gebäude, das noch genutzt werden kann, bei dem aber für eine weitere bzw. andauernde Nutzung in absehbarer Zeit (kurzfristig) Sanierungen und Modernisierungen erforderlich werden. Alle Gewerken sind betroffen.
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Adresse Rémerstrafe 102

Gemarkung Lampertheim

Nutzung Stadthaus

BWZK 1320

Baujahr 1970 Gebziudebeschreibung

Umbau / Sanierung 2013 - Fenster
Stadtverwaltung von Lampertheim. Der allgemeine
Zustand ist nicht mehr ganz zeitgemat, abar weifit
keine gréReren oder gravierende Mangel auf.

Denkmalschutz Nein Die Fenster wurden 2013 ausgetauscht, die Fassade
jedoach ist ungeddmmt.

Energieausweis Nein Die Heizung befindet sich im benachbarten ,Alten
Rathaus” und besteht aus zwei Brennwertthermen.
Die Heizkérper sollten ausgetauscht und Beleuchtung
allgemein modernisiert werden.

Bruttofliche [m?] 3.025

Nettofliche [m?] 2,521

Energiekennzahl Strom

IST / sOLL : 20
Energiekennzahl - 0
e T 7 el Gebaudehille
€O? - Bilanz [t/a] 38
Allgemeiner Zustand 3
Gebiudehiille a
TGA 3
Allgemeiner
=S Zustand



Kennzahlen und Benchmarks

Kennzahlen und damit verbundene Moglichkeiten des Benchmarks sind ein wichtiges
Instrument fur die Beurteilung von Situationen und kdnnen Hinweise auf mogliche
Fehlentwicklungen geben. Der Fachbereich Immobilienmanagement hat sich deshalb
entschlossen sich an den Kennzahlen der KGSt Kommunale Gemeinschaftsstelle fur
Verwaltungsmanagement zu orientieren, dass diese Zahlenwerk verlasslich ist und mit
Hilfe von vielen Kommunen entstanden, ist.

Betriebskosten pro gm BGF Euro (Eigenreinigung Boden - / Unterhaltsreinigungs-kosten + Reinigung
Glasreinigungskosten + Eigenreinigung Grundreinigungskosten +
Fremdreinigung - Boden - / Unterhaltsreinigungskosten + Fremdreinigung
Grundreinigungskosten + Kosten Aufientatigkeiten + Abfallkosten + Ab-
wasserkosten + Regenwasserkosten + Wasserverbrauchskosten +
Warmeverbrauchskosten + Stromverbrauchskosten + Versicherungskosten +
Wartungs - / Prifungskosten + Grundsteuer + Sonstige Betriebskosten +
Hausmeisterkosten) / Bruttogrundflache (BGF)

Energieverbrauch pro m? BGF Kilowattstunden (Stromverbrauch + Warmeenergieverbrauch) /

"F010 - Bruttogrundflache (BGF)

Stromverbrauch pro gm BGF Kilowattstunden Stromverbrauch / Bruttogrundflache (BGF)




Kosten- und Leistungsrechnung

Wichtige Informationen zur Unterstutzung der Entscheidungsfindung liefert die
Kosten- und Leistungsrechnung.

Aufgrund der Umstellung in der Finanzsoftware noch keine kalk. Kosten
zugeordnet sind.

a. Kostenstelle 1011014003 Gebaudemanag. 84003 Am Sportplatz 2-18 Wohnhauser

Position Betrag in Euro
Summe der ordentlichen Ertrage (Mieteinnahmen) 40.154
Aufwendungen 49.840
Interne Leistungen (Bauhof) 10.750
Jahresergebnis nach ILV -20.438




Verbrauchsmengen

Die Energiekennzahlen in kWh/m? beziehen sich auf die Nettogrundflache und
den witterungsbedingten Jahresenergieverbrauch.

Sukzessive werden die anderen Gebaude mit in die Betrachtung
aufgenommen.

Ist Soll
Energiekennzahl Strom 51 20
Energiekennzahl Warme 102 | 80
CO2 Bilanz (t/a) 38




Herangehensweise Handlungsfeld Wohnen

Die folgenden Folien sollen ein mogliches Szenario darstellen, wie im
Handlungsfeld dann aufgrund der vorliegenden Informationen eine
entsprechende Strategie abgeleitet werden kann.

Dabei ist zunachst ein entsprechendes Zielszenario zugrunde zulegen

Danach werden die relevanten Informationen aus dem Portfoliobereicht mit
hinzugezogen

Daran anschlie3end erfolgt ein Vorschlag fur eine mogliche Strategien oder
weitere relevante Strategien.



Wohnungspolitische Herausforderungen fur
die Stadt Lampertheim

 Langfristig bezahlbarer (Miet-)Wohnraum fur breite Bevolkerungsschichten

« Enormer Sanierungsstau im stadtischen Gebaudebestand (siehe
Portfoliobericht)

« Demographischer Wandel, z.B. selbstbestimmtes Wohnen im Alter
* Flichtlinge dauerhafter Wohnraum und Integration

» Gute soziale Mischung, Integration und Inklusion

 Beteiligung der Burger



Situation der Wohngebaude

o !




Konzeptvergabe als wohnungspolitisches n
Gestaltungsinstrument der Stadt Lampertheim

o
Bei Konzeptvergaben handelt es sich zumeist um Grundstucksveraul’erungen der

offentlichen Hand, die dabei Einfluss nimmt auf Art und Mal} der Nutzung und
Gestaltung ohne dabei selbst die Rolle des Bauherrn oder Investors einzunehmen

Dabei werden kommunale Grundstlcke gerade nicht ausschlief3lich zum
Hochstpreis, sondern im Rahmen von wettbewerblichen Verfahren nach der
Qualitat des von den Bewerbern geforderten Konzeptes in Erbpacht vergeben oder
veraullert.

Das Konzept kann dabei sowohl einen Nutzungsvorschlag als auch die
hochbauliche Gestaltung oder beides beinhalten. Bewertet werden etwa die
Erfullungsgrade der vorgegeben okologischen, sozialen sowie stadtebauliche und
architektonische Kriterien oder auch quantitative oder qualitative
Programmvorgaben.



Ziele mit der Konzeptvergabe
B
Sparsamer Flachenverbrauch & leistbares Wohnen

» Schaffung bezahlbaren Wohnraums

 Langfristig sicher

» Spekulation mit Wohnraum verhindern

» z.B. Kostenmietprinzip bei Genossenschaften

« z.B. angemessene Belegung einer Wohnung mit der entsprechenden Anzahl an
Bewohner*innen.



Ablauf des Verfahrens

Vorbereitungsphase

« Entwicklung von Planungsrecht

 gutachterliche Fixierung der Grundstlckspreise

* Definition der Zielsetzungen der Entwicklung

» Entwickeln eines Verfahrens zur Vergabeentscheidung
* Erstellen von Vermarktungsunterlagen



Ablauf des Verfahrens i
Umsetzungsphase O

« Vermarktungsauftakt und Abgabe der Bewerbungen

« die Vorprufung erfolgt durch die Verwaltung ggf. mit Unterstutzung
von externen Fachleuten

« Durchfuhrung von Bewerbungsgesprachen (bei niederschwelligen
Verfahren notwendig)

* ein Ausschuss bewertet die Bewerbungen und schlagt die zu
berucksichtigende Projekte vor

» der Gemeinderat beschliel3t die Grundstucksvergabe, die Projekte
erhalten eine

« Reservierungszusage fur die Grundstlucke



Wertungskriterien

Konzeptqualitat

Stadtebauliche Qualitat insgesamt 30 %
Stadtebauliche Planung 15 %
Berucksichtigung denkmalpflegerischer Belange 10 %
Berucksichtigung von Aspekten der Nachhaltigkeit 5%
Image und Innovation insgesamt 20 %

Architektursprache
Einhaltung gestalterische Vorgaben z.B. malstabliche, angemessene Gebaudekubatur und Dachform; Konzept zum

ruhenden Verkehr 15 %
Nahmobilitat 5%
Soziale Kriterien insgesamt 50 %
Anteil der Sozialwohnungen an den Gesamtwohnungen 15 %
Verteilung der Sozialwohnungen auf dem Baufeld 10 %
Nutzerangepasste Architektur und Freiflachengestaltung 10 %

Wohnqualitat / Wohnformen 15 %



Beispiele

Entwicklung Aischbach-Areal, Herrenberg Projektbeispiele
Vergabeverfahren e e

Idee “Buntes Haus"
Familien, die das Forderprogramm “Wohnen mit Kind” erfollen
Kenschen mit Behindarung
KMietwohnungen, 20% unter Mietspisgal
Geflichtete

20-jahrige Sicherung des Konzepies

Baugemeinschaft Regenbogen AD Wahemgen, 1 Sewestecimet
Tiibingen m#uu-—uu&-u?ui:-:
Winter 204 Flanungszemsinschaft

Thomas Gaugeel | Matthias Gltschorar Architekben ToDingen




Beisbiele

B s e ‘ Erfahrung 2 — Entwicklung auf privatem Grund

Universitatsstadt

BG 33/33/33
,Tubingen for Starters”

* Ein Drittel: Geforderte Mietwohnungen
und Anschlusswohnungen fir Gefllichtete

* Ein Drittel: Wohneigentum fur
Schwellenhaushalte oder Mietwohnungen
10% unter Vergleichsmiete

* Ein Drittel: Selbsthutzer ohne soziale
Bindung




STADT LAMPERTHEIM Mitteilungsvorlage

- offentlich -

Drucksache 2021/396

Produkt: 10.01.02

Federflhrung: FB 60 Bauen und Umwelt
Bearbeiter/in: Herr Pagelkopf

Datum: 11.11.2021
Beratungsfolge Termin Bemerkungen

Magistrat der Stadt Lampertheim 16.11.2021

Ortsbeirat Huttenfeld 16.11.2021

Stadtentwicklungs-, und 30.11.2021

Bauausschuss

Tabakscheune Huttenfeld - aktuelles Vorhaben und rechtliche Wirdigung

Sachdarstellung:
Aufgrund der aktuellen Diskussionen um das Bauvorhaben ,Nutzungsdnderung einer
denkmalgeschitzten Scheune® in Huttenfeld finden sich in der Anlage zu dieser Vorlage

Informationen zur Tabakscheune und dem Umnutzungs-Vorhaben, inklusive einer rechtlichen
Wiurdigung.

Fachdienstleitung 60-3 Fachbereichsleitung 60 Blrgermeister

Pagelkopf Wicke IStérmer







]
Historie Tabakscheune o

» 1936 durch die Fachschaft fir Tabakbau unter dem Vorsitz von Philipp Ehret deutlich auf3erhalb des damaligen Ortskerns
erbaute, rund 70 Meter lange, dreigeschossige Tabakscheune in Holzkonstruktion.

» Sie tragt ein Satteldach mit Pfannen aus dem Tonwerk Heppenheim. Im Inneren haben sich zwei durchgehende Treppenanlagen
erhalten.

* Der Nordwestwand ist unter einem holzernen Vordach eine Verladerampe vorgebaut.

* Eingeweiht am 30. August 1936 galt die Scheune als seinerzeit grofte ihrer Art in Deutschland. In den einzelnen Stockwerken
konnten etwa 3000 Zentner Tabak zum Trocknen aufgehangt werden.

* In den 1960er Jahren von Raiffeisen als Lager fur landwirtschaftliche Produkte genutzt, dabei wohl Einbau eines Zementbodens.
Danach diente sie als Lager fur Altwaren.

» Die Tabakscheune ist die letzte erhaltene im Ort, eine weitere, wesentlich kleinere in der Alfred-Delp-Stralie ist heute zu
Wohnzwecken umgebaut. Sie ist daher als Zeugnis dieses einst bedeutenden Wirtschaftszweiges Kulturdenkmal aus
geschichtlichen Griinden.



Katasterauszug

o
o

erT_I_

— 4

A !_I_|I=-E1_
|

" e

e

L]
{ S
]

1 =

SRS~
_Bebauungsplan
- 7:2;:0?\“: C"\' . —

Vorhaben Tabakscheune aul3erhalb
des Geltungsbereiches eines
Bebauungsplanes - baurechtliche
Zulassigkeit nach § 34 BauGB



Vorhaben ,,Nutzungsanderung einer denkmalgeschiitzten Scheune*
(Stand der Nachbarbeteiligung aufgrund der Erfordernis einer bauordnungsrechtlichen Abweichung - Grenzbebauung

Stellplatze)

* Umnutzung einer gewerblich genutzten Tabakscheune (Einzelkulturdenkmal) in ein Mehrfamilienwohnhaus

» erforderliche Berlcksichtigung des Denkmalschutzes - kein Abbruch der Tabakscheune zuldssig,
Gebaudehlille/Kubatur wird erhalten, lediglich Einbau von Gauben

¢ 18 Wohneinheiten,13 WE > 60 m?, 5 WE < 60 m?

* nach stadtischer Stellplatzsatzung sind 31 Stellplatze nachzuweisen - 24 Stellplatze sind auf dem Grundstiick
geplant, die restlichen 7 werden gem. Hessischer Bauordnung (HBO) durch Fahrradabstellplatze ersetzt und auf
dem Grundstlick untergebracht

» ErschlieBung Uber die Seefeldstralte

+ schon erfolgt: Abbruch eines Wirtschaftsgebaudes sowie einer Uberdachung
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Nordwest-Ansicht

nordlicher Gebaudeteil



Freiflachenplan
aufgrund der GroRe aufgesplittet




Zulassigkeit von Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (§ 34 BauGB)

Grundsatzlich muss sich ein Vorhaben innerhalb der im Zusammenhang bebauten Ortsteile (unbeplanter Innenbereich) nach 4 Kriterien in die
Eigenart der naheren Umgebung einfligen (Anwendung auf Umnutzung Tabakscheune):

1) Art der baulichen Nutzung

Die einst gewerblich genutzte Tabakscheune soll in ein Mehrfamilienwohnhaus umgebaut und umgenutzt werden. In der naheren Umgebung
herrscht Wohnbebauung vor, sodass hier von einem faktischen Wohngebiet auszugehen ist und sich das Vorhaben folglich einfiigt.

2) MafB3 der baulichen Nutzung (Gebdudekubatur, Ho6he, Geschossigkeit, Gebdudegrundflédche, iiberbaute Grundstiicksfldche)

Die Tabakscheune ist bereits im Bestand vorhanden und vergréRert sich durch das Vorhaben nicht. Das direkt an die Tabakscheune
angrenzende landwirtschaftliche Wirtschaftsgebaude wurde abgebrochen und reduziert somit die Kubatur um ca. 570 m®. Eine Uberschreitung
des Zulassigkeitsrahmens ist entsprechend nicht gegeben, womit sich das Vorhaben dem Maf der baulichen Nutzung nach einfugt.

3) Bauweise

Da sich an der Gebaudekubatur und somit auch an der Bauweise, inklusive der Abstédnde zu den Nachbargrundstiicken, nichts andert, flgt sich
das Vorhaben auch in diesem Punkt in die ndhere Umgebung mit ihrer vorherrschenden offenen Bauweise ein.

4) Grundstiicksflache, die liberbaut werden soll

Auch hier andert sich grundlegend nichts. Das Wirtschaftsgebaude im Bereich zur Seefeldstrale hin wurde abgebrochen, die Positionierung des
Bestandsgebaudes &ndert sich nicht. Folglich ist auch dieses Kriterium positiv zu bewerten.

Da alle fiir die Zulassigkeit nach § 34 BauGB relevanten Kriterien erfillt sind, ist das erforderliche Baurecht gegeben und die gemeindliche
Zustimmung (Einvernehmen gegeniiber der Bauaufsichtsbehdrde) war zu erteilen.



Sonstige betroffene Rechtsbereiche

Stellplatze

Laut Stellplatzsatzung der Stadt Lampertheim sind in Mehrfamilienhdusern je Wohneinheit 2 Stellplatze nachzuweisen. Bei Wohneinheiten < 60 m?
ist 1 Stellplatz nachzuweisen. Fahrradabstellplatze sind nicht Gegenstand der Stellplatzsatzung, werden jedoch in der Hessischen Bauordnung
bzw. der Hessischen Fahrradstellplatzverordnung behandelt.

So bietet der § 52 (4) HBO die Moglichkeit, bis zu einem Viertel der nachweispflichtigen KFZ-Stellplatze durch jeweils 4 Fahrradabstellplatze zu
ersetzen.

Fir die Tabakscheune sind 18 Wohneinheiten geplant, 13 WE > 60m?, 5 WE < 60 m2. Entsprechend sind 31 Stellplatze nachzuweisen.
24 Stellplatze sind auf dem Grundstiick geplant, die restlichen 7 werden durch Fahrradabstellplatze ersetzt und auf dem Grundstiick untergebracht.

Denkmalschutz

Denkmalschutz liegt in der Zustandigkeit der Unteren Denkmalschutzbehérde des Kreises Bergstralle bzw. bei Einzeldenkmalern auch bei der
Landesdenkmalpflege. Die Stadt weist allenfalls im Rahmen der bauordnungsrechtlichen Stellungnahme auf bestehenden Denkmalschutz hin,
sofern dieser bekannt ist.

Brandschutz

Brandschutz liegt auch in der Zustandigkeit der Kreisverwaltung und ist grundsatzlich flir Sonderbauten nachzuweisen. Da es sich bei dem
Vorhaben jedoch nicht um einen Sonderbau handelt, ist kein Brandschutzkonzept vorzulegen.

Naturschutz/Artenschutz

Das Thema Naturschutz/Artenschutz ist ebenfalls beim Kreis Bergstralie, bei der Unteren Naturschutzbehdrde (UNB) angesiedelt. Diese wird bei
relevanten Baueingaben und insbesondere Gebaudeabbriichen ebenfalls beteiligt. Meist resultiert dies in entsprechenden Hinweisen oder
Auflagen in der Baugenehmigung. Im Fall der Tabakscheune wurde die Kenntnis einer Fledermauspopulation von einer Anliegerin an die Stadt
gemeldet, die den Sachverhalt zustandigkeitshalber an die UNB weitergeleitet hat. Zusatzlich wurde die Anliegerin auf die Zustandigkeit der UNB
hingewiesen.



Vorliegend handelt es sich um ein Baugenehmigungsverfahren, fiir welches der Kreis Bergstralle als zustdndige Bauaufsichtsbehdrde
Herrin des Verfahrens ist.

Die Politik ist im Baugenehmigungsverfahren nicht beteiligt, da es sich hierbei ausschlieRlich um die Umsetzung von bestehenden bzw.
bekannten Rechtsvorschriften handelt und die Verwaltungen von Stadt und Kreis in der Verpflichtung der Umsetzung stehen.
Somit stellt dies eine reine Rechtsanwendung und keine Rechtsgestaltung wie bei einer Bauleitplanung dar.

Es besteht im Ubrigen kein Anspruch auf Vorlage verfahrensinterner Vorgange und Priifungen durch die Verwaltung, weder fiir Biirger noch
fur die Politik. Der Bauherr hat ein Anrecht auf den Datenschutz, der sich aus dem Datenschutzrecht resultiert (insbesondere die
Datenschutzgrundverordnung) und ist vor Veroffentlichung bzw. Datenherausgabe an Dritte geschiitzt, die nicht mit dem Vorgang befasst
sind. Kraft Gesetzes sind nur die Behérden wissensberechtigt, die mit dem Vorgang befasst sind. Auch behdrdenintern betrifft dies nur die
befassten Stellen.

Die Stadtverwaltung wird im Baugenehmigungsverfahren aus bauleitplanerischer Sicht aufgefordert sich zu duf3ern.

Dort, wo kein Bebauungsplan vorliegt, wie im Fall der Tabakscheune, muss eine Beurteilung anhand von Kriterien (§ 34 BauGB) in einer
gebundenen, justiziablen Entscheidung vorgenommen werden. Diese legt die definitorischen und gerichtlich bereits festgelegten Wertungen
auf, die keine anderen Entscheidungen als ,zulassig” oder ,nicht zulassig“ hervorbringen.

Im vorliegenden Fall der Umnutzung der Tabakscheune wurde anhand der vom § 34 BauGB vorgegebenen Kriterien die
bauplanungsrechtliche Zulassigkeit festgestellt. Auch nach Gegenpriifung wird an dieser Stellungnahme festgehalten.

Die Aufstellung eines Bebauungsplanes zur reinen Verhinderung der Nutzungséanderung ist rechtswidrig, ggf. entstiinden hierdurch auch
Entschadigungsanspriiche.

Da fiir die Nutzungsanderung ausschlief3lich ein Baugenehmigungsverfahren vorliegt, ist die Begutachtung von Brandschutzgutachten und
Artenschutzgutachten ausschlieRlich dem Kreis als zustédndige Behorde zugeordnet. Eine Sichtung solcher Gutachten durch die Politik bzw.
die Offentlichkeit wére nur im Rahmen einer Bauleitplanung méglich bzw. Bestandteil des Verfahrens.

Die rechtliche Uberpriifung bzw. Klageméglichkeit ist nur durch den in seinen Rechten beeintréchtigen Klager méglich, nach Erteilung der
Baugenehmigung.
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